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Die Puppe

Leicht zu nehmen, zu beherrschen, zu belohnen oder zu bestrafen und
der Willkür jedweder Projektion, Forderung und Handhabung hilflos
ausgeliefert ist im allgemeinen wie im besonderen die Puppe, die
deshalb allen Sehnsüchten und Wünschen, Ängsten, Aggressionen und
Zärtlichkeiten des Menschen als Spielzeug und Werkzeug dient, um der
Anforderung durch die Wirklichkeit und ihre Bewältigung nicht in aller
Konsequenz Rechnung tragen zu müssen.

Wäre der Mensch nur seiner eigenen Art gegenüber so interessiert und
zugetan, wie es ihm gewiß auch möglich wäre, hätte er den Geistertanz,
den Imaginationsaufwand, also das Spiel mit den Puppen nicht nötig,
dem er sich doch in einem so großen Umfang widmet, daß es seine ganze
Realität zu füllen scheint, und das ausschließlich durch das Motiv
begründet, der gleichwohl unverzichtbaren Aufgabe und Chance zu
entgehen, seinen täglichen Kampf auf sich zu nehmen, erklärt werden
kann.

Ihre Schattenblick-Redaktion


4. Oktober 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963
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ATOM/227: Halbwertzeit - der Bürger zahlt den Preis ... (GAL)


Pressemitteilung der Grün Alternativen Liste (GAL) Gronau vom 04.10.2019

Scharfe Kritik: Neuer Uranmüllexport von Gronau nach Russand / 22.000
Tonnen Uranmüll im Freilager neben Gronauer Uranfabrik



Die Wiederaufnahme von Uranmülltransporten von der bundesweit einzigen
Urananreicherungsananlage (UAA) in Gronau (NRW) nach Russland wird von
der Grün Alternativen Liste (GAL) Gronau scharf kritisiert. Zudem wirft
ein Schreiben des NRW-Wirtschaftsministeriums, das die GAL im September
erhalten hat, mehr Fragen als Antworten auf. Und so bezeichnet
GAL-Vorstandsmitglied Udo Buchholz die Lagerung von rund 22.000 Tonnen
Uranmülls neben der Anreicherungsanlage unter dem freien Himmel und die
Sicherung des Anlagengeländes durch einfachen Maschendraht als absolut
besorgniserregend. "Die GAL Gronau fordert zum Schutz der Bevölkerung
die sofortige Stilllegung der Gronauer Urananreicherungsanlage und der
Uranmüllproduktion sowie ein endgültiges Verbot der Uranmüllexporte nach
Russland", so Udo Buchholz, der für die parteiunabhängige GAL im Rat der
Stadt Gronau sitzt.

Stilllegung der Urananreicherungsanlage wäre ein konsequentes
Zeichen

Anlässlich des 34. Jahrestages der Inbetriebnahme der
Urananreicherungsanlage (UAA) in Gronau hatte die GAL Gronau am 15.
August 2019 in einem Schreiben an NRW-Wirtschaftsminister Andreas
Pinkwart ihre langjährige Forderung nach der sofortigen Stilllegung der
umstrittenen und hochgefährlichen Anlage bekräftigt. In dem Schreiben an
Minister Pinkwart betonte die GAL Gronau: "Als Wirtschaftsminister des
Landes NRW liegt die Atomaufsicht in Ihrer Hand. Es liegt in Ihrer Hand,
weitere Störfälle in der Anlage zu verhindern, die weitere
Atommüllproduktion in Gronau zu verhindern und den weiteren Umgang mit
der hochbrisanten Zentrifugentechnik zu unterbinden. Wiederholt wurde in
Rechtsgutachten festgestellt, die u. a. von der ehemaligen
Bundesumweltministerin Frau Barbara Hendricks in Auftrag gegeben wurden,
dass die Urananreicherung in Gronau rechtssicher beendet werden kann.
Und da Ministerpräsident Laschet vor dem Weiterbetrieb der belgischen
Atomkraftwerke warnt, die auch mit angereichertem Uran aus Gronau
betrieben werden, und die Entsorgung des Gronauer Atommülls weiterhin
ungelöst ist, wäre die sofortige Stilllegung der Gronauer
Urananreicherungsanlage ein konsequentes Zeichen."

Die GAL Gronau, die sich schon seit ihrer Gründung im Jahr 2008 intensiv
gegen den Weiterbetrieb der Gronauer Urananreicherungsanlage engagiert,
hat in ihrem Schreiben an Minister Pinkwart auch konkrete Fragen
gestellt. So wollte die GAL wissen, wohin das abgereicherte
Uranhexafluorid verbracht wurde, dass am 29. Juli 2019 mit einem
Sonderzug die Anlage verlassen hat, welche Menge abtransportiert wurde
und wieviel abgereichertes Uranhexafluorid sich aktuell (Stichtag
15.8.2019) in dem Freilager neben der Gronauer Urananreicherungsanlage
befand. Weitere Fragen der GAL bezogen sich auf die Umzäunung der
Urananreicherungsanlage, die aus Maschendraht besteht und auf den
Zustand der Urancontainer, in denen der Uranmüll gelagert und
transportiert wird.

Das Antwortschreiben an die GAL Gronau datiert vom 12. September 2019
und wurde nicht von Minister Pinkwart, sondern von einem Mitarbeiter des
NRW-Wirtschaftsministeriums unterschrieben. Udo Buchholz kritisiert,
dass der Minister nicht persönlich geantwortet hat und dass auf die
Kernforderung der GAL nach sofortiger Stilllegung der Gronauer
Uranfabrik überhaupt nicht eingegangen wurde. Und die Beantwortung der
gestellten Fragen bezeichnet Buchholz als weitgehend "oberflächlich und
ausweichend".

29. Juli 2019: Sonderzug mit Uranmüll von Gronau Richtung Russland

Und laut GAL Gronau werden neue Fragen aufgeworfen: "Das Ministerium
räumte auf unsere Nachfrage ein, dass am 29. Juli 2019 mit einem
Sonderzug ca. 600 Tonnen abgereichertes Uranhexafluorid nach Russland
abtransportiert wurden. Offiziell wurden die Uranmülltransporte von
Gronau nach Russland Ende 2009 eingestellt. Da in den letzten Wochen
mehrfach Sonderzüge mit Uranmüll die Anlage in Gronau verlassen haben,
bleibt zu klären, ob diese Transporte vielleicht auch nach Russland
gegangen sind. Als Ziel stand bisher - unbestätigt - Frankreich im Raum.
Denkbar ist jetzt, dass bereits mehrere der jüngsten Transporte Russland
als Ziel hatten. Vielleicht auch schon zwischen 2010 und 2019?"

Erschreckend findet die GAL Gronau die Auskunft, dass Mitte August "ca.
22.000 t abgereichertes Uranhexafluorid (ca. 1.850 Behälter)" unter dem
freien Himmel neben der Urananreicherungsanlage gelagert wurden. "Diese
Behälter sind im Jahreswechsel allen Extremwitterungen ausgesetzt und
sie sind nicht gegen Flugzeugabstürze oder gegen Sabotage gesichert", so
Udo Buchholz.

Die Fragen, die die GAL zur Behältersicherheit gestellt hatte, wurden
nur lückenhaft beantwortet. Offenbar werden nicht nur neue Behälter zur
Lagerung eingesetzt und die Frage, wer firmenunabhängig die Sicherheit
der Container überprüft, wurde nur lapidar mit "unabhängige
Sachverständige" beantwortet. Offen bleibt auch die Frage, wo
Urancontainer verblieben sind, in die der Uranmüll nach der
Inbetriebnahme der Urananreicherungsanlage in den 80er und 90er Jahren
eingefüllt wurde. Udo Buchholz will nicht ausschließen, dass diese alten
Container "irgendwo in Russland vor sich hin rosten".

Die GAL wird versuchen, durch weitere Anfragen mehr Licht in das
"strahlende Dunkel" zu bringen.

Am Sonntag (6. Oktober) werden sich erneut Mitglieder der GAL Gronau an
dem Sonntagsspaziergang an der Gronauer Urananreicherungsanlage
beteiligen, bei dem sich seit Ende 1986 immer am ersten Sonntag im Monat
Anti-Atomkraft-Initiativen aus Gronau und Umgebung treffen,
Informationen austauschen und das Geschehen bei der Uranfabrik
dokumentieren.

Hintergrundinformationen:

Seit Mitte der 90er Jahre wurden rund 30.000 Tonnen Uranhexafluorid in
abgereicherter Form von der Gronauer Urananreicherungsanlage nach
Russland verbracht. Entsprechende Lieferverträge endeten zum 31.12.2009.
Gegen die Transporte hatte es immer wieder Proteste deutscher,
niederländischer und russischer Umwelt- und Anti-Atomkraft-Initiativen
gegeben. Seit 2010 kritisieren der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU), das Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen und
weitere Verbände und Initiativen, dass verstärkt Uranmüll von Gronau
nach Frankreich transportiert wird. Ihre Forderung: Die
NRW-Landesregierung ist für den Betrieb der Gronauer Uranfabrik
verantwortlich und muss dafür Sorge tragen, dass die Urananreicherung
und die Uranmüllschieberei beendet werden!




http://www.aku-gronau.de/texte/20100104-presse.html

Weitere Hintergrundinformationen und Fotos von dem Urantransport vom
29.07.2019:

- http://urantransport.de/2019/08/muensterland-wieder-urantransporte-proteste-und-anklagen

- https://www.anti-atom-aktuell.de/2019/2019-07-29_Urantransport/index.html

- http://urantransport.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der Grün Alternativen Liste (GAL) Gronau vom 04.10.2019



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/648: Klimakampf und Kohlefront - in die Irre geführt ... ("Kohle kapern!")


"Kohle kapern!" - Mitteilung von 6. Oktober 2019

Statement: "Kohle kapern!"-Besetzer*innen resümieren die Blockade



Flensburg - Gestern Abend haben wir uns nach acht Stunden
Blockade des Kohlelagers und der beiden Anleger-Kräne der Stadtwerke
Flensburg dazu entschieden, die Aktion eigenständig zu beenden.

Nachdem wir direkt nach Aktionsstart von einem wütenden Arbeiter mit seinem
Radlader attackiert und fast vom Kohleberg gestoßen wurden, blieb die
Situation tagsüber relativ entspannt. Recht früh kamen wir mit dem
Geschäftsführer ins Gespräch, wobei wir uns zunächst über
die Aufgeschlossenheit seinerseits freuten. Schnell stellte sich jedoch
heraus, dass er mit dieser Offenheit eine recht simple Taktik verfolgte:
Die Vereinnahmung und Entschärfung unseres Protestes. Während er zwar
immer wieder beteuerte, unser Anliegen zu verstehen und uns den Raum zu
gewähren, verriet er sein wahres Motiv durch einige Bemerkungen - Die
shz wäre schon hier gewesen und sonst käme ohnehin keine Presse, wir
könnten also nun unbehelligt gehen. Und das obwohl es eine dpa-Meldung
gab, der NDR mit einem Kamerateam da war und selbst russische Medien
berichteten. Es ging ihm also darum, uns möglichst schnell loszuwerden
und so wenig Presseresonanz wie möglich zu erzeugen. Dafür erschien ihm
die offensive "Umarmungstaktik" am effektivsten.

Und das Kalkül geht auf: Nun steht tatsächlich in vielen Presseberichten,
wie verständnisvoll die Stadtwerke unseren Protest duldeten. Auch wenn die
Stadtwerke als individuelle Akteure ebenso Systemzwängen des
kapitalistischen Marktes ausgesetzt sind wie wir alle, kann niemand
wirklich verständnisvoll sein, der von Kohle auf Erdgas umsteigt und
sich dafür als Klimaretter feiern lassen möchte. Die Gesprächstaktik mit
uns fügt sich in dieselbe Linie des "Greenwashing" und hat mit einer
ernsthaften, inhaltlichen Auseinandersetzung auf Augenhöhe nichts zu
tun!

Als wir uns dazu entschieden, die Aktion zu beenden, kam der
Geschäftsführer nochmals auf uns zu. Verunsichert von immer größer
werdender Polizeipräsenz verließen wir uns trotz großer Skepsis auf sein
Versprechen, dass wir hier demonstrieren und uns nun dementsprechend
auch unbehelligt entfernen dürften. Er bekräftigte das noch einmal und
sicherte uns schriftlich zu, dass wir uns ohne Personalienfeststellungen
vom Gelände bewegen dürften. Am Werkstor angekommen hielten uns die
Beamt*innen jedoch auf und verlangten die Personalien von drei Personen
zur Strafverfolgung, die sich aber nach Aussage des Einsatzleiters
nicht identifizieren ließen. So war der Deal de facto also folgender:
Ihr liefert willkürlich drei Menschen ans Messer und wir lassen den Rest
laufen. Auf so einen unsinnigen Tauschhandel konnten wir uns natürlich
nicht einlassen und so setzte sich die Gruppe geschlossen hin, um klar
zu machen: Wir stehen solidarisch zusammen.

Zunächst begann die Polizei die drei Menschen, die sie sich spontan
rausgepickt hatten, gewaltsam aus der Gruppe herauszuziehen und die
Personalienfeststellung anzufangen. Zwei der Menschen verweigerten sich der
- aus Sicht aller Beteiligten - willkürlichen Maßnahme und behielten ihre
Personalien für sich. Nun verwies uns der Geschäftsführer plötzlich doch
des Geländes und kündigte weitere Strafverfolgung an, um die Räumung der
übrigen Gruppe durchzusetzen, obwohl er uns vorher sogar noch zum Bleiben
einlud. Die Polizei schien diese Gelegenheit dankend anzunehmen und begann
sehr bald mit der Räumung, die allerdings nicht primär durchs Wegtragen
durchgeführt wurde, sondern durch den Einsatz von drei Polizeihunden.
Die Hunde wurden auf die sitzenden Menschen losgelassen und sprangen
ihnen in den Rücken, wobei die Polizist*innen damit drohten, die
Metallmaulkörbe abzunehmen, "damit es richtig wehtut". Menschen, die
sich von den Hunden wegdrehten wurden mit Schmerzgriffen und an den
Haaren weggezogen und anschließend aufs Polizeirevier verfrachtet. Gegen
Mitternacht waren alle Aktivist*innen wieder frei.

Die Aktion sehen wir aber trotz der billigen Vereinnahmungsmasche der
Stadtwerke und der unnötigen Gewalt als vollen Erfolg. Es gab eine große
Presseresonanz, insbesondere auch international. Außerdem gab es im Rahmen
der deCOALonize!-Kampagne Aktionen in Hamburg, Bremen, Dortmund,
Salzgitter, Berlin und Lünen mit denen wir uns nochmal ausdrücklich
solidarisch zeigen. Kohleausstieg ist Handarbeit! Das begreifen immer mehr
Menschen. Dennoch bleibt die politisch-ökonomische Situation katastrophal
und wir müssen weitermachen. - Das Klimapaket der Bundesregierung ist
ebenso heuchlerisch wie der Klimapakt der Stadt Flensburg und reiht sich
ein in eine lange Reihe an bloßen Absichtsbekundungen und Pseudomaßnahmen,
die tatsächliches Handeln suggerieren sollen, um die Debatte einzudämmen.
Unter diesen Umständen bleibt entschlosseneres Handeln notwendig! Es
reicht nicht mehr, an "die da oben" zu appellieren und zu hoffen, dass
irgendwer die nötigen Veränderungen schon einleiten wird - Das müssen
wir selbst machen!

twitter: @kohle_kapern

 * 

Quelle:

"Kohle kapern!" - Mitteilung von 6. Oktober 2019

E-Mail: kohle@nirgendwo.info
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KOHLEALARM/647: Klimakampf und Kohlefront - keine echte Alternative ... ("Kohle kapern!")


"Kohle kapern!" - Pressemitteilung von 5. Oktober 2019

Aktivist*innen blockieren Steinkohlekraftwerk in Flensburg



Flensburg - Seit heute früh blockiert eine Gruppe engagierter Menschen das
Gelände der Stadtwerke Flensburg, auf dem Fernwärme und Strom hauptsächlich
durch das Verbrennen von Steinkohle und Erdgas erzeugt werden. Die Aktion
steht unter dem Namen Kohle kapern!. Mit Bannern und Flaggen besetzten sie
die beiden Kräne des Anlegers und das offene Kohlelager, um gegen die
ökologischen und sozialen Folgen der fossilen Brennstoffe zu protestieren.
Zeitgleich finden an verschiedensten Orten Aktionen unter dem Motto
deCOALonize! statt, von denen sie sich inspirieren ließen - unter anderem
am Hamburger Hafen.

Nach Angaben des Unternehmens kommt die eingesetzte Steinkohle
ausschließlich aus Russland. Es ist eines der erklärten Ziele der
Aktivist*innen, auf die Situation in den dortigen Abbaugebieten aufmerksam
zu machen und die an der Lieferkette beteiligten Firmen zur Verantwortung
zu ziehen. Die nach Zentraleuropa importierte Steinkohle stammt zum größten
Teil aus der Region Kuzbass im Süden Sibiriens. Dort wird die Steinkohle
aus dem Berg gesprengt, wodurch die Staubbelastung weit über derjenigen
anderer Abbaugebiete liegt und in enormen Maße Luft, Boden und Wasser
verschmutzt. So ist laut dem Bericht der Rospotrebnadzor von 2013, der
offiziellen Verbraucherschutzbehörde Russlands, 93,8% des Wassers in der
Region verschmutzt. Darunter leidet vor allem die indigene Gruppe der
Schoren, unter denen sich in den vergangenen Jahren vermehrt Widerstand
regt. Nachdem die Bewegung 2018 sogar die Genehmigung einer neuen Mine
nachträglich verhinderte, kämpft insbesondere die Gruppe Ecodefence aktuell
mit heftigen Repressionen des russischen Staates.

An dieser ökologischen und sozialen Zerstörung machen sich nach Meinung der
Aktivist*innen die Flensburger Stadtwerke als Steinkohlenutzer mitschuldig.
Dort werden ca. 190.000t Steinkohle im Jahr verbrannt, um Fernwärme für den
regionalen und Strom für den bundesweiten Verbrauch zu produzieren. Daneben
setzt das Unternehmen vor allem auf den Wechsel zu Erdgas. So sollen der
bereits gebaute Kessel 12 und der im Bau befindliche Kessel 13 die
Kohlekessel ablösen und die Produktion auf Erdgas umstellen. "So viel
Kurzsichtigkeit ist für mich absolut unverständlich", sagt eine der
Aktivist*innen. "Anstatt die Debatten um den Kohleausstieg endlich als
letzten Denkzettel für die fossilen Brennstoffe anzuerkennen, werden hier
wieder nur wachstumsorientierte Maßnahmen mit der Aussicht auf ein
'grundsätzlich weiter so' als grüne Alternativen verkauft. Von wirklicher
Einsicht keine Spur. Gas ist keine Alternative! Es führt zwar bei der
Verbrennung zu weniger CO2-Emissionen, aber die gesamte Struktur aus
Förderung, Transport und Verarbeitung ist äußerst energieintensiv. Außerdem
ist der vermeintliche 'Strukturwandel' von Kohle auf Gas in einigen
Jahrzehnten auch wieder für die Katz - Gas wird ebenso ausgehen. Dann ist
es auch mit der vielbeschworenen 'Versorgungssicherheit' zu Ende.".

Was die Aktivist*innen an der lokalen Situation in Flensburg anprangern,
geht allerdings über diese hinaus. Das Bündnis deCOALonize! versucht in
ihrer Broschüre "Still Burning" zu belegen, dass die Wertschöpfungsketten
der Steinkohle immer noch von kolonialer Struktur seien. Während die
schmutzige Primärproduktion aus den sogenannten Industrienationen
ausgelagert wurde, blieb der Profit hingegen dort, so das Bündnis. Dies sei
ein klares Beispiel für die unmenschlichen Resultate des Wachstumszwangs
unseres Wirtschaftssystems: Zur Suche nach neuen Absatzmärkten gezwungen,
erschaffe der Kapitalismus Kolonien, Ausbeutung, Umweltzerstörung. Und
ebenjene Umweltzerstörung ist ein häufiger Fluchtgrund, wie zum Beispiel
eine Oxfam-Studie von 2017 zeigte. So ist es dann auch nicht verwunderlich,
dass die Aktivist*innen von Kohle kapern! sich ausdrücklich mit der
ebenfalls heute in Flensburg stattfindenden Demonstration der
Seebrücke-Bewegung solidarisieren, die sichere Fluchtwege und
bedingungslose humanitäre Hilfe fordert.

Das Wichtigste nochmal in Kürze: 


	Die Stadtwerke Flensburg beziehen ihre Steinkohle ausschließlich aus Russland, wo der Abbau zu enormen Schäden an Mensch und Natur führt.

	Der eingeleitete Umstieg auf Erdgas ist lediglich ein ökologisches Feigenblatt, das weiter den kurz- bis mittelfristigen Profit garantiert, und keine grüne Alternative.

	Der Steinkohleabbau führt auch in anderen Abbauregionen zu Schäden an Mensch und Natur, während die Profite in die globalen Machtzentren fließen. Dieses Gefälle ist noch immer kolonialistisch!

	Die Aktion stellt sich solidarisch hinter die Proteste in den Abbauregionen, die deCOALonize!-Aktionen und die Seebrücke-Demonstration.



twitter: @kohle_kapern

 * 

Quelle:

"Kohle kapern!" - Pressemitteilung von 5. Oktober 2019

E-Mail: kohle@nirgendwo.info
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KOHLEALARM/646: Klimakampf und Kohlefront - nicht hier und nicht anderswo ... (Bündnis "deCOALonize Europe")


Bündnis "deCOALonize Europe" - Pressemitteilung vom 4. Oktober 2019

Steinkohleproteste auf Wasser, Land, Fahrrad und Schienen + Bündnis
"deCOALonize Europe" blockiert in Hamburg, NRW und bei Salzgitter +
Menschen in Abbauregionen fordern Ende der Steinkohleverbrennung



Hamburg, Dortmund, Lünen, Salzgitter - Aktivist*innen des Bündnisses
deCOALonize Europe protestierten am Freitag mit vielfältigen, dezentralen
Aktionen für einen sofortigen Kohleausstieg. In Hamburg blockierten rund
200 Menschen den Wasserweg zum Kraftwerk Moorburg und setzten sich für die
sofortige Schließung des größten deutschen Steinkohle-Seehafens ein. In NRW
besetzten Aktivist*innen einen Kran des Trianel Kraftwerks Lünen. Kajak-
Aktivist*innen forderten auf dem Zufahrtskanal des Kraftwerks, dass
Deutschland keine Steinkohle mehr aus Kolumbien, Russland und den USA
importiert. Bei Salzgitter wurde ein Kohlezug blockiert. In Hamburg und
Dortmund fanden außerdem Fahrraddemonstrationen statt, die unter anderem
lokale Fridays for Future Gruppen organisierten.

Mit den Aktionen schließt sich das Bündnis deCOALonize Europe dem
Widerstand von Menschen in den Abbaugebieten an. Am Samstag setzt das
Bündnis seinen Protest mit einer Demonstration gegen die
Steinkohlekraftwerke und koloniale Kontinuitäten in Bremen fort.

"In La Guajira, Kolumbien, zeigten mir Menschen aus der Gemeinde Rocio, wie
sie von den Tagebauen bedroht sind. Sie wehren sich gegen die Vertreibung.
In Rocio schützen indigene Wayúu und afrokolumbianische Gemeinden den für
sie lebensnotwendigen Fluss Arroyo Bruno vor der Zerstörung durch den
Kohleabbau. Wir schließen uns heute mit unseren Aktionen diesen mutigen
Kämpfen an. Deshalb blockieren wir heute die Blutkohle. Deutschland muss
aus der Kohle aussteigen", sagt Maria Fernanda Herrera Palomo,
kolumbianische Aktivistin im Ruhrgebiet.

"Die Menschen in Kuzbass baten mich, hier die gesundheitlichen und
ökologischen Schäden bekannt zu machen. Mit der Aktion machen wir auf die
Folgen des Steinkohleimports aufmerksam", sagt Tjan Zaotschnaja, russische
Aktivistin von deCOALonize Europe.

 * 

Bündnis "deCOALonize Europe" - Pressemitteilung vom 5. Oktober 2019

Erfolgreiche Proteste für sofortigen Kohleausstieg in Hamburg,
Dortmund, Lünen, Salzgitter, Flensburg und Bremen + Bündnis "deCOALonize
Europe" fordert Importstopp von Steinkohle + Vielfältige Aktionen am 4. und
5.10. schlossen sich dem Widerstand in Abbauregionen an


Aktivist*innen des Bündnisses deCOALonize Europe protestierten am
Freitag und Samstag mit vielfältigen, dezentralen Aktionen für einen
sofortigen Kohleausstieg. Mit den dezentralen Aktionen zeigten sie auf, an
welchen Orten der globalen Lieferkette der Handel und Verbrauch der
klimaschädlichen Kohle beendet werden muss. So demonstrierten heute in
Bremen 200 Menschen gegen die kolonialen Kontinuitäten des
Steinkohleimports. Zuvor besetzte die Kleingruppe "Kohle kapern" bereits
Anlegekräne und einen Kohlebunker der Stadtwerke Flensburg. Diese verfeuern
Steinkohle aus Russland. Die Blockade hält zum aktuellen Zeitpunkt an. Bis
in die Morgenstunden besetzten Aktivist*innen seit Freitagnachmittag
Schienen zur Flachstahlproduktion in Salzgitter und blockierten den
Transport von Steinkohle.

Am Freitag blockierten bereits rund 200 Menschen in Hamburg den Wasserweg
zum Kraftwerk Moorburg und setzten sich für die sofortige Schließung des
größten deutschen Steinkohle-Seehafens ein. In NRW störten Aktivist*innen
mit der Besetzung eines Krans und einer Kohlezerstäubungsanlage den Betrieb
des Trianel Kraftwerks Lünen. Zeitgleich forderten Kajak-Aktivist*innen auf
dem Zufahrtskanal des Kraftwerks, dass Deutschland keine Steinkohle mehr
aus Kolumbien, Russland und den USA importiert. In Hamburg und Dortmund
fanden außerdem Fahrraddemonstrationen statt.

"Die Schoren und Bewohner in Kuzbass baten mich, mit den Aktionen von
deCOALonize Europe ihre Forderungen bekannt zu machen: Sie haben auch ein
Recht zu leben und fordern Deutschland und Europa auf, keine Steinkohle
mehr zu verbrennen", sagt Tjan Zaotschnaja, russische Aktivistin von
deCOALonize Europe.

"Das Klimapaket ist für den Klimaschutz ein Desaster aber für Menschen in
den Abbauregionen von Steinkohle gar tödlich. Wenn es nach der
Bundesregierung geht, soll Deutschland noch bis 2038 Steinkohle
importieren. Es ist unsere Verantwortung, uns dem mutigen Widerstand in den
Abbauregionen anzuschließen und hier den sofortigen Kohleausstieg zu
fordern. Mit unseren Aktionen setzen wir uns gegen das kapitalistische
System ein, das auf Kosten von Mensch und Natur geht", sagt die in Bremen
aktive Lina Ottner.



deCOALonize Europe ist ein Bündnis von Gruppen der
Klimagerechtigkeitsbewegung, der Lateinamerika- und Russlandsolidarität und
Initiativen gegen Kohle aus Deutschland, den Niederlanden und
Großbritannien. In dem Buch "Still Burning -Vom Kampf gegen die
Steinkohleindustrie" informiert das Bündnis über Steinkohleverbrennung in
Deutschland und den Widerstand in den Abbauregionen.

 * 

Quelle:

Bündnis "deCOALonize Europe"

E-Mail: info@decoalonize-europe.net

Internet: https://decoalonize-europe.net/de/
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KOHLEALARM/645: Klimakampf und Kohlefront - Bündnispartner Robin Wood ... (Robin Wood)


ROBIN WOOD - Pressemitteilung vom 4. Oktober 2019

Erneut Anti-Kohle-Protest in Hamburg-Moorburg

Aktivist*innen protestieren mit Banneraktion und Sitzblockade für
Klimaschutz und gegen Kohleimporte



ROBIN WOOD-Aktivist*innen protestieren seit heute Vormittag mit einer
Kletteraktion an der Kattwyk-Brücke in Hamburg-Moorburg gegen den Import
und die Verbrennung von Steinkohle. "Capitalism kills Climate" und "Unplug
Coal" steht auf den Bannern, die die Kletterer*innen in fünf Meter Höhe
über dem Fahrwasser der Süderelbe entrollten. Damit solidarisieren sich die
Kletter*innen mit der zeitgleich stattfindenden Aktion des Bündnisses
deCOALonize Europe. Aktivist*innen des Bündnisses verhindern mit einer
Sitzblockade auf der Hubbrücke die Durchfahrt für Kohlefrachter zum
Kohlekraftwerk Moorburg. Das deCOALonize Europe-Bündnis hat für den 4. bis
6. Oktober an verschiedenen Orten in Deutschland zu Aktionstagen gegen
Steinkohle aufgerufen.

"Unter uns fahren sonst die Frachter, die das Vattenfall-Kraftwerk Moorburg
mit Steinkohle beliefern. Diese Kohletransporte sind Teil einer global
ungerechten, zerstörerischen Energieproduktion. Für den Abbau der Kohle
werden in anderen Ländern Menschen vertrieben und Natur wird zerstört. Hier
machen Konzerne mit der Energieproduktion Profit und heizen den Klimawandel
an, von denen die Menschen im globalen Süden am stärksten betroffen sind.
Gegen diesen fossilen Kapitalismus wehren wir uns", sagt ROBIN
WOOD-Aktivist Danial Schirojan.

In Deutschland ansässige Energiekonzerne importieren jährlich rund 40
Millionen Tonnen Steinkohle - hauptsächlich aus Russland, den USA,
Australien und Kolumbien. Dort geht der Abbau der Kohle oft mit der
Verletzung von Menschenrechten und Umweltzerstörung einher. So zerstört die
Steinkohleindustrie beispielsweise im russischen Kuzbass Land und Dörfer
der lokalen indigenen Bevölkerung durch riesige Steinkohletagebaue.

Auch das globale Klima wird durch die Kohleverstromung enorm belastet.
Allein in Deutschland wurden 2018 110 Millionen Tonnen Kohlendioxid durch
die Verbrennung von Steinkohle in die Atmosphäre entlassen.

"Die Energiekonzerne müssen jetzt aufhören, Steinkohle zu verbrennen - zum
Schutz des Klimas und um das Zerstörungswerk in den Abbauregionen der
Steinkohle zu beenden!", fordert ROBIN WOOD-Energiereferentin Ronja Heise.
"Obwohl klar ist, dass dringend gehandelt werden muss, verschleppt die
Bundesregierung den Kohleausstieg. Auch Hamburg ist weit davon entfernt,
aus der Kohle auszusteigen."

Der Großteil des in Hamburg verbrauchten Stroms wird weiterhin aus
Steinkohle gewonnen. Vattenfall hat noch 2015 das Kraftwerk Moorburg in
Betrieb genommen. Es ist eines der dreckigsten Steinkohlekraftwerke
Deutschlands. Bei Volllastbetrieb stößt es 8,5 Millionen Tonnen
Kohlendioxid pro Jahr aus, hinzu kommen große Mengen Feinstaub und giftige
Schwermetalle. Zudem liegt der größte Steinkohle-Seehafen Deutschlands, der
Hansaport, in Hamburg.

An diesem Wochenende finden bundesweit Aktionen gegen Steinkohle statt.
Neben der Aktion in Hamburg mobilisiert das deCOALonize Europe-Bündnis
heute zu einer weiteren Protestaktion gegen das Kraftwerk Datteln 4 bei
Dortmund und zu einer Demonstration in Bremen am morgigen Samstag.
Zusätzlich werden Kleingruppenaktionen gegen Steinkohle-Infrastruktur
erwartet.




Website vom deCOALonize Europe-Bündnis:

https://decoalonize-europe.net/de/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Oktober 2019

ROBIN WOOD e.V.

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg

21073 Hamburg (Harburg)

Telefon: 040-380 89 2-0, Fax: 040-380 89 2-14

E-Mail: geschaeftsstelle@robinwood.de

Internet: https://www.robinwood.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/644: Klimakampf und Kohlefront - geblockte Lieferkette ... (Bündnis "deCOALonize Europe")


Bündnis "deCOALonize Europe" - Pressemitteilung vom 4. Oktober 2019

Schiffweg zum Steinkohlekraftwerk Moorburg blockiert + Bündnis
"deCOALonize Europe" fordert Kohleausstieg + weitere Aktionen
angekündigt



Hamburg, 04.10.19. In Hamburg starten die Aktionen des Bündnisses
deCOALonize Europe mit einer Blockade der Kattwykbrücke. Über hundert
Menschen verhindern mit einer Sitzblockade das Hochfahren der Hubbrücke.
Somit kann über die Elbe kein Frachter das Kraftwerk Moorburg mit
Steinkohle versorgen. Am Morgen demonstrierten bereits hunderte Menschen in
Hamburg für die Schließung des Kohlehafens, dem größten deutschen
Steinkohle-Seehafen. Mit diesen Aktionen machen die Aktivist*innen auf die
dramatischen Folgen des Abbaus, Handels und der Verbrennung von Steinkohle
aufmerksam. Dies ist die erste erfolgreiche Aktion zivilen Ungehorsams im
Rahmen der Aktionstage.

Alexandra Korolewa, Leiterin der russischen Umweltorganisation EcoDefense
sagt in einer Solidaritätsbotschaft: "Die Menschen hier müssen handeln und
von der deutschen Regierung fordern, sofort aus der Kohle auszusteigen. Die
Importe aus Russland müssen beendet werden. Wir können nicht zehn oder
zwanzig Jahre länger warten. Stoppt nicht damit, nein zur Kohle und ja zu
erneuerbaren Energien zu sagen". Korolewa beantragte im Juni in Deutschland
politisches Asyl, da sie wie viele weitere Umweltschützer*innen in Russland
bedroht wird.

Konzerne wie EnBW, steag, Vattenfall und RWE importieren die Kohle aus
Ländern wie Russland, Kolumbien und den USA. In den Abbauregionen führt der
Bergbau zu Vertreibung, Mord und Zerstörung von Lebensgrundlagen. Das
Bündnis deCOALonize Europe kritisiert, dass dies Folgen der
Energiewirtschaft in Deutschland seien und fordert den sofortigen
Kohleausstieg.

"deCOALonize Europe schließt sich heute mit Aktionen dem Widerstand der
Menschen in den Abbauregionen an. Wir blockieren heute an verschiedenen
Orten die Steinkohle-Lieferkette. Das Klimapaket beweist wieder, dass die
Bundesregierung lieber kapitalistische Interessen bedient, als Antworten
auf die bevorstehende Klimakatastrophe zu finden.", sagt Aktivistin
Jennifer Schneiders aus Hamburg.

deCOALonize Europe ist ein Bündnis von Gruppen der
Klimagerechtigkeitsbewegung, der Lateinamerika- und Russlandsolidarität und
Initiativen gegen Kohle aus Deutschland, den Niederlanden und
Großbritannien. Sie haben sich zusammengeschlossen, um für den sofortigen
Kohleausstieg und für Klimagerechtigkeit zu kämpfen. In dem Buch "Still
Burning -Vom Kampf gegen die Steinkohleindustrie" informiert das Bündnis
über Steinkohleverbrennung in Deutschland und den Widerstand in den
Abbauregionen.




Informationen zum Aktionsrahmen und vielem mehr:

https://decoalonize-europe.net

Twitter: #deCOALonizeEurope, @deCOALonize_eu

 * 

Quelle:

Bündnis "deCOALonize Europe"

E-Mail: info@decoalonize-europe.net

Internet: https://decoalonize-europe.net/de/
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KOHLEALARM/643: Klimakampf und Kohlefront - Klimasynode, Christen an die Front ... (Buirer für Buir)


Initiative Buirer für Buir - Gemeinsame Pressemitteilung vom 01.10.2019

Klimasynode von unten im Rheinischen Braunkohlerevier

Anlässlich der Amazonassynode in Rom 


18.-20. Oktober 2019 in Düren



Aachen/Buir/Düren/Münster. Vom 18.-20. Oktober 2019 findet die "Klimasynode
von unten" im Rheinischen Braunkohlerevier statt. Anlass ist die
Amazonassynode der katholischen Bischöfe in Rom. Bei der "Klimasynode von
unten", die in Düren stattfinden wird, werden rund 80 engagierte
ChristInnen, Aktive aus der Klimabewegung und Interessierte teilnehmen, um
die Themen Ökologie und soziale Frage zu diskutieren.

«Die katholischen Bischöfe werden in Rom über die Herausforderungen im
Amazonasgebiet durch ökologische Zerstörung und deren soziale Folgen als
ein dramatisches globales Problem diskutieren. Dies wollen wir in Bezug auf
das Rheinische Braunkohlerevier übertragen», so Marie-Theres Jung,
Vorstandsmitglied im Diözesanrat der Katholiken im Bistum Aachen, das die
Klimasynode mitveranstaltet.

«Auch im Rheinland sind Christinnen und Christen mitten in den Konflikten
und Auseinandersetzungen und fragen sich, wie eine klare Positionierung von
Kirche zum Schutz der Schöpfung angesichts des Braunkohleabbaus entwickelt
werden kann. Hierfür soll die Klimasynode ein Ort sein», betont Irene
Mörsch, Vorsitzende des Katholikenrates Düren. Benedikt Kern, Theologe am
Institut für Theologie und Politik in Münster, das ebenfalls die Synode mit
organisiert, unterstreicht: «Es ist enorm wichtig, dass wir als ChristInnen
globale Perspektiven entwickeln, um auf politischer, ökonomischer und
kultureller Ebene die Klimakatastrophe aufzuhalten. Deswegen wird eine
wichtige Frage der "Klimasynode von unten" sein: Welche Formen der
gemeinsamen politischen Praxis der Klimabewegung und der Kirchen braucht es
dafür?»

Die Synode wird in der Dürener Kirche St. Marien stattfinden, teilweise
auch im von der Umsiedlung durch den Energiekonzern RWE betroffenen Dorf
Kerpen-Manheim und im Hambacher Forst - mittlerweile einem Symbol der
Klimabewegung. An den Podien beteiligen sich ExpertInnen zu Klima, der
Situation in Amazonien, politische TheologInnen und AktivistInnen von
Fridays for Future und "Ende Gelände".

Infos zum Programm sind abrufbar unter: 


https://www.itpol.de/klimasynode-von-unten-programm/

Veranstaltet wird die "Klimasynode von unten" vom Diözesanrat der
Katholiken im Bistum Aachen, der Initiative Buirer für Buir, dem Institut
für Theologie und Politik aus Münster und dem Katholikenrat Düren.

Zudem wird die Synode mit unterstützt von der Initiative Alle Dörfer
bleiben, dem Allerweltshaus Köln e.V., Kairos Europa, der Leserinitiative
Publik Forum e.V. sowie den pax christi Regionalgruppen Düren und
Erftstadt.

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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AKTION/7277: Karlsruher Institut für Technologie KIT öffnet Türen zur Bunten Nacht der Digitalisierung, 11.10.19


Karlsruher Institut für Technologie

KIT öffnet Türen zur Bunten Nacht der Digitalisierung



Digitalisierung verändert alles. Damit sie zum Nutzen der Menschen
erfolgreich eingeführt und von der Gesellschaft angenommen wird, ist eine
gesamtheitliche Perspektive wichtig. Digitalisierung in allen Facetten
sichtbar und erlebbar machen - das ist das Ziel der "Bunten Nacht der
Digitalisierung", an der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des KIT
mit einem umfangreichen Programm an mehreren Standorten am 11. Oktober
2019 teilnehmen.

"Das KIT schafft Wissen für die Gesellschaft und sucht Lösungen für die
großen Herausforderungen unserer Zeit", sagt der Präsident des KIT,
Professor Holger Hanselka. "Gerade deshalb freuen wir uns auf den regen
Austausch mit den Bürgerinnen und Bürgern über die Digitalisierung, die
stark prägen wird, wie wir arbeiten und leben werden."

"Karlsruhe ist ein führender Digitalisierungsstandort. Dazu hat nicht
zuletzt das KIT mit der ersten Fakultät für Informatik Deutschlands
beigetragen", unterstreicht Professor Thomas Hirth, Vizepräsident für
Innovation und Internationales des KIT und Vorsitzender der ausrichtenden
Initiative karlsruhe.digital. "Ich freue mich, dass wir als
Forschungsuniversität so viele spannende Programmpunkte zur Bunten Nacht
der Digitalisierung beitragen und dem interessierten Publikum einen
Ausblick auf die Zukunft geben können."

Das KIT beteiligt sich mit einem umfangreichen Programm an mehreren
Standorten an dem Stadtfestival der digitalen Ideen und Lösungen.
Zentraler Anlaufpunkt ist ab 15 Uhr das große Foyer des Kollegiengebäudes
Mathematik auf dem Campus Süd des KIT, wo sich Exponate, Demonstrationen
und Mitmachaktionen einem breiten Publikum präsentierten. Expertinnen und
Experten geben Tipps zur digitalen Sicherheit und stehen auch für
Informationen rund um Computersimulationen, Verschlüsselungsalgorithmen
oder Studienmöglichkeiten und Berufsprofile in einer digitalen
Gesellschaft bereit. Das Robot Learning Lab, welches für Forschung und
Lehre virtuellen Zugriff auf reale Roboter gewährt, stellt sich ebenso vor
wie die Innovations-Plattform MaterialDigital. An weiteren Standorten gibt
es Einblicke, wie Maschinen lernen oder wie die Zukunft der Arbeit und der
Industrie sich gestaltet. In einem Workshop lernen Schüler, einen
Roboterarm selber zu programmieren, und auch der Karlsruher
Hochleistungsrechner steht Besuchern offen.


Programm am KIT

Standort eins: Foyer des Kollegiengebäudes Mathematik auf dem Campus Süd
des KIT, Gebäude 20.30, Engesserstr. 2, 76133 Karlsruhe:

Wie man sich vor betrügerischen E-Mails schützt, erklärt das Team von
SECUSO. Es gibt Einblick in die Strategien von Betrügern und Tipps für den
Alltag.

Die Hochschulgruppe Engineers Without Borders digitalisiert die
Entwicklungszusammenarbeit und hilft den Sozialarbeitern eines indischen
Projekts, welches ehemaligen Kinderarbeitern Schulbildung ermöglicht,
dabei, die Betreuung zu dokumentieren, Information zeitsparend zu
verwalten und Ressourcen für die direkte Betreuung zu schaffen.

Das Steinbuch Centre for Computing ist das IT-Zentrum des KIT und betreut
Studierende und Forschende im täglichen Umgang mit Computern. Es
präsentiert mathematische Modellierungsprojekte und digitale Methoden der
Geisteswissenschaften, gibt Tipps für den sicheren Umgang mit dem
Smartphone und führt zu den Karlsruher Hochleistungsrechnern. Drei
Vorträge stellen den Nutzen von Computersimulationen vor.

Das Kompetenzzentrum für angewandte Sicherheitstechnologie (KASTEL) gibt
Einblick in die IT-Sicherheitsforschung und demonstriert
Kopierschutzmechanismen der neusten Generation zum Schutz vor Raubkopien.

Die KIT-Fakultät für Informatik bietet die Studiengänge Informatik,
Wirtschaftsinformatik und Lehramt Informatik an und berät, wie der
Einstieg ins Studium gelingt.

Die Innovations-Platform MaterialDigital baut eine Koordinierungsstelle
auf, welche Digitalisierungs-Aufgaben der Materialforschung zusammenführt
und insbesondere kleine und mittlere Unternehmen unterstützt.

Standort zwei: Institut für Informationsmanagement im Ingenieurwesen
(IMI) des KIT, Kriegsstr. 77, 76133 Karlsruhe:

Das CAIT (Center for Artificial Intelligence Talents) stellt Künstliche
Intelligenz und Industrie 4.0 in den Mittelpunkt. Live-Demonstrationen
machen die Themen Augmented und Virtual Reality, virtuelle Produktion,
maschinelles Lernen und Computer-Aided Design anschaubar.

Standort drei: KD2Lab Karlsruhe, Institute of Information Systems and
Marketing (IISM) des KIT, Fritz-Erler-Straße 23, 76133 Karlsruhe:

Das Thema Zukunft der Arbeit kann der Besucher in Vorträgen und
Demonstrationen erleben. Das KD2Lab des KIT ist eines der weltweit größten
computergestützten Experimentallabore. Es forscht unter anderem über
Nutzerführung und Individualisierung beim Arbeiten am und beim Umgang mit
dem Computer.

Standort vier: Institut für Angewandte Informatik und Formale
Beschreibungsverfahren des KIT, Kaiserstraße 89, 76133 Karlsruhe:

Was macht ein Roboter, wenn niemand zuschaut? Und wie macht er das? Das
erfahren interessierte Kinder zwischen zehn und 14 Jahren im Workshop "Der
Panda lernt spielen". So lernen sie, wie der Arbeitsalltag eines
Roboterentwicklers aussieht und wie man Roboter programmieren kann, und
haben selbst die Möglichkeit, mit den Robotern zu experimentieren.


Bunte Nacht der Digitalisierung am 11. Oktober 2019

Das digitale Stadtfestival startet um 14 Uhr im Rathaus am Marktplatz mit
einem Grußwort von Oberbürgermeister Dr. Frank Mentrup und einer
Podiumsdiskussion mit Vertreterinnen und Vertretern der Initiative
karlsruhe.digital aus den Bereichen Wissenschaft, Wirtschaft und
Verwaltung, darunter auch das KIT. Ab 15 Uhr startet das dezentrale
Programm der rund 100 Partner im gesamten Stadtgebiet an den
unterschiedlichsten Hotspots der Digitalisierung. Ob Vorträge für
interessierte Fachkräfte, Mitmach-Workshops für Bürgerinnen und Bürger,
ein Herbstfest für Mitarbeitende sowie deren Familien und Freundeskreis -
jeder Partner gestaltet dabei sein eigenes Programm. So wird das
einzigartige Ökosystem der Digitalhochburg Karlsruhe sicht- und erlebbar.
Am Ende werden alle Gäste eingeladen, ab 22 Uhr die #DigitaleNachtKA bei
der gemeinsamen Abschlussparty im ZKM | Zentrum für Kunst und Medien
Karlsruhe ausklingen zu lassen. Der Eintritt ist zu allen Programmpunkten
kostenfrei, ebenso die Fahrt zu den einzelnen Veranstaltungsorten mit Bus
und Straßenbahn. Initiator ist die Initiative karlsruhe.digital, ein
Zusammenschluss der Karlsruher Wissenschaft, Verwaltung, Kultur und
Wirtschaft. Die Eventorganisation und Koordination macht das Cyberforum
e.V.

Als "Die Forschungsuniversität in der Helmholtz-Gemeinschaft" schafft und
vermittelt das KIT Wissen für Gesellschaft und Umwelt. Ziel ist es, zu den
globalen Herausforderungen maßgebliche Beiträge in den Feldern Energie,
Mobilität und Information zu leisten. Dazu arbeiten rund 9 300
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf einer breiten disziplinären Basis in
Natur-, Ingenieur-, Wirtschafts- sowie Geistes- und Sozialwissenschaften
zusammen. Seine 25 100 Studierenden bereitet das KIT durch ein
forschungsorientiertes universitäres Studium auf verantwortungsvolle
Aufgaben in Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft vor. Die
Innovationstätigkeit am KIT schlägt die Brücke zwischen Erkenntnis und
Anwendung zum gesellschaftlichen Nutzen, wirtschaftlichen Wohlstand und
Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen.

Weitere Informationen unter:

https://karlsruhe.digital/bunte-nacht-der-digitalisierung/programm

http://www.kcist.kit.edu

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Karlsruher Institut für Technologie, 02.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/5066: Kassel - Einführung "Sütterlin und Kurrent lesen lernen", 8 Termine ab 16.10.2019


Stadt Kassel

Einführungskurs "Sütterlin und Kurrent lesen lernen"



Grundkenntnisse im Lesen alter Handschriften des 18. bis 20.
Jahrhunderts möchte ein kostenloser Kurs, für den es noch freie Plätze
gibt, vermitteln. Der Kurs wird gemeinsam vom Stadtarchiv und Archiv
des Landeswohlfahrtsverbands (LWV) Hessen veranstalten. Vorgesehen
sind acht Termine, die ab dem 16. Oktober, wöchentlich jeweils
mittwochs von 17 bis 18.30 Uhr im Stadtmuseum stattfinden.

Der Kurs richtet sich an Interessierte, die alte Handschriften - zum
Beispiel Briefe von Groß- und Urgroßeltern oder aber Archivalien -
entziffern wollen, aber bisher an der Lesbarkeit der Deutschen Schrift
gescheitert sein. Bis weit ins 20. Jahrhundert hinein wurden die
meisten Schriftstücke mit der Hand in Deutscher Kurrentschrift oder
Sütterlinschrift geschrieben. In den Archiven haben sich viele solcher
Unterlagen erhalten.

Die Bestände Stadtarchivs Kassel und des Archivs des
Landeswohlfahrtsverbandes bilden ein "Fenster in die Vergangenheit",
das einen Blick auf Alltag, Vergnügungen und außergewöhnliche
Ereignisse unserer Vorfahren gewährt. Bei dem Kurs erfahren die
Teilnehmer auch, wie man Archive benutzen und selbstständig forschen
kann.

Kursleiter sind Dr. Stephan Schwenke, Leiter des Kasseler
Stadtarchivs, und Dr. Dominik Motz, Leiter des Archivs des LWV Hessen.
Vorkenntnisse sind nicht erforderlich.

Die Teilnehmerzahl ist begrenzt. Eine verbindliche Anmeldung unter der
Telefonnummer 0561/787-4050 oder per E-Mail stadtarchiv@kassel.de ist
erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 8. Oktober 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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LESUNG/4377: Berlin - Ukrainische Stimmen in Europa, 100 Jahre Paul Celan, 15.10.2019


Haus für Poesie, Programmvorschau für Oktober 2019

Di 15.10.2019 19:30 Uhr

LESUNG & GESPRÄCH

Ukrainische Stimmen in Europa

100 Jahre Paul Celan



mit Juri Andruchowytsch Autor, Ivano-Frankivsk | Tanja Maljartschuk
Autorin, Wien/Ivano-Frankivsk | Ron Winkler Autor, Berlin | Serhij Zhadan
Autor, Charkiw | Moderation Evgenia Lopata Lyrikfestival Meridian
Czernowitz

Drei bekannte AutorInnen aus der Ukraine lesen ihre Texte und sprechen mit
Evgenia Lopata und Ron Winkler, der 2013 Gast des Internationalen
Lyrikfestivals MERIDIAN CZERNOWITZ war, über die aktuelle Lage der
ukrainischen Literatur sowie über Paul Celan und sein Werk.

Karpatenkarneval (Suhrkamp 2019) ist der legendäre Bilderstürmertext des
Lyrikers und Performance-Künstlers Juri Andruchowytsch. Damals ein
Skandal, ist er erstmals auf Deutsch zu bestaunen - als genialer Auftakt
zu den berühmten Prosawerken des Autors: Moscoviada (1993), Perversion
(1999) und Zwölf Ringe (2003).

Tanja Maljartschuk erhielt für ihren Text Frösche im Meer, in dem ein
Mensch mitten in Europa aus Verzweiflung seine eigene Identität
vernichtet, den Ingeborg-Bachmann-Preis 2018. Ihr neuer Roman Blauwal der
Erinnerung (Kiepenheuer & Witsch 2019) zeigt, was es heißt, wenn die
Antwort auf die Frage nach dem eigenen Ich aus Angst, Gehorsamkeit und
Vergessen besteht.

Serhij Zhadans Roman Internat (Suhrkamp 2018 Übersetzung Sabine Stöhr und
Juri Durkot) setzt sich mit dem Krieg im Donbass auseinander. Der Roman
wurde mit dem Preis der Leipziger Buchmesse 2018 in der Kategorie
Übersetzung ausgezeichnet.

Die Veranstaltung findet im Rahmen des Projektes "Paul Celan 100" in
deutscher Sprache statt.

Die Veranstaltung wird von der Internationalen Literaturkorporation
MERIDIAN CZERNOWITZ und dem Paul-Celan-Literaturzentrum Czernowitz in
Kooperation mit Freie Ukraine Braunschweig e.V. organisiert und findet
statt mit Unterstützung durch das Auswärtige Amt Deutschland und die
Ukrainian Cultural Foundation.

Eintritt: frei

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Oktober 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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SEMINAR/3175: Unna - Workshops zum Thema "Stärken und Ressourcen erkennen und nutzen", 14. bis 18.10.2019


Stadt Unna

VHS-Aktuell: Workshops zum Thema "Stärken und Ressourcen erkennen
und nutzen"



Kreisstadt Unna. Ab Montag, 14. Oktober 2019, bietet die VHS eine
Entdeckungs- und Aktivierungsreise zu den eigenen Stärken an. An vier
Abendenden in den Ferien können sich Interessierte auf den Weg machen.
Jeder Mensch hat persönliche Stärken und trägt eine Vielzahl von
Ressourcen in sich. In diesen Workshops werden sie (wieder)entdeckt,
gestärkt und nutzbar gemacht. Ziel ist es, ein positives Selbstbild zu
entwickeln und die persönlichen Ressourcen zu nutzen. Mit Mut, Kraft
und innerer Stärke können so die kommenden Aufgaben, Herausforderungen
und Themen gemeistert werden.

Mit kreativen Methoden und Übungen aus der Körper- und
Entspannungsarbeit leiten die erfahrenen systemischen Coaches Daniela
Menzel und Simone Mijovic durch vier Workshops, die unterschiedliche
Schwerpunkte haben. Eine Anmeldung zu einzelnen Workshops ist möglich.

Am Montag, 14. Oktober, steht das Thema "Eigene Stärken" im
Mittelpunkt. Am Dienstag, 15. Oktober ist der Schwerpunkt, das
Selbstbewusstsein und Selbstvertrauen zu stärken. Am Donnerstag, 17.
Oktober geht es darum, Ziele zu formulieren und zu erreichen. Die
Macht der Wörter kann am Freitag, 18. Oktober ausprobiert werden, um
Magic Words für persönliche und berufliche Ziele zu finden.

Die Workshops finden jeweils in der Zeit von 17.30 bis 20.00 Uhr in
der VHS statt. Die Gebühr für einen Workshop beträgt 14,- Euro und für
alle vier Workshops 50,- Euro.

Informationen erteilt Studienbereichsleiterin Brigitte Schubert unter
Telefonnummer 02303/103-732. Anmeldungen nimmt die VHS per E-Mail
zib-vhs@stadt-unna.de entgegen, sowie unter Telefonnummer
02303/103-713.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 7. Oktober 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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TREFF/1438: Berlin - Die Stadt schreiben, Fishing the Tiber, Lesung & Gespräch, 16.10.2019


Haus für Poesie, Programmvorschau für Oktober 2019

Mi, 16.10.19, 19.30 Uhr

Die Stadt schreiben: FISHING THE TIBER

Lesung & Gespräch



mit Christian Vater Autor, Berlin | T.G . Vömel Autor, Berlin |
Moderation Sven Grünwitzky Kunstwissenschaftler, Berlin

Kaum ein anderer Ort als Rom, die Ewige, lässt sich besser als Palimpsest,
als immer wieder überschriebene Stadt lesen: Ständig überformt, schreibt
sich ihre Geschichte in unzählige Überlagerungen ein. Sie entstehen aus
Zeit, Verwitterung und Vernachlässigung, aus Zerstörung, Verdrängung, aus
Neuem, das Altes ersetzt - oder aus einer Idee heraus.

Eine künstlerische Überschreibung hat 2008 der Literaturwissenschaftler
und vorzügliche Romkenner Filippo Bettini initiiert: Texte aus aller Welt,
die den Tiber zum Thema haben, wurden auf 26 Glasplatten am Flussufer
aufgestellt. Acht Jahre später, die Platten waren mittlerweile in einem
desolaten Zustand, entdeckten die Künstler T.G. Vömel und Christian Vater
diesen verlorenen Raum und rückten die Platten mit ihren Schrunden,
Kratzern, mit den Graffti, dem Unkraut und allen anderen Spuren, die die
Zeit, die Menschen und das Wetter eingeschrieben hatten, in ihre
künstlerische Auseinandersetzung.

Fishing the Tiber: 13 römische Palimpseste (vauvau-verlag für interaktive
Lyrik, 2018) ist ein Weiter-Schreiben und Transportieren in ein anderes
Medium, in Grafk und Buch. Was immobil war, wird beweglich, was Glas war,
wird Papier - aller Glanz und Schmutz, alle Spuren werden mitgenommen.

Gilda Bettini, die sich heute für die Kunstaktion am Tiber-Ufer engagiert,
wird zu Gast sein.

Die Texte, die am Tiber ausgestellt wurden, werden auf Italienisch und
Deutsch gelesen.

Eine gemeinsame Veranstaltung des Hauses für Poesie und des Istituto
Italiano di Cultura Berlino

Eintritt: 6/4 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Oktober 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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VORTRAG/8496: Greifswald - Familien-Universität im Wintersemester 2019/20, 17.10.2019-23.01.2020


Universität Greifswald

Wissen lockt:

Familien-Universität Greifswald startet ins Wintersemester 2019/20



Was verraten uns die Eiserne Lunge und andere medizinische Geräte über den
medizinischen Alltag in der DDR? Wie geht die wissenschaftliche Erkenntnis
um das Klima und der öffentliche Druck zu handeln in den politischen
Prozess ein? Was sagt uns das weihnachtliche Luciafest über Schweden? Und
wie sah es bei uns während der letzten Kaltzeit aus? - Interessierte von
12 bis 99 Jahren können in der Familien-Universität Forschung hautnah
erleben. Der Eintritt ist frei.

Im November jährt sich der Mauerfall zum 30. Mal. In der
medizinhistorischen Sammlung der Universitätsmedizin wird nun eine
Ausstellung zum medizinischen Alltag der DDR aufgebaut. Einst Alltägliches
erzählt hier seine Geschichte. Am 17. Oktober 2019 geben uns Dr. Hartmut
Bettin und Kathrin Pscheidl aus dem Institut für Ethik und Geschichte der
Medizin spannende Einblicke in ihre museologische Arbeit. Die beiden
Historiker zeigen in ihrem Vortrag Medizinischer Alltag in der DDR: Was
die eiserne Lunge und andere Objekte darüber erzählen, wie sie
Ausstellungsobjekte zum "Sprechen" bringen. Dabei geben sie einen
differenzierten Blick auf das DDR-Gesundheitswesen.

Klimaschutz ist in der Öffentlichkeit aktuell ein großes Thema. Am 14.
November 2019 lädt der Politikwissenschaftler Dr. Stefan Ewert zur
Diskussion ein. In seinem Vortrag Jetzt handeln: Wie kommt der Klimaschutz
in der Politik an? betrachtet er den Zusammenhang von Demokratie und
Klimaschutz aus einer sozialwissenschaftlichen Perspektive. Er geht unter
anderem der Frage nach, wie aktiv Wissenschaft sich in den politischen
Prozess einbringen sollte und welche Rolle die Bürger und Bürgerinnen in
der Klimaschutzpolitik spielen.

Am 5. Dezember 2019 geht unser Blick nach Schweden, wo man der dunklen
Jahreszeit mit dem Luciafest begegnet. Wie wird das Fest in der Literatur
dargestellt? Was gehört traditionell zu diesem Fest? Wie wird es
traditionell gefeiert? Und wie gestaltet sich ein modernes Luciafest? Das
erfahren Sie im Vortrag von Dr. Birgit Hoffmann. Die Schwedischlektorin
erzählt Von Lussekatter und Lichterkränzen: Das schwedische Luciafest.

Am 23. Januar 2020 geht die Geologin Dr. Anna Gehrmann mit allen
Interessierten auf Exkursion in die sogenannte Weichsel-Kaltzeit. Wie sah
es damals bei uns aus? Bis wohin reichte das Eis? Und wie prägen die
Eisrandlagen unsere heutige Landschaft? Diese und weitere Fragen
beantwortet der Vortrag Ice Age an der Ostsee: Wie sah es während der
letzten Kaltzeit wirklich bei uns aus?

Weitere Informationen

Die Vorlesungen finden jeweils donnerstags um 17:00 Uhr im Neuen Audimax
(Hörsaal 2) am Campus Loefflerstraße (Ernst-Lohmeyerplatz-Platz 6) statt.
Seit 2008 gibt die Veranstaltungsreihe Familien-Universität
Antworten auf aktuelle und spannende Fragen aus der Forschung. Die Reihe wird 
gemeinsam von der Universität und dem Bürgerhafen Greifswald organisiert.

Ausführliche Informationen zu den Veranstaltungen und -orten finden Sie
online in unserem Veranstaltungskalender: 

https://www.uni-greifswald.de/veranstaltungen

Weitere öffentliche Veranstaltungen der Universität Greifswald finden Sie
auf: 

http://www.uni-greifswald.de/wissenlockt




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution65

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Greifswald, 04.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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REZENSION/718: Gerhard Feldbauer - Umbruchsjahre in Italien (SB)


Gerhard Feldbauer



Umbruchsjahre in Italien

Als Auslandskorrespondent in Rom 1973 bis 1979




Dem Autoren gelingt ein Paradebeispiel historisch sachgerechter
Aufklärung und spannender Erzählung. Diese Würdigung des vorliegenden
Buches voranstellen zu können ist erfreulich, steht doch der
Leserschaft abermals ein Werk aus der Feder Feldbauers zur
empfehlenswerten Lektüre in Aussicht, wie man es heutzutage weder in
der einen noch der anderen Hinsicht als selbstverständlich
voraussetzen kann. Was macht die Erinnerung an die wegweisenden
Umbruchsjahre in Italien, die Gerhard und Irene Feldbauer als
Auslandskorrespondenten der Nachrichtenagentur ADN und der
Tageszeitung Neues Deutschland hautnah miterlebt haben, so
aufschlußreich und lebensnah für die Gegenwart? Daß man aus der
Geschichte lernen könne und müsse, wird oft leichtfertig dahingesagt.
Ist gar vom Ende der Geschichte oder einem postfaktischen Zeitalter
die Rede, während die herrschenden Verhältnisse zur Unausweichlichkeit
zu gerinnen drohen, scheint die Version der vermeintlichen Sieger um
so mehr eine nicht länger hinterfragbare Realität zu schaffen. Vermag
eine internetaffine Generation, die ihr Heil einer Suchmaschine
anvertraut, die aus dem vermeintlichen Wissen der Welt in
Sekundenschnelle Myriaden von Informationssätzen abgleichend das
einzig Relevante herauszufiltern verspricht, den virtuellen Kerker zu
brechen?

Als promovierter Historiker, der sich in italienischer Geschichte
habilitiert hat, geht der Autor im Marxschen Sinne von einer Abfolge
von Klassenkämpfen aus. Diese Positionierung befähigte ihn, im besten
Sinne parteiergreifend sowohl den Gegenstand seiner Forschung
wissenschaftlich zu durchdringen als auch in praxisbezogener Umsetzung
seine Tätigkeit als Korrespondent in diesem Kontext zu gestalten. So
wurde er weder ein distanzierter Beobachter im akademischen
Elfenbeinturm, noch klebte er am Sessel eines Auslandsbüros, um aus
sicherer Entfernung opportune Lageberichte zu fabrizieren. Das galt
schon für die Zeit vom Juli 1967 bis Oktober 1970, während der die
Feldbauers von Hanoi aus über Vietnam, Laos und bis 1969 auch über
Kambodscha berichteten. Sie wurden Zeugen der US-amerikanischen
Bombenangriffe vor Ort und dokumentierten den Krieg nicht nur aus
Perspektive der drangsalierten Bevölkerung und deren Widerstandsgeist,
sondern waren nicht zuletzt auch eine gefragte Quelle westlicher
Korrespondenten, die sich Nordvietnam aus naheliegenden Gründen
fernhielten, aber ihren Mangel an authentischen Berichten auf diesem
Wege zu kompensieren versuchten.

Auch die Tätigkeit in Rom zeichnete sich durch größtmögliche Nähe zu
den Geschehnissen, Herstellung zahlreicher Kontakte und Begegnungen
mit zahlreichen prominenten Akteuren aus, die in dieser Zeit im
journalistischen Umfeld, aber auch weit darüber hinaus eine mehr oder
minder maßgebliche Rolle spielten. Berichtet Feldbauer beispielsweise
über die langjährigen Vorsitzenden der IKP, Luigi Longo und Enrico
Berlinguer, oder den damaligen DDR-Botschafter Klaus Gysi, entspringt
seine Wertschätzung sowohl den persönlichen Begegnungen mit ihnen als
auch dem Vermögen, ihr Wirken im Zusammenhang politischer
Entwicklungen zu werten. So bekommen bedeutende Persönlichkeiten auf
lebendige Weise in ihren Überzeugungen und nicht zuletzt auch
Widersprüchen Kontur, erschließen sich die Beweggründe ihres Handels
auf nachvollziehbare und teils überraschende Weise.

Es kamen damals ja verschiedene Umstände zusammen, die eine solche
Korrespondententätigkeit doch frappant von der heute geläufigen
journalistischen Tätigkeit unterscheiden. In einer Ära lange vor dem
Internet waren Hand- und Fußarbeit wesentliche Bestandteile der
Informationsbeschaffung und Quellensicherheit, was Qualitäten
voraussetzte und erweiterte, an die zu erinnern im gegenwärtigen
Gefüge berufsständischer Filterblasen und konformistischer
Ferndiagnosen an Keyboard und Monitor oder Smartphone nicht ohne
Nutzen sein könnte. Das Gastland zu bereisen und sich zu erschließen,
vielen Menschen zu begegnen und Kontakte zu knüpfen, Gespräche nicht
nur vertikal im eigenen Arbeitszusammenhang, sondern auch
querverbindend zu führen, wo dies vertrauenswürdig und nutzbringend
war, zeugt von einer Aufgeschlossenheit und vitalen Beweglichkeit,
gepaart mit Improvisationstalent und Gespür, welche die andererseits
unabdingbare tagtägliche Routine wie etwa die Auswertung zahlreicher
Printerzeugnisse kontrastierte und befruchtete.

Dabei navigiert der Autor mit leichter Hand und doch stets dem Zweck
des Handlungsbogens verpflichtet durch Begebenheiten des Alltags und
deren profane Probleme, ausgewählte Aspekte seiner damaligen Tätigkeit
und politische Zuspitzungen wie auch zahlreiche historische Einschübe,
die zum besseren Verständnis der jeweils dargestellten Personen und
Begebenheiten erhellend sind. Feldbauer hat als ausgewiesener Experte
der italienischen Geschichte eine ganze Reihe fundierter Publikationen
zu dieser Thematik vorgelegt wie er auch regelmäßig zu aktuellen
Entwicklungen im Land Stellung nimmt. Wer sich damit vertraut gemacht
hat, wird einerseits feststellen, wie trittsicher diese vorangegangene
Lektüre beim Begehen des aktuellen Buches macht. Andererseits fehlt es
keineswegs an überraschenden Momenten und präzisierenden Ergänzungen,
die im Lichte neuer Erkenntnisse bedeutsame Aspekte anders gewichten
oder bislang unbekannte hinzufügen.

Dabei gilt es sich zu vergegenwärtigen, daß die BRD und die DDR Ende
1972 den sogenannten Grundlagenvertrag über ihre gegenseitige
Anerkennung und die Gestaltung ihrer Beziehungen untereinander
geschlossen hatten. Zusammen mit dem Abkommen der UdSSR, der USA,
Großbritanniens und Frankreichs über ihre Beziehungen zu Westberlin
machte dies den Weg frei für die Aufnahme diplomatischer Beziehungen
zwischen der DDR und den westlichen Industriestaaten, darunter auch
Italien. Dies führte dazu, daß erstmals eine Botschaft der DDR in Rom
eröffnet und eine Akkreditierung von Journalisten als Korrespondenten
möglich wurde. Damit trafen also Vertreter der beiden
Gesellschaftssysteme aufeinander, die in diesem Neuland Wege des
Umgangs miteinander auf eine Weise ausloteten, wie das aus heutiger
Sicht kaum noch vorstellbar erscheinen dürfte. Da die ideologische
Dampfwalze fortgesetzter Abrechnung mit der DDR inzwischen alles
plattzuwalzen droht, was von der Doktrin abweicht, es habe sich um
einen "Unrechtsstaat", wenn nicht gar eine "Diktatur" gehandelt, hat
eine Schwarzweißmalerei Einzug in die verordnete Denkweise gehalten,
die jede differenzierte Auseinandersetzung verhindert.

So werden gerade jüngere Leserinnen und Leser mit Erstaunen
feststellen, wieviel Manövrierraum und Begegnungsflächen unterhalb,
neben und um die offiziellen Fronten herum möglich waren, ohne
deswegen eigene Grundpositionen und begründete Überzeugungen
preisgeben zu müssen. Obgleich die Nähe zur Kommunistischen Partei
Italiens auf der Hand lag, wurde die Arbeit der Korrespondenten von
den Behörden in keiner Weise behindert. Und wenngleich natürlich enge
Verbindungen und nicht selten auch langjährige Freundschaften zu
Repräsentanten der IKP erwuchsen, reichten die Kontakte doch weit
darüber hinaus und schlossen auch Vertreter anderer Parteien sowie in
etlichen Fällen sogar westliche Journalisten ein. Zudem skizziert der
Autor seine Erfahrungen mit prominenten Journalisten und Vertretern
der DDR-Parteiführung, wie er auch die bedeutsamen Nuancen in der
Ausrichtung und Praxis der jeweiligen Akteure hervorhebt.

Kaum bekannt und dementsprechend erhellend sind die Ausführungen, daß
die SED im Verhältnis zum "eurokommunistischen" Kurs Berlinguers
entgegen gängiger Auffassungen nicht der Moskauer Linie folgte,
sondern seiner Politik Verständnis entgegenbrachte. An guten
Beziehungen und einer vertieften Zusammenarbeit mit der weitaus
größten Kommunistischen Partei Westeuropas interessiert, waren für
Berlin relevante Informationen aus erster Hand und zuverlässiger
Quelle bedeutsam, so daß Auslandskorrespondenten sowohl mit ihren
regelmäßig publizierten Berichten als auch Nachrichten, die nicht zur
Veröffentlichung bestimmt waren, eine wichtige Schnittstelle zur
Schwesterpartei und deren Tendenzen darstellten.

Italien war seit jeher insofern ein außergewöhnliches Land, als dort
die gesellschaftlichen Widersprüche in besonders starker Ausprägung
hervortraten und die Kämpfe mit einer enormen Wucht ausgetragen
wurden. So berichtet der Autor vom schrecklichen Elend im südlichen
Armenhaus des Landes, wo Epidemien grassierten, Wohnungsnot und eine
Bildungsmisere herrschten. Er kontrastiert dies mit beeindruckenden
Erlebnissen vom Film bis zur Bildenden Kunst wie auch den
Kunstschätzen samt deren Bedrohung durch Umwelteinflüsse,
Verwahrlosung und Raub. "Wo viel Licht ist, ist auch viel Schatten",
läßt Goethe seinen Götz von Berlichingen sagen. Wie sehr das auf das
alte Kulturland Italien zutrifft, illustrieren auch Aufstieg und Fall
des Finanzhais Michele Sindona als personifiziertes Beispiel eines
Kapitals, für das angesichts immenser Profite kein Verbrechen
existiert, das es nicht riskiert, selbst auf die Gefahr des Galgens
hin, wie es Marx einst charakterisierte. Dies herauszuarbeiten ist
unverzichtbar, weil in Italien mit seiner Gemengelage aus modernem
Kapital und feudalem Großgrundbesitz, Mafia und Klerus, CIA und
heimischen Verschwörungen wie der Loge P2, starken faschistischen
Kräften und einer damals noch kampfstarken antifaschistischen und
kommunistischen Linken die Aufklärung individueller Verstrickungen
erheblich zum Verständnis spezifischer Verhältnisse und Verläufe
beiträgt.

Der Autor beschreibt die gespenstische Kulisse eines Parteitags der
faschistischen MSI, berichtet von der Flucht des Kriegsverbrechers
Herbert Kappler mit Hilfe bundesdeutscher Komplizen und leuchtet die
diversen Facetten der subversiven Intervention westlicher Mächte in
den sozialen und politischen Kämpfen Italiens umfassend aus. Gerhard
und Irene Feldbauer wurden während ihres sechsjährigen Aufenthalts im
Land Zeitzeugen dramatischer Ereignisse, die sich bis heute auswirken.
Sie erlebten die "bleiernen Jahre", diese von der CIA und ihren
italienischen Partnern implementierte "Spannungsstrategie" mit
Tausenden Anschlägen und Hunderten Toten wie auch zwei faschistische
Putschversuche, deren innere Triebkraft die damals viertstärkste
Parlamentspartei MSI war, umgeben von einem breiten Netz
rechtsgerichteter Gruppierungen. Dem stand als Gegenpol eine starke,
in der Resistenza verwurzelte antifaschistische Bewegung mit der IKP
an der Spitze gegenüber. Sie war zu dieser Zeit mit über 2 Millionen
Mitgliedern und rund 34 Prozent bei den Parlamentswahlen 1976 die
stärkste kommunistische Partei der westlichen Industriestaaten.

Zentraler Handlungsbogen des Buches ist denn auch der Versuch der IKP
und ihres Vorsitzenden Berlinguer, unter dem Eindruck des Putsches
gegen Salvadore Allende 1973 in Chile die Gefahr eines ebensolchen
Umsturzes in Italien mit einem "historischen Kompromiß" in Gestalt
einer Zusammenarbeit mit der führenden großbürgerlichen Partei DC auf
Regierungsebene Einhalt zu gebieten. Sein Partner war der
linksliberale DC-Vorsitzende Aldo Moro, der einem von der CIA
inszenierten Mordkomplott zum Opfer fiel, in das sich die
unterwanderten Roten Brigaden als Werkzeug einspannen ließen, so die
Überzeugung des Autors. Ausgehend davon, daß selbst eine Mehrheit der
Linkskräfte nicht ausreichen würde, einen rechten Putsch zu
verhindern, plädierte Berlinguer für eine "Regierung der
demokratischen Wende" aus Kommunisten, Sozialisten und
Christdemokraten.

Steuerte Berlinguer die IKP damit zweifelsfrei auf einen
reformistischen Kurs, der sie in die Umarmung des Klassenfeinds und
letztendlich zu ihrer eigenen Liquidierung führte? Wovon man heute
ausgehen muß, war damals in hohem Maße umstritten und stand keineswegs
zweifelsfrei fest. Der Autor unterzieht diese in sich widersprüchliche
Entwicklung einer sorgsamen Prüfung der verschiedenen
innerparteilichen Strömungen, maßgeblichen Akteure und äußeren
Einwirkungen. Zur Sprache kommt der wachsende Einfluß einer
sozialdemokratischen Fraktion unter Giorgio Napolitano in der IKP, die
den sogenannten Eurokommunismus favorisierte und einen eigenen Weg zum
Sozialismus im Rahmen der Marktwirtschaft propagierte. Berlinguer
bekannte sich zu den Bündnisverpflichtungen in der NATO, die unter
bestimmten Voraussetzungen sogar der "Schutzschild" eines
italienischen Weges zum Sozialismus sein könne. Konnte man zumindest
noch in Betracht ziehen, daß dies, wie innerparteilich versichert,
eine taktische Aussage zur Beruhigung der USA sei, ging Napolitano auf
dem eingeschlagenen Weg jedenfalls sehr viel weiter. Seines Erachtens
hatte die NATO nicht mehr den Charakter eines aggressiven Instruments,
weshalb er sich unter ihr sicherer vor einer Einmischung des
Warschauer Pakts fühle. Das führte weit über eine Kritik am
Führungsanspruch der KPdSU hinaus und stellte mitten im Kalten Krieg
einen Bruch mit der UdSSR und den Staaten des sozialistischen Lagers
dar.

Dagegen regte sich entschiedener Widerstand an der Basis, die den
reformistischen Kurs ablehnte, den Ausschluß der innerparteilichen
Opposition vom November 1969 kritisierte und die Gleichsetzung des
bewaffneten Kampfs von links mit faschistischem Terror nicht teilte.
Linksradikale Organisationen wie Lotta Continua unterstützten
gewerkschaftliche Kämpfe und gewannen an Einfluß. Auch Luigi Longo
kritisierte, daß in der IKP Entscheidungen von oben getroffen würden
und der Kontakt zur Basis verlorengehe. Der Protest gegen die
angestrebte Zusammenarbeit mit bürgerlichen Kräften wie insbesondere
der DC nahm zu, fand aber keinen Niederschlag im Kurs der
Parteiführung.

Aldo Moro ist ein eigenes Kapitel gewidmet, in dem der Christdemokrat
als volksverbundener und unbestechlicher Politiker mit Realitätssinn
für die Probleme des eigenen Landes und internationale Fragen
ausgewiesen wird. Der Autor hält ihn für einen glaubwürdigen Partner
im "Historischen Kompromiß", welcher der Auffassung gewesen sei, daß
man das Land nicht gegen die Kommunisten regieren könne. Natürlich
ging Moro von einer kapitalistischen Gesellschaftsordnung aus, doch
trat er für soziale Reformen und einen Abbau der internationalen
Blockkonfrontation ein. Ausgehend von der ideologischen Wandlung der
IKP sah er keine Gefahr einer "kommunistischen Machtergreifung",
sondern hoffte, die IKP zugunsten der DC einzubinden und zu schwächen,
aber keineswegs auszuschalten. Dies brachte Moro endgültig ins Visier
Washingtons. Außenminister Kissinger: "Sie machen uns Vorwürfe wegen
Chile. Sie würden uns noch härtere Vorwürfe machen, wenn wir nichts
tun würden, um die Beteiligung der Kommunisten an der Machtausübung in
Italien oder anderen Ländern Westeuropas zu verhindern." Moro sei der
"Allende Italiens", der das Land in die "kommunistische Abhängigkeit"
steuere und "viel gefährlicher als Castro" sei.

Dramatischer Höhepunkt der damaligen Entwicklung und zugleich des
Buches ist der Mord an Aldo Moro, der am 16. März 1978 entführt und am
9. Mai tot aufgefunden wurde. Der Autor schildert die Abfolge der
Ereignisse, geht auf die Gründung und Radikalisierung der Brigate
Rosse ein und befaßt sich mit den Strategien der CIA, das
linksradikale Spektrum zu unterwandern und für seine Zwecke zu
instrumentalisieren. Zugleich waren neofaschistische Gruppen am Werk,
die sich tarnten und der Linken Anschläge in die Schuhe zu schieben
versuchten. Feldbauer legt eine Kette von Ungereimtheiten und
Widersprüchen dar, die seines Erachtens darauf schließen lassen, daß
die Roten Brigaden allenfalls Statisten eines Kommandounternehmens
waren, das die Handschrift einer Geheimdienstoperation trägt. Nach dem
Vorbild der Bonner Regierung Helmut Schmidts, die ein Jahr zuvor den
Schleyer-Fall "abgeschlossen" hatte, lehnten DC, IKP und ISP
Verhandlungen mit den Entführern ab, so daß Moros Schicksal besiegelt
war.

Die Folge war eine Wende nach rechts. In der DC gewannen reaktionäre
Kräfte an Einfluß, die politische Bedeutung der IKP ging spürbar
zurück, sie verlor Mitglieder und Stimmen bei den Wahlen. Eine Welle
der Repression richtete sich gegen die radikale Linke, Fakultäten der
Universitäten wurden "gesäubert", Tausende ins Gefängnis geworfen.
Auch die nach links tendierende bürgerliche Mitte hatte eine schwere
Niederlage erlitten, was auf lange Sicht dazu betrug, dem heute
allgegenwärtigen Vormarsch der Rechten den Weg zu bereiten. Im Herbst
1989, merkt der Autor in seinem Schlußwort an, holte die Politik, wie
sie von den Reformisten in der IKP verfolgt wurde, die DDR und die SED
ein - hier jedoch nicht im Verlauf von zwei bis drei Jahrzehnten,
sondern binnen weniger Monate. Wie geht ein Historiker, der nicht mit
dem Strom schwimmt und es stets abgelehnt hat, sich vom Sozialismus zu
distanzieren, mit dessen Niederlage um? Feldbauer geht von einem
"Zickzack der Geschichte" aus, da sich keine Gesellschaftsformation im
ersten Anlauf durchgesetzt hat. Binnen weniger Jahrzehnte eine neue
Gesellschaft aufzubauen, sei der DDR nicht möglich gewesen. Die
gesellschaftlichen Verhältnisse von heute ließen jedoch nur eine
Schlußfolgerung zu, daß eine Lösung der sozialen und ökologischen
Frage nur auf sozialistische Weise möglich sei. Entweder werde eine
solche Gesellschaft den Sieg davontragen oder die Menschheit in
Barbarei verfallen.

8. Oktober 2019
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TREFF/722: Cuxhaven - E-Book-Sprechstunde in der Stadtbibliothek am 17. Oktober 2019


Stadt Cuxhaven

E-Book-Sprechstunde in der Stadtbibliothek Cuxhaven



Die nächste E-Book-Sprechstunde in der Stadtbibliothek Cuxhaven findet
am Donnerstag, den 17. Oktober statt. Von 16 bis 17 Uhr geht es um
Grundlegendes: Was ist die Onleihe? Welches Angebot bietet die
Bibliothek? Habe ich die passenden Geräte? Und wie gehe ich damit um?

In der Zeit von 17 bis 18 Uhr gibt es dann Zeit, auch individuelle
Fragen zu beantworten. Interessierte werden gebeten, eigene Geräte
mitzubringen. Dazu eignen sich E-Book-Reader, Tablet, Smartphone und
Notebook/Laptop. Um eine optimale Hilfestellung bieten zu können,
bittet das Team der Bibliothek, Beratungstermine zu vereinbaren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 8. Oktober 2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.:04721/700607

Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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NAHOST/350: Kritik an geplanter türkischer Militärintervention in Syrien


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 8. Oktober 2019

Kritik an geplanter türkischer Militärintervention in Syrien

Schutzzone wäre Verbrechen gegen die Menschlichkeit



Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) kritisiert die von der
Türkei geplante Einrichtung einer Schutzzone in Nordsyrien, da sie
das Völkerrecht verletzen würde. "Bevölkerungstransfers dürfen nicht
gegen den Willen der Betroffenen und der ansässigen Bevölkerung
durchgeführt werden - das Vorgehen der Türkei wäre daher ein
Verbrechen gegen die Menschlichkeit", erklärte GfbV-Direktor Ulrich
Delius. Die GfbV warnt nachdrücklich davor, die geplante
Militärintervention mit irreführenden Begriffen wie "Schutzzone"
schönzureden. "Denn geschützt wird hier nicht die Zivilbevölkerung,
wie es das humanitäre Völkerrecht gebietet. Im Gegenteil: Es würde
eine Massenflucht der lokal ansässigen Bevölkerung ausgelöst.
Ethnische Spannungen sind vorprogrammiert", so Delius. Die kurdische
Bevölkerung Nordsyriens durch arabischstämmige Flüchtlinge aus
anderen Landesteilen auszutauschen sei ein massiver Verstoß gegen das
Völkerrecht.

"Wer, wie die Türkei, ohne Legitimation militärisch in einem
Nachbarland intervenieren will, bricht das Völkerrecht in doppelter
Weise: Er missachtet die Staatsgrenzen und macht sich gemäß Artikel 7
der Statuten des Internationalen Strafgerichtshofes mit einem
erzwungenen Bevölkerungstransfer der Verbrechen gegen die
Menschlichkeit schuldig", erinnert Delius. Zwar erkennt die Türkei
den Internationalen Strafgerichtshof nicht an, doch die in seinen
Statuten enthaltene Definition von Verbrechen gegen die
Menschlichkeit gilt als völkerrechtlich bindend.

Erschwerend komme hinzu, dass ein gewaltsamer Bevölkerungstransfer,
wie die Türkei ihn plant, explizit eine Veränderung der
demographischen Struktur in Nordsyrien anstrebe. Dies sei
völkerrechtlich nicht legitimiert, sondern ein schwerwiegendes
Verbrechen an der Zivilbevölkerung, warnte die
Menschenrechtsorganisation.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Oktober 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / MEINUNGEN





APPELL/161: Das darf die deutsche Regierung nicht akzeptieren! (Flüchtlingsrat SH)


Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e. V. - 8. Oktober 2019

Das darf die deutsche Regierung nicht akzeptieren!

Zur Lage in Nordsyrien: Norddeutsche Delegation in Südkurdistan appelliert
an den Bund



Eine norddeutsche Delegation aus zivilgesellschaftlichen Organisationen und
Parlamentariern aus Schleswig-Holstein, Hamburg und dem Deutschen Bundestag
hält sich aktuell in einer humanitären Mission im irakischen Gebiet
Kurdistans auf. "Wir erleben gegenwärtig, dass die Spannungen in dieser
Region dramatisch zunehmen", erklärt Robert Jarowoy von der Hamburger
Kurdistan-Hilfe e.V. So wurde der Delegation (bisher) der Zugang zu den
yezidischen Gebieten im nordirakischen Shengal wie auch zu dem
Flüchtlingscamp Maxmur verwehrt. Die Situation der Kurden spitzt sich zu.
Angesichts der drohenden Einmarsches der türkischen Armee in Rojava richten
die Delegationsmitglieder einen dringenden Appell an die Bundesregierung.

"Wir fordern die Bundesregierung auf, gegen den kalkulierten Bruch des
Völkerrechts durch die Türkei politisch zu intervenieren. Ein weiterer
Angriffskrieg eines NATO-Mitgliedes kann nicht akzeptiert werden", fordert
Norbert Hackbusch, Mitglied der Fraktion Die Linke in der Hamburgischen
Bürgerschaft. Die Delegation protestiert dagegen, dass dem NATO-Mitglied
Türkei von seinen Bündnispartnern offenbar ein expansionistischer
Angriffskrieg gegen eine friedliche Nachbarregion zugestanden werden soll.

Im Nord-Westen Syriens ist es der von jahrelanger Kriegs- und
islamistischer Unterdrückungsgewalt gebeutelten Bevölkerung gelungen, ein
multiethnisches, emanzipatorisches, demokratisches Gesellschaftsmodell zu
etablieren. Diesem, auf die benachbarte Autokratien bedrohlich wirkende
alternative Politikmodell den Garaus zu machen, ist möglicherweise das
eigentliche Motiv für die türkischen Interventionspläne.

Bundesweit haben im ersten Halbjahr 2019 schon 1.306 Asylsuchende aus der
Türkei in Deutschland Zuflucht gesucht. Auch in Schleswig-Holstein gehört
die Türkei inzwischen zu den fünf Hauptherkunftsländern. "Jetzt schickt
sich die türkische Regierung an, nicht nur im eigenen Land, sondern nun
auch im Norden Syriens für die kurdische Bevölkerung massenweise
Fluchtgründe zu schaffen", mahnt Martin Link, als Vertreter des
Flüchtlingsrats Schleswig-Holstein und Teilnehmer der Delegation. "In
dieser Situation müssen die unerträglichen Waffenlieferung Deutschlands an
die Türkei sofort unterbunden werden." stellt Flemming Meyer, Vorsitzender
des SSW und Mitglied des Kieler Landtags, fest.

Die türkische Wirtschaft befindet sich seit Monaten in einer rasanten
Talfahrt. Leidtragende sind auch die 3,6 Mio. im Lande lebenden syrischen
Flüchtlinge, die zunehmend als Konkurrenten auf dem Arbeitsmarkt
wahrgenommen werden. Diesen innenpolitischen Druck weiß Präsident Erdogan
mit der Drohung, die syrischen Flüchtlinge weiter auf den Weg nach Europa
zu schicken, geschickt zu kanalisieren. "Das türkische Festhalten am
EU-Türkei-Flüchtlingsdeal soll offenbar mit dem Stillschweigen des Westens
über die türkische Interventionspolitik in Rojava erkauft werden",
kritisiert Link.

Zu der Delegation, die sich seit dem 5. Oktober im Nordirak aufhält,
gehören u.a. Martin Link vom Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein, Prof. Dr.
Jochen Dahm-Daphi und Dr. Marcial Velasco Garrido von der Vereinigung
Demokratische Ärzte, Robert Jarowoy und Susanne Klewitz von der
Kurdistan-Hilfe e.V. und die Bundestagsabgeordnete Zaklin Nastic von der
Fraktion Die Linke, Flemming Meyer, schleswig-holsteinischer
Landtagsabgeordneter für den SSW und Norbert Hackbusch, Mitglied der
Hamburger Bürgerschaft für die Fraktion Die Linke.

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e. V.

Sophienblatt 82-86, 24114 Kiel

Telefon: ++49 431 735 000, Fax: ++49 431 736 077

E-Mail: office(at)frsh.de

Internet: www.frsh.de
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APPELL/160: Eskalation im Irak und in Syrien - Zivile Lösungen statt Militär (Kampagne "Macht Frieden.")


Pressemitteilung der Kampagne

"MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien" vom 8.10.2019

Eskalation im Irak und in Syrien: Zivile Lösungen statt Militär!



Berlin/Bonn. - Die Kampagne erneuert vor dem Hintergrund der Proteste gegen
die Regierung im Irak und dem drohenden Einmarsch türkischer Truppen in den
Norden Syriens ihre Forderung nach einer Beendigung des Bundeswehrmandats
für Irak und Syrien.

Aktuell zeigt sich wieder einmal, dass komplexe Konflikte durch
militärische Mittel einer nachhaltigen Lösung keinesfalls näher gebracht
werden. Die Ausbildung der irakischen Streit- und Sicherheitskräfte durch
die Bundeswehr sollte zu einer Stabilisierung des Irak beitragen und das
Vertrauen der Bevölkerung in die Sicherheitskräfte steigern. Offensichtlich
ist dies nicht der Fall, wie die jüngste Eskalation im Irak zeigt. Während
friedlicher Proteste der Bevölkerung gegen die irakische Regierung wurden
110 Menschen getötet und 6100 Menschen durch Sicherheitskräfte verletzt.
Dringend notwendig sind aus Sicht der Kampagne deshalb zivile,
wirtschaftliche und soziale Maßnahmen für die irakische Zivilbevölkerung.

Auch in Syrien spitzt sich die Lage gefährlich zu. Der Einmarsch türkischer
Truppen steht offensichtlich unmittelbar bevor, mit Duldung der USA, die
ihre Truppen abziehen. "Ein Einmarsch der Türkei verstößt gegen
Völkerrecht, da Syrien ein funktionierender Staat und souveränes Mitglied
der Vereinten Nationen ist", erklärt Berthold Keunecke, einer der
Sprecher*innen der Kampagne "MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien".
Ein Einmarsch verletze zudem die Menschenrechte und würde vermutlich zu
Vertreibung und Zwangsansiedlungen führen.

"Wir begrüßen, dass die CDU/CSU-Fraktion gestern verlauten ließ, dass neue
militärische Schritte den politischen Prozess und damit die nachhaltige
Befriedung Syriens erheblich stören würden. Aus unserer Sicht gilt das für
alle militärischen Maßnahmen, deren umgehende Beendigung wir fordern. Dafür
sollte sich Deutschland gegenüber der türkischen Regierung und im
UN-Sicherheitsrat einsetzen", so Susanne Grabenhorst, ebenfalls Sprecherin
der Kampagne.

Außerdem könne Deutschland die Arbeit eines verfassungsgebenden Komitees
für Syrien unterstützen. Laut UN-Generalsekretär António Guterres haben die
syrische Regierung und die Opposition ihre Differenzen um die Gründung des
Komitees beigelegt. Der verfassungsgebenden Versammlung von 150 Mitgliedern
sollen 50 Vertreter*innen der Opposition, 50 Regierungsvertreter*innen und
weitere 50 sogenannte "unabhängige" Mitglieder, die von der UN bestimmt
wurden, angehören - darunter Expert*innen, Stammesführer und Frauen.



Die Kampagne "MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien" wird getragen von
25 Organisationen und Gruppen der deutschen Friedensbewegung, darunter die
IPPNW, die DFG-VK, das Netzwerk Friedenskooperative, der Versöhnungsbund
und pax christi.

Mehr Informationen über die Kampagne und die beteiligten
Trägerorganisationen: 

www.macht-frieden.de

 * 

Quelle:

MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien

c/o Netzwerk Friedenskooperative

Römerstr. 88, 53111 Bonn

Telefon: 0228 / 692904

E-Mail: info@macht-frieden.de

Internet: www.macht-frieden.de
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LESUNG/6504: Marbach - Stunden im Garten. Ein Idyll, musikalische Lesung, 20.10.2019


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Oktober 2019

Sonntag, 20. Oktober 2019, 11 Uhr

Berthold-Leibinger-Auditorium, Literaturmuseum der Moderne

MUSIKALISCHE LESUNG

Stunden im Garten. Ein Idyll



In der "Seele", der Dauerausstellung im Literaturmuseum der
Moderne ist ein berühmter Text über die Arbeit im Garten
ausgestellt: Rudolf Borchardts "Der leidenschaftliche Gärtner",
in dem es auch um den richtigen Boden geht, auf dem etwas gedeiht. Zur
selben Zeit, 1935, schreibt Hesse ein Hexametergedicht in sechs Teilen
- "Stunden im Garten": »Morgens so gegen sieben verlass ich die
Stube, Korb und Häckchen nehm ich und trete, der Sonne entgegen,
meinen Morgenweg an«. Hesses Ziel ist das »Erdenbrennen«, das
»Bodenmachen« aus Asche: »Diese dann, peinlich gesiebt, bedeutet
den Stein mir der Weisen, ist mir Ertrag und köstliche Frucht der
verköhlerten Stunden, die ich in kleinem Kessel wegtrage und sparsam
im Garten verteile.« Hesses "Idyll" wird von dem Schauspieler
Matthias Schuppli rezitiert, den Hans Martin Ulbrich an der Oboe
begleitet.

Der Eintritt in das Literaturmuseum der Moderne ist zwischen 10 und 13
Uhr frei, die Veranstaltung kostenlos.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Oktober 2019

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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LESUNG/6503: Hamburg - Eugen Ruge, »Metropol«, 24.10.2019


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Oktober 2019

Donnerstag, 24.10., 19:30 h

Eugen Ruge

liest aus seinem neuen Roman »Metropol«

Moderation: Jörg Magenau



»Dies ist die Geschichte, die du nicht erzählt hast. Du hast sie mit
ins Grab genommen. Du warst sicher, dass sie niemals wieder ans Licht
kommt«. 1936, Moskau - für die Mitarbeiter der OMS, dem
Nachrichtendienst der Komintern, herrscht Urlaubssperre. Und trotzdem
erhalten die aus Deutschland geflüchtete Kommunistin Charlotte, ihr
Mann Wilhelm und die junge Britin Jill eine Ausnahmegenehmigung und
treten im Spätsommer eine mehrwöchige Reise durch die Sowjetunion an.
Als Charlotte in der »Deutschen Zentralzeitung« auf den Artikel über
den Prozess in Moskau stößt, traut sie ihren Augen nicht. Unter den 17
Angeklagten, denen konterrevolutionäre sowie terroristische
Tätigkeiten vorgeworfen werden, befindet sich M. Lurie, den Charlotte
besser kennt, als ihr lieb ist. Wem kann man noch vertrauen? Wer ist
Freund und wer ist Feind? »Metropol« (Rowohlt) ist ein
zeitgeschichtlicher Roman, der das Leben in Zeiten des politischen
Terrors der 1930er-Jahre zeichnet und das bisher Unerzählte über
Charlotte, der Großmutter von Eugen Ruge, erzählbar macht.

Der diplomierte Mathematiker Eugen Ruge wurde 1954 in Soswa
(Ural/Russland) geboren. 2011 debütierte er nach veröffentlichten
Theaterstücken und Hörspielen mit dem Roman »In Zeiten des abnehmenden
Lichts«, für den er unter anderem mit dem Deutschen Buchpreis
ausgezeichnet wurde. Zuletzt erschienen die Romane »Cabo de Gata«
(2014) und »Follower« (2017).

Medienpartner NDR Info, Kulturpartner NDR Info

Eintritt: 12,- / 18,- Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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LESUNG/6502: Braunschweig - Hardy Crueger "Okergeschichten - die andere Seite" am 13. Oktober 2019


Stadt Braunschweig

Hardy Crueger liest Okergeschichten im Raabe-Haus



Braunschweig. Unter dem Titel "Okergeschichten - die andere Seite"
liest der Schriftsteller Hardy Crueger am Sonntag, 13. Oktober, um 15
Uhr im Raabe-Haus:Literaturzentrum, Leonhardstraße 29a. Hardy Crueger
stellt seine Kurzgeschichtensammlung vor. In seinen Okergeschichten
geht es nicht immer nur um blutrünstig mordende Psychopathen. Es gibt
auch lyrisch erzählte Kurzgeschichten, die von Vorfällen am Ufer des
Flusses Oker berichten. Hardy Crueger studierte Geschichte und
Soziologie in Braunschweig, wo er heute als freiberuflicher
Schriftsteller lebt. Er schreibt Romane zu geschichtlichen Themen,
aber auch Krimis und Thriller. Mit bisher sechzehn veröffentlichten
Titeln gilt der Autor als einer der produktivsten in der Region. Der
Eintritt ist frei. Reservierungen sind unter der Telefonnummer
70189317 möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 7. Oktober 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUSSICHTEN/8765: Und morgen, den 09. Oktober 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 09.10.2019 bis zum 10.10.2019 +++






[image: Jean-Luc 8765 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Grau und naß,

Jean-Luc steckt

tief im Gras,

matschverdreckt.
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TREFF/766: Braunschweig - Ausstellungsführung "Die Zerstörung der Stadt Braunschweig 1944", 13.10.2019


Stadt Braunschweig

Kurator Dr. Lars Berg führt durch die Ausstellung "15. Oktober -
Die Zerstörung der Stadt Braunschweig 1944"



Braunschweig. Zu einer Kuratorenführung durch die Ausstellung "15.
Oktober - Die Zerstörung der Stadt Braunschweig 1944" mit Dr. Lars
Berg lädt das Städtische Museum Braunschweig, Haus am Löwenwall,
Steintorwall 14, am Sonntag, 13. Oktober, um 15 Uhr ein. Die Führung
ist im Eintrittspreis enthalten.

In der Nacht vom 14. auf den 15. Oktober 1944 wurde die Innenstadt
Braunschweigs durch einen Bombenangriff nahezu komplett zerstört. Der
Luftangriff, den das nationalsozialistische Deutschland wie die
sonstigen Kriegshandlungen der Alliierten durch den von deutschem
Boden ausgehenden verbrecherischen Angriffskrieg verursacht hatte,
forderte viele Opfer.

Anlässlich des 75. Jahrestags der Zerstörung des alten Braunschweig
präsentiert das Städtische Museum Werke aus der Kunstsammlung von
Joachim Prüsse. Er trug eine Vielzahl von Werken zusammen, in denen
die Zerstörung und der Wiederaufbau der Stadt dargestellt sind. In der
Ausstellung "15. Oktober - Die Zerstörung der Stadt Braunschweig 1944"
sind unter anderem Arbeiten von Erich Constein, Hermann Flesche,
Wilhelm Frantzen, Hedwig Hornburg, Günther Kaphammel, Wilhelm Krieg,
Karl-Heinz Meyer, Gottlieb Mordmüller, Karl Neuss, Christof Nanko,
Ernst Straßner, Daniel Thulesius und Herbert Waltmann zu sehen.

Das Städtische Museum, Haus am Löwenwall, ist dienstags bis sonntags
von 10 bis 17 Uhr geöffnet. Der Eintritt beträgt fünf Euro für
Erwachsene, Ermäßigung (für Schüler, Studierende, Auszubildende,
Menschen mit Behinderung, Rentner sowie Inhaber des "Braunschweig
Passes") 2,50 Euro. Kinder von sechs bis 16 Jahren zahlen zwei Euro.
Schulklassen und Kinder bis sechs Jahren haben im Städtischen Museum
freien Eintritt. Das Städtische Museum ist uneingeschränkt
barrierefrei.

Das Städtische Museum nimmt teil an der MuseumsCard der Braunschweiger
Museen. Sie ermöglicht einmalig freien Eintritt sowie dauerhaft
ermäßigten Eintritt bei Folgebesuchen für ein Jahr in den sieben
größten Museen Braunschweigs. Die Museumscard kostet 22 Euro und ist
auch im Städtischen Museum erhältlich. Alle Infos unter
www.braunschweig.de/museumscard.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 7. Oktober 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig
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TREFF/765: Kassel - Museumsführung "Kassel zwischen zwei Weltkriegen" am 13.10.2019


Stadt Kassel

Führung im Stadtmuseum: "Kassel zwischen zwei Weltkriegen" 



"Kassel zwischen zwei Weltkriegen" lautet der Titel einer Führung im
Stadtmuseum mit dem Museumsführer Albert Walch am Sonntag, 13.
Oktober, 14 Uhr.

Ursachen, Formen und Auswirkungen der nationalsozialistischen Epoche
in Kassel. Wie kam es dazu, dass viele Menschen in Kassel wie überall
in ganz Deutschland das Vertrauen in das demokratische System der
Weimar Republik verloren und vom Nationalsozialismus die Lösung ihrer
Probleme erhofften? Wie veränderten und prägten die neuen Machthaber
die Gesellschaft, um ihre Herrschaft zu sichern? Welche besondere
Rolle spielte Kassel im Rahmen der Rüstungsproduktion?

Museumsführer Albert Walch geht an ausgewählten Ausstellungstücken
schwerpunktmäßig auf das Ende des 1. Weltkrieges und die Weimarer
Republik ebenso ein wie auf das Leben der Menschen in Kassel während
der NS-Zeit. Das Modell, das die zerstörte Stadt Kassel am Ende des
Krieges in 1945 zeigt, veranschaulicht die Gefahren nationalistischer
Politik.

Der Eintritt ins Museum beträgt vier Euro, ermäßigt drei Euro. Die
Teilnahme an der Führung ist kostenfrei. Die Teilnehmerzahl ist
begrenzt und eine verbindliche Anmeldung erforderlich unter der
Telefonnummer 05 61/7 87-44 05.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 2. Oktober 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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WISSENSDURST/053: Klimawandel und warum - nachgerechnet ... (SB)




[image: Ben und Stefan - Buntstiftzeichnung: © by Schattenblick]
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Stefan und Ben haben an einer Fridays-for-Future-Demonstration
teilgenommen. Allerdings fühlten sie sich nicht ganz wohl dabei und
das nicht nur, weil es ihre erste Demo war, sondern weil sie diese
geballte Einigkeit und die unterschwellige Aggression gegen die ältere
Generation, die in den Augen der Demonstranten alles gegen die Wand
gefahren hat, nicht teilen konnten. Denn die beiden haben sich
bereits tief in die Klimaproblematik eingearbeitet und konnten
erkennen, dass auch die Future-Leute die gleichen Fehler begehen
werden, wie die alten Politiker. Auch sie suchen nach einfachen
Lösungen und kümmern sich nicht um den Gesamtzusammenhang, schon gar
nicht um das ungebrochen vorherrschende Interesse am sogenannten
wirtschaftlichen Wachstum. Damit aber ein Wachstum entstehen kann,
muss immer mehr produziert werden - nicht umsonst hören wir in den
Nachrichten von den Prognosen, um wie viel Prozent sich die
Gewinnerwartung (und somit die erhöhte Produktion) im kommenden Jahr
steigern wird. Stefan und Ben sind der Meinung, dass das jedenfalls
allen guten Ideen und Vorschlägen zur Verbesserung der Klimasituation
im Weg steht.

Die beiden trafen sich am nächsten Tag bei Ben und unterhielten sich
lange über ihre Eindrücke von der gestrigen Demonstration. Dann
beschlossen sie, sich die Forderungen und Vorschläge der Aktivisten
genauer anzusehen.

Stefan: "Du hättest meine Mutter hören sollen, sie ist, wie du weißt,
sehr fortschrittlich und manchmal etwas radikal in ihren Ansichten,
aber diesmal war sie richtig empört. Sie räumte ein, dass ihre
Generation, wie sicherlich etliche davor auch schon, Fehler gemacht
hätten, doch sollten die jungen Leute von heute nicht vergessen, dass
sie Nutznießer von all den wissenschaftlichen Erkenntnissen und
technischen Errungenschaften sind, die unter anderem genau zu dieser
miserablen Situation auf dem Planeten geführt haben. 'Die kommen doch
schon mit Smartphone auf die Welt und sind im Internet mehr zuhause
als sonstwo', schimpfte sie."

Ben: "Na, ja, mein Vater hat etwas Ähnliches gesagt. Er ist entsetzt,
wie wenig man aus Fehlern lernt und dass die Future-Demonstranten wohl
vergessen hätten, bestimmte Fragen zu Ende zu denken. Ob sich jemals
einer überlegt hat, wo denn der Strom herkommt, der die Produktion der
erneuerbaren Energien erst möglich gemacht hat. Die entstehen ja nicht
aus der Luft, es braucht entsprechende Maschinen und Fabrikanlagen,
die gebaut, und Rohstoffe, die gefördert oder abgebaut werden müssen."

Stefan: "Ich finde auch, dass wir es recht gut getroffen haben, in
diesem Teil der Welt geboren worden zu sein. Wir nutzen alle Vorteile
der Zivilisation, technischer und verkehrstechnischer Art und vor
allem die vielen möglichen Interaktionen in der Medienwelt. Wenn wir
uns klar machen würden, wie viel Strom das Googlen verbraucht oder das
häufige Aufladen der Smartphones, der Betrieb der Computer, Tablets
und Notebooks, würden wir vielleicht etwas sparsamer und umsichtiger
damit umgehen. Ständig werden die Social Media von uns aktiviert, das
alles ist nur mit einem enormen Stromverbrauch möglich. Tja, und wer
hat 's erfunden und möglich gemacht?"

Ben: "Okay, aber wir wollten uns doch sachlich mit den Vorschlägen der
Future-Bewegung zur Klimarettung auseinandersetzen, mit ihren
angeblich 'bekannten Fakten und Lösungen'."

Stefan: "Genau, du hast recht, also, wo fangen wir an? Ah, ich weiß,
mit Sicherheit werden doch schon irgendwo die konkreten Forderungen
veröffentlicht worden sein. Sehen wir uns mal im Netz um."

Wenige Augenblicke später saßen beide vor dem Rechner, gaben 'Forderungen
der Fridays for Future' Bewegung ein, scrollten sich durch eine Reihe
von Veröffentlichungen über die Pressekonferenz der 'FFF' und fassten
das Gelesene zusammen.

Stefan: "Also, der Reihe nach, ich schreib' das mal Punkt für Punkt
auf, okay?

Das oberste Ziel ist es, die 1,5-Grad-Grenze einzuhalten.
Die Forderungen für Deutschland lauten: Bis 2035 sollen die
Treibhausgasemissionen bei 'netto null' liegen.
Alle dann noch notwendigen CO2-Emissionen sollen ausgeglichen werden,
zum Beispiel durch das Anpflanzen von Sauerstoff produzierender
Vegetation.
Der Kohleausstieg soll bis 2030 erreicht werden.
Bis Ende 2019 sollen ein Viertel aller Kohlekraftwerke abgeschaltet
werden.
Im Jahr 2035 soll die Energieversorgung zu 100% durch erneuerbare
Energien erfolgen.
Eine Tonne CO2 soll 180 Euro kosten.
Dann wird noch darauf hingewiesen, dass das Forderungspapier ganz
bewusst nur Ziele beinhaltet, keine Maßnahmen. Das soll heißen, es sei
die Verantwortung der Politik, den geeigneten Weg zu finden, um die
Forderungen durchzusetzen.
So ich denke, damit haben wir alle Punkte erfasst."

Ben: "Schon ein bisschen komisch, dass die Aktivisten schlussendlich
alles wieder in die Hände der 'alten' Politiker legen, aber gut, das
ist jetzt nicht das vorrangige Problem. Nun zu den einzelnen
Forderungen. Gegen das genannte 'oberste Ziel' ist meiner Meinung nach
nichts einzuwenden."

Stefan: "Nein, das ist wohl das Mindeste, was erreicht werden sollte."

Ben: "Also weiter: 'Bis 2035 sollen die Treibhausgasemissionen bei
'netto null' liegen'. Was bedeutet das?"

Stefan: "Ich denke, das soll heißen, dass überhaupt keine

Treibhausgase ausgestoßen werden."

Ben: "Aber wie soll das denn funktionieren? Soll innerhalb der
nächsten 16 Jahre kein Auto, kein Flugzeug, keine Fabrikanlage mehr in
Betrieb sein, kein Schiff mehr fahren, keine Dieselgeneratoren mehr
angeschaltet werden? Was geschieht mit den gigantisch vielen
Autos, die mit Benzin oder Diesel betrieben werden, dürften die dann
ab 2035 nicht mehr fahren? Werden sie alle verschrottet? Wenn dann
niemand mehr die alten Autos benutzen darf, auch kein Bus, kein
Transporter, kein LKW mehr in Betrieb genommen wird, hätten wir dann
Null-Treibhausgasausstoß?"

Stefan: "Vielleicht meinen die Future-Leute damit nur, dass die Menge
CO2, die dann noch emittiert wird, bezahlt werden muss, eben mit 180
Euro pro Tonne? Immerhin sprechen sie ja von 'netto-null'?"

Ben: "Du meinst, es handelt sich hier um eine Berechnung, nicht um die
tatsächliche Null-Emission an Kohlendioxid?"

Stefan: "Na ja, klingt schon irgendwie sehr inkonsequent. Andererseits
sprechen sie auch davon, dass jeder dann noch notwendige CO2-Ausstoß
durch das Anpflanzen von Sauerstoff produzierender Vegetation
ausgeglichen werden soll. Es könnte sein, dass damit ebenfalls die
'netto-null' gemeint ist? Wobei ich mich frage, was dann der
'notwendige' CO2-Ausstoß sein wird?"

Ben: "Okay, lass uns das einmal durchspielen: ab 2035 kommen keine
herkömmlichen Verkehrsmittel mehr zum Einsatz. Kohlekraftwerke sind
abgeschaltet."

Stefan: "Dann gehören wohl auch alle Ölheizungen und Öfen sowieso
dazu? Müssten die dann alle aus sämtlichen Wohnungen ausgebaut werden
und durch elektrische Heizungen ersetzt werden? Die Gasheizungen
vielleicht auch noch? Da frage ich mich schon, wie das zu
verwirklichen sein soll innerhalb einer solch kurzen Zeitspanne. Wir
heizen auch mit einer Ölheizung. Ich stelle mir gerade vor, wie unser
Vermieter das gesamte vierstöckige Haus mit acht Mieterparteien
umbauen will und wie sich die Kosten dann auf die Miete
niederschlagen."

Ben: "Bisher finde ich die Forderungen der Fridays for Future-Leute
zwar verständlich, aber dennoch wenig ernsthaft durchdacht."

Stefan: "Genau, und mir scheint zum Beispiel, dass oft vergessen wird,
dass es auch Menschen gibt, wie meine Oma zum Beispiel, die in
entlegenen ländlichen Regionen leben und auf ein Auto angewiesen sind.
Wer bezahlt den Autobesitzern denn ein neues E-Auto? Es haben nicht
alle so viel Geld, um sich ein Elektroauto zu kaufen. Außerdem fährt
das Auto auch nicht ohne Energie, also Strom, der bezahlt werden
will."

Ben: "Mein Vater hat sich neulich gerade über die hohen Stromkosten
geärgert und meinte, dass die Kilowattstunde noch nie so teuer war.
(31 Cent pro KW/h). Wird es dann nicht noch viel mehr kosten, wenn der
gesamte Strom aus erneuerbaren Energien erzeugt wird?"

Stefan: "Ich weiß nicht so genau. Aber so müsste es wohl sein, denn
jetzt wird ja behauptet, dass der Strom so teuer geworden ist, weil er
zu einem erheblichen Teil aus erneuerbaren Energien stammt."

Ben: "Weißt du, ich finde wir sollten uns noch einmal genauer mit der
Forderung nach dem Anpflanzen von Sauerstoff produzierender Vegetation
befassen, denn es wäre schon wichtig zu prüfen, ob Pflanzen genau das
wirklich machen können, ich meine Sauerstoff produzieren. Vielleicht
würde die Ausgleichstheorie gar nicht funktionieren?"

Stefan: "Ah, ich erinnere mich, du spielst auf den Biologieunterricht
an, stimmt 's? Wie war das noch, die Pflanzen nehmen CO2 aus der Luft
auf und so weiter."

Ben: "Ja, stimmt genau. Also, was meinst du?"

Stefan: "Das ist eine gute Idee, aber lass' uns das auf morgen
verschieben. Ich habe meiner Mutter versprochen, ihr beim Aufräumen zu
helfen. Sie war fast eine Woche krank und bei uns sieht es aus, na ja,
eben nicht so toll."

Ben: "Okay, also bis dann. Tschüss."

Fortsetzung folgt ...



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://fridaysforfuture.de/forderungen/

https://www.spiegel.de/lebenundlernen/schule/fridays-for-future-schueler-stellen-forderungen-an-die-politik-a-1261773.html

https://www.welt.de/politik/deutschland/article191563835//Fridays-for-Future-Klimaschutz-Aktivisten-praesentieren-Forderungen.html
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FERIEN/967: Hamburg - Workshop in den Herbstferien, 12./13.10.2019


FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Workshop in den Herbstferien

Eintägiger Workshop

7-14 Jahre

Sa 12. Oktober 2019, 15 - 18:00 Uhr +

So 13. Oktober 2019, 15 - 18:00 Uhr



Ende Oktober 2019 sind wir mit unserer KAPUTT Werkstatt zu Gast beim
internationalen Festival »THEATER DER DINGE« in Berlin!

Mit der Akademie der Zerstörung haben wir in der Spielzeit 2017/18
Kinder, Künstler*innen und Forscher*innen, also alle möglichen
Expert*innen für kreative Zerstörung zusammengebracht - zuerst in der
Tate Modern, dann bei uns im Forschungstheater. Ausgehend von
Zerstörung in der Kunst haben wir uns mit der Zerstörung beschäftigt,
der wir im Leben begegnen, im Alltag, in der Stadt, im Wetter und auch
in der Schule.

Um dies weiter zu entwickeln, bieten wir Kaputt: Die Werkstatt der
Zerstörung an. Richtig: In dieser Werkstatt werden die Dinge nicht
heil gemacht. Stattdessen nutzen wir den Rahmen des Theaters und die
Mittel der Performance, um Zerstörung anders zu erleben: als etwas,
das erlaubt ist, das laut, aber auch ganz leise sein kann, das heftige
Gefühle auslösen und am Anfang von etwas ganz Neuem stehen kann.

Gefördert durch eine Patenschaft von Berit und Rainer Baumgarten im
Rahmen des 30-jährigen Jubiläums der Hamburgischen Kulturstiftung.

 * 

Quelle:

FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Hasselbrookstraße 25 - 22089 Hamburg

Tel.: +49 (0)40 / 250 72 43 Fax: +49 (0)40 / 250 72 26

Internet: www.fundus-theater.de
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LESUNG - KINDER-UNI/210: Hamburg - "Woher kommt das Plastik im Meer?" und andere Themen, 21.10.-25.11.19


Universität Hamburg

"Woher kommt das Plastik im Meer?": Kinder-Uni Hamburg startet im Oktober
ins Semester 2019



Seit 100 Jahren gibt es die Universität Hamburg, seit 17 davon auch die
Kinder-Uni Hamburg. Immer im Herbst bietet sie Antworten auf aktuelle und
spannende Fragen. In diesem Jahr startet die Reihe mit der Vorlesung von
Elena Hengstmann und Matthias Tamminga vom Institut für Geographie. Sie
erklären, wie der Plastikmüll ins Meer gelangt und was man dagegen tun
kann.

In den weiteren fünf Veranstaltungen des Formats beantworten
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler Fragen zu Wettervorhersagen,
Walen, Festen, Scham und dazu, welche Rechte Kinder haben. Alle
Vorlesungen richten sich an Kinder zwischen acht und zwölf Jahren und
finden montags um 17 Uhr statt.

Die Themen der Kinder-Uni Hamburg 2019 im Überblick:

21.10.: Woher kommt das Plastik im Meer?

Elena Hengstmann und Matthias Tamminga, Geograf/-in

28.10.: Wie entsteht eine Wettervorhersage?

Prof. Dr. Felix Ament, Meteorologe

04.11.: Wie erforscht man Wale?

Dr. Helena Herr, Biologin

11.11.: Warum feiern wir Feste?

Prof. Dr. Julia Pauli, Ethnologin

18.11.: Warum schämen wir uns manchmal?

Prof. Dr. Ulf Liszkowski, Psychologe

25.11.: Welche Rechte haben Kinder?

Prof. Dr. Zoe Clark, Erziehungswissenschaftlerin



Die Vorlesungen dauern etwa 45 Minuten und sind kostenfrei. Eine Anmeldung
ist nicht erforderlich, bei größeren Klassen oder Gruppen jedoch gern
gesehen (an: info@kinderuni-hamburg.de). Alle Kinder zwischen acht und
zwölf Jahren dürfen an den Vorlesungen der Kinder-Uni Hamburg teilnehmen.

Zur Abschlussveranstaltung, die am Sonntag, 1. Dezember 2019, jeweils um
11 Uhr und 14 Uhr stattfindet, kommen in diesem Jahr die "Physikanten",
die eine interaktive Wissenschaftsshow auf die Bühne des Audimax bringen.

Jedes Kind erhält bei seinem ersten Besuch der Kinder-Uni Hamburg einen
Studierendenausweis. Für jede besuchte Vorlesung können sich die Mädchen
und Jungen einen Stempel abholen. Wer mindestens bei vier Vorlesungen
dabei war, erhält freien Eintritt in die Abschlussveranstaltung.
Zusätzliche Eintrittskarten - auch für Eltern und Geschwister - sind
während der Kinder-Uni-Vorlesungen im Foyer des Audimax oder ab Oktober im
Uni-Kontor (Allendeplatz 1) erhältlich (Preis: 6,50 Euro).

Der Veranstaltungsort befindet sich auf dem Campusgelände der Universität
Hamburg im Audimax, Von-Melle-Park 4, 20146 Hamburg (S-Bahnhaltestelle
Dammtor, U-Bahnhaltestelle Hallerstraße, Bushaltestelle
Universität/Staatsbibliothek).

Die Kinder-Uni Hamburg ist ein Kooperationsprojekt der Universität Hamburg
mit der Claussen-Simon-Stiftung, "GEOlino" - dem Wissensmagazin für junge
Leserinnen und Leser, der ETV Kinder- und Jugendförderung
(Tochtergesellschaft des Eimsbütteler Turnverbandes e.V.) sowie dem
Hamburger Unternehmen Euler Hermes Deutschland. Ab diesem Jahr unterstützt
zudem die Reinhard Frank-Stiftung das Projekt. Die Kinder-Uni-Partner
möchten mit ihrem Engagement Kindern der Grundschule und Sekundarstufe 1
die Faszination von wissenschaftlichen Themen näherbringen.


Das ausführliche Programm sowie weitere Informationen für Kinder und
Eltern finden Sie ebenfalls unter www.kinderuni-hamburg.de. Jede Woche
wird dort zudem ein kurzer Teaser-Film veröffentlicht, der zeigt, was die
Kinder in der folgenden Woche erwartet.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution109

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hamburg, 07.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG - KINDER-UNI/209: Karlsruhe - Kleine Forscher, große Themen vom 13.11.2019-18.03.2020


Duale Hochschule Baden Württemberg Karlsruhe

Kleine Forscher - große Themen

Winter-Semester 2019/2020 am KinderCollege der DHBW Karlsruhe



Wenn sich am 13. November 2019 die Türen des Hörsaals des KinderCollege
der DHBW Karlsruhe wieder öffnen, wartet ein buntes Kaleidoskop an
wissenschaftlichen Themen auf die jungen Studierenden.

Bis zum 18. März 2020 dürfen Woche für Woche viele Fragen gestellt,
Diskussionen geführt und Problemlösungen zu folgenden Bereichen gefunden
werden: Mikrobiologie, Astronomie, Technik, Robotik, Marketing,
Rechtswissenschaften, Soziologie, Ethnologie, Ökonomie und
gesellschaftliche Umgangsformen.

Die Vorlesungen richtetnsich wie immer an wissbegierige,
begeisterungsfähige Kinder zwischen sechs und vierzehn Jahren.

Weitere Informationen und Anmeldung unter:

https://www.karlsruhe.dhbw.de/dhbw-karlsruhe/wir-ueber-uns/veranstaltungsreihen/kindercollege.html

- Programm und Anmeldung Wintersemsester KinderCollege der DHBW Karlsruhe

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2112

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Duale Hochschule Baden Württemberg Karlsruhe, 07.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MUSEUM/874: Bielefeld - Taschenlampen-Führungen vom 12. bis 26. Oktober 2019


Stadt Bielefeld

Taschenlampen-Führungen für Kinder



Bielefeld (bi). Für Familien mit Kindern von fünf bis zwölf Jahren
bietet das Historische Museum im Oktober Taschenlampenführungen an.
Mit Eltern oder Großeltern erleben Kinder im dunklen Museum eine
Zeitreise in die Vergangenheit im Licht ihrer Taschenlampen. Folgende
Termine sind geplant: Samstag, 12. Oktober, Donnerstag, 17. Oktober,
Freitag, 18. Oktober, Freitag, 25. Oktober, und Samstag, 26. Oktober.
Die Veranstaltungen beginnen jeweils um 20.30 Uhr. Der Eintritt
beträgt sechs Euro für Kinder und vier Euro für Erwachsene. Anmeldung
unter Telefon (0521) 51 36 35.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 7. Oktober 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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MELDUNG/405: Neues Artists-in-Residence Programm - Wissenschaft im Spiegel der Kunst (idw)


Max-Planck-Institut für empirische Ästhetik - 02.10.2019

Neues Artists-in-Residence Programm: Wissenschaft im Spiegel der Kunst



Die Ankunft des dänischen Künstlers Alexander Tillegreen am
Max-Planck-Institut für empirische Ästhetik legt den Grundstein für kreative
Dialoge zwischen Kunst und Wissenschaft: Das neue
Artists-in-Residence-Programm "INHABIT" ergänzt die Forschung des Instituts
um künstlerische Blickwinkel. Die Ausschreibung für das Jahr 2020 läuft
aktuell bis zum 3. November.

Eine neue Perspektive für die Forschung

Künstlerische Produktionen und ihre ästhetischen Wirkungen werden am
Max-Planck-Institut für empirische Ästhetik aus geisteswissenschaftlicher
und naturwissenschaftlicher Sicht erforscht. Die Perspektive von
Künstlerinnen und Künstlern als Produzenten unterscheidet sich oftmals
deutlich von der Rezipientensicht - und auch jener der
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die diese untersuchen.

Daher lädt INHABIT nun erstmals auch bildende Künstler dazu ein, auf die
Forschung des Instituts zu reagieren und sie auf experimentelle Art und
Weise herauszufordern. Über den Zeitraum von drei Monaten werden
künstlerische Projekte innerhalb eines wissenschaftlichen Kontexts
entwickelt. Die Forschung kann in dieser Zeit produktiv und kreativ in
Frage gestellt werden.

"Die Künstler bewerben sich mit einem Projektvorschlag, der das Interesse
an der Forschung des Instituts verdeutlicht und mögliche Zusammenarbeiten
mit Wissenschaftlern skizziert", so die wissenschaftliche Betreuerin des
Residence-Programms, Dr. Jutta Toelle.

Seit dem 23. September 2019 ist der dänische Künstler Alexander Tillegreen
als erster Artist-in-Residence am Institut. Im Jahr 2017 schloss er sein
Studium an der Hochschule für Bildende Künste - Städelschule Frankfurt als
Meisterschüler ab. Während seiner Residenz setzt er zunächst seine im
Rahmen einer ArtLab Live-Performance begonnene Kooperation mit dem
Neurowissenschaftler Dr. Alessandro Tavano fort und entwickelt neue Ideen
mit weiteren Wissenschaftlern. Thematisch liegt Tillegreens Fokus auf
psychoakustischen Phänomenen und Hörtäuschungen, die die Grenzen und
Möglichkeiten zwischen Wissenschaft und Kunst ausloten. Seine Residenz am
Institut mündet in einer Sound-Installation, die er in einer Ausstellung
zeigen wird.

"Der Transfer von künstlerischen Arbeiten, die im wissenschaftlichen
Kontext entstanden sind, zurück in Räume der Kunst, ist ein wichtiger
Aspekt von INHABIT", erläutert Eike Walkenhorst, Kurator des Programms.
"Deswegen planen wir gezielt Kooperationen mit Frankfurter
Kunstinstitutionen."


Weitere Informationen unter:

http://ae.mpg.de/inhabit

- Weitere Infos zu Inhabit und Anmeldung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2013

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für empirische Ästhetik, 02.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/9744: Leverkusen - Klaus Gollan "Rückblick" vom 24. Oktober bis 20. November 2019


Stadt Leverkusen

Ausstellung "Rückblick" Klaus Gollan



Unter dem Titel "Rückblick" stellt der Künstler Klaus Gollan gemeinsam
mit seinen Schülerinnen Ursula Hungerberg, Ingrid Wigger und Ulrike
Tartler ab dem 21.10.2019 Arbeiten aus verschiedenen Jahren sowie
Arbeiten aus seinen Kursen in der Hauptstelle der Stadtbibliothek aus.
Klaus Gollan, 1939 in Elbing geboren, lebt seit 1946 in Leverkusen.
Seine künstlerische Ausbildung erhielt er von 1960-1965 an den Kölner
Werkschulen. In seiner Ausstellung "Rückblick" zeigt er Bilder aus
verschiedenen Jahren, sowie Acrylbilder von Ursula Hungerberg, Ingrid
Wigger und Ulrike Tartler, die in seinem Malunterricht entstanden
sind.

Die Vernissage findet am Donnerstag, 24.10.2019, ab 17 Uhr in der
Stadtbibliothek statt. Die Ausstellung kann bis zum 20.11.2019
kostenlos während der Öffnungszeiten der Stadtbibliothek dienstags bis
freitags von 11 bis 19 Uhr sowie samstags von 11 bis 14 Uhr besichtigt
werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 7. Oktober 2019

Stadt Leverkusen

E-Mail: postmaster@stadt.leverkusen.de

Internet: http://www.leverkusen.de
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TREFF/758: München - Künstlergespräch mit Michael Krebber, 12.10.2019


Museum Brandhorst - Pressemitteilung vom 7. Oktober 2019

Künstlergespräch Michael Krebber am 12. Oktober in München

Moderation: Tonio Kröner

Ort: Foyer Museum Brandhorst ("Im Zebra")

Beginn: 19.00 Uhr, Eintritt frei

Einlass ab 18.30 Uhr, Anzahl der Plätze begrenzt



München, 7. Oktober 2019 - Kaum ein Künstler ist so stark in einem
Netzwerk aus Beziehungen und Bezügen verwoben wie Michael Krebber: Der
65-Jährige gehört zu den zentralen Figuren der mythenumrankten Kölner
Kunstszene der 1980er- und 1990er-Jahre. Seit diesem Zeitraum reicht
sein Einfluss auf die Malerei ungebrochen bis in die Gegenwart hinein.
In Krebbers Werk scheinen Einflüsse aus der Kunstgeschichte -
insbesondere der Geschichte der Malerei - sowie aus Philosophie, Film
und der gesamten Popkultur in einem unverkennbaren Stil aufzugehen:
"Wie selbstverständlich und doch schwer zu fassen, mehrdeutig,
allerdings nicht ohne eine gute Ladung staubtrockenen Humors",
bilanziert Dr. Monika Bayer-Wermuth, Kuratorin am Museum Brandhorst.
Am 12. Oktober spricht Michael Krebber "im Zebra" über sein Werk, d.h.
vor der titelgebenden Vorhanginstallation von Guyton \ Walker im Foyer
des Museums Brandhorst.

Einlass Künstlergespräch ab 18.30 Uhr, Beginn 19.00 Uhr. Die Anzahl
der Plätze ist begrenzt, der Eintritt frei. Durch den Abend führt der
in Berlin lebende Künstler und Kurator Tonio Kröner.


"Spot On" mit Michael Krebber

Das Gespräch findet anlässlich der aktuellen Reihe "Spot On" statt,
bei der das Museum bedeutende Werkblöcke verschiedener Künstlerinnen
und Künstler aus der eigenen Sammlung präsentiert. Seit dem 14.
September sind neben Malereien von R.H. Quaytman (Saal 0.7) Arbeiten
von Michael Krebber (Saal 0.8) zu sehen. Im Erdgeschoss des Hauses
spinnt der gebürtige Kölner ein feines Netz an Bezügen zu
Künstlerinnen und Künstlern sowie zu verschiedenen Diskursen, wie es
seine Installation "Was will die Kunst vom Film" (2001) beispielhaft
zeigt. Die Mehrzahl der hier gezeigten Arbeiten entstammt Krebbers
Ausstellung "Der durchschnittliche Speisefisch sagt ADIEU" aus dem
Jahr 2001 in Köln.

Die Einzelpräsentationen von Michael Krebber und R.H. Quaytman wurden
im Rahmen der Jubiläumsausstellung "Forever Young" eröffnet und sind
noch bis einschließlich 7. Januar 2020 zu sehen.


Über das Museum Brandhorst

Das Museum Brandhorst beherbergt mit über 1.200 Exponaten eine der
wichtigsten musealen Sammlungen für Gegenwartskunst in Europa mit
zahlreichen bedeutenden Künstlerinnen und Künstlern wie Andy Warhol,
Cy Twombly, Bruce Nauman, Cady Noland oder Wolfgang Tillmans. Der
zehnte Geburtstag des Museums im Mai 2019 ist Anlass für eine
Werkschau aus den Sammlungsbeständen: "Forever Young - 10 Jahre Museum
Brandhorst" spannt einen Bogen von den frühen 1960er Jahren bis in die
aktuelle Kunstproduktion. Neben bekannten und beliebten Höhepunkten
sind zahlreiche Neuerwerbungen zu sehen, die seit der Eröffnung 2009
in der Sammlung Brandhorst aufgenommen wurden und nun erstmals im
Museum präsentiert werden.

 * 
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Herr Wong aus Hongkong

von Peter Petras



Ein junger Mann namens Joshua Wong traf am 9. September 2019 mit dem
Flugzeug in Berlin ein, kurz darauf ließ sich Außenminister Heiko Maas mit
ihm fotografieren. Das Zusammentreffen fand bei einem Fest statt, das die
Bild-Zeitung im deutschen Bundestag ausgerichtet hatte. Wong wurde
in den deutschen Medien abwechselnd als "Demokratieaktivist",
"Hauptorganisator der Proteste in Hongkong", "Botschafter des Hongkonger
Widerstands" oder "Hongkonger Dissident" bezeichnet.

Die organisierende Bild-Zeitung ernannte ihn flugs zum
"Freiheitskämpfer" und sich selbst zum Akteur "auf dem Parkett der
Weltpolitik". Zum Foto der Begegnung des Außenministers mit Herrn Wong
tönte sie: "DIESER Handschlag auf dem BILD-Fest löste die Krise aus".
Tatsächlich war es ein Affront gegen die China-Politik der Bundeskanzlerin.
Angela Merkel war nur drei Tage zuvor von einem offiziellen China-Besuch
zurückgekehrt, an dem die meisten wichtigen deutschen Konzernchefs und
Wirtschaftsvertreter teilgenommen hatten. Allgemein war der
Regierungschefin attestiert worden, dass sie einen diplomatischen
Balanceakt vollführt hatte: einerseits wurden weitere Vereinbarungen zur
wirtschaftlichen Zusammenarbeit geschlossen, andererseits hatte sie auch in
Sachen Hongkong und Menschenrechte mahnende Worte gesprochen, die die
chinesische Regierung hinnehmen konnte, ohne das Gesicht zu verlieren, und
das obligatorische Minimum der deutschen Innenpolitik erfüllt hatten.

Die Scharfmacher in Deutschland waren damit jedoch nicht zu befriedigen.
FDP-Chef Christian Lindner, den in der innerpolitischen Szenerie monatelang
niemand vermisst hatte, kam mit seiner Kritik an Merkels Chinapolitik
wieder in die Schlagzeilen, Friedrich Merz, ein früherer Vorsitzender der
CDU-CSU-Bundestagsfraktion, kürzlich gescheiterter Kandidat für den 
CDU-Vorsitz sowie Vorsitzender der "Atlantik-Brücke", einer Lobby-Organisation
der USA-hörigen Globalisten in Deutschland, forderte, das Land solle sich
gegenüber China nicht "politisch weiterhin so defensiv verhalten". Die
chinesische Regierung nannte das Treffen von Maas mit Wong einen "Akt der
Respektlosigkeit gegenüber China" und eine Einmischung in die inneren
Angelegenheiten Chinas. Der deutsche Botschafter wurde in Peking in das
Außenministerium einbestellt, der chinesische Botschafter in Berlin
betonte, der "Zwischenfall" werde "die bilateralen Beziehungen sehr negativ
beeinflussen". Außenminister Maas bekräftigte gegenüber den Medien sein
Tun. Was es für die Koalition bedeutet, dass der SPD-Außenminister die
Politik der CDU-Kanzlerin offen in Frage stellt, muss sich erst noch
zeigen.

Wer aber ist Herr Wong? Bei Wikipedia findet sich die Information,
dass er am 13. Oktober 1996 in Hongkong geboren wurde. Es heißt, bereits
2011 - also mit 15 Jahren - sei er Mitbegründer einer Aktivistengruppe
gegen die Bildungspolitik gewesen, 2014 "einer der Wortführer" der
damaligen Proteste in Hongkong und nun "Generalsekretär" einer Hongkonger
Demokratie-Partei.

Das ist das Holz, aus dem in Asien Helden geschnitzt werden. Kim Il Sung,
Führer des linken Widerstandes in Korea gegen die japanische
Kolonialherrschaft und später Begründer der Kim-Dynastie in Nordkorea,
wurde 1912 geboren. Über ihn heißt es, er habe 1927 - da war er 15 Jahre
alt - einen antijapanischen Jungendverband sowie einen revolutionären
Bauernverband gegründet, seit den 1930er Jahren war er dann
Partisanenführer im Krieg gegen Japan. Übrigens stammen beide, Wong und
Kim, aus einer Minderheit in Ostasien: sie stammen aus protestantischen
Elternhäusern und wurden als Kinder in diesem Sinne erzogen. Während sich
das Christentum in einem Land wie Deutschland heute in ein 
politisch-korrektes Wohlfühl-Gutmenschentum verwandelt hat und der vom Apostel Paulus
und Martin Luther erteilte Missionsauftrag durch postkoloniale
Theoriebildung entkernt und auf eine Variante auf dem
weltanschaulich-psychologischen "Markt der Möglichkeiten" reduziert wurde,
hat in Gegenden wie Asien das Christentum heute noch ein missionarisches
Grundverständnis, besonders seine protestantische oder evangelikale
Variante. Wenn sich das dann säkular wendet, werden Aktivisten wie Kim und
Wong geschaffen, der eine in einem kommunistischen, der andere in zeitgemäß
antikommunistischem Sinne.

Wong durfte in Deutschland neben dem Fototermin mit Maas im
Nachrichtenmagazin Heute-Journal fünf Minuten lang seine Weltsicht
präsentieren, auf der Bundespressekonferenz auftreten und eine Reihe von
Interviews geben. Die Weltsicht ist schlicht: er benutzt gern den Terminus
"Freie Welt", eine abgestandene Wortschöpfung des Kalten Krieges, wobei
niemand weiß, wer das heute sein soll - diese "Freie Welt" müsse Hongkong
retten. Er schwadroniert von einem neuen Kalten Krieg, in dem diese Stadt
die Rolle spiele, die am Ende des wirklichen Kalten Krieges Berlin
innehatte. Und weil damals die Mauer fiel und die Sowjetunion zerfiel,
müsse sich das in Sachen Hongkong und China wiederholen. Deutschland und
die anderen europäischen Staaten sollten die Polizeigewalt in Hongkong
verurteilen; dass dort schwarzgekleidete und vermummte, mit Helmen und
Schlagwerkzeugen ausgerüstete Gruppen Gewalt ausüben, verniedlichte er mit
Verweis auf die Polizei - wer in Deutschland so ausgestattet zur Demo
erschiene, würde sofort aus dem Verkehr gezogen. Die antichinesisch
programmierten Medien in Deutschland blenden dies jedoch geflissentlich
aus. Deutschland solle - so weiter Wong - die Gespräche über die
Handelsbeziehungen mit China aussetzen. Zuerst solle Hongkong befreit
werden und "dann das chinesische Festland".

Die Neue Zürcher Zeitung (11.09.2019) kommentierte die Vorgänge um
Wong in Berlin etwas distanzierter: "Wong, der sich geschickt zu
inszenieren weiß, genießt in der westlichen Öffentlichkeit hohes Ansehen.
Einige Medien bezeichnen ihn gar als Anführer der derzeitigen
Protestbewegung. Damit liegen sie falsch. Anders als bei den
Demonstrationen vor fünf Jahren sind bisher keine führenden Köpfe der
Bewegung öffentlich in Erscheinung getreten. [...] Es gibt in Hongkong das
hartnäckige Gerücht, dass zumindest die Drahtzieher des Sturms auf das
Parlament am 1. Juli die Finanzmetropole längst verlassen und sich nach
Taiwan oder in die Vereinigten Staaten abgesetzt hätten." Dies bestätigte
Wong in Berlin indirekt: Angesichts des Handelskrieges zwischen den USA und
China, "der Präsidentenwahl in Taiwan und den wachsenden Spannungen
zwischen China und Deutschland" - von denen vor seinem Aufenthalt in Berlin
nichts zu verspüren war - werde "China immer zögerlicher werden, die
Proteste in Hongkong niederzuschlagen".

Damit fällt der Blick auf die weltpolitischen Konstellationen. Hongkong ist
seit 1997 wieder Teil Chinas, nachdem es seit den Opiumkriegen Mitte des
19. Jahrhunderts britische Kronkolonie war, und unterliegt der chinesischen
Souveränität, genießt jedoch Sonderrechte hinsichtlich innerer Autonomie.
Der 1997 gewählte Begriff war "Ein Land - zwei Systeme", die für 50 Jahre
fixiert wurden. Wong und seine Leute wollen im Grunde eine dauerhafte
Loslösung aus der Subordination unter Peking. Das Schwenken von britischen
Fahnen auf den Demonstrationen oder von USA-Fahnen vor dem US-Konsulat
zeigen das deutlich.

US-Präsident Donald Trump wollte sich eigentlich von der Strategie des
Regime-Change in missliebigen Staaten seitens der USA verabschieden. Da die
chinesische Führung vor seinen Handelskriegsmaßnahmen nicht eingeknickt
ist, erhöhen die USA den Druck. Dazu gehören bisher das Anpeitschen der
Zustände in Hongkong und die Drohung, in der Nähe Chinas US-amerikanische
Mittelstreckenraketen zu stationieren. Eine weitere Front ist Taiwan. Die
Volksrepublik China besteht darauf, dass auch Taiwan Teil Chinas ist. Das
meint die sogenannte "Ein-China-Politik", wobei das Angebot Pekings auch
hier ist: "Ein Staat - zwei Systeme". Das haben die westlichen Staaten
bisher akzeptiert, als in den 1970er Jahren die USA diplomatische
Beziehungen mit China aufnahmen, wurden die mit Taiwan offiziell
abgebrochen, wenngleich die militärisch-politischen Sonderbeziehungen der
USA zu Taiwan fortbestehen. Wenn sich nun die Volksrepublik in Hongkong zu
einem militärischen Eingreifen veranlasst sähe, wäre das Angebot "Zwei
Staaten..." gegenüber Taiwan desavouiert. Und bei nächsten Wahlen erhielten
dort jene Kräfte Aufwind, die die Souveränität der Insel erklären wollen.
Für diesen Fall hatte Peking stets mit "militärischen Maßnahmen" gedroht.
Angesichts US-amerikanischer Raketenwaffen und anderer Potentiale in der
Region, nicht zuletzt der US-Truppen in Japan und Südkorea wird sich Peking
dies mindestens dreimal überlegen. Wenn die chinesische Regierung nicht
wegen eines Einmarsches in Hongkong "das Gesicht verliert", was in Asien
besonders schwerwiegend ist, dann in diesem Moment.

Für Deutschland ist das alles problematisch. Auf Trumps Handelskriegsliste
ist Deutschland die Nummer Zwei. China wäre der einzige starke Verbündete
in diesem Kampf. In diesem Sinne hat Merkel in Peking agiert. Indem man ihr
dieses Mittel aus der Hand schlägt und Deutschland mit Hilfe von Herrn Wong
gegen China positioniert, steht es in dem allfälligen Handelskrieg ohne
Verbündeten da.

 * 
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Über hundert Todesopfer bei Protesten im Irak

Von Bill Van Auken

8. Oktober 2019



Nach fünf Tage langen Massendemonstrationen herrschte am Sonntag im Irak
angespannte Ruhe. In Bagdad fanden nur vereinzelte Proteste statt. Bis
Sonntagmorgen wurden mindestens 105 Menschen getötet und mehr als 6.100
verwundet.

Diese Zahlen stammen vom irakischen Innenministerium, doch die tatsächliche
Zahl der Todesopfer liegt zweifellos noch viel höher. Eine kombinierte
Streitmacht aus Polizisten, Soldaten, Antiterrorkräften und Milizionären
ging mit scharfer Munition, Gummigeschossen, Tränengas und Wasserwerfern
gegen unbewaffnete Demonstranten vor, von denen die meisten junge
Arbeitslose und Universitätsabgänger waren. Als die Proteste weiter
anwuchsen, wurden auf den Dächern der irakischen Hauptstadt Scharfschützen
postiert, die einzelne Demonstranten aufs Korn nahmen.

Festgenommene Demonstranten wurden von den Sicherheitskräften geschlagen
und gedemütigt, und mindestens ein junges Aktivistenpaar wurde von
Angehörigen einer maskierten Todesschwadron erschossen.

Berichten zufolge wurden bis Sonntagnacht weitere acht Demonstranten in dem
armen Stadtteil Sadr City im Osten Bagdads erschossen, in dem sich
schiitische Kämpfer vor mehr als zehn Jahren eine Schlacht mit US-Truppen
geliefert hatten.

Um den um sich greifenden Massenaufstand einzudämmen, hob die irakische
Regierung von Ministerpräsident Adel Abdul Mahdi eine zuvor verhängte
Ausgangssperre auf und kündigte eine Reihe kleinerer Reformen an. Dazu
gehört ein Hilfsprogramm für Arbeitslose in Höhe von umgerechnet 65
Millionen Dollar, das geringe monatliche Zuwendungen und ein
Ausbildungsprogramm für Jugendliche umfasst. Die Regierung versprach
außerdem eine kleinere Landreform im Südirak und den Bau von 100.000
Wohnungen für Arme.

Diese Versprechen stießen überwiegend auf Skepsis. Die Regimes, die seit
dem US-Überfall auf den Irak an der Macht sind, haben zugesagte Gelder
immer wieder in die Taschen der korrupten irakischen Bourgeoisie, der
herrschenden Parteien und ihrer Handlanger fließen lassen.

An der Intensität der staatlichen Gewalt der letzten Tage zeigt sich die
Krise und Instabilität des Regimes von Abdul Mahdi. Es versucht, die
Kontrolle zu halten, indem es die schiitische Mehrheit der irakischen
Bevölkerung auf religiöser Grundlage mobilisiert, und gleichzeitig ist es
bestrebt, die Balance zwischen Washington und Teheran zu halten.

Aber die Regierung sitzt auf einem sozialen Pulverfass. Nach dreißig Jahren
der US-Kriege, Wirtschaftsblockaden und militärischer Besatzung ist die
irakische Gesellschaft zerstört. Die soziale Infrastruktur, einst die
modernste im ganzen Nahen Osten, ist völlig am Boden. Früher umfasste sie
ein öffentliches Bildungs- und Gesundheitswesen und sicherte der
Bevölkerung einen vergleichsweise hohen Lebensstandard.

Als das autoritäre Baath-Regime durch den US-Einmarsch 2003 gestürzt und
sein Präsident Saddam Hussein hingerichtet worden war, folgte nicht etwa
die von Washington versprochene "Demokratie", sondern eine ausgewachsene
Kleptokratie, als eine Gruppe religiöser Parteiführer von Gnaden des 
US-Militärs die Macht übernahmen.

Abdul Mahdi ist ein typischer Vertreter dieser herrschenden Clique. In der
ersten Marionettenregierung, die von den US-Besatzungstruppen eingesetzt
wurde, war er Finanzminister. Zuvor durchlief er in seiner politischen
Laufbahn eine Entwicklung vom Baathismus zur stalinistischen
Kommunistischen Partei, dann zu einem Mitglied der pro-iranischen Exilmiliz
Islamischer Oberster Rat des Iraks (ISCI) und schließlich zum Strohmann
Washingtons.

Der aktuelle Massenaufstand konzentriert sich auf Bagdad und das Kernland
der schiitischen Bevölkerungsmehrheit im Südirak. Seine Wut richtet sich
sowohl gegen die Regierung als auch gegen die schiitischen Parteien.

Der irakische Innenminister Generalmajor Saad Maan erklärte auf einer
Pressekonferenz, während der Demonstrationen seien 51 öffentliche Gebäude
und acht Parteizentralen niedergebrannt worden.

Die Demonstrationen begannen letzten Dienstag mit einem relativ kleinen und
friedlichen Protest, zu dem über die sozialen Medien aufgerufen wurde. Die
Teilnehmer forderten Arbeitsplätze und ein Ende der Korruption. Vor den
Demonstrationen fanden diverse Proteste von Universitätsabsolventen statt,
die mit Sitzblockaden vor Ministerien gegen die Unfähigkeit des irakischen
Staats protestierten, Arbeitsplätze für Uni-Absolventen zur Verfügung zu
stellen.

Die Jugendarbeitslosigkeit liegt bei über 25 Prozent. Jedes Jahr kommen
schätzungsweise 800.000 Iraker auf den Arbeitsmarkt, während nur wenige
Arbeitsplätze verfügbar sind.

Die Ölproduktion im Irak hat sich in den letzten zehn Jahren fast
verdoppelt, die Exportumsätze der Erdölindustrie sind auf sechs bis sieben
Milliarden Dollar pro Monat gestiegen. Doch dieser Reichtum hat nichts dazu
beigetragen, die Lebensbedingungen der großen Mehrheit der 40 Millionen
Einwohner des Iraks zu verbessern. Mindestens ein Viertel von ihnen lebt in
extremer Armut und verfügt nur über knapp zwei Dollar am Tag zum Überleben.
Die soziale Ungleichheit ist auf ein beispielloses Niveau angestiegen.

Erst die gewaltsame Unterdrückung der ersten Demonstration brachte
Zehntausende auf die Straßen. Als Reaktion auf die wachsende Zahl von
Todesopfern wuchsen die Demonstrationen weiter an.

Es ist noch unklar, ob Abdul Mahdis seit einem Jahr amtierende Regierung
die Massenproteste überleben wird. Der Anführer des größten Blocks im
irakischen Parlament, Muktada al-Sadr, forderte die Auflösung der Regierung
und Neuwahlen.

Al-Sadr, dessen Mahdi-Armee während der Besatzung gegen die US-Truppen
gekämpft hatte, galt bisher als Unterstützer von Abdul Mahdi. Sadrs
Bewegung hatte zwar schon früher Proteste organisiert, aber die jetzigen
unterstützt sie nicht.

In der Vergangenheit hat Sadr irakischen Nationalismus propagiert, um dem
Einfluss des Iran entgegenzuwirken. Letzten Monat trat er jedoch gemeinsam
mit dem iranischen Obersten Führer Ajatollah Ali Chamenei und dem
Kommandanten der Al-Quds-Einheiten, Qasem Soleimani, in Teheran auf, und
seitdem mäßigt er seine anti-iranische Rhetorik.

Die regierungsnahen Medien im Iran haben den Massenaufstand im Irak bisher
als Verschwörung der USA, Israels und Saudi-Arabiens dargestellt. Als
Beweis nannten sie, dass in den sozialen Netzwerken zu den ersten
Demonstrationen aufgerufen wurde. Seitdem ist im Irak das Internet
abgeschaltet.

Bezeichnenderweise beschränken sich die Demonstrationen bisher weitgehend
auf die überwiegend schiitischen Gebiete des Iraks. In den sunnitisch
geprägten Provinzen Anbar und Mossul blieb der Rückhalt für die Proteste
auf kleine Demonstrationen und Erklärungen in den sozialen Medien
beschränkt. Diese Gebiete sind noch immer dabei, sich von den
katastrophalen Zerstörungen zu erholen, die Washington während seines
"Kriegs gegen den IS" angerichtet hat. Die Sunniten befürchten, dass sie
als Terroristen denunziert und mörderischer Unterdrückung ausgesetzt
werden, wenn sie sich erheben.

Zweifellos versuchen anti-iranische Medien in den arabischen Golfstaaten
und den USA, von den Aufständen zu profitieren. Sie verbreiten unbewiesene
Behauptungen, Mitglieder der Sicherheitskräfte, die die Proteste
unterdrückten, hätten Arabisch mit iranischem Akzent gesprochen.

Teilweise wird für den Ausbruch der Demonstrationen zudem die Entlassung
von General Abdul-Wahab al-Saadi verantwortlich gemacht, einem populären
stellvertretenden Kommandanten der irakischen Antiterroreinheiten. Er war
mit den vom Iran unterstützten schiitischen Milizen im irakischen Militär
aneinandergeraten. Berichten zufolge gingen die Reibereien jedoch auf die
finanzielle Korruption zurück, die mit diesen Kräften in Verbindung
gebracht wurde.

Worüber sich das bürgerlich-geistliche Regime in Teheran wirklich Sorgen
macht, verdeutlichten die wiederholten Vergleiche in den regierungsnahen
Medien zwischen den Aufständen im Irak und den Massenprotesten der
iranischen Arbeiterklasse 2017-2018.

Die amerikanische Regierung zeigt ihrerseits keine Begeisterung für die
Massenproteste im Irak. Das US-Außenministerium hat eine oberflächliche
Erklärung herausgegeben, in der es das abstrakte Recht auf Protest betont
und die "Gewalt" der Demonstranten missbilligt, die niedergemetzelt worden
sind. Seither schweigt es gänzlich darüber.

Die US-Mainstreammedien, die immer dann umfassend über alle Fälle von
Polizeigewalt berichten, wenn sie in Russland, Hongkong und Venezuela
stattfinden, ignorieren weitgehend das Gemetzel in Bagdad und im Südirak.

An einem Regimewechsel im Irak, wo noch mindestens 5.000 US-Soldaten
stationiert sind, hat Washington kein unmittelbares Interesse. Die USA
versuchen, den iranischen Einfluss in der Regierung zu bekämpfen, während
sie einen Krieg gegen den Iran vorbereiten. Sie haben jedoch keine
tragfähige politische Kraft anzubieten, um die korrupten Parteien, die sie
selbst an der Macht gebracht haben, zu ersetzen.
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Assanges Vater John Shipton:
"Julian hat einen Punkt erreicht, an dem er sterben könnte"

Von Johannes Stern

5. Oktober 2019



Am Donnerstag traf die WSWS in Berlin John Shipton, den Vater von
Julian Assange. Shipton berichtete über den Zustand seines inhaftierten
Sohnes im Hochsicherheitsgefängnis Belmarsh in London. Am Tag zuvor hatte
Shipton bereits eine Pressekonferenz gegeben und auf der wöchentlichen
Kundgebung "Candles 4 Assange" vor dem Brandenburger Tor gesprochen, um die
Öffentlichkeit über die illegale Inhaftierung seines Sohnes zu informieren
und seine Freiheit zu fordern.

John Shipton auf der "Candles 4 Assange"-Kundgebung in Berlin
Das Interview mit Shipton, einem sehr warmherzigen und mutigen Mann, begann
mit einer interessanten und kontroversen Diskussion. Er sprach grundlegende
historische und theoretische Fragen an, wie die Gültigkeit des Marxismus
und die Realisierbarkeit des Sozialismus. Er stimmte jedoch zu, dass die
unmittelbare Aufgabe darin bestehe, gemeinsam eine mächtige, internationale
Kampagne zu entwickeln, um die Überstellung von Julian Assange an die USA
zu verhindern und seine Freiheit zu sichern.

Shipton, der Assange kurz vor seiner Reise nach Berlin im 
Belmarsh-Gefängnis besucht hatte, sprach über die schreckliche Situation, in der
sich sein Sohn befindet.

"Julian wurde wegen geringfügigen Verstößen zu fünfzig Wochen Einzelhaft in
einem Hochsicherheitsgefängnis verurteilt. Er befindet sich 22 bis 23
Stunden pro Tag in Isolationshaft, und die Besuche sind auf zwei im Monat
für jeweils zwei Stunden beschränkt. Diese beiden Stunden sind also, wie
Sie sich vorstellen können, sehr, sehr wertvoll. Der Monat hat 30 Tage, und
er bekommt in diesen 30 Tagen ganze vier Stunden. Hinzu kommt, dass das
Belmarsh-Gefängnis fernab liegt und die Anforderungen an die Registrierung
komplex sind. Das ist Julians Situation."

Shipton berichtete, dass sein Sohn grundsätzlich keinen Zugang zu
Informationen habe. "Es gibt Einschränkungen beim Zugang zur Bibliothek,
zum Fitnessstudio und zu Computern. Bei der Vorbereitung seines Prozesses
hat er also keinen Zugang zur Bibliothek, keinen Zugang zu Computern und
keinen Zugang zum Internet. Er hat überhaupt keinen Zugang zu irgendwelchen
Informationen."

Seit seiner Inhaftierung im Belmarsh habe sein Sohn 15 Kilo abgenommen,
sagte Shipton. Aufgrund seines schlechten Gesundheitszustands sei er auf
die Krankenstation des Gefängnisses verlegt worden.

"Dort ist er immer noch 23 Stunden am Tag in Isolation, aber jetzt kann er
zumindest drei Besuche pro Woche empfangen. Dies ist eine gewisse
Verbesserung, aber trotzdem bleibt es ein Hochsicherheitsgefängnis der
Kategorie A. Und Julian ist ein Hochsicherheitsgefangener der Kategorie B.
Sein Gesundheitszustand hat sich verschlechtert, und er hat einen Punkt
erreicht, an dem er sterben könnte. Dabei ist er jemand, der nichts getan
hat. Julian ist ein Journalist wie Sie. Er hat einen immensen Beitrag zum
Weltjournalismus geleistet. Wikileaks hat enorme Beiträge geleistet,
unschlagbare Beiträge."

Unter anderem hat WikiLeaks das berüchtigte "Collateral Murder"-Video
veröffentlicht, das die gezielte Ermordung von Zivilisten und 
Reuters-Journalisten in Bagdad dokumentiert. Wir sprachen auch kurz über die
zahlreichen diplomatischen Depeschen der USA, die die Verschwörungen und
kriminellen Aktivitäten der US-Botschaften und -Konsulate auf der ganzen
Welt aufdecken. Ich verwies darauf, dass die Enthüllungen von WikiLeaks im
Jahr 2011 dazu beigetragen hatten, die revolutionären Massenaufstände in
Tunesien und Ägypten zu inspirieren.

Shipton nickte: "Es gab auch die Enthüllung, dass Angela Merkels
persönliches Telefon von einer amerikanischen Spionagebehörde abgehört
wurde. Das ist schockierend, und ich hoffe, die deutsche Bevölkerung wird
dafür sorgen, dass die Regeln zwischen den Ländern in jeder Hinsicht
eingehalten werden. Insbesondere die internationalen Asylabkommen, die im
Fall von Julian nicht eingehalten wurden. Es wäre ein großer Vorteil für
die Menschen in Großbritannien und die Stellung des Vereinigten Königreichs
in der Familie der Nationen, wenn die britische Regierung die von ihr
unterzeichneten internationalen Abkommen einhalten würde."

Shipton verurteilte, dass sein Sohn wegen eines angeblichen Verstoßes gegen
Kautionsauflagen in einem Höchstgefängnis festgehalten wird. "Julian kann
gar nicht dafür angeklagt werden, weil er ein Asylbewerber ist und damit
unter die Konventionen fällt, die das Vereinigte Königreich unterzeichnet
hat."

Assange sei "ein Journalist", und "jeder Journalist" müsse "ein Interesse
daran haben, dass jeden Tag die Wahrheit über Julians Situation" berichtet
werde. "Zeitungen sollten ein großes Interesse an Assange haben, denn auch
ihre Freiheit zu veröffentlichen, zu recherchieren wird eingeschränkt
werden und wird bereits eingeschränkt. Ich weiß, dass der Suchtraffic über
Google zur World Socialist Web Site um über 40 Prozent zurückgegangen ist.
Das ist die Unterdrückung der freien Meinungsäußerung. Es liegt an uns und
den Zeitungen und Nachrichtenorganisationen, dafür zu sorgen, dass Julian
frei kommt. Es geht um die Verteidigung der Meinungsfreiheit."

Auf die Frage, ob sein Sohn sich der großen Unterstützung bewusst sei, die
er von Arbeitern und Studierenden weltweit erhalte, sagte Shipton: "Ja, das
ist er. Und ich werde ihm von meinen Erfahrungen hier berichten, wenn ich
ihn das nächste Mal am 8. Oktober sehe. Ich bin überrascht, wie groß die
Unterstützung in Deutschland auf allen Ebenen der Gesellschaft ist: von
Parlamentariern über Schriftsteller bis hin zu Malern und Journalisten.
Hier gibt es eine sehr, sehr starke Unterstützung. Ich denke, die Lösung
für Julians Problem liegt bei der europäischen Bevölkerung. Sie muss sich
zusammenschließen, um sicherzustellen, dass Übereinkommen und Gesetze
eingehalten werden und die Medien Julian unterstützen. Ich denke, die
Antwort liegt bei den Menschen - den Menschen, die darauf bestehen, dass
die Regierungen etwas tun, um Julians Freiheit wiederherzustellen."

Am Ende des Interviews kam das Gespräch auf Carl von Ossietzky, den wohl
bekanntesten Antikriegsjournalisten in Deutschland in den 1920er und 1930er
Jahren. Ähnlich wie Assange wurde Ossietzky 1931 wegen des Verrats
militärischer Geheimnisse verhaftet, weil er die illegale Aufrüstung der
Reichswehr aufgedeckt hatte. Er kam 1932 im Zuge einer Weihnachtsamnestie
frei, wurde aber kurz Zeit später von den Nazis wieder verhaftet, die ihn
folterten, was zu seinem frühen Tod 1938 beitrug.

"Ich kann die Parallelen sehen", sagte John Shipton, "aber ich bin nicht
ganz glücklich damit, denn wie bei Gramsci [dem italienischen
Antifaschisten und Marxisten] kam es zu einem sehr bitteren Ende. Wir
müssen sicherstellen, dass so etwas nicht noch einmal passiert. Das ist
unsere Aufgabe. Und ich denke, wir werden gewinnen."
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VORWÄRTS/1507: Yes Mr. Trump, das machen wir!


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr.29/30 vom 20. September 2019

Yes Mr. Trump, das machen wir!

von Siro Torresan



PostFinance stellt ihre Zahlungen nach Kuba ein. Hart getroffen
werden damit unter anderem die Solidaritätsbewegung und die
Bevölkerung auf Kuba. Der Entscheid steht im krassen Widerspruch zur
offiziellen Haltung der Schweiz und ist ein Kniefall im vorauseilenden
Gehorsam vor den USA.


"Ab Ende August 2019 können aus geschäftspolitischen Gründen bei
PostFinance keine Zahlungen mehr nach Kuba ausgeführt werden.
PostFinance stellt den kompletten Zahlungsverkehr nach Kuba ein". Dies
die lapidare Information seitens der Post an ihre Kund*innen, die eine
Zahlung in den sozialistischen Karibikstaat tätigen wollten. Der
vorwärts wollte es genauer wissen, fragte bei der Medienstelle
nach, die dann die Vermutungen prompt bestätigte: "Die Schliessung des
Zahlungskanals nach Kuba steht im Zusammenhang mit den zunehmend
strengeren US-Sanktionen im internationalen Zahlungsverkehr mit Bezug
zu Kuba." Und genau hier beginnt der grosse Skandal.


Kurzfristig und nur mündlich informiert

PostFinance ist nicht irgendeine Bank wie die CS oder UBS, die bereits
seit Jahren ihren Zahlungsverkehr nach Kuba eingestellt haben. Sie ist
eine Tochtergesellschaft der Post-Gruppe. Einziger Aktionär und somit
Eigner der Post ist der Bund. Das Departement für Umwelt, Verkehr,
Energie und Kommunikation (Uvek) nimmt die Eigneraufgaben für den
Staat wahr. Beim Departement wusste scheinbar niemand vom Entscheid:
Das Uvek musste bei der PostFinance nachfragen, was Sache ist, wie
unserer Redaktion vom Uvek-Pressesprecher Dominique Bugnon per Mail am
10. September bestätigt wurde. Auch die Öffentlichkeit wurde nicht
informiert. "PostFinance hat gegenüber der Öffentlichkeit keine
Informationspflicht über die Schliessung von Zahlungskanälen in
bestimmte Länder", erklärte auf Anfrage ihr Mediensprecher Johannes
Möri. Informiert wurden hingegen "besonders exponierte
Geschäftskunden". Dies erfolgte ab Mitte August, also sehr
kurzfristig, zwar persönlich aber nur verbal und mit dem
ausdrücklichen Hinweis, dass es keine ausführliche schriftliche
Begründung geben würde. Dieses Vorgehen ist - um es gelinde
auszudrücken - äusserst fragwürdig, denn: PostFinance untersteht der
Postverordnung (VPG) und Art. 65 sieht "die Möglichkeit der Anrufung
der Schlichtungsstelle" vor. Doch, wie kann dieses Recht wahrgenommen
werden, wenn keine schriftliche Begründung vorliegt? Versucht
PostFinance bewusst, den Rechtsweg zu untergraben?


Krasser Widerspruch

Aufschlussreich ist die Mailkorrespondenz mit PostFinance. So wollte
ihr Mediensprecher Möri von unserer Redaktion unter anderem folgendes
wissen: "Was tut es zur Sache, dass der Bund Eigner der Post und damit
indirekt auch von PostFinance ist? Sollen sich Ihrer Meinung nach
Staats(nahe)betriebe folglich nicht an Gesetze, Regulationen und
internationale Sanktionen halten?" Nun, es gibt keine internationalen
Gesetze, Regulationen und Sanktionen, welche die Zahlungen nach Kuba
verbieten. Dies tut einzig und allein das US-amerikanische
Helms-Burton Gesetz. Das weiss natürlich auch Herr Möri und so erklärt
er in der Westschweizer Tageszeitung Le Courrier: "Als
Schweizer Bank ist PostFinance nicht direkt amerikanischen
Gesetzesregelungen unterstellt". In anderen Worten: Sie unterwirft
sich freiwillig dem imperialistischen US-Diktat.

Der Zahlungsstopp steht auch im krassen Widerspruch zur offiziellen
Haltung der Schweiz zu Kuba. Am 1. November 2018 hat die
UNO-Vollversammlung zum 27. Mal hintereinander mit der Stimme der
Schweiz für die Aufhebung der US-Blockade gegen Kuba gestimmt. Nur die
USA und Israel waren dagegen. Weiter ist auf der Website des
Eidgenössischen Departements für auswärtige Angelegenheiten (EDA) zu
lesen, dass die bilateralen Beziehungen zu Kuba "gut und durch
Kontinuität gekennzeichnet" seien. Auf die Frage, ob nun diese
Beziehungen "geschwächt oder gar gefährdet" sein könnten, antwortete
Uvek-Mediensprecher Dominique Bugnon: "Es tut mir leid. Aber es ist
nicht üblich, dass wir Internet-Seiten von anderen Departementen
kommentieren!" Als ob sich die Frage auf die Internet-Seite bezogen
hätte und nicht auf deren Inhalt.


Gerne auch mehr, Mr. Trump

Warum wollte PostFinance ihren Entscheid möglichst unter dem Deckel
halten. Warum weicht das Uvek den Fragen aus? Was steckt dahinter?
Eine wichtige Antwort liefert der PdA-Nationalrat Denis de la
Reussille: "Leider ist mit dem neuen Bundesrat Ignazio Cassis alles
möglich, auch die Anbindung an die USA, was mit seinem Vorgänger
Burkhalter nicht der Fall war. Konkret geht es um das angestrebte
Freihandelsabkommen mit den USA." Der stramm bürgerliche FDP-Mann
Cassis weiss natürlich, dass er nur dann Erfolg haben kann, wenn die
Schweiz in ihrer Kuba-Politik strikt und kompromisslos so spurt, wie
es die USA diktieren. Alles andere kommt nicht in Frage und so
geschieht der Kniefall in vorauseilendem Gehorsam. Ganz nach dem
Motto: Yes Mister Trump, das machen wir. Und auf Wunsch auch mehr,
denn das Finanzinstitut prüft gar, ob es "Geschäftsbeziehungen mit
Kunden in Kuba vollständig kappen soll", berichtet die Handelszeitung
auf ihrer Website am 12. September. Die Schweiz trägt ganz aktiv zur
Verschärfung der US-Blockade bei, welche die Bevölkerung auf Kuba hart
trifft. Wie beschämend für ein Land, das sich so gerne auf seine
humanitäre Tradition sowie auf seine Neutralität beruft und über sein
Auslandsdepartement festhält: "Die Schweiz unterstützt die kubanische
Gesellschaft dabei, die weitere Entwicklung des Landes friedlich,
partizipativ und auf der Basis der sozialen Errungenschaften
voranzubringen."


Immenser Schaden

Stark betroffen vom willkürlichen, unsinnigen und unverständlichen
"geschäftspolitischen" Entscheid ist die Solidaritätsbewegung mit
Kuba.

René Lechleiter von der Vereinigung Schweiz-Cuba (VSC) sagt auf
Anfrage: "Wir haben jüngst einen grossen Betrag als Soforthilfe zur
Beseitigung von Hurrikan- und Tornadoschäden übermittelt. Das soll ab
sofort nicht mehr möglich sein? Absurd!" Der gemeinnützige Verein
mediCuba Schweiz leistet seit 25 Jahren Solidaritätsarbeit im
medizinischen Bereich. Er hält in seiner Medienmitteilung fest, dass
die Organisation jetzt nicht mehr in der Lage sei, die "mit
schweizerischen privaten und öffentlichen Stellen abgeschlossenen
Verträge zu erfüllen." Gröbere Probleme bekommen auch die Schweizer
KMU, die Geschäftsbeziehungen zu Kuba haben. Der Zahlungsstopp habe
"zum Teil schwerwiegenden Folgen", informiert die
schweizerisch-kubanische Handels- und Industriekammer SwissCubanCham
(SCC), und der potentielle Schaden sei auch für "die auf Kuba lebenden
Schweizer immens".


Druck auf Regierung aufsetzen

Was tun? PdA-Nationalrat de la Reusille wird beim Bundesrat eine
Interpellation einreichen. Diese wird zwar kaum PostFinance zum
Umdenken bewegen, aber immerhin den Bundesrat zu einer öffentlichen
Stellungnahme zwingen. Der SCC bittet "um eine offizielle Erklärung".
Dem schliesst sich mediCuba Schweiz an und fordert weiter das Uvek
auf, die "notwendigen Massnahmen zu ergreifen, damit Schweizer
Organisationen und Bürgerinnen und Bürger ihr Recht auf Bankgeschäfte
in Kuba ausüben können."

Und der VSC ruft dazu auf, "Druck auf die Schweizer Regierung
auszuüben, damit diese Massnahmen unternimmt, um der Verletzung des
internationalen Rechts und der Einmischung in die nationale
Souveränität Kubas ein Ende zu setzen."

Hasta la victoria siempre!

 * 

Quelle:

vorwärts - die sozialistische zeitung.

Nr. 29/30 - 75. Jahrgang - 20. September 2019, S. 1+2

Herausgeberin: Verlagsgenossenschaft Vorwärts, PdAS

und ihre Deutschschweizer Sektionen

Redaktion: vorwärts, Postfach 2469, 8026 Zürich

Telefon: 0041-(0)44/241 66 77,

E-Mail: redaktion@vorwaerts.ch

Internet: www.vorwaerts.ch

 

vorwärts erscheint 14-täglich,

Einzelnummer: Fr. 4.-

Jahresabo: Fr. 160.-, reduziert (AHV, Stud.) 110.-

Probeabo: 4 Ausgaben gratis



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FERNSEHEN





FILM/1668: Das Erste - "Die Füchsin - Im goldenen Käfig" 10.10.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 4. Oktober
2019

Die Füchsin - Im goldenen Käfig

10.10.2019, 20.15 Uhr | Das Erste



Der Polterabend von Youssefs Cousine Jamila (Nagmeh Alaei) wird
gesprengt, als eine Gruppe maskierter Männer den Saal stürmt und den
Bräutigam Tobias (Orestes Fiedler) zusammenschlägt. Die Detektei
"Fuchs & Kilali" erhält vom Vater des Bräutigams (Hanno Friedrich) den
Auftrag, die Schläger ausfindig zu machen. Schnell finden Anne (Lina
Wendel) und Youssef (Karim Chérif) heraus, dass die Braut einen
Geliebten hat. Will er die Hochzeit verhindern? Als sie ihn aufsuchen,
finden sie ihn in seiner Wohnung - ermordet.

Doch Anne bereitet nicht nur der Fall Kopfzerbrechen. Ihr Sohn
(Florian Bartholomäi) sitzt nach dem Mord an seinem Vater in
Untersuchungshaft und wartet auf die Gerichtsverhandlung. Anne braucht
dringend Geld für seinen Anwalt, da trifft es sich gut, dass Jamila
sie beauftragt, den Mörder von Patrick zu finden. Auch Youssef kann
jeden Euro gebrauchen: Seine Frau Simone (Jasmin Schwiers) erwartet
ein Kind, und es gilt diverse Neu-Anschaffungen zu finanzieren.
Als noch ein zweiter Mann gewaltsam zu Tode kommt, entdecken die
Detektive Schritt für Schritt, dass nicht nur Eifersucht, sondern auch
Geschäftsinteressen und veruntreutes Geld bei der Lösung des Falles
eine große Rolle spielen.



Die Füchsin - Schön und tot / 17.10.2019, 20.15 Uhr, Das Erste 

https://presse.wdr.de/plounge/tv/das_erste/2019/10/20191017_die_fuechsin_schoen_und_tot.html

Zwei neue Fälle für "Die Füchsin" - Drehstart für WDR/ARD-Degeto
DonnerstagsKrimi 

https://presse.wdr.de/plounge/wdr/programm/2019/03/20190319_drehstart_die_fuechsin.html
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MAGAZIN/890: WDR - "Mann tv" mit Miroslav Nemec, 10.10.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 7. Oktober
2019

"Mann tv": Miroslav Nemec moderiert WDR-Magazin

Mittwoch, 10. Oktober 2019, 22.10 bis 22.40 Uhr, WDR Fernsehen



Seit mittlerweile 28 Jahren steht der Schauspieler Miroslav Nemec als
Ermittler Ivo Batic im Münchener Tatort vor der Kamera. Jetzt
übernimmt der 65-Jährige einmalig eine neue Rolle und wird Moderator:
Am Mittwoch, 10. Oktober 2019, präsentiert er die achte Ausgabe des
Männermagazins "Mann tv" - von 22.10 bis 22.40 Uhr im WDR Fernsehen
und danach jederzeit in der Mediathek.

Miroslav Nemec freut sich auf seine neue Aufgabe als
"Mann tv"-Moderator: "Es ist ein Format, das für Männer und Frauen
interessant ist. Manchmal wird in unserer Gesellschaft so eine Kluft
aufgebaut zwischen den Geschlechtern. Ich selbst habe das nie so
empfunden." In der neuen Ausgabe von "Mann tv" findet sich Nemec auch
thematisch wieder: Es geht um "echte Tatorte" und einen
Kriminalhauptkommissar, der viele Jahre lang Verbrechen aufgeklärt
hat. Ein weiteres Thema sind gute Taten und soziales Engagement beim
Projekt "kicken und lesen Köln", das Jungen spielerisch zum Lesen
bringen will. Darüber hinaus geht es um die Frage, was das Besondere
an Freundschaften zwischen Männern und Frauen ist. Auch da macht
Miroslav Nemec keinen großen Unterschied. Für ihn hängt das auch mit
dem Alter und seiner Lebenserfahrung zusammen: "In der Jugend spielt
die Sexualität eine große Rolle. Das kann störend sein bei
Freundschaften zwischen Männern und Frauen. Die Machtkämpfe, die
früher dazu gehörten, interessieren mich nicht mehr. Für mich sind
Frauen Partnerinnen, Freundinnen, mit denen ich mindestens über die
gleichen Themen wie mit einem Mann sprechen kann - wenn nicht
vielleicht sogar über mehr oder anders oder besser. Ohne dass man den
'Gockel raushängt', ohne dass es wichtig ist, was vorzumachen, sich zu
produzieren, sich in Position zu bringen."

Im Sommer 2015 produzierte das Redaktionsteam von "Frau tv" erstmals
eine Ausgabe von "Mann tv". Zuletzt hatten Marco Schreyl, Wolfgang
Niedecken und Jörg Thadeusz die Moderation übernommen. Die Sendung,
die sich männlichen Herausforderungen, Gedanken, Phantasien und
Lebensentwürfen widmet, geht in loser Folge weiter - auf dem
Sendeplatz von "Frau tv", donnerstags um 22.10 Uhr im WDR Fernsehen.
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FEATURE/1327: Deutschlandfunk Kultur - Maßgeschneiderte Therapien, 10.10.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Maßgeschneiderte Therapien

Was kostet uns der medizinische Fortschritt?

Von Dagmar Röhrlich

Zeitfragen. Feature

Donnerstag, 10. Oktober 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk
Kultur



Die Zahlen sind gewaltig: Weltweit sollen zwischen 2019 und 2023 die
Ausgaben für Arzneimittel um rund ein Viertel auf 1,5 Billionen Dollar
steigen. Das lässt sich zum Teil darauf zurückführen, dass mehr
Menschen Zugang zu Medikamenten haben. Vor allem jedoch explodieren
die Kosten für Spezialpräparate. Denn der große Trend heißt
personalisierte Medizin: Arzneimittel, die die Pharmaindustrie nicht
mehr für große Patientengruppen entwickelt, sondern individuell auf
einen Patienten hin zuschneidet. Auf der einen Seite gibt es
spektakuläre Erfolge, bis hin zur wahrscheinlichen Heilung derzeit
hoffnungslos erkrankter Menschen. Auf der anderen Seite stehen die
Kosten, die sich im sechsstelligen Bereich bewegen. Muss Heilung
rationiert werden?

 * 
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TALK/1682: Deutschlandfunk - PCs, Tablets oder Smartphones gebraucht kaufen, 10.10.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Schnäppchen oder Risiko?

PCs, Tablets oder Smartphones gebraucht kaufen

Hörertel.: 0 08 00 44 64' 44 64

marktplatz@deutschlandfunk.de

Marktplatz

Donnerstag, 10. Oktober 2019, 10.10 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Tablets und Smartphones sind nicht nur Gebrauchsgegenstände, sondern
vor allem modische Trendprodukte. Deshalb kaufen sich viele Nutzer
regelmäßig die neuesten Mobile-Computer, obwohl ihre vorhandenen
Geräte noch einwandfrei funktionieren. Auch gewöhnliche PCs bleiben in
vielen Fällen nicht lange im Besitz der Erstkäufer, da sie schon nach
drei Jahren ausgewechselt werden. Das hat zu einem großen und
vielfältigen Angebot an Gebraucht-IT geführt. Zahlreiche
spezialisierte Händler und Aufarbeitungsfirmen bieten kostengünstige
gebrauchte Smartphones, Tablets oder PCs zu günstigen Preisen an. Für
viele Käufer eine gute Gelegenheit, für vergleichsweise wenig Geld
hochwertige Markenprodukte zu erwerben - und dabei auch noch etwas für
die Umwelt zu tun. Manfred Kloiber beantwortet gemeinsam mit
Expertinnen und Experten Ihre und unsere Fragen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 1. Oktober 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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KURSUS/1955: Mönchengladbach - Workshop "Pinterest nutzen" am 14. Oktober 2019


Stadt Mönchengladbach

Pinterest nutzen



Pinterest ist derzeit eine der Plattformen, wenn es darum geht, Ideen
zu speichern, zu teilen und auf sich aufmerksam zu machen. Man lernt
in diesem Kurs ein Konto und Profil in Pinterest anzulegen und wie man
Pins einstellen und veröffentlichen kann. Außerdem geht es in diesem
VHS-Workshop, Montag, 14. Oktober, 9 bis 12.15 Uhr, in der VHS am
Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85 darum, wie man Pinterest auch
für sich nutzen kann, um Ideen zu sammeln, zu kategorisieren und zu
speichern.

Entgelt: 95 Euro 

Information und Anmeldung: vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 7. Oktober 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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ORTHOPÄDIE/400: Erkrankung Arthrose - Kann die richtige Ernährung die Schmerzen lindern? (AOK)


AOK - Die Gesundheitskasse in Hessen - 7. Oktober 2019

Erkrankung Arthrose: Kann die richtige Ernährung die Schmerzen lindern?



Bad Homburg - Bis heute ist Arthrose nicht heilbar. Doch moderne
Therapieansätze können helfen, das Fortschreiten der Erkrankung
aufzuhalten und Beschwerden zu lindern. Medikamente und eine
Bewegungstherapie, aber auch Ernährungsweisen können den Verlauf von
Arthrose beeinflussen. Die AOK Hessen informiert über die Erkrankung
und Lebensmittel, die entzündungshemmend wirken sowie dem Knorpelabbau
entgegenwirken können.

Arthrose ist eine degenerative Gelenkerkrankung, die alle Gelenke
betreffen kann. Mit zunehmendem Alter können sich die
Verschleißerscheinungen erhöhen. Die Erkrankung entwickelt sich häufig
bei Menschen über 50 Jahren, bei Übergewicht oder ungünstigen
Erbanlagen. Bei Arthrose wird der Gelenkknorpel weich, dünn und
rissig. Diese Risse in der Knorpeloberfläche und abgeriebene
Knorpelteilchen reizen die Gelenkinnenhaut, die sich dadurch entzünden
kann. Schmerzen, Schwellungen und Bewegungseinschränkungen sind in der
Regel die Folge. Schreitet der Knorpelverlust weiter fort, reibt
schließlich Knochen auf Knochen. Dies kann erhebliche Schmerzen
verursachen.

Sind die Gelenke entzündet, wird empfohlen, bestimmte Lebensmittel zu
meiden und andere bevorzugt zu verzehren. Zu den
Nahrungsbestandteilen, die Entzündungen fördern, zählt besonders die
Arachidonsäure. Sie findet sich ausschließlich in Nahrungsmitteln
tierischen Ursprungs, also in Fleisch- und Wurstwaren sowie in Eiern,
Milch, Käse und Sahne.

Bei einer entzündlichen Arthrose können diese Lebensmittel schmerzlindernd wirken:

Leinöl und Walnussöl: Omega-3-Fettsäuren wirken entzündungshemmend und
sind reichlich in Lein- und Walnussöl enthalten.

Obst, Gemüse und Kräuter: Entzündungshemmende sekundäre Pflanzenstoffe
sind in vielen Obst- und Gemüsesorten sowie in Kräutern enthalten.
Hohe Mengen finden sich insbesondere in Spinat (Flavonoide), Brokkoli
(Senföle), Knoblauch (Allicin), Blaubeeren (Anthocynidin) und Orangen
(Karotinoide). Die Vitamine C und E im Spinat und der Mineralstoff
Selen im Brokkoli schützen zusätzlich vor freien Radikalen. Das in
Äpfeln enthaltene Vitamin B6 wird zudem für die Herstellung des
Knorpelbaustoffs Glukosamin benötigt.

Gewürze: Ingwer, Kümmel und Knoblauch sind entzündungshemmende
Gewürze. Kreuzkümmel und Koriander regen die Durchblutung der
Gelenkschleimhaut an und können so den Schmerz lindern.

Knoblauch, Zwiebeln und Lauchgemüse: Ihre Inhaltsstoffe entfalten
nachweislich eine knorpelschützende Wirkung.

Hafer, Naturreis, Gerste, Hirse und Topinambur: Diese Lebensmittel
enthalten Kieselsäure (Silizium), welche eine knorpelstabilisierende
Wirkung haben kann. Kräutertees aus Brennnessel oder Schachtelhalm
enthalten ebenfalls viel Kieselsäure.

Viele Lebensmittel können den Körper aktiv bei der Regeneration
unterstützen. Nahrungsmittel sind jedoch nur ein Baustein in der
Arthrose-Therapie und können keine medizinische Behandlung oder
Beratung ersetzen.

 * 

Quelle:

AOK Die Gesundheitskasse in Hessen

Pressmitteilung vom 7. Oktober 2019

61352 Bad Homburg

Telefon: 0800 0000 255, Fax: 069 / 85 091 - 7920

E-Mail: service@he.aok.de

Internet: www.aok.de
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ETHIK/1298: Luxemburg - Regierung will Euthanasie als natürlichen Tod klassifizieren (ALfA LebensForum)


ALfA LebensForum Nr. 131 - 3. Quartal 2019

Zeitschrift der Aktion Lebensrecht für Alle e.V. (ALfA)

Bioethik Splitter

Luxemburg: Regierung will Euthanasie als natürlichen Tod klassifizieren 



Luxemburg (ALfA). Die Regierung des Beneluxstaates Luxemburg
will die "Tötung auf Verlangen" sowie ärztlich assistierte Suizide
künftig als "natürliche Tode" klassifizieren. Das berichten
verschiedene Medien. Den Berichten zufolge verabschiedete der
Regierungsrat Mitte Juli einen entsprechenden Gesetzentwurf. Dieser
muss nun vom Parlament beraten werden.

Im März 2009 hatte Luxemburg die Tötung auf Verlangen und den ärztlich
assistierten Suizid legalisiert. Mit der Einstufung als "natürliche
Todesursache" könnten Hinterbliebene künftig einfacher Anspruch auf
die Auszahlungen von Lebensversicherungspolicen der Euthanasierten und
Suizidenten gelten machen, heißt es zu Begründung.

 * 

Quelle:

LEBENSFORUM Ausgabe Nr. 131, 3. Quartal 2019, S. 9

Zeitschrift der Aktion Lebensrecht für Alle e.V. (ALfA)

Herausgeber: Aktion Lebensrecht für Alle e.V.

Bundesvorsitzende Alexandra Maria Linder M.A. (V.i.S.d.P.)

Verlag: Ottmarsgäßchen 8, 86152 Augsburg

Tel: 0821/51 20 31, Fax: 0821/15 64 07

E-Mail: info@alfa-ev.de

Internet: www.alfa-ev.de
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VORSORGE/823: Zur Empfehlung der medizinischen Fachzeitschrift BMJ zum Darmkrebs-Screening (idw)


Leibniz-Institut für Präventionsforschung und Epidemiologie - BIPS - 04.10.2019

Neue BMJ-Empfehlung zum Darmkrebs-Screening schadet Frauen



Am 2. Oktober 2019 veröffentlichte das Fachblatt BMJ eine neue Empfehlung
zum Darmkrebs-Screening. Die Kernaussage: Eine Screening-Teilnahme wird
nur Personen empfohlen, die mit einer Wahrscheinlichkeit von mindestens
drei Prozent in den kommenden 15 Jahren an Darmkrebs erkranken. Einem
Großteil der Frauen würde damit vom Screening abgeraten werden - obwohl
der Nutzen für sie klar belegt ist.

Dies betont Prof. Dr. Ulrike Haug, Leiterin der Abteilung Klinische
Epidemiologie am Leibniz-Institut für Präventionsforschung und
Epidemiologie - BIPS. Sie kritisiert nicht nur die Empfehlung selbst,
sondern auch die Methodik, mit der diese entstanden ist.

Von den meisten aktuellen Leitlinien wird die Darmkrebsfrüherkennung für
Männer und Frauen ab 50 Jahren empfohlen. Dies berücksichtigt, dass
Darmkrebs sehr langsam aus Vorstufen entsteht und das Screening
Erkrankungsfälle verhindert, die erst viel später im Leben auftreten
würden. Die Herangehensweise der BMJ-Empfehlung war jedoch eine andere.
Man bat ein 22-köpfiges Gremium um seine Einschätzung, wie groß der Nutzen
absolut betrachtet sein müsste, damit die meisten Personen sich für das
Screening entscheiden. Dabei wurden aber nur vergleichsweise extreme
Antwortmöglichkeiten angeboten. "Es verwundert also nicht, dass letztlich
die Schwelle relativ hoch angesetzt wurde und im Resultat sehr restriktive
Empfehlungen entstanden sind", kritisiert Haug. Würde man diese Empfehlung
anwenden, müsste man dem Großteil aller Frauen vom Screening abraten und
dessen Anwendung würde sich insgesamt in höhere Altersgruppen verlagern.

Krebsfälle verhindern

"Bei kaum einer anderen Krebserkrankung gibt es so wirksame Möglichkeiten
zur Früherkennung wie bei Darmkrebs. Hiervon abzuraten, weil eine kleine
Gruppe von Fachleuten sich anmaßt, beurteilen zu können, was die
Bevölkerung als relevanten Nutzen betrachtet, erscheint absurd. In
Deutschland treten 45 Prozent der Darmkrebserkrankungen bei Frauen auf.
Ich halte es für nicht vertretbar, Frauen vom Darmkrebs-Screening
abzuraten beziehungsweise es erst im höheren Alter zu empfehlen. Selbst
wenn es dann noch gelingt, Darmkrebs im frühen Stadium zu erkennen,
reduziert man die Chance, das Auftreten der Erkrankung gänzlich zu
verhindern. Persönlich wäre es mir deutlich lieber, gar nicht erst an
Krebs zu erkranken und so geht es vermutlich vielen. Das
BMJ-Expertengremium hat aber den Nutzen, nicht an Krebs zu erkranken, versus
den Nutzen, nicht an Krebs zu versterben, als gleichwertig eingestuft.
Hinzu kommt ein weiteres Problem. Um die Empfehlung anwenden zu können,
muss man zunächst herausfinden, ob das persönliche Risiko, in den nächsten
15 Jahren an Darmkrebs zu erkranken, unter oder über drei Prozent liegt.
Die derzeitigen Vorhersagemodelle sind aber dahingehend noch sehr
fehlerhaft. So würde etwa zwei Dritteln der Frauen, die in den nächsten
fünf Jahren an Darmkrebs erkranken, fälschlicherweise vorhergesagt werden,
dass ihr Risiko unter drei Prozent liegt - und damit würde ihnen gemäß der
BMJ-Empfehlung vom Darmkrebs-Screening abgeraten werden. Die Autoren der
Studie betonen zwar, dass es sich bei den BMJ-Empfehlungen nicht um
'starke Empfehlungen' handelt und man im Gespräch mit dem Arzt zu einer
persönlichen Entscheidung kommen sollte. Trotzdem bin ich besorgt, dass
diese Empfehlungen für große Verunsicherung sorgen und in der Summe
deutlich mehr Schaden als Nutzen bringen, vor allem für Frauen", so Haug.

Das BIPS - Gesundheitsforschung im Dienste des Menschen

Die Bevölkerung steht im Zentrum unserer Forschung. Als epidemiologisches
Forschungsinstitut sehen wir unsere Aufgabe darin, Ursachen für
Gesundheitsstörungen zu erkennen und neue Konzepte zur Vorbeugung von
Krankheiten zu entwickeln. Unsere Forschung liefert Grundlagen für
gesellschaftliche Entscheidungen. Sie klärt die Bevölkerung über
Gesundheitsrisiken auf und trägt zu einer gesunden Lebensumwelt bei.

Das BIPS ist Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft, zu der 95 selbstständige
Forschungseinrichtungen gehören. Die Ausrichtung der Leibniz-Institute
reicht von den Natur-, Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die
Wirtschafts-, Raum- und Sozialwissenschaften bis zu den
Geisteswissenschaften. Leibniz-Institute widmen sich gesellschaftlich,
ökonomisch und ökologisch relevanten Fragen. Aufgrund ihrer
gesamtstaatlichen Bedeutung fördern Bund und Länder die Institute der
Leibniz-Gemeinschaft gemeinsam. Die Leibniz-Institute beschäftigen rund
19.100 Personen, darunter 9.900 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler.
Der Gesamtetat der Institute liegt bei mehr als 1,9 Milliarden Euro.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.bmj.com/content/367/bmj.l5515

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1878

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Präventionsforschung und Epidemiologie - BIPS - 04.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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POLITIK/1975: Krankheit als Geschäft (3) - Zur Politischen Ökonomie des Gesundheitswesens (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 36 vom 6. September 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Krankheit als Geschäft


Teil III: Zur Politischen Ökonomie des Gesundheitswesens

von Richard Corell und Stefan Müller



Die Patientin, die ihren Heuschnupfen behandeln lassen will, geht zu
ihrem Hausarzt. Schon bei der Anmeldung wird sie in ein System
hineingezogen, in dessen Schlingen ihre Krankheit eine eher beiläufige
Rolle spielt. Denn was hat sie als erstes vorzuweisen? Die
Gesundheitskarte ihrer Krankenkasse, zu der ein riesiger Apparat
gehört,


	dessen Aufgaben ganz überwiegend vom Staat durch Gesetze und Verordnungen geregelt sind,

	der sich ganz überwiegend durch Zwangsabgaben der abhängig Beschäftigten und der Unternehmen finanziert,

	dessen Einnahmen und Ausgaben durch die Hände der Banken gehen,

	der die Abrechnungen mit den Krankenhäusern und Ärzten und sonstigen Einrichtungen unter anderem über die Kassenärztliche Vereinigung zu prüfen und abzuwickeln hat,

	der Vereinbarungen mit Pharma- und Medizintechnik-Konzernen unter anderem über Preise schließt,

	in dessen Aufsicht Unternehmerverbände und Gewerkschaften sitzen, was angeblich für die Selbstverwaltung der Krankenkassen steht.



Wer weiß schon, dass für dieses System der Gemeinsame Bundesausschuss
(G-BA) maßgeblich ist. Es handelt sich beim G-BA um das oberste
Gremium des deutschen Gesundheitswesens. Es entscheidet darüber,
welche Leistungen die Patienten beanspruchen können. Es entscheidet
über die Behandlung von 73 Millionen gesetzlich Krankenversicherten.

Der G-BA wurde im Zuge der neoliberalen "Reformen" durch die
sozial-grüne Schröder/Fischer-Regierung 2004 im § 91 des
Sozialgesetzbuchs V verankert. Der G-BA entscheidet weitgehend
autonom, was im Gesundheitswesen "zweckmäßig" sein soll, wie zum
Beispiel festgehalten in der Hilfsmittel-Richtlinie, der
Heilmittel-Richtlinie oder der Arzneimittel-Richtlinie. Der G-BA hat
13 stimmberechtigte Mitglieder (Amtszeit sechs Jahre). Er besteht aus
fünf Vertretern der Kostenträger - entsandt durch den Spitzenverband
Bund der Krankenkassen (GKV-Spitzenverband) -, fünf Vertretern der
Leistungserbringer, vertreten durch zwei benannte Mitglieder der
Deutschen Krankenhausgesellschaft (DKG), zwei benannte Mitglieder der
Kassenärztlichen Bundesvereinigung (KBV) und ein benanntes Mitglied
der Kassenzahnärztlichen Bundesvereinigung (KZBV).

Ferner gibt es drei unparteiische Mitglieder, von denen einer
Vorsitzender des Ausschusses ist. Unparteiischer Vorsitzender ist
derzeit (Juli 2018) Josef Hecken (CDU). Er hat sich als verlängerter
Arm des deutschen Monopolkapitals unter Beweis gestellt. Seit dem 1.
Juli 2012 ist Hecken Vorsitzender des Gemeinsamen Bundesausschusses.
Von 2004 bis 2008 war er saarländischer Justiz- und
Gesundheitsminister und von 2009 bis 2012 Staatssekretär im
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. Hecken
ganz unparteiisch? Als Gesundheitsminister im Saarland hatte er
im Jahr 2006 der niederländischen Kapitalgesellschaft DocMorris
die Betriebserlaubnis für eine Filialapotheke in Saarbrücken erteilt,
was im Widerspruch zu dem deutschen Apothekenrecht der "Inhabergeführten
Apotheke" steht. Dabei war von besonderer Brisanz, dass DocMorris in
Besitz der Celesio AG ist, einem Konzern der Franz Haniel & Cie. GmbH,
die erhebliche Anteile der Metro AG besitzt - dem ehemaligen
Arbeitgeber von Hecken. Der saarländische Ministerpräsident Peter
Müller (CDU), Josef Hecken und der Vorstandsvorsitzende der Celesio
AG, Fritz Oesterle, hatten zuvor gemeinsam erklärt, dass der
Apothekenmarkt in Deutschland "liberalisiert" werden müsse. Ganz
nebenbei: Haniel ist einer der alteingesessenen deutschen
Oligarchen-Clans, die an allen Verbrechen des deutschen Imperialismus
im 20. Jahrhundert maßgeblich beteiligt waren. Als er bereits
Vorsitzender des G-BA war, zeigte Hecken, wes Geistes Kind er ist: Im
November 2013 machte "Der Spiegel" publik, dass Hecken in einer
Sitzung des Spitzenverbandes der Gesetzlichen Krankenkassen gesagt
habe, man benötige nicht für jeden Bürger eine Psychotherapie, eine
Flasche Bier tue es manchmal auch.

Dem G-BA wurde vorgeworfen, er sei ein Instrument von Krankenkassen
und Politik zur Rationierung im Gesundheitswesen zu Lasten der
Patienten. Denn in seiner ganzen Konstruktion ist der G-BA der
Belagerung durch Lobbyisten ausgesetzt und verfügt über wenig
Gegenmittel gegen Schmieren und Salben.

Man kann also schon hieran unschwer erkennen, dass die Ökonomie und
damit der Profit eine maßgebliche Rolle im Gesundheitswesen spielt.
Dass die Politik im Gesundheitswesen allgegenwärtig ist, ist seit
Gründung des deutschen Sozialversicherungssystems durch Bismarck
bekannt. "Wenn es keine Sozialdemokratie (eine revolutionäre
wohlgemerkt - die Verfasser) gäbe und wenn nicht eine Menge Leute sich
vor ihr fürchteten, würden die mäßigen Fortschritte, die wir überhaupt
in der Sozialreform bisher gemacht haben, auch noch nicht existieren."
(Bismarcks Reichstagsrede vom 26. 11. 1884) Ergänzend zu Verbot und
Verfolgung der Revolutionäre sollte ihnen die Arbeiterklasse
abspenstig gemacht werden und wenigstens eine Oberschicht der Arbeiter
herübergezogen werden zu "Vater (Obrigkeits-)Staat".

 * 

Quelle:

Unsere Zeit (UZ) - Zeitung der DKP, 51. Jahrgang,

Nr. 36 vom 6. September 2019
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STUDIE/075: Mediziner warnen vor Versorgungsnotstand in deutschen Kinderkliniken (idw)


Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V. - 04.10.2019

Besorgniserregende Studienergebnisse: Mediziner warnen vor Versorgungsnotstand in deutschen Kinderkliniken



Platzmangel auf deutschen Kinderintensivstationen: "Der notwendige
Versorgungsbedarf für kranke Kinder kann nicht mehr sicher gewährleistet
werden", sagt Privatdozent Dr. Florian Hoffmann, Sprecher der
Sektion "Pädiatrische Intensiv- und Notfallmedizin" der Deutschen
Interdisziplinären Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin (DIVI) und
Oberarzt auf der Interdisziplinären Kinderintensivstation am Dr. von
Haunerschen Kinderspital der Ludwig-Maximilians-Universität München.

Er bezieht sich dabei auf neue Studienergebnisse der Universität zu Köln,
die jetzt veröffentlicht wurden. Demnach führe die Unterfinanzierung in
der Pädiatrie zu einer Umstrukturierung der pädiatrischen
Versorgungslandschaft, die zu einem Abbau pädiatrischer
Versorgungskapazitäten führt. "Kliniken haben somit immer weniger Betten
und immer weniger Personal, um kritisch kranke Kinder zu behandeln", sagt
Hoffmann. "Hier muss die Politik dringend handeln, bevor die Gesundheit
von Kindern durch die Ökonomisierung des Systems riskiert wird."

Die Wissenschaftler von der Universität zu Köln haben Einzel- und
Gruppeninterviews mit 50 Beschäftigten aus Kinderkliniken oder
Kinderabteilungen aus den Bereichen Pädiatrie und Kinderchirurgie geführt.
Die Studienteilnehmer beschreiben in nahezu allen Bereichen der Pädiatrie
eine ausgeprägte Leistungsverdichtung. Durch die gestiegene Patientenzahl,
komplexere Krankheitsbilder und kürzere Aufenthaltszeiten hätten die
Anforderungen zudem deutlich zugenommen. Florian Hoffmann bemängelt die
Situation an deutschen Kinderkliniken schon länger: "Immer öfter müssen
Kinder in Kliniken umgeleitet werden, die mehr als hundert Kilometer vom
Wohnort entfernt liegen. Ein Trauerspiel für eine medizinisch so gut
entwickelte Region wie Deutschland. Hier ist die aktuelle Regierung in der
Pflicht, seinen jüngsten Bürgern eine wohnortnahe und exzellente
Versorgung zu garantieren", sagt der Mediziner aus München.

Personal- und Bettenmangel: Prekäre Situation in der Kinderintensivmedizin

Besonders prekär ist nach Aussagen der Experten die Situation in der
Kinderintensivmedizin. Durch Personal- und Bettenmangel komme es hier
regelhaft zu Versorgungsengpässen mit gravierenden Auswirkungen für schwer
erkrankte oder schwer verletzte Kinder. Behandelnde Kliniken haben immer
öfter keinen Platz mehr auf der Kinderintensivstation und müssen die
Kinder in weit entfernte Kliniken transportieren. Gleichzeitig führt der
Wettbewerb mit erlösstarken Subdisziplinen wie der Neonatologie zu
Verschiebungen von Personal, um die dort vorgegebenen Personalschlüssel zu
erfüllen. Strukturbedingt werden damit auch Interessenkonflikte zwischen
benachbarten pädiatrischen Spezialisierungen erzeugt, obwohl sich das
Personal dieser intensivmedizinischen Bereiche kompetitiv ergänzen sollte.
"Im Winterhalbjahr sind die Engpässe besonders dramatisch. Wir stehen
jeden Tag vor der Frage, welchen Kindern wir absagen und welche wir
aufnehmen. Mit graut jetzt schon davor, was wir den Kindern und Eltern
wieder zumuten müssen", so Florian Hoffmann. "Wir brauchen neben dem
politischen Willen nun auch eine gesellschaftliche Diskussion darüber, was
uns die Behandlung von Kindern wert ist." Die Studie der Universität zu
Köln kommt zu dem Schluss, dass ohne die umfassende Beseitigung der
Unterfinanzierung die Versorgung kritisch kranker Kinder sowie die
Leistungs- und Konkurrenzfähigkeit der Pädiatrie in Deutschland gefährdet
ist. "Die Entscheider in der Politik und in den Klinikleitungen sind
aufgefordert, Kindern das ihnen zustehende Höchstmaß an
Gesundheitsvorsorge zukommen zu lassen", sagt Florian Hoffmann, der auch
Mitglied des Präsidiums der Deutschen Interdisziplinären Vereinigung für
Intensiv- und Notfallmedizin (DIVI) ist.

DIVI-Umfrage: Stationsleiter melden Defizit an Intensivbetten für Säuglinge und Kinder

Bereits im vergangenen Jahr hat eine Umfrage der DIVI-Sektion
"Pädiatrische Intensiv- und Notfallmedizin" unter Kinderintensivstationen
in Deutschland gezeigt, dass im Mittel rund 20 Prozent der möglichen
Intensivbetten wegen fehlender Pflegekräfte gesperrt sind. Insgesamt gibt
es 36 eigenständige pädiatrische Intensivstationen und 70 gemischte
neonatologisch-pädiatrische Stationen in Deutschland. 41 von ihnen haben
sich an der Umfrage beteiligt. 25 Prozent der befragten Stationen gaben
an, im Jahr 2017 zwischen 25 und 50 Patienten wegen fehlender
Bettenkapazitäten nicht aufgenommen zu haben. Weitere 25 Prozent mussten
sogar 50 bis 100 Kinder ablehnen. 72 Prozent der befragten Stationsleiter
gaben an, dass in ihrer Region ein Defizit an Intensivbetten für Säuglinge
und Kinder herrsche. "Wir steuern seit Jahren offenen Auges auf dieses
Problem zu und können nun in einem der reichsten Länder der Welt die
flächendeckende Versorgung von kritisch kranken oder schwer verletzten
Kindern nicht mehr sicher gewährleisten", so DIVI-Vertreter Florian
Hoffmann. Die Ausbildungs- und Arbeitsbedingungen sowie die Bezahlung der
Pflegekräfte müssten deutlich verbessert werden: "Wenn auch in
Ballungsräumen weiterhin kranke Kinder versorgt werden sollen, dann müssen
sich die Pflegenden dieser Kinder auch das Leben in den Ballungsräumen
leisten können. Vermeintlich 'billige' Arbeitskräfte aus dem Ausland
können kein ernst gemeinter Lösungsansatz sein."

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.divi.de/presse/pressemeldungen/pm-besorgniserregende-studienergebnisse-mediziner-warnen-vor-versorgungsnotstand-in-deutschen-kinderkliniken

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment73222

Besorgniserregende Studienergebnisse: Mediziner warnen vor Versorgungsnotstand in deutschen Kinderkliniken

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1527
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AIDS/1085: Forscherteam macht sichtbar, wie AIDS-Erreger sich im Körper vermehrt (idw)


Leibniz-Institut für Photonische Technologien e. V. - 02.10.2019

Dem HI-Virus auf der Spur: Forscherteam macht sichtbar, wie AIDS-Erreger sich im Körper vermehrt



Einem Forscherteam um Prof. Christian Eggeling vom Leibniz-Institut für
Photonische Technologien, der Friedrich-Schiller-Universität Jena und der
Universität Oxford ist es gelungen, mit höchstauflösender Bildgebung
millisekundengenau sichtbar zu machen, wie das HI-Virus sich zwischen
lebenden Zellen verbreitet. Mit superauflösender
STED-Fluoreszenzmikroskopie liefern die Forschenden erstmals einen direkten
Beweis dafür, dass der AIDS-Erreger zum Vervielfältigen ein bestimmtes
Lipidmilieu schafft. "Wir haben eine Methode geschaffen, um zu erforschen,
wie sich die Vermehrung potentiell verhindern lässt", so Eggeling. Die
Ergebnisse veröffentlichten sie am 2. Oktober 2019 in Science Advances.

In den Fokus nahmen die Forschenden die Schleuse, durch die das HI-Virus
(Human Immunodeficiency Virus/ Erworbenes Abwehrschwäche-Syndrom) wieder
aus der Zelle heraustritt, nachdem es sie infiziert hat: die Plasmamembran
der Wirtszelle. Als Marker diente ihnen dabei das Protein Gag, das die
Vorgänge bei der Reifung des Virus koordiniert. "Dort, wo sich dieses
Protein sammelt, laufen die entscheidenden Prozesse ab, die dazu führen,
dass die Viren sich freisetzen und weitere Zellen infizieren", erläutert
Christian Eggeling. Um diese zu entschlüsseln, haben sich die Forschenden
die Diffusion an diesem Ort der Knospung - des "budding" - des
Viruspartikels angesehen. Sie fanden heraus, dass nur bestimmte Lipide mit
dem HI-Virus wechselwirken. Zwar waren diese Lipide prinzipiell schon
vorher bekannt, aber das Forscherteam konnte diese Wechselwirkung erstmals
direkt an der lebenden und infizierten Zelle nachweisen.

Angriffspunkt, um die Vermehrung des Virus zu verhindern

"Damit haben wir einen potentiellen Angriffspunkt, an dem antivirale
Medikamente ansetzen könnten", so Christian Eggeling. "Zu wissen, welche
Moleküle das HI-Virus braucht, um aus der Zelle herauszutreten und sich zu
vervielfältigen, ist eine entscheidende Voraussetzung, um zu erforschen,
wie sich dies verhindern lässt. Mit unserer Technik können wir das jetzt
direkt und live verfolgen." Mit seinem Team will Eggeling nun Antikörper
entwickeln, die genau diese Moleküle angreifen - und so die Verbreitung
des Virus unterdrücken.

"Wir wollen diese Antikörper nicht nur in medizinischer Hinsicht
untersuchen, sondern herausfinden, wie man ihre biophysikalische
Wechselwirkung nutzen kann, um ihre Wirksamkeit zu verstärken", umschreibt
Eggeling sein Forschungsprogramm. "Dazu analysieren wir biologische
Vorgänge - nämlich die Interaktion von Zellen und Molekülen - mithilfe
physikalischer Parameter wie Diffusion." Vor einem guten Jahr ist der
Physiker von Oxford nach Jena gewechselt. Neben seiner Professur für
"Superresolution Microscopy" an der Universität leitet er am Leibniz-IPHT
die Forschungsabteilung "Biophysikalische Bildgebung". Er führt zudem noch
seine Arbeitsgruppe in der MRC Human Immunology Unit und am Wolfson
Imaging Centre des Weatherall Institute of Molecular Medicine der
Universität Oxford.

Um auf kleinster, molekularer Ebene zu verstehen, wie Krankheiten
entstehen, kombiniert Christian Eggeling räumlich superauflösende
Fluoreszenzmikroskopie-Techniken mit Methoden, die es ermöglichen, die
Bewegung markierter Moleküle in Echtzeit zu verfolgen. So können er und
sein Forscherteam einzelne Moleküle - etwa in Zellmembranen - in lebenden
Zellen räumlich und zeitlich untersuchen. "Das ermöglicht es uns,
zelluläre Mechanismen auf molekularer Ebene zu enthüllen, die für
bisherige Untersuchungsmethoden viel zu schnell sind und auf viel zu
kleinen räumlichen Skalen ablaufen."

Neue superauflösender Fluoreszenzmikroskopietechniken hat Christian
Eggeling zuvor bereits am Göttinger Max-Planck-Institut für
Biophysikalische Chemie in der Gruppe von Stefan W. Hell erforscht. Stefan
Hell erhielt dafür zusammen mit Eric Betzig und William E. Moerner im Jahr
2014 den Nobelpreis für Chemie. In Jena möchte Eggeling nun in enger
Zusammenarbeit mit Biologen und Medizinern herausfinden, wie man diese
Methoden nutzen kann, um Krankheiten frühzeitiger und genauer zu erkennen
und möglicherweise sogar zu verhindern.


Originalpublikation:

C. Favard, J. Chojnacki, P. Merida, N. Yandrapalli, J. Mak, C. Eggeling,
D. Muriaux: HIV-1 Gag specifically restricts PI(4,5)P2 and cholesterol
mobility in living cells creating a nanodomain platform for virus
assembly. In: Science Advances 2019, 5.

DOI: 10.1126/sciadv.aaw8651

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.leibniz-ipht.de/institut/presse/aktuelles/detail/christian-eggeling-macht-sichtbar-wie-aids-erreger-sich-im-koerper-vermehrt.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution203
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SCHLAGANFALL/445: Kampf gegen den Schlaganfall - Aufklärung der Bevölkerung ist Schlüsselelement (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 03.10.2019

Kampf gegen den Schlaganfall - Aufklärung der Bevölkerung ist Schlüsselelement



Schlaganfälle sind eine der häufigsten Ursachen für Behinderungen im
Erwachsenenalter. Aufgrund der immer besseren Versorgung sinkt die
Sterblichkeit von Schlaganfallpatienten in Deutschland zwar, auch das
Pro-Kopf-Risiko, einen Schlaganfall zu erleiden, nimmt ab. Dennoch rechnen
Experten angesichts der immer älter werdenden Bevölkerung mit steigenden
absoluten Erkrankungszahlen. Meist sind es medizinische Laien sind, die
Zeugen eines Schlaganfalls werden.

Meist ist ein Blutgerinnsel schuld: Bei 85 Prozent der Schlaganfälle wird
eine Gehirnarterie durch einen Blutpfropf blockiert, dahinterliegende
Gehirnbereiche werden von der Durchblutung abgeschnitten und so
geschädigt. Deutlich seltener geht der Insult, wie er medizinisch genannt
wird, auf das Reißen eines Blutgefäßes im Gehirn zurück. "Was auch immer
die Ursache ist - ein Schlaganfall ist immer ein medizinischer Notfall",
sagt Prof. Dr. med. Wolf-Rüdiger Schäbitz, Pressesprecher der Deutschen
Schlaganfall-Gesellschaft und Chefarzt an der Klinik für Neurologie am
Evangelischen Krankenhaus Bielefeld-Bethel. Denn mit jeder Minute, die bis
zum Einsetzen der Therapie vergeht, steigt das Risiko für bleibende
Schäden. Noch immer tragen bis zu 40 Prozent der überlebenden
Schlaganfall-Patienten dauerhafte Einschränkungen davon.

Das Bewusstsein für "Time is Brain" ist in der Bevölkerung mittlerweile
weit verbreitet. Dennoch sind viele Menschen unsicher, wie sie einen
Schlaganfall erkennen können. "Als schnelle und laientaugliche
Entscheidungshilfe hat sich der sogenannte FAST-Test bewährt, der die
häufigsten Schlaganfallsymptome abfragt", sagt Schäbitz. FAST steht dabei
für Face, Arm, Speech und Time: Zunächst wird der Betroffene um ein
Lächeln gebeten (Face). Verzieht sich dabei das Gesicht einseitig, deutet
das auf eine Gesichtslähmung hin. Im zweiten Schritt soll die Person die
Arme nach vorne strecken und dabei die Handflächen nach oben drehen. Bei
einer - meist einseitigen - Lähmung kann ein Arm die Hebung und/oder
Drehung nicht mitvollziehen. Schließlich wird der Betroffene noch gebeten,
einen einfachen Satz nachzusprechen (Speech). Gelingt dies nicht oder nur
sehr undeutlich, ist das ebenfalls als Warnsignal zu werten. "Ist einer
der drei Tests auffällig, muss sofort die 112 gewählt werden", sagt
Schäbitz - das vierte Stichwort "Time" soll daran erinnern, dass dann jede
Minute zählt.

Mittlerweile ist der FAST-Test fester Bestandteil der
Rettungssanitäterausbildung. Um ihn auch unter Laien bekannter zu machen,
wurde unter Schirmherrschaft der DSG ein Video erstellt, das den Test
anschaulich bebildert und vor allem junge Leute ansprechen soll. Das Video
ist unter 

https://www.youtube.com/watch?v=SmZZLGnbWxc einsehbar.

Schlaganfall-ähnliche neurologische Symptome wie Bewusstseinsstörungen,
Lähmungen und starke Kopfschmerzen können auch bei Patienten mit schwerer
Migräne oder Epilepsie auftreten. "In diesen Fällen spricht man von
Schlaganfall-Mimics", erläutert Schäbitz. Auch hier müsse in jedem Fall
schnell reagiert und sofort das Rettungssystem aktiviert werden - denn ob
es sich nicht doch um einen Schlaganfall handelt, wird am besten in der
nächsten Stroke-Unit geklärt. Diese auf die Diagnose und Akuttherapie des
Schlaganfalls spezialisierten Stationen zu etablieren, ist seit Gründung
der DSG vor 18 Jahren ein Hauptziel der Gesellschaft. Heute gibt es sie in
Deutschland fast flächendeckend. "Wir haben die Abläufe in der Klinik vom
Eintreffen bis zum Therapiebeginn weitgehend optimiert", sagt Schäbitz.
Auch die Zeit bis zum Eintreffen in der Stroke-Unit, die sogenannte
präklinische Prozesskette, gelte es, noch weiter zu verbessern und immer
wieder aktiv daran zu arbeiten "Hier liegt tatsächlich der größte
Spielraum für die erfolgreiche Behandlung. Und bei diesem sind wir auch
auf die Mithilfe und die Aufmerksamkeit jedes Einzelnen angewiesen." Die
Bemühungen zur Aufklärung der Bevölkerung dürften daher auf keinen Fall
nachlassen.


Originalpublikation:

Busch MA, Kuhnert R (2017). 12-Monats-Prävalenz von Schlaganfall oder
chronischen Beschwerden infolge eines Schlaganfalls in Deutschland.
Journal of Health Monitoring 2(1): 70-76, DOI 10.17886/RKI-GBE-2017-010.
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FORSCHUNG/1353: Proteinkomplex ClpX-ClpP könnte neuer Ansatzpunkt für Antibiotika werden (idw)


Technische Universität München - 04.10.2019

Proteinkomplex ClpX-ClpP könnte neuer Ansatzpunkt für Antibiotika werden



Noch immer sind Antibiotika die wichtigste Waffe zur Bekämpfung
bakterieller Infektionen. Jedoch geht der Medizin aufgrund von immer
häufiger vorkommenden Resistenzen die "Munition" aus. Ein Forschungsteam
hat nun die Struktur des proteinabbauenden Komplexes ClpX-ClpP aufgeklärt.
Dies ist ein Schlüssel zur Entwicklung innovativer Antibiotika, die auf
den Abbauprozess von defekten Proteinen in Bakterien abzielen.

Fast 700.000 Menschen erkranken in der EU jährlich an Infektionen durch
antibiotikaresistente Erreger, circa 33.000 von ihnen sterben. Trotz
dieser enormen und weltweit zunehmenden Gefahr wurden in den letzten
Jahrzehnten nur wenige neue Antibiotika entwickelt und zugelassen.

Eine Verbesserung ist nicht in Sicht. Deshalb ist es dringend notwendig,
neue Angriffspunkte in krankheitserregenden Bakterien zu finden und
neuartige Antibiotika zu entwickeln, die diese Schwachstellen ausnutzen.

Neuer Wirkmechanismus zerstört Bakterien

Ein vielversprechendes Ziel für antibakterielle Therapien ist das
proteinabbauende Enzym ClpP. Es spielt zum einen eine wichtige Rolle im
bakteriellen Stoffwechsel und sorgt für den kontrollierten Abbau defekter
Proteine. Dazu benötigt es jedoch das Protein ClpX als Starthilfe. Im
Komplex mit ClpP erkennt ClpX Proteine die abgebaut werden sollen,
entfaltet sie und leitet diese dann in seine fassartige Abbaukammer.

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Gruppen um Prof. Stephan
Sieber, Technische Universität München (TUM) und Prof. Stefan Raunser,
Direktor am Max-Planck-Institut für molekulare Physiologe in Dortmund,
haben nun erstmals die dreidimensionale Struktur des proteinabbauenden
Komplexes ClpX-ClpP aufgeklärt und damit eine wichtige Basis für
zukünftige pharmakologische Anwendungen geschaffen.

Eine neue Klasse potentieller Antibiotika, die sogenannten
Acyldepsipeptide (ADEP) bewirken einen unkontrollierten Abbau durch ClpP
auch ohne die Unterstützung von ClpX. Dadurch werden lebenswichtige
Proteine zerstört - mit tödlichen Folgen für die Bakterien.

Dieser einzigartige Wirkmechanismus hat ein beträchtliches
Innovationspotential im Kampf gegen krankmachende Bakterien. Denn während
gängige Antibiotika durch die Hemmung lebenswichtiger Prozesse wirken,
wird in diesem Fall der antibakterielle Effekt durch die Aktivierung eines
Vorgangs erzielt.

Bakterien entwaffnen

Neben dem Abbau von defekten Proteinen ist ClpP auch ein entscheidender
Regulator bei der Produktion eines Arsenals bakterieller Gifte, die
maßgeblich verantwortlich sind für die krankmachende Wirkung vieler
Erreger.

An der TU München forscht die Gruppe um Prof. Stephan Sieber seit Jahren
erfolgreich an der Protease ClpP und hat bereits eine Vielzahl potenter
Hemmstoffe gegen ClpP und ClpX entwickelt, die die Produktion von
bakteriellen Giften stoppen und sie damit quasi entwaffnen können. Dóra
Balogh gelang es nun, den ClpX-ClpP Komplex herzustellen und zu
stabilisieren.

Neue Möglichkeiten durch Aufklärung der Struktur von ClpX-ClpP

Im Detail konnte die Struktur des ClpX-ClpP Komplexes aber bisher noch
nicht aufgeklärt werden. Dr. Christos Gatsogiannis, Mitarbeiter in der
Gruppe um Prof. Stefan Raunser am MPI für molekulare Physiologe, gelang
dies nun mittels Kryo-Elektronenmikroskopie.

Mit dieser Technik konnte das Team zeigen, dass ADEP und ClpX zwar an
derselben Stelle an ClpP andocken, den Prozess des Proteinabbaus aber auf
unterschiedliche Weise steuern: Während ClpX zu keiner Veränderung in der
Struktur von ClpP führt, verursacht ADEP eine nicht vorgesehene Öffnung
der Protease. Dadurch werden auch intakte Proteine unkontrolliert und ohne
die Unterstützung von ClpX abgebaut.

Die Aufklärung dieses Mechanismus durch die Forscherteams aus Dortmund und
München ist ein Meilenstein auf dem Weg zur Entwicklung innovativer
antibiotischer Substanzen, die ClpP als Angriffsziel haben.


Weitere Informationen:

Die Arbeiten wurden gefördert mit Mitteln des European Research Council
(ERC), der Max-Planck-Gesellschaft sowie der Deutschen
Forschungsgemeinschaft im Rahmen des Sonderforschungsbereichs SFB 1035 und
des Exzellenzclusters Center for Integrated Protein Science Munich
(CIPSM).

Originalpublikation:

Cryo-EM structure of the ClpXP protein degradation machinery

C. Gatsogiannis, D. Balogh, F. Merino, S. A. Sieber, S. Raunser

Nature Structural & Molecular Biology, 3. Okt. 2019

DOI: 10.1038/s41594-019-0304-0

Link: https://www.nature.com/articles/s41594-019-0304-0

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.tum.de/nc/die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/details/35719/ 
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(Bildmaterial mit hoher Auflösung)
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AKTION/1027: Regensburg - Ein Gruppenangebot für Kinder krebskranker Elternstartet, Start am 25.10.2019


Universitätsklinikum Regensburg - 7. Oktober 2019

Ein Gruppenangebot für Kinder krebskranker Eltern



Die Kinder- und Familiensprechstunde des Psychoonkologischen Dienstes
im Universitätsklinikum Regensburg (UKR) geht mit ihrem Gruppenangebot
in eine neue Runde. Dieses richtet sich an Kinder zwischen sechs und
zwölf Jahren, bei denen ein Elternteil von einer Krebserkrankung
betroffen ist.

Wenn Mama oder Papa an Krebs erkranken, ist das für Kinder meist
schwierig zu verstehen. Die neue und besondere Situation erfordert
einiges an Aufklärungsarbeit, die Eltern häufig nicht ohne
Hilfestellung übernehmen können. Um die Kinder zu schonen, wird über
das Thema daher in vielen Fällen nicht offen kommuniziert, was zu
Angst, Unsicherheit und Unmut in der Familie führen kann.
Unterstützung bekommen Eltern und Kinder deshalb von Sofia Goula. Sie
ist Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutin i.A. im Team des
Psychoonkologischen Dienstes der Klinik und Poliklinik für Innere
Medizin III des UKR. Im Rahmen ihrer Kinder- und Familiensprechstunde
bietet sie Kindern Raum, sich entfalten zu können und ihren Gefühlen
Ausdruck zu verleihen. In kleinen Gruppen können sich betroffene
Kinder austauschen, gemeinsam lachen und für eine kurze Zeit vom
Alltag Abstand nehmen. Das Gruppenangebot wird seit 2018 angeboten und
von der Leukämiehilfe Ostbayern e.V. finanziert. Die neuen Termine
beginnen im Oktober 2019.

"Unser Gruppenangebot umfasst verschiedene kreative Aktivitäten, die
den Kindern die Gelegenheit geben, sich auszuprobieren und in der
gemeinsamen Beschäftigung ihre unterschiedlichen Gefühlslagen besser
zu verstehen. Die Sechs- bis Zwölfjährigen werden bei uns pädagogisch
und therapeutisch betreut und können offen alle Fragen zur Erkrankung
ihres Elternteils stellen. Oder sich auch einfach fallen lassen, wenn
der Familienalltag Kopf steht", erklärt Sofia Goula das Konzept hinter
diesem Angebot der Kinder- und Familiensprechstunde. Die Kinder
erkennen, dass sie nicht alleine sind und sich auch andere in einer
ähnlichen Situation befinden. Zudem kann durch die gemeinsamen Treffen
die innerfamiliäre Kommunikation und auch die Bindungsbeziehung
zwischen den Eltern und ihren Kindern gestärkt werden.

Parallel zum Gruppenangebot für Kinder bietet der Psychoonkologische
Dienst des UKR auch eine Veranstaltung für die begleitenden Eltern. In
diesem Rahmen können sich auch die Erwachsenen untereinander in
Begleitung erfahrener psychotherapeutischer Experten austauschen.
Zusätzlich werden relevante Informationen vermittelt und verschiedene
Entspannungsverfahren angeboten.

Gemeinschaft und Kreativität

Die Idee, gemeinsam kreativ der Krebserkrankung von Mutter oder Vater
zu begegnen, soll den Kindern dabei helfen, schöne und unbeschwerte
Momente in dieser schwierigen Lebensphase genießen zu können.

Die zweite Runde des Gruppenangebotes der Kinder- und
Familiensprechstunde startet am 25. Oktober mit einem
kunsttherapeutischen Nachmittag, an dem sich die Kinder im Malen
ausprobieren können. Geplant sind an den folgenden Terminen außerdem
ein besinnliches Adventstreffen sowie das gemeinsame Musizieren mit
verschiedenen Percussion-Instrumenten und eine Familienyoga-Stunde.

Unkomplizierte Anmeldung

Teilnehmen können alle Kinder krebskranker Eltern im Alter von sechs
bis zwölf Jahren, unabhängig davon, ob ihre Eltern am UKR in
Behandlung sind. Für die Aktivitäten, die von Oktober 2019 bis Februar
2020 an vier Freitagen im Patientenhaus der Leukämiehilfe Ostbayern
e.V. stattfinden, sind keine besonderen Materialien oder Vorkenntnisse
erforderlich. Interessierte können sich direkt bei Sofia Goula
telefonisch unter 0941 944-5563 oder per E-Mail an sofia.goula@ukr.de
formlos, nach Möglichkeit bis zu drei Tage vor dem jeweiligen Termin,
anmelden.

 * 

Quelle:

Universitätsklinikum Regensburg

Pressemitteilung vom 7. Oktober 2019
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NACHLESE/040: 50 Jahre später ... King Crimson - In the Court of the Crimson King (SB)




Blood rack barbed wire

Polititians' funeral pyre

Innocents raped with napalm fire

Twenty first century schizoid man

King Crimson - 21st Century Schizoid Man

Prog ist ein Gefängnis, so Robert Fripp in einem Interview vor 5 Jahren [1]. Was
zuerst unter der Kategorie Underground Rock und dann als Art Rock firmierte,
wird seit den 1990er Jahren als Prog Rock gelabelt. Die unter diesem Genre
versammelten Bands galten in den 1970er Jahren als Vertreter einer von ihrer
Orientierung an der sogenannten Hochkultur her überfrachteten, in ihrem Anspruch
an musikalische Höchstleistungen formal erstarrten und in ihren Arrangements
zwischen pompös und maniriert oszillierenden Rockmusik, die als frühzeitig alt
gewordene Dinosaurier zu Recht vom Punk entthront wurden. Wirklich progressiv
sei Miles Davis, so Fripp, Gitarrist und einziges permanentes Mitglied von King
Crimson in der 50jährigen Geschichte der Band. Wer mit dem Label Prog auf die
Bühne trete, sei von vornherein tot, meint der heute 73jährige Kopf der Band und
erinnert an die vielen Schmähungen der Musikkritik, die er immer wieder über
sich ergehen lassen mußte.

Läßt man die Werke von Bands wie Genesis und Yes Revue passieren, dann ist gut
zu verstehen, wieso diese Musik mit mittelständischen weißen männlichen
Studenten - heute würde man Nerds sagen - assoziiert wurde, die in der
Faszination am technischen Overkill zahlloser elektronischer Klanggeneratoren und
ganzer Batterien von Keyboards vergessen hatten, daß es bei Rockmusik um die
Unmittelbarkeit von ihren gesellschaftlichen Fesseln befreiter Gefühle und den
sexuell und aggressiv aufgeladenen Spaß an körperlicher Bewegung geht. Diese
Zeit ist lange vorbei, und in dem gigantischen Katalog dessen, was heute als
Prog Rock rubriziert wird, finden sich viele Perlen beeindruckender
Beispiele für musikalische Virtuosität ebenso wie langweilige und ermüdende, von
ästhetischer Inspiration freie Soundwüsten.

King Crimson gelten in der hegemonialen Popgeschichte als stilprägend für das
ganze Genre des Progressive Rock. Dabei wird leicht übersehen, daß die Fusion
zwischen Jazz und Rock bereits vor der Gründung der Band Ende 1968 mit Bands wie
Colosseum und Chicago für Furore gesorgt hatte. Anleihen an die symphonische
Kultur der Elterngeneration waren auch zuvor genommen worden, so von The Nice
oder Deep Purple. Die psychedelische Musik der späten 1960er Jahre ist reich an
Klangexperimenten, die heute das Etikett des Prog Rock trügen, wenn sie nicht
als West Coast Sound oder psychedelischer Folk Rock firmierten, und allein die
vielen Ausflüge des Jazz in exotische Hörwelten lassen die Neigung, die
Popgeschichte in historische Schubladen zu stecken, als wenig hilfreich
erscheinen.

Dennoch wird die Geschichte King Crimsons gerne mit dem zweifelhaften Verdienst
geschmückt, ganz am Anfang des Prog Rock zu stehen. Im Januar 1969 betraten
Robert Fripp, Sänger und Bassist Greg Lake, Drummer Michael Giles und der
verschiedene Blas- und Tasteninstrumente bedienende Ian McDonald erstmals
zusammen ein Studio. Von Anfang an dabei war auch der Dichter Peter Sinfield. 
Seine lyrische Arbeit hatte Fripp so begeistert, daß er ihn bat, mit ihm als
Songtexter zusammenzuarbeiten, weshalb die Liedtexte der ersten vier Alben King
Crimsons seine Handschrift tragen.

Das London jener Tage war eine Weltmetropole der Rockmusik, waren in dieser
wenige Jahre währenden Gründerzeit doch spektakuläre Neuerungen an der
Tagesordnung, auf die sich später ganze Musikrichtungen beriefen. Unter diesen
Acts erspielten sich King Crimson in den Clubs der Stadt innerhalb kürzester
Zeit einen legendären Ruf. Schon der erste Gig im Club The Speakeasy im April
sorgte für so viel Furore, daß Jimi Hendrix nur wenige Tage später einen
Auftritt der Band im Club Revolution besuchte. Anschließend versicherte er
Robert Fripp, er würde jedem sagen, daß King Crimson die beste Band der Welt
sei. Am 5. Juli traten King Crimson im Programm des Free Concerts auf, das die
Rolling Stones anläßlich des Todes von Brian Jones zwei Tage zuvor
veranstalteten. Die Band kam bei dem Publikum von gut einer halben Million
Menschen so gut an, daß ihr kometenhafter Aufstieg nicht mehr aufzuhalten war. 

Der erfolgreiche Auftritt war auch den Songs geschuldet, die auf ihrem ersten
Album veröffentlicht werden sollten. Obwohl die Band erst ein halbes Jahr
existierte und lediglich vom Hörensagen bekannt war, entschieden sich die vier
Musiker nach den ersten Sessions mit dem Produzenten Tony Clarke, der mit den
Moody Blues sehr erfolgreich war, das Album selbst zu produzieren. Sie wollten
gerade nicht so klingen wie die mit ihrer Fusion aus Rock und Klassik berühmt
gewordene britische Band. Also ging ihr Manager das Wagnis ein, eine Hypothek
auf sein Haus aufzunehmen, um die 15.000 Pfund an Studiokosten zu stemmen, 
ohne die das Album nicht hätte produziert werden können.

Eingespielt wurde das Album innerhalb von zehn Tagen, an die sich noch drei
Wochen Bearbeitung des Materials im Studio anschlossen. In diesem kurzen
Zeitraum wurde eines der wichtigsten Werke der avantgardistischen Rockmusik
fertiggestellt. Der als eine Art Markenzeichen der Band geltende und bei vielen
Konzerten als Opener gespielte Titel 21st Century Schizoid Man wurde an einem
Tag in nur einem Take aufgenommen, also praktisch live im Studio gespielt. Nur
noch Fripps Gitarrensolo wurde zum Abschluß der Produktion als Overdub
hinzugefügt, so daß allein mit dieser aggressiven, in dissonante Soundkaskaden
ausbrechenden Zustandsbeschreibung einer Gesellschaft im Krieg mit allem, was
lebenswert ist und daher vernichtet werden muß, Musikgeschichte geschrieben
wurde.

Kein geringerer als Pete Townshend von The Who bezeichnete In the Court of the
Crimson King als verblüffendes Meisterwerk, das es in vielerlei Weise bis heute
ist. Im Unterschied zum damals noch dominierenden Bluesrock enthält es keine
Solopassagen, mit denen sich einer der vier Musiker profilieren konnte, sondern
überzeugt mit einem ingeniösen Zusammenspiel, dessen künstlerische Qualität in
ausgefeilten und präzisen Arrangements hervortritt. Das von Ian McDonald
gespielte Mellotron, das einen orchestralen Streichersound simulierte, nahm die
am Synthesizer erzeugten Klangflächen späterer Bands vorweg und wurde zu einem
Markenzeichen des King Crimson Sounds. Der Klang von Flöten unterstreicht die
lyrischen Qualitäten der Texte Peter Sinfields, der mit dem düsteren und
traurigen Grundtenor des Albums eine Stimmung wiedergab, die am Ende dieses
Jahrzehntes des Aufbruches in der Luft zu hängen schien.

Die mit farblichen Attributen und eindringlichen Imaginationen fast überreich
bebilderten Songs verströmen die Traurigkeit einer Zivilisation, der die
Krisenhaftigkeit so tief eingeschrieben ist, daß sich die Sinnfrage nicht mehr
zu stellen scheint. Die großzügig angelegten Arrangements lösen sich in Gefühlen
von Einsamkeit, ja Verzweiflung auf, ohne die Schwärze regelrechter
Todessehnsucht zu beschwören. An deren Stelle treten Anklänge an kollektive
Erinnerungen, die dem Zuhörer verschlossen bleiben, solange Gefühle konsumiert
und die eiserne Kapsel schmerzvoller Selbstreflektion nicht verlassen wird. Die
psychedelische Anmutung des Sounds ist mit allen Sinnen zu greifen, obwohl die
Bandmitglieder stets versicherten, mit den halluzinogenen Substanzen, die diese
transzendente Ästhetik evozierten, nichts am Hut zu haben.

Ein großer Wurf war auch das Cover des Albums. Es wurde von einem Freund der
Band, dem Computerprogrammierer Barry Godber, geschaffen und schlug bei allen
vier Musikern bei seiner Präsentation sofort ein. Der Maler hatte den 21st
Century Schizoid Man ins Bild gesetzt und eines der beeindruckendsten Cover
dieser Ära der Rockmusik geschaffen. Das dem Betrachter regelrecht ins Gesicht
springende Konterfei dieses von allen Seiten getriebenen und zerrissenen
Menschen wurde als Front Cover verwendet, ohne vom Schriftzug mit dem Namen der
Band und dem Titel des Albums unterbrochen zu werden. Was damals ein
kommerzielles Wagnis und daher ganz und gar unüblich war, erwies sich als
wegweisende Entscheidung, mit der eine Bildikone der Popmusik geschaffen wurde. 
Das Gemälde, dessen Original sich im Besitz von Robert Fripp befindet, war das
einzige Albumcover, das der ein halbes Jahr später verstorbene Künstler
geschaffen hatte.

Wie schon der laut Fripp mit Beelzebub, einer anglizierten Form des arabischen
B'il Sabab, das als Mann mit einem Ziel oder Grund zu verstehen sei, synonym zu
setzende Bandname verrät, spielten King Crimson auf den ersten Alben gerne mit
Mythen und Anklängen an vergangene, weniger rationale denn geheimnisvolle
Zeiten. Dies sollte sich später mit der entschiedenen Hinwendung zu
avantgardistischen, am Jazz und den Neutönern symphonischer und
experimenteller Musik orientierten Sound vollständig ändern, zumal Ian McDonald
und Michael Giles die Band schon im Dezember 1969 wieder verließen. Obwohl Fripp
angeboten hatte, ihnen den Bandnamen zu überlassen, schieden sie freiwillig aus
dem Projekt aus, weil es ihrer Ansicht nach am meisten mit seiner Person
identifiziert werden müsse. Greg Lake übernahm noch auf dem zweiten Album In The
Wake Of Poseidon den Gesang, um sich dann mit Keith Emerson und Carl Palmer zu
Emerson, Lake & Palmer zusammenzutun.

In dem 2006 uraufgeführten Film Children of Men feiert das Titelstück des Albums
The Court of the Crimson King auf eine Weise Auferstehung, die seinem düsteren
Grundton mehr als gerecht wird. Durch das dicke Fensterglas einer schweren
Limousine blickt der Protagonist zu den so melancholischen wie majestätischen
Klängen der Musik King Crimsons auf ein von Armut und Zerfall gezeichnetes
London des Jahres 2017. Wie in einer Sicherheitskapsel rollt der Wagen in eine
gegen Aufständische gut abgesicherte administrative Zentrale, die sich über die
umliegende Trümmerlandschaft wie eine Burg inmitten einer untergehenden Welt
erhebt. Im Post Brexit Britain wird der Weg klassengesellschaftlichen
Niedergangs weiter an Tempo zunehmen, und King Crimson war niemals 
aktueller als gerade morgen. 


Fußnote:

[1] https://www.loudersound.com/features/king-crimson-prog-it-s-a-prison

8. Oktober 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





JAZZ/2207: Mönchengladbach - Vibraphonist Mathias Haus & Band am 17. Oktober 2019


Stadt Mönchengladbach

Jazz am Abteiberg: H A U S

Vibraphonist Mathias Haus & Band am Donnerstag, 17. Oktober, im Haus
Erholung



Jazz am Abteiberg heißt die neue Konzertreihe des JazzClub
Mönchengladbach im Gewölbekeller des Haus Erholung
(Johann-Peter-Boelling-Platz 1, 41061 MG). Gefördert vom Kulturbüro
präsentiert der Verein in der Erholung hochklassige Bands und Musiker.

Nach einer gefeierten und vollbesetzten Premiere im September geht die
Reihe am Donnerstag, 17. Oktober, um 20 Uhr mit der Formation H A U S
weiter. Wenn in Deutschland ein Vibraphonist gesucht wird, fällt meist
sein Name: Mathias Haus spielte in den letzten 35 Jahren nicht nur
immer wieder mit vielen Jazzgrößen aus Deutschland; auch Stars wie
Steve Swallow und Carla Bley versicherten sich seiner Kompetenz. Im
Haus Erholung ist der einstmalige Gary Burton Meisterschüler und
Jazzpott-Preisträger mit seiner erstklassig eingespielten Band H A U S
(Hendrik Soll, Piano/Keyboards), André Nendza, Bass, Mirek Syschny,
Drums) zu Gast. Unter dem Motto "Tales along the path of life"
entführen sie die Zuhörer auf eine musikalische Reise durch das
kompositorische Schaffen von Mathias Haus ein.

Tickets: 12 Euro Kartenreservierungen unter: jazzclub-mg@online.de

Die Konzertreihe "Jazz am Abteiberg" wird unterstützt vom Kulturbüro
der Stadt Mönchengladbach, der Marketing Gesellschaft Mönchengladbach,
der Stadtsparkasse Mönchengladbach und der NEW AG.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 2. Oktober 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KLASSIK/10244: Wertheim - Werke von Beethoven, Brahms, Bartok und Einaudi am 15.10.2019


Stadt Wertheim

Konzert junger Talente im Barocksaal



Wertheim. Ein Konzert mit ausgewählten Beiträgen junger Talente gibt
die Städtische Musikschule am Dienstag, 15. Oktober, im Barocksaal des
Rathauses. Es schließt sich an die Mitgliederversammlung des
Kulturkreises an. Das Konzert beginnt gegen 19.30 Uhr. Der Eintritt
ist für alle frei. Auch Nichtmitglieder des Kulturkreises sind
eingeladen und können Gäste und Freunde mitbringen.

Sechs jungen Schülerinnen und Schülern der Musikschule gestalten das
etwa 40-minütige Konzert. Die jungen Geigerinnen Magdalena Merklein
und Theresa Genise sowie die jungen Pianisten Luise Braun, Mirjam
Nenner, Leopold Braun und Antonia Ebert präsentieren Höhepunkte aus
dem Violinen- und Klavier-Repertoire. Sie spielen Kompositionen aus
dem Klassik- und Unterhaltungsbereich unter anderem von Beethoven,
Brahms, Bartok und Einaudi.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 4. Oktober 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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AUSLAND/9186: Aus aller Welt - 08.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Angespannte Lage in Ecuador - Präsident verlegt Sitz der Regierung

Angesichts heftiger Proteste und eines bevorstehenden Generalstreiks
hat Ecuadors Präsident Lenin Moreno den Regierungssitz von der
Hauptstadt Quito in die Küstenstadt Guayaquil verlegt. Ursache für
die schwere politische Krise sind Zugeständnisse der Regierung an den
Internationalen Währungsfonds (IWF). Nach der Streichung der
jahrzehntelangen Benzin- und Dieselsubventionen kam es zu
landesweiten Protesten mit mehreren Toten und Hunderten Festnahmen.
Vergangene Woche verhängte Moreno für 60 Tage den Ausnahmezustand.
Angaben der Online-Zeitung El Diario zufolge bestätigte das
Verfassungsgericht am Montag die Rechtmäßigkeit des
Ausnahmebeschlusses, beschränkte ihn aber auf 30 Tage. Die
Confederation of Indigenous Nationalities (Conaie), eine der
wichtigsten sozialen Organisationen Ecuadors, rief unterdessen zu
einem landesweiten progressiven "Aufstand" auf, dem sich am Mittwoch
mehrere große Gewerkschaften anschließen wollen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9186: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



46jähriger Mann bei SEK-Einsatz angeschossen

Im nordrhein-westfälischen Witten haben Beamte eines
Spezialeinsatzkommandos der Polizei am Montagabend einen Mann
angeschossen, der am Fenster seiner Wohnung mit einer Pistole
hantierte und lautstark mitteilte, nicht mehr leben zu wollen. Nach
Darstellung der Behörden soll er einen Beamten im Hausflur mit der
Waffe bedroht haben. Daraufhin sei auf ihn geschossen worden. Der
46jährige wurden demnach im Schulterbereich getroffenen. Lebensgefahr
bestehe nicht, hieß es.
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MILITÄR/9183: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Damaskus warnt Ankara vor Militäraktion

Die syrische Regierung warnt die Türkei vor einer Militäroperation.
Eine Besetzung Syriens werde man nicht akzeptieren, sagte der
stellvertretende Außenminister Faisal al-Makdad der syrischen
Tageszeitung "Al-Watan" zufolge. Der Kommandant der von Kurden
dominierten Syrischen Demokratischen Kräfte (SDF), Maslum Abdi,
schloß ein Bündnis mit Syriens Präsident Baschar al-Assad nicht aus,
sollten türkische Truppen in Nordsyrien einmarschieren. Am Montag
hatten die US-Streitkräfte mit dem Rückzug aus dem syrisch-türkischen
Grenzgebiet begonnen und damit den Weg für eine türkische
Militäroffensive in dem Gebiet geebnet, das in weiten Teilen von den
kurdischen Volksverteidigungseinheiten (YPG) kontrolliert wird. Nach
Angaben des Kreml war Rußland nicht über den US-Truppenabzug
informiert worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9185: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Kramp-Karrenbauer lehnt Urwahl der Kanzlerkandidaten ab

In der Debatte über eine sogenannte Urwahl zur Entscheidung der
Kanzlerkandidatur sprach sich CDU-Chefin Annegret Kramp-Karrenbauer
gegen den Vorschlag des Unions-Nachwuchses aus. Man müsse die
Entscheidung auf dem Deutschlandtag der Jungen Union in Saarbrücken
abwarten und dann möglicherweise auch eine Debatte auf dem Parteitag,
sagte Kramp-Karrenbauer nach Informationen des Senders n-tv. Führende
Christdemokraten warnten ihre Partei vor der Selbstbeschäftigung mit
einer Urwahl-Debatte zum jetzigen Zeitpunkt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9183: Tragisches und Kurioses - 08.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Nordkoreanisches Fischerboot nach Kollision gesunken

Ein nordkoreanisches Fischereifahrzeug ist nach einem Zusammenstoß
mit einem Patrouillenschiff der japanischen Fischereibehörde
gesunken. Der Zwischenfall ereignete sich am Montag rund 350
Kilometer nordwestlich der Halbinsel Noto in der Ishikawa Präfektur
im Bereich der japanischen Wirtschaftszone. Alle 20
Besatzungsmitglieder des nordkoreanischen Schiffes seien gerettet
worden, berichtete die Tageszeitung Japan Times. Die Küstenwache
kündigte eine Untersuchung an. Das Seegebiet namens Yamatotai ist
reich an Tintenfischen und anderen Fischarten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8268: Aus Forschung und Technik - 08.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Grundbausteine von Leben im Ozean von Enceladus entdeckt

Forscher haben bei der Analyse von Daten der Cassini-Mission Belege
für neue Arten organischer Verbindungen gefunden. Die von der
NASA-Sonde bei ihrem Vorbeiflug am Saturnmond Enceladus aus den
Dampf- und Eisfahnen gesammelten Partikel weisen organische
Substanzen auf, die sogar als Grundbausteine von Aminosäuren dienen
könnten. Wenn die richtigen Bedingungen zusammenkommen, könnten diese
Moleküle aus dem Ozean unter der kilometerdicken Eiskruste des Mondes
ähnliche Reaktionswege beschreiten wie wir sie von der Erde her
kennen, sagte Nozair Khawaja von der Freien Universität Berlin, der
Leiter des Forschungsteams. Die Ergebnisse ihrer Studie wurde in den
Monthly Notices of the Royal Astronomical Society veröffentlicht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8282: Aus aller Welt - 08.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Adobe versagt allen Venezolanern seine Dienste

Das Softwareunternehmen Adobe hält ab dem 29. Oktober allen Menschen
in Venezuela seine Dienste vor, weil die US-Regierung seit August
faktisch sämtliche Transaktionen in das südamerikanische Land
bestraft. Adobe hat sein Programm weitgehend auf Cloud-Lösungen
abgestellt. Deswegen werden die Venezolaner Photoshop, Lightroom,
Illustrator, InDesign und Acrobat künftig kaum noch nutzen können.
Das Unternehmen informierte seine venezolanischen Kunden rechtzeitig
per Mail über die bevorstehenden Abschaltungen, damit die Nutzer ihre
Daten aus der Cloud herunterladen können. Eine Rückzahlung von
Software-Kosten und Abo-Gebühren hat Adobe nicht vorgesehen, weil
auch derartige Geldtransfers verboten sind. Das Unternehmen wird
zudem auf unbestimmte Zeit in dem südamerikanischen Land keine
kostenlosen Dienste anbieten. Die US-Regierung strebt mit allen
Mitteln in der rohstoffreichen sozialistischen Republik einen
Regierungs- und Systemwechsel an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8237: Medizin und Gesundheitswesen - 08.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Nur jeder 10. Bundesbürger geht zur Grippeimpfung

Gerade ließ der Apothekerverband verlauten, daß die Versorgung der
Bundesbürger mit Grippeimpfstoff gesichert sei, da meldet sich die
Techniker Krankenkasse (TK) zu Wort. Wie sie laut Deutschem
Ärzteblatt warnt, verfehlt Deutschland die von der EU ausgegebenen
Impfziele deutlich. Nur jeder zehnte Bundesbürger läßt sich gegen
Grippe impfen. Und von den über 60jährigen, für die die Impfung
ausdrücklich empfohlen ist, lassen sich bundesweit nur rund ein
Drittel (33,4 Prozent) impfen. Dabei empfiehlt die EU, daß 75 Prozent
der älteren Menschen gegen Grippe geimpft werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8270: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Journalist darf in Aufnahmezentrum für Migranten recherchieren

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat mit einer am
Dienstag in Straßburg bekanntgegebenen Entscheidung einem
Journalisten Recht gegeben, dem der Besuch eines Aufnahmezentrums für
Migranten in Ungarn durch die örtlichen Behörden verweigert worden
war. Er hatte mit Einverständnis der Zentrumsbetreiber zu den
Lebensbedingungen dort recherchieren und Interviews führen wollen.
Das Gericht wertete die Weigerung der ungarischen Behörden als
Verstoß gegen die Pressefreiheit, weil es um ein
öffentlichkeitsrelevantes Thema ging.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8192: Sprache, Kunst und Medium - 08.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Brände bedrohen uralte Felsmalereien am Amazonas

Nach einem Bericht der brasilianischen Nachrichtenagentur G1 hat die
Umweltbehörde des Bundesstaats Pará bekanntgegeben, daß im
Nationalpark Monte Alegre seit dem Wochenende wieder Brände entlang
des Amazonas ausgebrochen sind, die sich jahrtausendealten
Felsmalereien nähern und diese einmaligen Relikte zerstören könnten.

Die von den Flammen bedrohten Felsmalereien erstrecken sich über 200
Meter Länge. Altertumsforschern zufolge belegen sie, daß bereits vor
mehr als 10.000 Jahren Menschen in der Amazonasregion lebten.

Aus dem Ausland kommen viele Appelle, die die brasilianische Regierung
zum Handeln auffordern oder selbst Hilfe anbieten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8259: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Türkische Offensive in Syrien verursacht humanitäre Katastrophe

Die türkische Regierung unter Präsident Erdogan bereitet gerade eine
Militäroffensive im syrischen Grenzgebiet vor. Aus der Region sollen
die kurdischen Volksverteidigungseinheiten YPG gewaltsam vertrieben
werden. Anschließend sollen dort unter militärischer Kontrolle der
Türkei syrische Kriegsvertriebene angesiedelt werden. Bislang hatten
die YPG mit Unterstützung von US-Einheiten Milizen des Islamischen
Staats (IS) bekämpft. Die US-Regierung zieht die eigenen Soldaten
jedoch zurück. Präsident Trump drohte Erdogan per Twitter die
Zerstörung der türkischen Wirtschaft an, sollte die türkische Armee
in Syrien Tabus verletzen.

Der Bundesvorsitzende der Kurdischen Gemeinde Deutschland, Ali Ertan
Toprak, äußerte am Dienstag in einem Interview des Deutschlandfunks
die Sorge, daß es im Fall eines türkischen Einmarschs in Nordsyrien
nicht nur für die Kurden im Grenzgebiet zu einer politischen und
humanitären Katastrophe kommen wird. Die IS-Miliz würde wieder
erstarken, und neue Fluchtursachen würden geschaffen. Toprak warf
Erdogan vor, aus innen- und machtpolitischen Gründen eine Ausweitung
türkischen Territoriums anzustreben. Der türkische Präsident hat laut
Toprak die meisten islamistischen und dschihadistischen Gruppen
finanziell und mit Waffen unterstützt und hat damit dafür gesorgt,
daß die Konflikte in der Region eskaliert sind. Die Türkei, welche
unter Erdogan Demokratie und Rechtsstaatlichkeit abgeschafft hat, ist
mitverantwortlich für die Kriege in der Region, so Toprak. Dieser
warf der Bundesregierung vor, Erdogan stets Rückendeckung gegeben zu
haben, obwohl sie seine Pläne offiziell kritisiert hat. In erster
Linie geht es der Bundesregierung darum, die Migrationsbewegung aus
dem Nahen Osten durch die Türkei stoppen zu lassen. Toprak
widersprach auch der Behauptung, aus den kurdischen Gebieten in
Nordsyrien heraus habe es Angriffe auf türkisches Gebiet gegeben. Er
betonte, die Kurden in Nordsyrien seien keine Bedrohung für die
Türkei und hätten dieser mehrfach Sicherheitsgarantien gegeben. Die
YPG-Milizen hätten in den letzten Jahren mit dafür gesorgt, daß in
einer Region mit Krieg und Menschenrechtsverletzungen eine
demokratische Selbstverwaltung entstanden sei, wo viele Minderheiten
in Freiheit leben könnten. Das sei eine Hoffnung für die Region
gewesen. Das werde jetzt zerstört, betonte Toprak. Deswegen könne er
das nicht so stehen lassen, daß die YPG eine terroristische Miliz
sei.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8273: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Lambrecht plant Verschärfung des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes

Bundesjustizministerin Christine Lambrecht (SPD) will den
gesetzlichen Schutz hochrangiger Politiker und Politikerinnen vor Haß
und Anfeindung auf kommunale Amts- und Mandatsträger wie Landräte
oder Bürgermeister ausweiten. Das bekräftigte die Ministerin am
Dienstag in Berlin auf einer von ihr einberufenen Fachkonferenz zu
Rechtsextremismus. Lambrecht kündigte auch Pläne zur Verschärfung des
Netzwerkdurchsetzungsgesetzes an, so daß Plattformen wie Facebook und
YouTube verpflichtet sind, die Polizei umgehend über Morddrohungen und
Volksverhetzungen ihrer User zu unterrichten. Die Nutzer sozialer
Netzwerke sollen zudem Haßkommentare einfacher melden können. Vor
diesem Hintergrund sollen bis zu 2000 neue Richter und Staatsanwälte
eingestellt und neue Schwerpunktstaatsanwaltschaften gebildet werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8242: Tragisches und Kurioses - 08.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Polizei kommt Serienmörder in den USA auf die Spur

Ein 79 Jahre alter Ex-Boxer, der wegen dreier Morde an Frauen 2014 in
Kalifornien verurteilt wurde, hat bei weiteren Ermittlungen inzwischen
insgesamt 93 Morde gestanden. Aber das scheint noch nicht alles
gewesen zu sein, da die Bundespolizei FBI weiteren Spuren nachgeht,
wie t-online berichtete.

Damit gilt Samuel Little als bisher schlimmster Serienmörder in der
Geschichte der USA. Laut FBI sei der Häftling aber kooperativ. Little
gab zu, in den Jahren zwischen 1970 und 2005 praktisch überall in den
Vereinigten Staaten Morde begangen zu haben, fast immer waren seine
Opfer Frauen. Belege für 43 weitere Mordfälle stünden noch aus.

Erst nach einer Verhaftung wegen Drogendelikten kam die Bundespolizei
dem Mann über DNA-Abgleiche auf die Spur.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8271: Arbeit, Soziales und Familie - 08.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Wohlfahrtsverband hält Bildungs- und Teilhabepaket komplett für Murks

Das 2011 eingeführte Bildungs- und Teilhabepaket sieht für Kinder und
Jugendliche aus Hartz-IV-Familien eine finanzielle Unterstützung für
Mittagessen, Bücher, Sportverein, Musikunterricht und Klassenausflüge
vor. Zur Bekämpfung von Kinderarmut hat das Bildungs- und
Teilhabepaket wenig beigetragen, wie der Paritätische
Wohlfahrtsverband feststellen mußte. Nicht einmal 15 Prozent der
Kinder und Jugendlichen, welche zum Bezug der Leistungen berechtigt
sind, nehmen diese in Anspruch. Das Bildungs- und Teilhabepaket gehe
komplett an der Lebensrealität Heranwachsender und den Strukturen vor
Ort vorbei, heißt es in der Verbandsmitteilung des Paritätischen.
Deshalb plädiert dieser auf längere Sicht für die Einführung einer
bedarfsgerechten, einkommensabhängigen Kindergrundsicherung. Bis
dahin sollten die 15 Euro monatlich pauschal und unabhängig von
auszufüllenden Anträgen ausgezahlt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8248: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 08.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Viele Bäume vom Aussterben bedroht

Die Weltnaturschutzunion IUCN schlägt Alarm. Mehr als die Hälfte der
nur in Europa vorkommenden Baumarten sind gefährdet. Wichtigste
Ursachen dafür sind neben Schädlingen auch Krankheiten, gebietsfremde
Arten, nicht nachhaltiger Holzschlag und das Wachstum der Städte. Wie
dpa meldete, sollen von den 265 nur in Europa vorkommenden Bäumen 58
Prozent bedroht sein. 66 sollen sogar schon auf der höchsten Stufe
der Gefährdung und damit vor dem Aussterben stehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8259: Märkte und Finanzen - 08.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Hamburger Hafen weniger umweltschädlich

Seit zwei Jahren zahlen Reeder im Hamburger Hafen bis zu 15 Prozent
geringere Hafengebühren, wenn ihre Schiffe weniger Schadstoff
ausstoßen. Das Hafengeld ist nicht zu vernachlässigen. Für ein großes
Kreuzfahrtschiff können 28.000 Euro pro Tag fällig werden. Anfang der
Woche teilte die Hamburg Port Authority (HPA) den Reedereien mit, daß
sie künftig auch für leisere Schiffe eine geringere Gebühr fordern
wird. Damit schließt sich der Hamburger Hafen rund 60 Häfen weltweit
an, welche ein entsprechendes Anreizsystem geschaffen haben.

Der Hamburger Senat beschloß am Dienstag den Ausbau einer
Landstromversorgung im Hafen. Das bedeutet für Kreuzfahrt- und
Containerschiffe, daß sie ab 2023 an ihren Liegeplätzen nicht die
Dieselmotoren für die eigene Stromversorgung laufen lassen müssen.
Der Landstrom soll aus ökologischer Produktion stammen. Durch die
Nutzung regenerativen Stroms könnten die bisherigen CO2- und
Schadstoffemissionen der Schiffe während der Liegezeit vollständig
vermieden werden, berichtete Hamburgs Bürgermeister Peter
Tschentscher. Mit diesem Beschluß gebe man den Reedereien Klarheit
und Planungssicherheit für die notwendige Umrüstung ihrer Schiffe.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8271: Aus Forschung und Technik - 08.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Jetzt auch Instagram mit Dark Mode

Jetzt auch Instagram. Kaum eine Einstellung ist gegenwärtig so
begehrt wie der Dark Mode. Das ist offenbar auch am Social Network
Instagram nicht vorbeigegangen. Wie chip.de gerade meldete, kann man
auch dort seit kurzem Fotos in einem schwarzen Umfeld präsentieren.
Begehrt ist der Dark Mode unter anderem, weil ein Theme mit heller
Schrift auf dunklem Hintergrund die Augen des Nutzers und auch den
Akku der meisten Smartphones schont. Sowohl iPhone-Besitzer als auch
Besitzer von Android-Smartphones können nach dem Laden der aktuellen
Alphaversion von Instagram den Dark Mode nutzen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1667: Der Stammbaum der Stabschrecken (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 07.10.2019

Der Stammbaum der Stabschrecken



Stab- und Gespenstschrecken sind eine formenreiche und äußerst bizarr
anmutende Insektengruppe, die weltweit vor allem in tropischen und
subtropischen Gebieten verbreitet ist. Bekannt sind sie für ihre - für
Insektenverhältnisse - beeindruckenden Körpergrößen und die Fähigkeit, in
verblüffender Weise Pflanzenteile wie Zweige, Blätter oder Rinde
nachzuahmen, um sich vor Fressfeinden zu tarnen. Ein internationales
Forschungsteam unter Leitung der Universität Göttingen hat nun den ersten
phylogenomischen Stammbaum dieser Insekten veröffentlicht.

Die Ergebnisse sind in der Fachzeitschrift Frontiers in Ecology and
Evolution erschienen.




[image: Bild: © Christoph Seiler]

Nicht ähnlich, aber von gleicher Herkunft: Neuweltstabschrecken
(oben) und Altweltstabschrecken (unten) bilden überraschenderweise
eigene evolutive Linien innerhalb dieser Insektengruppe.

Bild: © Christoph Seiler



"Bislang wurden die verwandtschaftlichen Beziehungen innerhalb der
Stabschrecken bestenfalls an einer Handvoll Genen untersucht. Dies ist die
erste Studie, bei der für jede Art weit über 2000 Gene vergleichend
analysiert wurden", erklärt Dr. Sven Bradler von der Universität
Göttingen, Seniorautor der Studie. 38 Stab- und Gespenstschrecken aus
aller Welt, darunter auch ein Wandelndes Blatt, standen den Forscherinnen
und Forschern des 1KITE-Projekts (1000 Insect Transcriptome Evolution) für
diese Untersuchung zur Verfügung. "Bisherige Studien waren nicht in der
Lage, die frühe Evolution dieser Insekten aufzuklären. Dies hat sich mit
dem deutlich umfangreicheren neuen Datensatz nun geändert, der auch die
Entstehung der frühesten Linien nachzuzeichnen vermag", erläutert Dr.
Sabrina Simon, Erstautorin des Artikels von der Universität Wageningen.

Das verblüffendste Ergebnis hierbei ist, dass die
Verwandtschaftsbeziehungen der früh entstandenen Großgruppen der Stab- und
Gespenstschrecken bisherige Ansichten weitgehend widerlegen. Sie
entsprechen viel stärker der geografischen Verbreitung als der
körperlichen Ähnlichkeit der Tiere. So deckte das Team eine neuweltliche
Linie ausschließlich süd- und nordamerikanischer Arten und eine
ursprünglich altweltliche Linie auf, die von Afrika bis Neuseeland reicht.

Die Rekonstruktion der biogeografischen Geschichte der Insekten, die Sarah
Bank, Doktorandin an der Universität Göttingen und Co-Autorin der Studie,
durchführte, brachte darüber hinaus weitere unerwartete Ergebnisse: "Die
völlig unterschiedlich aussehenden Stabschrecken Madagaskars gehen auf
einen einzigen gemeinsamen Vorfahren zurück, der diese Insel vor etwa 45
Millionen Jahre besiedelte."

Die Altersbestimmung des Stammbaums lässt zudem den Schluss zu, dass die
meisten Linien erst nach Aussterben der Dinosaurier vor etwa 66 Millionen
Jahren entstanden. Somit ist die bemerkenswerte Tarnung dieser Insekten
vermutlich anschließend als Anpassung an räuberische Vögel und Säugetiere
entstanden.

"Stabschrecken gewinnen zunehmend an Bedeutung als Modellorganismen für
evolutionsbiologische Forschung", erklärt Bradler mit Blick auf zukünftige
Studien. "Der umfangreiche neue molekulare Datensatz ist noch lange nicht
erschöpfend ausgewertet und dürfte noch spannende Erkenntnisse
hinsichtlich der Funktion der zahlreichen ermittelten Gene bereithalten."


Originalpublikation:

Sabrina Simon et al.

Old World and New World Phasmatodea: Phylogenomics Resolve the Evolutionary
History of Stick and Leaf Insects.

Frontiers (2019).

https://doi.org/10.3389/fevo.2019.00345

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Georg-August-Universität Göttingen, 07.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Oktober 2019 
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / MEINUNGEN





STANDPUNKT/010: Jenaer Erklärung - "Es gibt keine Menschenrassen" (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Jenaer Erklärung: "Es gibt keine Menschenrassen"

Vom Humanistischen Pressedienst, 8. Oktober 2019



Die Einteilung von Menschen in Rassen wird von der modernen Genetik
widerlegt. Gegen falsche biologistische Vorstellungen aus unrühmlichen
Zeiten der Wissenschaft haben sich deshalb nun explizit deutsche
Wissenschaftler in der "Jenaer Erklärung" ausgesprochen.

"Das Konzept der Rasse ist das Ergebnis von Rassismus und nicht dessen
Voraussetzung". So lautet die Überschrift der sogenannten "Jenaer
Erklärung" [1], die vergangene Woche anlässlich der 112. Jahrestagung
der Deutschen Zoologischen Gesellschaft in Jena von Zoologen,
Evolutionsforschern und Genetikern vorgestellt wurde.

"Die Idee der Existenz von Menschenrassen war von Anfang an mit einer
Bewertung dieser vermeintlichen Rassen verknüpft, ja die Vorstellung
der unterschiedlichen Wertigkeit von Menschengruppen ging der
vermeintlich wissenschaftlichen Beschäftigung voraus", heißt es in der
Erklärung. "Die vorrangig biologische Begründung von Menschengruppen
als Rassen - etwa aufgrund der Hautfarbe, Augen- oder Schädelform -
hat zur Verfolgung, Versklavung und Ermordung von Abermillionen von
Menschen geführt. Auch heute noch wird der Begriff Rasse im
Zusammenhang mit menschlichen Gruppen vielfach verwendet. Es gibt
hierfür aber keine biologische Begründung und tatsächlich hat es diese
auch nie gegeben."

Den Anstoß für die Jenaer Erklärung bildete der Jahrestag des Todes
des Jenaer Forschers Ernst Haeckel, der sich in diesem Jahr zum
einhundertsten Mal jährte. Haeckel hatte in der zweiten Hälfte des 19.
Jahrhunderts "durch seine vermeintlich wissenschaftliche Anordnung von
'Menschenrassen' in einem 'Stammbaum' in fataler Weise zu einem
angeblich wissenschaftlich begründeten Rassismus beigetragen".

Umso wichtiger ist es den Wissenschaftlern, die die Jenaer Erklärung
abgaben, festzuhalten, dass insbesondere die moderne Forschung das
Vorhandensein unterschiedlicher biologischer Menschenrassen nicht
bestätigt. Zwar gebe es äußere Unterschiede zwischen
Menschenpopulationen unterschiedlicher geographischer Regionen, doch
seien sie sich genetisch insgesamt zu ähnlich, als dass es
gerechtfertigt wäre, von unterschiedlichen Rassen zu sprechen.
"Festzulegen, welche taxonomische Unterschiedlichkeit bzw. genetische
Differenzierung ausreichend wäre, um Rassen bzw. Unterarten zu
unterscheiden, ist (...) rein willkürlich und macht damit auch das
Konzept von Rassen/Unterarten in der Biologie zu einem reinen
Konstrukt des menschlichen Geistes. Das heißt nicht, dass es keine
genetische Differenzierung entlang eines geographischen Gradienten
geben kann, doch ist die taxonomische Bewertung dieser Differenzierung
(als Rasse oder Unterart oder eben nicht) willkürlich", heißt es dazu
in der Erklärung.

Insbesondere beim Menschen seien die größten genetischen Unterschiede
innerhalb einer Population zu finden und nicht zwischen den
Populationen. "Die höchste genetische Vielfalt findet sich auch heute
noch bei Menschen auf dem afrikanischen Kontinent", heißt es in der
Jenaer Erklärung. "Dort liegen die Wurzeln und die meisten
Verzweigungen im menschlichen Stammbaum. Auf einem dieser Äste fallen
die Menschen Ostafrikas und alle Nicht-Afrikaner zusammen. Menschen
außerhalb Afrikas sind somit näher verwandt mit Menschen aus
Ostafrika, wie den Hadza, als diese mit Menschen aus Südafrika, z.B.
mit den Khoisan. Aus stammesgeschichtlicher Sicht sind somit alle
Menschen Afrikaner. Es ist deshalb geradezu paradox von 'dem
Afrikaner' zu sprechen oder aus welchem Grund auch immer von
'Schwarzafrikaner'. Hier handelt es sich um ein Relikt kolonialer
Sprache und Denkens und es gilt wieder: Rassismus macht Rassen."

Aus genetischer Sicht gebe es im Genom des Menschen "keinen einzigen
fixierten Unterschied, der zum Beispiel Afrikaner von Nicht-Afrikanern
trennt. Es gibt - um es explizit zu sagen - somit nicht nur kein
einziges Gen, welches 'rassische' Unterschiede begründet, sondern noch
nicht mal ein einziges Basenpaar". Äußere Merkmale, an denen Rassisten
ihre Abwertung von bestimmten Menschengruppen festmachen, seien
oberflächliche und biologisch leicht wandelbare Anpassungen an
geographische Gegebenheiten. Bis vor 8000 Jahren seien die Menschen in
Europa noch "stark pigmentiert" gewesen. Erst durch die Einwanderung
von Menschen mit hellerer Hautfarbe aus Anatolien und dem damit
einsetzenden Beginn der Landwirtschaft habe sich dies geändert, da es
sich bei einer stark pflanzenbasierten Kost im dunklen Winter Europas
als evolutionärer Vorteil erwies, hellere Haut zu haben und damit
genügend Vitamin D produzieren zu können.

"Die helle Hautfarbe der Menschen im nördlichen Europa ist jünger als
5000 Jahre", hält die Jenaer Erklärung fest. "Die Verknüpfung von
Merkmalen wie der Hautfarbe mit Eigenschaften oder gar angeblich
genetisch fixierten Persönlichkeitsmerkmalen und Verhaltensweisen, wie
sie in der Blütezeit des anthropologischen Rassismus verwendet wurden,
ist inzwischen eindeutig widerlegt. Diese Argumentation heute noch als
angeblich wissenschaftlich zu verwenden, ist falsch und
niederträchtig. Es gibt auch keinen wissenschaftlich nachgewiesenen
Zusammenhang zwischen Intelligenz und geographischer Herkunft, aber
einen deutlichen mit sozialer Herkunft."

"Eine bloße Streichung des Wortes 'Rasse' aus unserem Sprachgebrauch
wird Intoleranz und Rassismus nicht verhindern", erklären die
Wissenschaftler. Umso wichtiger sei es jedoch, immer wieder darauf
hinzuweisen, dass es Menschenrassen im biologischen Sinne nicht gebe
und dass es sich dabei um eine anthropologische Konstruktion auf der
Grundlage willkürlich gewählter Eigenschaften wie Haar- und Hautfarbe
handelt, die dazu diente und dient, offenen und latenten Rassismus mit
angeblichen natürlichen Gegebenheiten zu begründen. Die Jenaer
Erklärung endet daher mit einem Appell:

"Sorgen wir also dafür, dass nie wieder mit scheinbar biologischen
 Begründungen Menschen diskriminiert werden und erinnern wir uns und
 andere daran, dass es der Rassismus ist, der Rassen geschaffen hat
 und die Zoologie/Anthropologie sich unrühmlich an vermeintlich
 biologischen Begründungen beteiligt hat. Der Nichtgebrauch des
 Begriffes Rasse sollte heute und zukünftig zur wissenschaftlichen
 Redlichkeit gehören."



Erstveröffentlichung:

https://hpd.de/artikel/es-gibt-keine-menschenrassen-17221


Anmerkung:

[1] https://www.uni-jena.de/unijenamedia/Universit%C3%A4t/Abteilung+Hochschulkommunikation/Presse/Jenaer+Erkl%C3%A4rung/Jenaer_Erklaerung.pdf
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ASTRO/412: Cäsium-Dampf hilft bei der Suche nach Dunkler Materie (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 07.10.2019

Cäsium-Dampf hilft bei der Suche nach Dunkler Materie

Physiker der JGU grenzen Suchbereich für Dunkle Materie weiter ein



Die Suche nach Dunkler Materie ist eine der spannendsten Herausforderungen
der Grundlagenphysik des 21. Jahrhunderts. Die Forscher wissen seit
Langem, dass es sie geben muss, denn ohne sie lassen sich viele
astrophysikalische Beobachtungen nicht erklären. Beispielsweise bewegen
sich die Sterne weit schneller, als sie es tun dürften, wenn nur "normale"
Materie existieren würde.

Insgesamt macht die uns bekannte sichtbare Materie nur maximal 20 Prozent
der gesamten Materie im Universum aus - während ganze 80 Prozent der
Dunklen Materie zuzurechnen sind. "Es steht sinnbildlich ein großer
Elefant im Raum - und wir sehen ihn nicht", erläutert Prof. Dr. Dmitry
Budker, Wissenschaftler am Exzellenzcluster PRISMA+ der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz (JGU) und am Helmholtz-Institut Mainz (HIM),
die Herausforderung, vor der er und viele seiner Kolleginnen und Kollegen
weltweit stehen.

Dunkle Materie könnte aus extrem leichten Teilchen bestehen

Bisher weiß jedoch niemand, woraus die Dunkle Materie besteht. In der
Fachwelt wird eine ganze Reihe möglicher Teilchen, die als Kandidaten
theoretisch in Frage kommen, diskutiert und erforscht. Als einer der
vielversprechenden Kandidaten gelten heute sogenannte extrem leichte
bosonische Teilchen. "Diese können wir auch als klassisches Feld ansehen,
das mit einer bestimmten Frequenz oszilliert. Wie groß diese - und
demzufolge die Masse der Teilchen - ist, wissen wir aber nicht", so
Budker. "Unsere Grundannahme ist, dass dieses Dunkle Materie-Feld an die
sichtbare Materie ankoppelt und dabei bestimmte, eigentlich konstante
Eigenschaften der Atome sehr subtil verändert."

Mit seiner Mainzer Arbeitsgruppe hat Budker nun eine neue Methode
entwickelt, die in der aktuellen Ausgabe der renommierten Fachzeitschrift
Physical Reviews Letters beschrieben ist. Sie beruht auf der
Atomspektroskopie und beobachtet einen Dampf aus Cäsium-Atomen. Die Atome
lassen sich mit Laserlicht einer ganz bestimmten Wellenlänge anregen.
Diese Wellenlänge sollte sich minimal verändern, sobald der Cäsium-Dampf
an ein Feld aus Dunkle-Materie-Teilchen ankoppelt.

"Grundsätzlich liegt unserer Arbeit immer ein spezielles theoretisches
Modell zugrunde, dessen Hypothesen wir experimentell überprüfen", ergänzt
der Erstautor der Veröffentlichung, Dr. Dionysis Antypas. "Hier arbeiten
wir mit dem sogenannten Relaxion-Modell, das unsere Kollegen und Ko-Autoren
am Weizmann Institut in Israel entwickelt haben." Die Relaxion-Theorie
besagt, dass es in der Nähe großer Massen wie der Erde einen
Bereich geben muss, in dem die Dichte an Dunkler Materie größer und
demzufolge die Kopplungseffekte einfacher zu beobachten und aufzuspüren
sind.

Bisher unzugänglichen Frequenzbereich abgesucht

Mit ihrer neuen Methode haben die Wissenschaftler jetzt einen bisher
unerforschten Frequenzbereich zugänglich gemacht, in dem sich im Rahmen
der Relaxion-Theorie die Auswirkungen bestimmter Formen der Dunklen
Materie auf die atomaren Eigenschaften des Cäsium verhältnismäßig deutlich
zeigen sollten. Auch erlauben die Ergebnisse den Forschern, neue
Einschränkungen in Bezug auf die Natur dieser Dunklen Materie zu
formulieren. Wobei Prof. Dr. Dmitry Budker die akribische Spurensuche gern
mit dem Bild des Tigers in der Wüste veranschaulicht. "In dem
Frequenzbereich, den wir in unserer aktuellen Arbeit durchsucht haben, hat
sich die Dunkle Materie bisher nicht zu erkennen gegeben - aber immerhin
wissen wir nun, nachdem wir diesen Bereich durchkämmt haben, dass wir dort
nicht weitersuchen müssen." Übertragen auf den Tiger bedeutet das, dass
die Forscher zwar immer noch nicht wissen, in welchem Teil der Wüste der
Tiger ist, aber sehr wohl, in welchem Teil er nicht ist. "So grenzen wir
den Teil der Wüste, in dem der Tiger sein kann, immer weiter ein. Und
irgendwann werden wir ihn auf diese Weise finden", ist Budker überzeugt.


Originalpublikation:

D. Antypas et al.,

Scalar Dark Matter in the Radio-Frequency Band: Atomic-Spectroscopy Search
Results,

Physical Review Letters 123, 141102 (2019),

DOI: https://journals.aps.org/prl/abstract/10.1103/PhysRevLett.123.141102

Weitere Informationen unter:
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MELDUNG/840: Nobelpreis für Physik für kosmologische Entdeckungen und Exoplaneten (DPG)


Deutsche Physikalische Gesellschaft e. V. - Pressemmitteilung vom 8.
Oktober 2018

Nobelpreis für Physik für kosmologische Entdeckungen und Exoplaneten



Berlin/Bad Honnef, 8. Oktober 2019 - "Es ist wieder ein tolles Beispiel
dafür, wie verbesserte Messmethoden ein neues Fenster zum Universum
aufstoßen", sagt Dieter Meschede, Präsident der Deutschen Physikalischen
Gesellschaft (DPG), zur Verleihung des diesjährigen Nobelpreises für Physik
an James Peebles, Michel Mayor und Didier Queloz. "Zudem zeigen deren
Arbeiten, wie moderne Beobachtungsmethoden ganz neue Modelle vom Kosmos
hervorbringen." Zusammen mit vielen Journalistinnen und Journalisten
verfolgte er im Magnus-Haus Berlin, der Hauptstadtrepräsentanz der
Deutschen Physikalischen Gesellschaft, die Live-Übertragung zur Bekanntgabe
des Nobelpreises für Physik.

Der US-Amerikaner James Peebles, dem eine Hälfte des Nobelpreises
zugesprochen wurde, leistete wertvolle Beiträge zum Urknall-Modell, und er
sagte in den 1960er Jahren unter anderem mit Robert Dicke und anderen die
3K-Hintergrundstrahlung voraus. Peebles beschäftigte sich ferner mit Themen
der Häufigkeit von leichten Elementen wie Helium im Universum dessen
Strukturbildung und Fragen der Dunklen Materie bzw. der Dunklen
Energie. Nach ihm wurde sogar ein Kleinplanet benannt.

Die Schweizer Astrophysiker Michael Mayor und Didier Queloz, die sich die
andere Hälfte des Physik-Nobelpreises teilen, entdeckten 1995 den ersten
Exoplaneten, der um einen sonnenähnlichen Stern kreist. Der Planet 51
Pegasi b ist etwa halb so schwer wie Jupiter und umkreist in etwa vier
Tagen den Stern 51 Pegasi im Sternbild Pegasus, das rund 45 Lichtjahre von
der Erde entfernt ist.

Dazu nutzten sie die sogenannte Radialgeschwindigkeitsmethode. Diese
Methode nutzt die Tatsache aus, dass die Planeten und ihr Zentralgestirn
unter dem Einfluss ihrer jeweiligen Gravitationskräfte bei jeder Umdrehung
um ihren gemeinsamen Schwerpunkt kreisen, was aus der Ferne so aussieht,
als würde der Stern periodisch "wackeln": Das Licht des Sterns wird durch
den sogenannten Doppler-Effekt in regelmäßigen Abständen dann in den blauen
oder roten Spektralbereich verschoben, was man heute sehr genau messen
kann. Derzeit sind etwa 4000 Exoplaneten in fast 3000 Systemen bekannt,
mehrere Dutzend davon sogar in der sogenannten habitablen
(lebensfreundlichen) Zone. Planeten scheinen im Universum also etwas ganz
Normales zu sein. Und kürzlich konnten Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler sogar feststellen, dass auf manchen sogar Wasser vorkommt.
Das gilt als Voraussetzung für die Entstehung von Leben.



Die Deutsche Physikalische Gesellschaft e. V. (DPG), deren Tradition bis in
das Jahr 1845 zurückreicht, ist die älteste nationale und mit mehr als
60.000 Mitgliedern auch größte physikalische Fachgesellschaft der Welt. Als
gemeinnütziger Verein verfolgt sie keine wirtschaftlichen Interessen. Die
DPG fördert mit Tagungen, Veranstaltungen und Publikationen den
Wissenstransfer innerhalb der wissenschaftlichen Gemeinschaft und
möchte allen Neugierigen ein Fenster zur Physik öffnen. Besondere
Schwerpunkte sind die Förderung des naturwissenschaftlichen Nachwuchses und
der Chancengleichheit. Sitz der DPG ist Bad Honnef am Rhein.
Hauptstadtrepräsentanz ist das Magnus-Haus Berlin.

www.dpg-physik.de
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THEORIE/085: Einstein auf den Prüfstand gestellt (idw)


Leibniz Universität Hannover - 07.10.2019

Einstein auf den Prüfstand gestellt



Albert Einstein gilt als einer der Gründungsväter der modernen Physik.
Insbesondere seine allgemeine und spezielle Relativitätstheorie sowie
seine grundlegenden Beiträge zur Quantenmechanik wirken bis heute nach.
Anhand des berühmten Zwillingsparadoxons wollen Physikerinnen und Physiker
aus Hannover und Ulm nun die Schnittstellen beider Theorien untersuchen.
In der Fachzeitschrift "Science Advances" haben die Forschenden nun die
theoretische Vorarbeit zu einem Experiment veröffentlicht, mit dem eine
quantenmechanische Variante des Zwillingsparadoxons überprüft werden kann.
Umsetzen lässt sich das Experiment in einer zehn Meter hohen Atomfontäne,
wie sie gerade in Hannover entsteht.




[image: Bild: © Alexander Friedrich, Universität Ulm]

Grafische Darstellung der quantenmechanischen Variante des
Zwillingsparadoxons

Bild: © Alexander Friedrich, Universität Ulm



Eine der fundamentalen Herausforderungen der Physik ist die Vereinigung
von Einsteins Relativitätstheorie und der Quantenmechanik. Die
Notwendigkeit, diese beiden Säulen der modernen Physik kritisch zu
hinterfragen, ergibt sich zum Beispiel aus extrem energiereichen
Ereignissen im Kosmos, die sich bisher nur durch jeweils eine, nicht aber
beide Theorien im Einklang erklären lassen. Daher fahnden Forschende
weltweit nach Abweichungen von den Gesetzen der Quantenmechanik und der
Relativitätstheorie, die Einblick in eine neue Physik eröffnen könnten.

Für eine aktuelle Publikation haben sich Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler der Leibniz Universität Hannover und der Universität Ulm
das aus Einsteins spezieller Relativitätstheorie bekannte
Zwillingsparadoxon vorgenommen. Dieses Gedankenexperiment dreht sich um
ein Zwillingspaar: Während ein Bruder ins Weltall reist, bleibt der andere
auf der Erde zurück. Für eine gewisse Zeit bewegen sich die Zwillinge also
auf unterschiedlichen Bahnen im Raum. Treffen sich die beiden wieder, ist
die Überraschung groß: Der Zwilling, der durchs All gereist ist, ist
deutlich weniger gealtert als sein daheim gebliebener Bruder. Dieses
Phänomen erklärt sich durch die von Einstein beschriebene Zeitdilation:
Abhängig davon, mit welcher Geschwindigkeit und wo im Schwerefeld sich
zwei Uhren relativ zueinander bewegen, ticken sie unterschiedlich schnell.

Für die Veröffentlichung in "Science Advances" sind die Autorinnen und
Autoren von einer quantenmechanischen Version des Zwillingsparadoxons mit
nur einem "Zwilling" ausgegangen. Dank des Überlagerungsprinzips der
Quantenmechanik kann sich dieser zeitgleich auf zwei Pfaden bewegen. Im
Gedankenexperiment der Forschenden wird der Zwilling durch eine Atomuhr
repräsentiert. "Solche Uhren nutzen die Quanteneigenschaften von Atomen,
um Zeit hochgenau zu messen. Die Atomuhr ist also selbst ein
quantenmechanisches Objekt, und kann sich aufgrund des
Überlagerungsprinzips auf zwei Wegen gleichzeitig durch die Raumzeit
bewegen. Gemeinsam mit Kollegen aus Hannover haben wir untersucht, wie
sich diese Situation im Experiment umsetzen lässt", erläutert Dr. Enno
Giese, Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Ulmer Institut für Quantenphysik.
Hierzu haben die Forschenden auf Basis eines quantenphysikalischen Modells
erstmals einen experimentellen Aufbau für dieses Szenario entwickelt.

Eine wesentliche Rolle spielt hierbei eine zehn Meter hohe "Atomfontäne",
die derzeit an der Leibniz Universität Hannover entsteht. Anhand von
Quantenobjekten wie der Atomuhr können die Forschenden in diesem
Atominterferometer relativistische Effekte überprüfen - so auch die im
Zwillingsparadoxon beschriebene Zeitdilation. "In einem Experiment würden
wir eine Atomuhr in das Interferometer schicken. Die entscheidende Frage
lautet dann: Unter welchen Umständen lässt sich nach dem Versuch, bei dem
sich die Uhr ja auf zwei Bahnen gleichzeitig befindet, ein Zeitunterschied
feststellen?", erläutert Sina Loriani vom Institut für Quantenoptik der
Leibniz Universität Hannover.




[image: Bild: © Leibniz Universität Hannover]

Das entstehende Atominterferometer an der Universität Hannover:
Installation des Haltegerüsts für die die VLBAI-Versuchskammer

Bild: © Leibniz Universität Hannover



Die theoretischen Vorarbeiten der Physikerinnen und Physiker sind
vielversprechend: Sie haben, wie beschrieben, ein quantenphysikalisches
Modell für das Atominterferometer entwickelt, das die Wechselwirkung
zwischen Lasern und Atomen ebenso berücksichtigt wie die Bewegung der
Atome - selbstverständlich unter Beachtung relativistischer Korrekturen.
"Mithilfe dieses Modells können wir eine ,tickende? Atomuhr, die sich in
einer räumlichen Überlagerung gleichzeitig entlang zweier Wege bewegt,
beschreiben. Darüber hinaus weisen wir nach, dass ein Atominterferometer
wie es in Hannover entsteht, den Effekt der speziell relativistischen
Zeitdilation auf eine Atomuhr messen kann", resümiert Alexander Friedrich,
Doktorand am Ulmer Institut für Quantenphysik. Aufgrund ihrer
theoretischen Überlegungen können die Forschenden schon jetzt annehmen,
dass sich eine einzelne Atomuhr wie im Zwillingsparadoxon vorhergesagt
verhält: Relativitätstheorie und Quantenmechanik sind hier also gut
miteinander vereinbar. Der von anderen Gruppen angenommene Einfluss der
Gravitation lässt sich in einem experimentellen Vorschlag dieser Art aber
wohl nicht nachweisen.

In wenigen Jahren kann das in der Theorie beschriebene Experiment
voraussichtlich im neuen Atominterferometer in Hannover umgesetzt werden.
Ganz praktisch könnten die Ergebnisse der Forschenden dabei helfen, auf
Atominterferometern beruhende Anwendungen wie Navigation oder
Beschleunigungs- und Rotationsmessungen zu verbessern. Die Forschung der
Ulmer und Hannoveraner Physikerinnen und Physiker ist im Zuge des
Sonderforschungsbereichs DQ-mat und des Projekts QUANTUS entstanden und
soll in Zusammenarbeit der neuen Institute des Deutschen Zentrums für
Luft- und Raumfahrt (DLR) in Ulm und Hannover weitergeführt werden.


Originalpublikation:

Interference of Clocks: A Quantum Twin Paradox

Sina Loriani, Alexander Friedrich, Christian Ufrecht, Fabio Di Pumpo,
Stephan Kleinert, Sven Abend, Naceur Gaaloul, Christian Meiners, Christian
Schubert, Dorothee Tell, Étienne Wodey, Magdalena Zych, Wolfgang Ertmer,
Albert Roura, Dennis Schlippert, Wolfgang P. Schleich, Ernst M. Rasel,
Enno Giese

Science Advances Vol. 5, no. 10, eaax8966
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AUSSEN/2188: Hongkong - Militärische Eskalation verhindern, Bundesregierung darf nicht wegschauen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. Oktober 2019

Hongkong: Militärische Eskalation verhindern - Bundesregierung darf nicht wegschauen



Anlässlich der Drohung der Hongkonger Regierungschefin Carrie Lam mit
einer chinesischen Militärintervention erklärt Jürgen Trittin,
Mitglied im Auswärtigen Ausschuss:

Die Drohung der Hongkonger Regierungschefin Carrie Lam mit einer
chinesischen Militärintervention ist inakzeptabel. Lam beteiligt sich
damit an der Eskalation. Ob sie die Geister, die sie rief,
kontrollieren kann, ist völlig unklar. Militärisches Eingreifen Chinas
darf nicht zu einer selbsterfüllenden Prophezeiung werden. Friedliche
Proteste müssen möglich sein.

Das Prinzip "Ein Land, zwei Systeme" muss geachtet werden. Das gilt
auch für die Regierung der Sonderverwaltungszone Hongkong.

Die Bundesregierung darf jetzt nicht wegsehen. Sie muss gegenüber den
Regierungen von Hongkong und China deutlich machen, dass eine
Intervention nicht folgenlos bliebe. Wenn China in den Konflikt
eingreift, platzt der EU-China-Gipfel 2020 in Deutschland.
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SOZIALES/1959: Leistungen aus dem Bildungs- und Teilhabepaket kommen bei wenigen Kindern aus Hartz-IV-Familien an


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. Oktober 2019

Katrin Göring-Eckardt zum Bildungs- und Teilhabepaket/Kinder aus Hartz-IV-Familien



Zur Erhebung des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes, wonach weniger als
15 Prozent der Kinder aus Hartz-IV-Familien vom Bildungs- und
Teilhabepaket profitieren, erklärt Katrin Göring-Eckardt,
Fraktionsvorsitzende:

"Die Leistungen aus dem Bildungs- und Teilhabepaket kommen nur bei den
wenigsten Kindern in Hartz IV an, weil die Antragsverfahren
kompliziert sind und viele Familien den Überblick darüber verloren
haben, welche Zuschüsse ihnen zustehen. Mit dem Bildungs- und
Teilhabepaket nimmt die Bundesregierung Kinderarmut billigend in Kauf.
Wir Grüne haben konkrete Vorschläge für eine Kindergrundsicherung, die
allen Kindern Unterstützung und Teilhabe garantiert. Die
Kindergrundsicherung wird automatisch für jedes Kind ausbezahlt, ohne
dass Eltern bürokratische Hürden überwinden müssen. Denn in unserer
Kindergrundsicherung gehen Mehr- und Einmalbedarfe sowie Leistungen
aus dem bisherigen Bildungs- und Teilhabepaket auf und werden
unbürokratisch gewährt. Dabei fällt der GarantiePlus-Betrag umso höher
aus, je niedriger das Einkommen der Familie ist. Unsere
Kindergrundsicherung stellt sicher, dass alle Kinder gute Startchancen
ins Leben haben."
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FINANZEN/1567: Gefahren im Bankensektor bestehen weiter


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. Oktober 2019

Gefahren im Bankensektor bestehen weiter



"Dass die EZB die Situation bei Großbanken in der EU als 'komfortabel'
ansieht, kann nur wenig beruhigen. Es bleibt eine gefährliche
Situation, wenn nur die Hälfte der Großbanken in der Lage ist, vier
bis sechs Monate damit zurechtzukommen, wenn Kunden ihre Einlagen
ausgezahlt haben wollen", erklärt Jörg Cezanne, für die Fraktion DIE
LINKE Mitglied im Finanzausschuss, zu den Ergebnissen des
Bankenstresstests der EZB. Cezanne weiter:

"Die großen Fragen der Bankenregulierung sind nach wie vor nicht
gelöst. Das doppelte Netz der Banken für Krisenfälle, die sogenannte
Letztsicherung, wäre schon überfordert, eine einzelne Großbank in
einem Krisenfall abwickeln zu müssen. Die EU braucht eine
Bankenstrukturreform. Die Megabanken müssen aufgespalten werden, das
spekulative und risikoreiche Investmentbanking muss vom stabilen
Einlagengeschäft getrennt werden. Banken, die zu groß sind, um
wirtschaftlich scheitern zu können, müssen der Vergangenheit
angehören.

Noch immer gibt es zu viele intransparente Bankaktivitäten, die keinen
realen Nutzen für die Volkswirtschaft haben. Häufig handelt es sich um
Wetten auf die zukünftige Entwicklung von Preisen für Wertpapiere.
Wetten, die im besten Fall nur dem Spieler nutzen, der sie eingeht. Im
schlimmsten Fall können sie Unternehmen in Gefahr oder Teilmärkte in
Schieflage bringen.

Bei den derzeit und auch zukünftig erwartbar niedrigen Zinsen gibt es
kaum Probleme mit einem mangelnden Angebot an Krediten für die
Wirtschaft. Vielmehr ist die Kreditnachfrage das Problem. Vor diesem
Hintergrund plädiert DIE LINKE für ein Ende der Sparpolitik.
Stattdessen wird eine europäische Investitionsoffensive benötigt, die
diesen Namen auch verdient. Es braucht ein Ende der
volkswirtschaftlich schädlichen Schuldenbremsen-Politik und
Investitionen für Bildung, erneuerbare Energie, eine Verkehrswende und
den Wohnungsbau."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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INNEN/5073: Start der Strategiedebatte der Partei DIE LINKE


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 8. Oktober 2019

Start der Strategiedebatte der Partei DIE LINKE



Zum Start der Strategiedebatte erklärt Bernd Riexinger, Vorsitzender
der Partei DIE LINKE:

Wir leben in einer Zeit der Umbrüche. Krisen sind die neue Normalität.
Klimakrise, Krise der Volksparteien, Rezession sind nur ein paar
aktuelle Stichworte. Die Gesellschaft ist im Umbruch, die
Parteienlandschaft gleich mit. Neue soziale und politische Bewegungen,
etwa in der Klima- und Mietenfrage entstehen. Die soziale Spaltung,
die Klimakrise und der Aufstieg der autoritären Rechten führen zu
einer Politisierung und Mobilisierung der Menschen, oft jenseits
traditioneller Lager.

DIE LINKE als Partei stand und steht immer an der Seite der
Lohnabhängigen, der Hartz IV Betroffenen, der Notleidenden, der
Menschen ohne starke eigene Stimme. Aber auch hier findet ein
kultureller und materieller Wandel statt. Die klassischen Milieus sind
im Umbruch, teilweise in Auflösung oder Neusortierung. Es ist dabei
Aufgabe der Linken, Brücken zu bauen und gemeinsame Interessen
herauszuarbeiten, aber auch selbst klar Position zu beziehen.

Wir stehen vor gesellschaftlichen und politischen Herausforderungen,
denen wir uns stellen müssen, die aber auch Chancen für linke Politik
eröffnen. Um diese Chancen ergreifen zu können, braucht DIE LINKE eine
Verständigung darüber, wie wir die Entwicklungen der Gegenwart
verstehen und wie wir darauf reagieren wollen. Als basisdemokratische
Partei machen wir das nicht von oben, sondern wir organisieren eine
parteiweite Debatte, in die sich jede und jeder einbringen kann. Diese
Einladung geht ausdrücklich über die Partei hinaus an alle, die
Interesse an einer starken Linken haben.

 * 

Quelle:
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SICHERHEIT/2010: UN-Sicherheitsrat muss Erdogans Einmarschpläne verurteilen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. Oktober 2019

UN-Sicherheitsrat muss Erdogans Einmarschpläne verurteilen



"Die Bundesregierung muss umgehend eine Dringlichkeitssitzung des
UN-Sicherheitsrates einberufen, mit dem Ziel, den vom türkischen
Präsidenten Recep Tayyip Erdogan angekündigten Einmarsch in Syrien zu
verurteilen. Schon die Androhung von Gewalt ist ein Verstoß gegen die
UN-Charta und darf nicht toleriert werden", erklärt Sevim Dagdelen,
stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Erdogans geplanter Angriffskrieg an der Seite islamistischer
Söldnerbanden ist nicht nur ein Bruch des Völkerrechts, mit der
Vertreibung der kurdischen Verteidigungskräfte wächst auch die Gefahr,
dass inhaftierte IS-Terroristen freikommen. Das ist eine eklatante
Gefahr für die Region, aber auch für ganz Europa.

DIE LINKE fordert den Abzug der deutschen Soldaten aus dem türkischen
Konya und den sofortigen Stopp der Datenweitergabe aus den
'Tornado'-Aufklärungseinsätzen an das türkische Militär. Die
Bundeswehr darf den völkerrechtswidrigen Angriffskrieg des türkischen
Despoten und die geplante Vertreibung Hunderttausender Menschen im
Norden Syriens in keiner Weise unterstützen."

 * 

Quelle:
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SICHERHEIT/2009: Keine Beihilfe für Angriffskrieg der Türkei gegen Kurden


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 8. Oktober 2019

Keine Beihilfe für Angriffskrieg der Türkei gegen Kurden



Zum drohenden Einmarsch der türkischen Armee in Nordsyrien sagt Bernd
Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Die Bundeswehr muss die Zusammenarbeit mit der Türkei umgehend
einstellen. Wenn weiter Aufklärungsbilder an die türkische Armee
geliefert werden, dann ist das nicht weniger als Beihilfe zur
Vorbereitung eines Angriffskrieges. Verteidigungsministerin Annegret
Kramp-Karrenbauer ist da auch persönlich verantwortlich.

Ohnehin wäre ein Abzug der Bundeswehr aus dem Nahen Osten überfällig.
Der Aufenthalt der Bundeswehr in der Konfliktregion ist weiterhin
unverantwortlich und geschichtsvergessen. Es bedürfte keines weiteren
aktuellen Grundes, den Abzug der Bundeswehr zu fordern. Die aktuellen
Kriegsdrohungen der Türkei gegen die kurdischen Verbündeten und das
demokratische Projekt Rojava verschärfen jedoch die Dringlichkeit.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 8. Oktober 2019
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WIRTSCHAFT/2197: Bernd Riexinger zur schlechten wirtschaftlichen Entwicklung


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 8. Oktober 2019

Zur schlechten wirtschaftlichen Entwicklung



Die Wirtschaft schwächelt weiter, das Wirtschaftsministerium gibt
trotz des minimalen Anstiegs der Produktion keine Entwarnung. Bernd
Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE, dazu:

Die deutsche Wirtschaft taumelt nach einer der längsten
Wachstumsphasen langsam in die Rezession und die Bundesregierung
schaut nur zu. Das Einzige womit Wirtschaftsminister Altmaier
reagiert, sind ein paar Steuergeschenke für Unternehmen.

Diese Krise ist aber keine momentane Abschwächung. Sie ist Ausdruck
gravierender struktureller Schwächen. Was wir brauchen ist deshalb
eine grundlegende Transformation unseres Wirtschaftssystems. Die
exportorientierte Wirtschaft ist besonders krisenanfällig. Dagegen
müssen wir den Binnenmarkt stärken. Neben höheren Löhnen heißt das
auch, dass die Bundesregierung die großen Mängel in Infrastruktur und
Daseinsvorsorge endlich angehen muss. In einer Zeit, in der Kredite
praktisch für umsonst zu haben sind, notwendige Investitionen weiter
zu verschieben, ist schlicht unverantwortlich.

Die dringend benötigte Transformation kann nur durch ein
ambitioniertes Investitionsprogramm erreicht werden. Ökologische und
soziale Transformation sind dabei untrennbar miteinander verbunden.
Mit 120 Milliarden Euro ließe sich ein solches Programm umsetzen -
investiert in ÖPNV und Bahn, Bildung, erneuerbare Energien, Pflege
und Gesundheit und bezahlbaren Wohnraum.

Zusätzlich brauchen wir einen Fonds, der sich mit 20 Milliarden Euro
im Jahr auf die Transformation der Industrie konzentriert.
Zukunftsfähige Arbeitsplätze müssen erhalten und ausgebaut werden.
Niemand soll zwischen Arbeitslosigkeit oder der Zukunft der Kinder
entscheiden müssen.

Das Programm existiert, die Zahlen sind bekannt. Was fehlt, ist der
politische Wille für Veränderungen. Mit der GroKo und ihrem
verblendeten Glauben an die schwarze Null werden wir die Investitionen
in unser aller Zukunft nicht bekommen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8954: Heute im Bundestag Nr. 1099 - 08.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1099

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 8. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 14.51 Uhr

1. PKV-Versicherte im Basistarif

2. Zahl der Arbeitsunfähigkeitsfälle erfragt

3. Zahl von Aufstockern erfragt

4. Zahlen zu Kindertagesbetreuung erfragt

5. Kostenbeitrag von Heimkindern



1. PKV-Versicherte im Basistarif

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Ärztliche und zahnärztliche Versorgung von
PKV-Versicherten im Basistarif" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/13403). Darin erkundigen sich
die Abgeordneten unter anderem danach, wie die Bundesregierung aktuell
die "Sicherstellung der (zahn)ärztlichen Versorgung" von Versicherten
der Privaten Krankenversicherung (PKV) im Basistarif bewertet.

 * 

2. Zahl der Arbeitsunfähigkeitsfälle erfragt

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach Erkenntnissen über die Zahl der
Arbeitsunfähigkeitsfälle in den Jahren 2008 bis 2019 erkundigt sich
die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/13689). Auch
erkundigt sie sich darin unter anderem danach, welche Erkenntnisse der
Bundesregierung "hinsichtlich der Zahl der Arbeitsunfähigkeitstage in
den Jahren 2008 bis 2019" sowie hinsichtlich der durchschnittlichen
Dauer der Arbeitsunfähigkeitsfälle in diesem Zeitraum vorliegen.

 * 

3. Zahl von Aufstockern erfragt

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will wissen, wie
viele Menschen Ende vergangenen Jahres erwerbstätig waren und dennoch
aufstockend Arbeitslosengeld II beziehen mussten. Auch erkundigt sie
sich in einer Kleinen Anfrage (19/13682) unter anderem danach, mit
welcher Begründung nach Kenntnis der Bundesregierung "bei
Arbeitslosen, die länger als sechs Wochen krankgeschrieben waren, und
bei Arbeitslosen, die eine arbeitsmarktpolitische Maßnahme
absolvieren, danach statistisch die Dauer der Arbeitslosigkeit neu
gezählt" wird, "ohne dabei die bisherige Dauer der Arbeitslosigkeit zu
berücksichtigen".

 * 

4. Zahlen zu Kindertagesbetreuung erfragt

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, wie viele unter Dreijährige und wie viele Drei- bis unter
Sechsjährige im Jahr 2018 ein Angebot der Kindertagesbetreuung besucht
haben. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/13699)
danach, wie viele Eltern von unter Dreijährigen im vergangenen Jahr
einen Betreuungsplatz brauchten, für die der Rechtsanspruch gilt.
Ferner fragt sie unter anderem, wie viele Fachkräfte nach Kenntnis der
Bundesregierung in der Kinderbetreuung aktuell fehlen.

 * 

5. Kostenbeitrag von Heimkindern

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Heranziehung von Heimkindern als
Leistungsberechtigte durch einen Kostenbeitrag" lautet der Titel einer
Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/13694). Darin erkundigt sie sich
unter anderem danach, ob die Bundesregierung die Auffassung teilt,
"dass einem 17-jährigen Jugendlichen mit einem Ausbildungsgehalt von
200 Euro netto, der mit 150 Euro als Kostenbeitrag für die in Anspruch
genommene vollstationäre Betreuung in einer Heimeinrichtung
herangezogen wird, dadurch signalisiert wird, dass sich eigene
Leistung und Engagement für ihn nicht oder in nur sehr geringen Umfang
lohnen".

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8953: Heute im Bundestag Nr. 1098 - 08.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1098

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 8. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 13.56 Uhr

1. Keine Korrekturbitten des TI im Juni

2. Keine Korrekturbitten des MRI im Juni

3. Geld- und Personalbedarf für Justizressort

4. Außergerichtliche Streitbeilegung

5. Bestellerprinzip beim Immobilienkauf



1. Keine Korrekturbitten des TI im Juni

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Johann Heinrich von Thünen-Institut (TI) hat im
Juni 2019 in keinem Fall bei Medien um eine Korrektur der
Berichterstattung gebeten. Das geht aus der Antwort (19/13152) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/12911) der AfD-Fraktion
hervor. Das TI gebe lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen
Hinweis, wenn die von der Behörde veröffentlichten Informationen oder
Angaben über die Bundesregierung unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

2. Keine Korrekturbitten des MRI im Juni

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Max Rubner-Institut (MRI) hat im Juni 2019 in
keinem Fall bei Medien um eine Korrektur der Berichterstattung
gebeten. Das geht aus der Antwort (19/13153) der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage (19/12914) der AfD-Fraktion hervor. Das MRI gebe
lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen Hinweis, wenn die
von der Behörde veröffentlichten Informationen oder Angaben über die
Bundesregierung unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

3. Geld- und Personalbedarf für Justizressort

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Wie die Bundesregierung Geld und Personal einsetzt,
um den aktuellen und mittelfristigen Herausforderungen in Wirtschaft
und Justiz zu begegnen, will die Fraktion der FDP in einer Kleinen
Anfrage (19/13680) wissen. Wie die Abgeordneten unter Verweis auf den
Bundeshaushaltsplan 2020 schreiben, wollen sie nachhaken, was
diesbezüglich im Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz
und für Verbraucherschutz (Einzelplan 07) geplant ist. Unter anderem
fragen sie nach im Einzelplan vorgesehenen Mittelsteigerungen und
-kürzungen sowie nach Ausgaben und zusätzlichen Personalstellen unter
anderem im Zusammenhang mit der deutschen EU-Ratspräsidentschaft.

 * 

4. Außergerichtliche Streitbeilegung

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Die FDP-Fraktion hat eine weitere Kleine Anfrage zur
Rolle der Mediation in der außergerichtlichen Streitbeilegung
vorgelegt (19/13672). Nach Ansicht der Abgeordneten ist fraglich,
inwieweit die mit der Zertifizierte-Mediatoren-Ausbildungsverordnung
des Bundesjustizministeriums vom 21. August 2016 getroffenen
Regelungen eine tatsächliche qualitative Sicherung oder Verbesserung
in der Mediationslandschaft geschaffen haben. Zudem erscheine
zweifelhaft, ob die Regelungen der Verordnung den Ansprüchen einer
Digitalisierung im Rahmen der außergerichtlichen Streitbeilegung
genügen. Die Fragesteller wollen unter anderem wissen, welche
Veränderungen der Bundesregierung aufgrund der zunehmenden
Digitalisierung in der Mediationslandschaft bekannt sind und ob diese
ausreichend auf die Digitalisierung und den damit einhergehenden
Wandel vorbereitet ist. Weiter fragen sie, inwiefern die
Bundesregierung plant, die Digitalisierung bei zukünftigen
gesetzgeberischen Änderungen im Bereich der Mediation stärker zu
berücksichtigen.

 * 

5. Bestellerprinzip beim Immobilienkauf

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Hintergrundfakten zum Thema Bestellerprinzip beim
Immobilienkauf will die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen von der
Bundesregierung erfahren. Wie die Abgeordneten in einer Kleinen
Anfrage (19/13401) schreiben, stellen die Maklerkosten vielfach den
größten Posten der Erwerbsnebenkosten. Durch Einführung eines echten
Bestellerprinzips würde für die Erwerberseite eine Entlastung
geschaffen, die dazu beitragen würde, die anzusparenden
Erwerbsnebenkosten unmittelbar zu senken. Familien würde es damit
ermöglicht, unter erleichterten Bedingungen Wohneigentum erwerben zu
können. Die Fragesteller wollen von der Bundesregierung unter anderem
wissen, in welchen zehn deutschen Gemeinden nach ihrer Kenntnis der
Erwerb von Einfamilienhäusern und selbstgenutzten Eigentumswohnungen
am teuersten ist, wo er am wenigsten gefragt ist, wie hoch der
durchschnittliche Kaufpreis ist und wie hoch das durchschnittliche
Eigenkapital in Deutschland beim Erwerb ist. Weiter fragen die
Abgeordneten, wie die Bundesregierung sicherstellen möchte, dass die
im Koalitionsausschuss beschlossene hälftige Teilung der
Maklerprovision umgesetzt wird.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8952: Heute im Bundestag Nr. 1097 - 08.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1097

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 8. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 12.39 Uhr

1. AfD fragt nach Solidaritätszuschlag

2. Schweregrad von Banken-Stresstests

3. Keine Steuerforderung wegen Verjährung

4. Strukturhilfe für Kohleregionen

5. FDP-Fraktion fragt nach Bargeldsteuer

6. Etatergänzung überwiesen



1. AfD fragt nach Solidaritätszuschlag

Finanzen/Große Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um Ungleichheiten bei der Erhebung des steuerlichen
Solidaritätszuschlages sowie verfassungsrechtliche Fragen nach der
geplanten Teilabschaffung des Zuschlags geht es in einer Großen
Anfrage der AfD-Fraktion (19/13171). Die Bundesregierung soll dazu
Stellung nehmen, dass der Solidaritätszuschlag bei gleich hohem
Einkommen ungleich hoch erhoben werde. So würden etwa Arbeitnehmer und
Freiberufler zum Solidaritätszuschlag voll herangezogen,
Gewerbetreibende aufgrund des Paragrafen 35 Einkommensteuergesetz
jedoch nur ermäßigt. Außerdem weist die Fraktion darauf hin, dass der
Solidaritätszuschlag bei ausländischen Einkünften, etwa bei
Einkommensmillionären mit Wohnsitz in Deutschland und Einkünften aus
dem Ausland, wegen der Anrechnungsvorschriften des Paragrafen 34c
Einkommensteuergesetz wesentlich geringer sei als bei Steuerbürgern
mit Wohnsitz in Deutschland und inländischen Einkünften.

Außerdem soll die Bundesregierung zur Kritik unter anderem des
Bundesrechnungshofes zum Solidaritätszuschlag Stellung nehmen.
Hingewiesen wird auch auf eine Ausarbeitung der Wissenschaftlichen
Dienste des Deutschen Bundestages, in der von einem hohen Risiko der
Verfassungswidrigkeit bei der Erhebung des Solidaritätszuschlags über
das Jahr 2019 hinaus die Rede sei.

 * 

2. Schweregrad von Banken-Stresstests

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Stresstests für Finanzinstitute müssen nach Ansicht
der Bundesregierung die aktuellen Risiken umfassen. Diese Risiken
müssten nicht die gleichen sein wie bei der letzten Finanzkrise, heißt
es in der Antwort der Bundesregierung (19/12991) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/12484), die sich danach erkundigt hatte,
warum der Schweregrad eines Stresstests der Europäischen
Bankenaufsicht nach Ansicht des Europäischen Rechnungshofs für eine
Reihe von Mitgliedstaaten deutlich geringer gewesen sei als während
der Finanzkrise. Anhaltspunkte dafür, dass von einzelnen
Mitgliedstaaten zu starker Einfluss auf die Ausgestaltung des
Stresstestszenarios genommen werde, habe man nicht.

 * 

3. Keine Steuerforderung wegen Verjährung

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Bestimmte Stromsteuerbefreiungen, die nach einem
klarstellenden Erlass des Bundesministeriums der Finanzen im Jahr 2015
hätten aufgehoben werden können, konnten wegen Verjährung nicht mehr
nachgefordert werden. Die teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/12958) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/12246) mit.
Für den Zeitraum von 2013 bis einschließlich März 2015 sei aus Gründen
des Vertrauensschutzes keine Rückforderung erfolgt.

 * 

4. Strukturhilfe für Kohleregionen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Die Finanzhilfen des Bundes im
"Strukturstärkungsgesetz Kohleregionen" werden laut Bundesregierung
feste Länderanteile enthalten. Nordrhein-Westfalen soll 37 Prozent,
Brandenburg 25,8 Prozent, Sachsen 25,2 Prozent und Sachsen-Anhalt
zwölf Prozent der Hilfen erhalten. Die Quoten müssen dabei nicht in
jedem Jahr, sondern erst 2038 in der Rückschau erfüllt werden. Im
Haushalt sollen die Mittel im Einzelplan 60 etatisiert werden, Maßgabe
und Umfang bildet das jeweilige Haushaltsgesetz. Darüber informiert
die Bundesregierung in einer Antwort (19/12956) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/11980). Die Abgeordneten wollten
auch wissen, welchen Anteil die direkt im Braunkohlesektor
Beschäftigten an den sozialversicherungspflichtigen Arbeitsplätzen der
jeweiligen Regionen haben. Dieser liegt nach Angaben der
Bundesregierung zwischen zwei Prozent im Lausitzer Revier und 0,3
Prozent im Mitteldeutschen Revier. Die durch das Strukturprogramm
geschaffenen Arbeitsplätze sollen im Umfang und Qualifikationsniveau
den wegfallenden Stellen entsprechen.

 * 

5. FDP-Fraktion fragt nach Bargeldsteuer

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Welche Konsequenzen die Bundesregierung aus
Vorschlägen des Internationalen Währungsfonds und der Europäischen
Zentralbank ziehen will, Bargeld mit einer Steuer zu belegen, will die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/13102) erfahren. Die
Bundesregierung soll unter anderem angeben, ob sie die Idee der
Bargeldabwertung auf europäischer oder nationaler Ebene unterstützt
und ob es ihr Ziel ist, die Bargeldzahlung zugunsten der Kartenzahlung
einzudämmen. Gefragt wird auch nach Schätzungen, wie hoch die Schäden
der Sparer infolge der fortgeführten Negativzinspolitik sind.

 * 

6. Etatergänzung überwiesen

Haushalt/Unterrichtung

Berlin: (hib/HLE) Die Ergänzung des Entwurfs eines Gesetzes über die
Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 2020
(19/13800) ist gemäß Paragraph 95 Absatz 1 der Geschäftsordnung an den
Haushaltsausschuss überwiesen worden. Dies wird als Unterrichtung
(19/13802) mitgeteilt.

 * 
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BUNDESTAG/8951: Heute im Bundestag Nr. 1096 - 08.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1096

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 8. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 11.25 Uhr

1. Modernisierung des Besoldungsrechts

2. Bio-Anteil in Bundeskantinen

3. Zahl politisch motivierter Straftaten

4. Aktivitäten der Furkan-Gemeinschaft

5. Stellen bei der Bundespolizei



1. Modernisierung des Besoldungsrechts

Inneres und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/STO) Um einen Gesetzentwurf der Bundesregierung "zur
Modernisierung der Strukturen des Besoldungsrechts und zur Änderung
weiterer dienstrechtlicher Vorschriften" (19/13396) sowie einen Antrag
der FDP-Fraktion "für einen modernen und attraktiven Öffentlichen
Dienst" (19/13519) geht es am Montag, 14. Oktober 2019, in einer
Anhörung des Ausschusses für Inneres und Heimat. Zu der öffentlichen
Veranstaltung, die um 9 Uhr im Paul-Löbe-Haus (Raum E 300) beginnt,
werden sieben Sachverständige erwartet. Interessierte Zuhörer werden
gebeten, sich mit Namen und Geburtsdatum bis zum 10. Oktober beim
Ausschuss anzumelden (innenausschuss@bundestag.de).

Dem Gesetzentwurf zufolge sollen das Besoldungs-, das Versorgungs- und
das Umzugskostenrecht im Hinblick auf auch durch den demographischen
Wandel und die Digitalisierung entstandene Veränderungen
weiterentwickelt werden. Zu diesen Veränderungen zählten etwa der
Fachkräftemangel, die Zunahme von Auslandseinsätzen von Bundeswehr und
Bundespolizei und die zunehmende Bedeutung von IT-Sicherheit durch die
Digitalisierung von Verwaltung, Wirtschaft und Gesellschaft, wie es in
der Begründung der Vorlage heißt.

Vorgesehen sind eine "strukturelle Verbesserung und Erhöhung von
Stellenzulagen", die Weiterentwicklung finanzieller Anreize für
Personalgewinnung und -bindung, eine Anpassung der Auslandsbesoldung
"an geänderte Rahmenbedingungen" sowie eine Pauschalierung der
Vergütung für Soldaten mit besonderer zeitlicher Belastung. Zu den
weiteren in dem Gesetzentwurf vorgesehenen Maßnahmen zählen eine
"Stärkung der Attraktivität des öffentlichen Dienstes für Anwärter",
eine "Honorierung besonderer Einsatzbereitschaft" und eine
Fortentwicklung des Umzugskostenrechts. Ferner sollen unter anderem
die rentenrechtlichen Regelungen zur Anerkennung von
Kindererziehungszeiten für vor 1992 geborene Kinder in das
Beamtenversorgungsrecht übertragen werden.

Die FDP-Fraktion fordert in ihrem Antrag eine Reform des
Beamtenrechts, bei der das Eintrittsalter in den Ruhestand flexibler
gestaltet, "der Zugang der Beamten zu flexiblen Arbeitskonzepten"
verbessert und die Möglichkeiten zum Abbau von Mehrarbeit durch
Freizeitausgleich ausgebaut werden sollen. Auch benötigt der
Öffentliche Dienst der Fraktion zufolge eine eigene Laufbahn für
IT-Fachkräfte, um auch künftig für diese Berufsgruppe attraktiv zu
sein. Ferner sollen laut Antrag unter anderem die
Einstellungsvoraussetzungen für Fachkräfte im Öffentlichen Dienst so
umgestaltet werden, "dass das Vorliegen von Studien- oder
Berufsabschlüssen keine statischen Voraussetzungen für eine
Einstellung sind, sondern dass Bewerberinnen und Bewerber ein Weniger
an formeller Ausbildung durch Eigenengagement und Berufserfahrung
ausgleichen können".

 * 

2. Bio-Anteil in Bundeskantinen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Für Kantinen des Bundes gibt es laut Bundesregierung
keinen verbindlich festgeschriebenen Anteil an Bio- und regionalen
Lebensmitteln, den sie verwenden müssen. Wie die Bundesregierung dazu
in ihrer Antwort (19/13166) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/12276) weiter ausführt, werden eine
"zentrale Steuerung sämtlicher Kantinen beziehungsweise entsprechende
zentrale Vorgaben für eine Vielzahl sich nach Größe, Region,
Auslastung, Betreiber und Kundenzusammensetzung unterscheidende
Kantinen" in Bezug darauf, "dass jede Kantine individuellen, und
hinsichtlich lokaler Gegebenheiten und ihrer jeweiligen Auslastung
höchst unterschiedlichen Herausforderungen ausgesetzt ist, für nicht
zielführend erachtet".

 * 

3. Zahl politisch motivierter Straftaten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der politisch motivierten Straftaten
in der ersten Hälfte des laufenden Jahres erkundigt sich die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/13702). Auch will
sie wissen, wie viele politisch motivierte antisemitische und wie
viele politisch motivierte antiislamische Straftaten es nach Kenntnis
der Bundesregierung in diesem Zeitraum gab. Ferner fragt sie unter
anderem, "wie viele gegen christliche Religionen gerichtete politisch
motivierte Straftaten" seit Jahresbeginn bis einschließlich Juni 2019
registriert wurden.

 * 

4. Aktivitäten der Furkan-Gemeinschaft

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Aktivitäten der Furkan-Gemeinschaft in Deutschland
und der Türkei" sind Thema einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/13686). Wie die Fraktion darin ausführt, ist die
Furkan-Gemeinschaft "eine salafistische Gruppierung aus der Türkei,
die Ableger in Europa hat". Wissen will sie, welche Erkenntnisse die
Bundesregierung über die Furkan-Gemeinschaft und ihre weltanschauliche
Ausrichtung hat. Auch fragt sie unter anderem, über wie viele Anhänger
die Furkan-Gemeinschaft nach Kenntnis der Bundesregierung in der
Türkei und in Europa verfügt.

 * 

5. Stellen bei der Bundespolizei

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Auskunft über die Zahl der seit dem Jahr 2010 bei
der Bundespolizei geschaffenen und weggefallenen Stellen verlangt die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/13683). Auch erkundigt sie
sich darin unter anderem danach, über wie viele Stellen die
Bundespolizei nach Ansicht der Bundesregierung in den Jahren 2020 und
2025 verfügen soll.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 1096 - 8. Oktober 2019 - 11.25 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8950: Heute im Bundestag Nr. 1095 - 08.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1095

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 8. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 10.06 Uhr

1. Menschliche Schadstoffbelastung

2. Plastikbelastung der Weltmeere

3. Haftung von Vorständen

4. Kandidatur von Scholz für SPD-Vorsitz

5. Optimismus bei Grundsteuerreform

6. Gegenäußerung zur Länder-Stellungnahme



1. Menschliche Schadstoffbelastung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um "menschliche Schadstoffbelastung" geht es in der
Antwort der Bundesregierung (19/13088) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/12574). Wie die Fraktion darin
schrieb, führt das Umweltbundesamt (UBA) seit 1985
"Human-Biomonitoring (HBM)-Studien" durch. Dabei handele es sich um
gesundheitsbezogene Umweltbeobachtungen, bei denen, nach Alter- und
Bevölkerungsgruppen differenziert, die menschliche Schadstoffbelastung
untersucht wird. Zwischen 2003 und 2006 habe das Umweltbundesamt "in
der Deutschen Umweltstudie zur Gesundheit GerES IV (German
Environmental Survey)" ausschließlich die Belastung von Kindern
analysiert.

Der Antwort zufolge zeigten sich in "GerES IV" Zusammenhänge mit dem
Sozialstatus "für zahlreiche Umweltschadstoffe, die in Blut oder Urin,
im Hausstaub, in der Luft des Kinderzimmers sowie im Hinblick auf die
Lage der Wohnung gemessen wurden". Als ein Beispiel wird in der
Antwort die "allgemeine Wohnsituation/Wohnlage" genannt. Wie die
Bundesregierung dazu ausführt, leben Familien mit niedrigem
Sozialstatus häufiger unter ungünstigeren Wohnbedingungen als Familien
mit mittlerem oder hohem Sozialstatus.

Beispielsweise haben sie den Angaben zufolge weniger Platz in der
Wohnung, leben häufiger in der direkten Nähe emittierender Gewerbe wie
etwa Tankstellen, metallverarbeitenden Betrieben oder Druckereien und
sind stärker Lärm aus Straßenverkehr, Nachbarschaft, Schienenverkehr
und von Spielplätzen ausgesetzt. "Sozial schlechter gestellte Familien
wohnen eher an viel befahrenen Straßen", heißt es in der Antwort
weiter. Danach hatten 27 Prozent der Familien mit niedrigem
Sozialstatus Wohnungen an stark befahrenen Haupt- und
Durchgangsstraßen, was bei Familien mit hohem Sozialstatus nur bei
zehn Prozent der Fall war. An wenig befahrenen Nebenstraßen habe jede
zweite Familie mit hohem, aber nur jede vierte Familie mit niedrigem
Sozialstatus gewohnt.

Mit Anstieg des Sozialstatus nahm die Häufigkeit der
verkehrsbelasteten Wohnungen laut Vorlage ab: "Familien mit mittlerem
Sozialstatus lebten zu 15 Prozent an stark und zu 40 Prozent an wenig
befahrenen Straßen".

 * 

2. Plastikbelastung der Weltmeere

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Plastikbelastung der Weltmeere ist ein Thema der
Antwort der Bundesregierung (19/12900) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/12448). Danach kann der Eintrag von Müll in die Meere
derzeit "im Wesentlichen (noch) nicht exakt gemessen werden".

Wie die Bundesregierung weiter ausführt, ist die Kunststoffproduktion
pro Jahr nach Angaben des Branchenverbandes PlasticsEurope seit dem
Jahr 1964 von 15 Millionen Tonnen auf 311 Millionen Tonnen im Jahr
2014 angestiegen. Es werde erwartet, dass sich die Produktion in den
nächsten 15 Jahren verdoppelt und sich bis zum Jahr 2050 insgesamt
vervierfacht hat.

Wie aus der Antwort ferner hervorgeht, gelangen laut einer Studie
(J. R. Jambeck et al., Plastic waste inputs from land into the ocean
(Science, 2015)) jährlich durchschnittlich acht Millionen Tonnen
Kunststoffabfälle ins Meer. Schätzungen zufolge befänden sich
gegenwärtig mehr als 150 Millionen Tonnen Kunststoffabfälle in den
Meeren. "Diese Schätzung basiert auf der globalen Kunststoffproduktion
seit 1950 (Ocean Conservancy and McKinsey Center for Business and
Environment, Stemming the Tide (2015))", heißt es in der Vorlage
weiter.

Ferner wird dort der Antwort zufolge erwartet, "dass sich bis zum Jahr
2050 mehr Kunststoff in den Meeren befinden könnte als Fisch (nach
Gewicht)". Für das Jahr 2025 wird danach prognostiziert, dass das
Verhältnis Kunststoff zu Fisch bereits 1:3 sein wird, "da Prognosen
zeigen, dass der Kunststoffbestand in den Meeren auf 250 Millionen
Tonnen im Jahr 2025 ansteigen wird".

Der Prognose 2015 bis 2025 liegen laut Bundesregierung die Annahme von
150 Millionen Tonnen Kunststoffabfälle in 2015, eine geschätzte
jährliche Leckage von Kunststoffabfällen ins Meer von durchschnittlich
acht Millionen Tonnen im Jahr 2010 und 9,1 Mio. Tonnen im Jahr 2015
sowie eine jährliche Zunahme an Kunststoffabfalleintrag in die Meere
von fünf Prozent bis zum Jahr 2025 zugrunde. Der Prognose 2025 bis
2050 zugrunde liegt den Angaben zufolge "ein Eintrag von
Kunststoffabfällen ins Meer mit einer prognostizierten Steigerungsrate
von 3,5 Prozent pro Jahr, in Übereinstimmung mit der geschätzten
langfristigen BIP-Wachstumsrate (International Energy Agency, World
Energy Outlook 2015 {2015})".

 * 

3. Haftung von Vorständen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Ob die Bundesregierung einen Gesetzentwurf
einbringen will, der die Verbesserung der Durchsetzung der
persönlichen Haftung von Vorständen und Aufsichtsratsmitgliedern in
Aktiengesellschaften zum Gegenstand hat, will die AfD-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/13652) erfahren.

 * 

4. Kandidatur von Scholz für SPD-Vorsitz

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Kandidatur des Bundesministers der Finanzen und
Vizekanzlers Olaf Scholz als Parteivorsitzender der SPD macht die
AfD-Fraktion zum Thema einer Kleinen Anfrage (19/13649). Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung wissen, inwiefern die
Kandidatur für ein politisches Spitzenamt mit dem Arbeitsaufwand eines
Bundesministers und Vizekanzler vereinbar sei. Außerdem will die
Fraktion erfahren, durch wen der Bundesminister der Finanzen während
seiner angekündigten 23 Termine, an denen er an Regionalkonferenzen
der SPD teilnehmen wolle, vertreten werde.

 * 

5. Optimismus bei Grundsteuerreform

Finanzen/Unterrichtung

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung hat ihre Gegenäußerung zur
Stellungnahme des Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes zur Reform
des Grundsteuer- und Bewertungsrechts (19/13453) als Unterrichtung
(19/13713) vorgelegt. Darin nimmt sie die Ausführungen des Bundesrates
zur Kenntnis und sichert eine Prüfung der Vorschläge zu. Wie der
Bundesrat gehe auch die Regierung davon aus, dass das Gesetzespaket
zur Grundsteuerreform vom Deutschen Bundestag zügig beschlossen werde,
heißt es in der Unterrichtung.

 * 

6. Gegenäußerung zur Länder-Stellungnahme

Finanzen/Unterrichtung

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung hat ihre Gegenäußerung zu der
Stellungnahme des Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes zur weiteren
steuerlichen Förderung der Elektromobilität und zur Änderung weiterer
steuerlicher Vorschriften (19/13436) als Unterrichtung (19/13712)
vorgelegt. Die Bundesregierung stimmt einem Teil der Vorschläge der
Länderkammer zu, einen anderen Teil will sie prüfen.

 * 
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BUNDESTAG/8949: Heute im Bundestag Nr. 1094 - 08.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1094

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 8. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 08.41 Uhr

1. Keine Korrekturbitten des BSA im Juni

2. Korrekturbitten des BMVg

3. Stelle für militärhistorischen Rat

4. Lärmbelästigung durch Geschwader

5. Umbenennung der Lent-Kaserne

6. Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung



1. Keine Korrekturbitten des BSA im Juni

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Bundessortenamt (BSA) hat im Juni 2019 in keinem
Fall bei Medien um eine Korrektur der Berichterstattung gebeten. Das
geht aus der Antwort (19/13158) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/12925) der AfD-Fraktion hervor. Das BSA gebe lediglich in
Einzelfällen einem Medium dann einen Hinweis, wenn die von der Behörde
veröffentlichten Informationen oder Angaben über die Bundesregierung
unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

2. Korrekturbitten des BMVg

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um Korrekturbitten des Verteidigungsministeriums
(BMVg) geht es in der Antwort der Bundesregierung (19/13170) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/12905). Danach gibt das
Verteidigungsministerium in Einzelfällen einem Medium dann einen
Hinweis, wenn vom BMVg veröffentlichte Informationen oder Angaben über
die Bundesregierung objektiv unzutreffend wiedergegeben sind und das
Ministerium einen Hinweis für geeignet und angemessen erachtet.

 * 

3. Stelle für militärhistorischen Rat

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der "Tätigkeit der Ansprechstelle für
militärhistorischen Rat bei der Bundeswehr" erkundigt sich die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/13535). Wie sie darin
ausführt, wurde im Juli 2017 beim Zentrum für Militärgeschichte und
Sozialwesen der Bundeswehr (ZMSBw) eine "Ansprechstelle für
militärhistorischen Rat" eingerichtet. Sie solle vor allem
Dienststellen der Bundeswehr "ein handlungssicheres und angemessenes
Vorgehen" hinsichtlich der NS-Zeit und der Wehrmacht anbieten,
schreiben die Abgeordneten weiter. Wissen wollen sie unter anderem,
welche Anfragen es seit dem 22. August 2017 aus der Bundeswehr an die
Ansprechstelle gegeben hat.

 * 

4. Lärmbelästigung durch Geschwader

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Lärm- und Schadstoffbelastungen durch das Neuburger
Luftwaffengeschwader 74 im oberbayrischen Landkreis
Neuburg-Schrobenhausen sind Thema einer Kleinen Anfrage der Fraktion
Die Linke (19/13497). Darin erkundigt sich die Fraktion danach, wie
viele Beschwerden es aus der Bevölkerung wegen Lärmbelästigung und
Schadstoffbelastung zum Neuburger Luftwaffengeschwader in den
vergangenen zwölf Monaten gab. Auch will sie unter anderem wissen,
welche Maßnahmen wegen Beschwerden getroffen wurden, um die Lärm- und
Schadstoffbelastung für die betroffene Bevölkerung möglichst gering zu
halten.

 * 

5. Umbenennung der Lent-Kaserne

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "Umbenennung der Lent-Kaserne" thematisiert die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/13495). Wie sie darin
ausführt, wurde vor rund einem Jahr bekannt, dass die Lent-Kaserne in
Rotenburg-Wümme umbenannt werden soll. Wissen will die Fraktion unter
anderem, welche Vorschläge für neue Namen nach Kenntnis der
Bundesregierung bislang von den beteiligten Gremien der Lent-Kaserne
unterbreitet worden sind.

 * 

6. Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Umsetzbarkeit der Agenda 2030 für nachhaltige
Entwicklung - SDG 1 - Armut in jeder Form und überall beenden" lautet
der Titel einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/13647). Wie die
Fraktion darin ausführt, sind die Ziele der "Agenda 2030 für
nachhaltige Entwicklung, auf Englisch: ,Sustainable Development
Goals'", kurz SDG", politische Zielsetzungen der Vereinten Nationen,
die der Sicherung einer nachhaltigen Entwicklung auf ökonomischer,
ökologischer und sozialer Ebene dienen sollen.

Wissen wollen die Abgeordneten, wie realistisch nach Ansicht der
Bundesregierung "die Zielerreichung in Hinsicht auf die Umsetzung und
Umsetzbarkeit des SDG 1 - Armut in jeder Form und überall beenden" auf
nationaler sowie auf internationaler Ebene ist. Auch erkundigen sie
sich unter anderem danach, nach welchen wissenschaftlichen Kriterien
die Bundesregierung den Begriff "Armut" auf nationaler und auf
internationaler Ebene definiert.

 * 
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BUNDESTAG/8948: Heute im Bundestag Nr. 1093 - 07.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1093

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 7. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 15.57 Uhr

1. Korrekturbitten der BKM

2. Keine Korrekturbitten des JKI im Juni

3. Meldepflicht bei Druse-Erkrankungen

4. Haushaltsmittel für Bundesfernstraßen

5. Leistungen an jüdische Verfolgte



1. Korrekturbitten der BKM

Kultur und Medien/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um Korrekturbitten der Beauftragten der
Bundesregierung für Kultur und Medien (BKM) geht es in der Antwort der
Bundesregierung (19/13305) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/12907). Danach gibt die BKM lediglich in Einzelfällen einem Medium
dann einen Hinweis, wenn von ihr veröffentlichte Informationen oder
Angaben über die Bundesregierung objektiv unzutreffend wiedergegeben
sind und sie einen Hinweis für geeignet und angemessen erachtet.

 * 

2. Keine Korrekturbitten des JKI im Juni

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Julius Kühn-Institut (JKI) hat im Juni 2019 in
keinem Fall bei Medien um eine Korrektur der Berichterstattung
gebeten. Das geht aus der Antwort (19/13154) der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage (19/12916) der AfD-Fraktion hervor. Das JKI gebe
lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen Hinweis, wenn die
von der Behörde veröffentlichten Informationen oder Angaben über die
Bundesregierung unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

3. Meldepflicht bei Druse-Erkrankungen

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion interessiert sich für die
Hintergründe der Abschaffung der Meldepflicht für Druse-Erkrankungen
bei Pferden. Mittels einer Kleinen Anfrage (19/13501) wollen die
Abgeordneten von der Bundesregierung unter anderem erfahren, wie hoch
die Anzahl der Todesfälle infolge der hochansteckenden und
schmerzhaften Erkrankung der oberen Atemwege in den letzten zehn
Jahren waren. Des Weiteren soll erklärt werden, warum die Meldepflicht
für Druse und Herpes bei Pferden abgeschafft wurde.

 * 

4. Haushaltsmittel für Bundesfernstraßen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Unterrichtung

Berlin: (hib/HAU) Über das Finanzmanagementsystem der
Verkehrsinfrastrukturfinanzierungsgesellschaft (VIFG) wurden im Jahr
2018 Haushaltsmittel (inklusive Mautmittel) für den Bau, Erhalt und
Betrieb der Bundesfernstraßen in Höhe von 9,2 Milliarden Euro
verausgabt. Das geht aus dem Bericht über die Tätigkeit der
Verkehrsinfrastrukturfinanzierungsgesellschaft im Jahr 2018 hervor,
den die Bundesregierung als Unterrichtung (19/13450) vorgelegt hat.
Auf Bundesautobahnen entfielen der Unterrichtung zufolge im Jahr 2018
Haushaltsmittel in Höhe von 5,74 Milliarden Euro - auf Bundesstraßen
3,39 Milliarden Euro. Die Einnahmen aus der streckenbezogenen Lkw-Maut
hätten 2018 bei 5,13 Milliarden Euro gelegen, heißt es in der Vorlage.
Gegenüber dem Vorjahr seien die Mauteinnahmen um etwa 474 Millionen
Euro gestiegen.

Wie die Regierung schreibt, werden die Einnahmen aus der Lkw-Maut
"zweckgebunden zur Finanzierung von Bau, Erhaltung und Betrieb der
Bundesfernstraßen verwendet". Nach Abzug der Systemkosten sowie der
Ausgaben zur Entlastung des Güterkraftverkehrsgewerbes hätten im Jahr
2018 durch die Lkw-Maut gedeckte Ausgaben für Bau, Erhaltung und
Betrieb der Bundesfernstraßen in Höhe von 3,8 Milliarden Euro zur
Verfügung gestanden.

Die im Jahr 2003 gegründete VIFG ist vom Bundesministerium für Verkehr
und digitale Infrastruktur mit der Verteilung des Gebührenaufkommens
aus der Lkw-Maut sowie mit Aufgaben im Zusammenhang mit der
Vorbereitung, Durchführung und Begleitung privatwirtschaftlicher
Projekte im Verkehrsbereich beauftragt.

 * 

5. Leistungen an jüdische Verfolgte

Finanzen/Unterrichtung

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung hat bis zum 30. Juni 2019 rund
1,07 Milliarden Euro als Einmalbeihilfen zur Abgeltung von Härten im
Einzelfall gezahlt. Dies geht aus dem von der Bundesregierung als
Unterrichtung (19/13700) vorgelegten Bericht über den Stand der
Abwicklung des Fonds für Wiedergutmachungsleistungen an jüdische
Verfolgte hervor. Insgesamt wurden 421.554 positive Entscheidungen
getroffen, 73.713 Entscheidungen waren negativ, 2.673 Fälle sind noch
nicht entschieden worden.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1929: Regierungspressekonferenz vom 7. Oktober 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 7. Oktober 2019

Regierungspressekonferenz vom 07. Oktober 2019

Themen: Ausschreitungen im Irak, mögliche Militäroffensive der
Türkei in Nordsyrien, Klimaschutz, deutsche Rüstungsexporte, Treffen der
EU-Innenminister, geplante US-Militärübung "Defender 2020",
5G-Frequenzen


Sprecher: SRS'in Demmer, Burger (AA), Routsi (BMVg), Rock (BMZ), Alter
(BMI), Fichtner (BMU), Güttler (BMWi), Alexandrin (BMVI)



Vorsitzende Wefers eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in
Demmersowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Burger: Ich habe Ihnen eine Erklärung zum Irak vorzutragen.

Die Berichte über mittlerweile über hundert Tote und viele tausend
Verletzte infolge der gewaltsamen Zusammenstöße von Demonstranten und
Sicherheitskräften sehen wir mit Bestürzung und tiefer Sorge. Die Proteste
sind Ausdruck einer großen Unzufriedenheit in der Bevölkerung. Alle müssen
sich dafür einsetzen, dass eine weitere Zuspitzung der Lage vermieden
werden kann. Wir rufen daher alle Seiten zur Zurückhaltung und
Gewaltlosigkeit auf.

Insgesamt verdeutlicht die Situation, welche großen Herausforderungen Irak
beim Neuaufbau des Landes, insbesondere bei der Korruptionsbekämpfung und
bei der Verbesserung der wirtschaftlichen Lage, zu bewältigen hat. Die
Bundesregierung steht dabei entschlossen an der Seite Iraks. Die Äußerungen
von Premierminister Abd al-Mahdi zum Recht auf friedlichen Protest und zur
Legitimität der Forderungen der Bevölkerung begrüßen wir. Es ist an den
verantwortlichen Politikern im Irak, ihrer Verantwortung für die
Bevölkerung gerecht zu werden und schnelle Maßnahmen zu ergreifen, um die
Lebenssituation der Menschen im Land spürbar und nachhaltig zu verbessern.

Ein weiterer wichtiger Schritt zur Beruhigung der Lage wird sein, die
Vorfälle der letzten Tage lückenlos aufzuklären. Das Recht auf friedlichen
Protest muss auch im Irak gewährt sein. Sicherheitskräfte müssen
Verhältnismäßigkeit bei ihrem Einsatz für den Erhalt der öffentlichen
Ordnung wahren. Gleichzeitig gilt: Dieses Recht darf nicht missbraucht
werden, um die Lage zu eskalieren und Gewalt zu üben.

Frage: Herr Burger, welche Möglichkeiten, welche materiellen Möglichkeiten,
hat die Bundesregierung über diese Erklärung hinaus, sozusagen
friedensstiftend einzuwirken? Das sind ja zum Teil auch Folgen des
Irak-Krieges, an dem sich die Bundesrepublik damals nicht beteiligt hat.
Sehen Sie jetzt andere Länder noch stärker in der Pflicht, auch materiell,
einzugreifen? Das sind Worte. Welches sind die Taten, die möglich sind?

Burger: Deutschland ist insbesondere seit dem Beginn des gemeinsamen Kampfs
gegen die Terrororganisation IS einer der größten Geber im Irak. Wir haben
uns in der Stabilisierung federführend engagiert. Wir sind heute im
Wiederaufbau und in der Stabilisierung im Irak in verschiedenen
Schlüsselsektoren in einer führenden Rolle, um die irakische Regierung
dabei zu unterstützen, die Infrastruktur für die Bevölkerung aufzubauen. Da
geht es um Dinge wie Elektrizitätsversorgung. Es geht um Themen wie
Jugendarbeitslosigkeit. Es geht aber auch um Verwaltungsreformen.

Wir glauben insofern schon, dass wir mit den Maßnahmen, mit denen wir seit
einigen Jahren die irakische Regierung unterstützen, helfen, an die
Probleme heranzugehen, die die Leute auf die Straße treiben. Trotzdem ist
offensichtlich, dass die Herausforderungen sehr groß sind. Insbesondere bei
Themen wie Korruptionsbekämpfung ist die Verantwortung natürlich in erster
Linie bei der irakischen Seite, hier die nötigen Schritte zu unternehmen.

Zusatzfrage: Sie sagen, Deutschland sei einer der größten Geber. Lässt sich
das beziffern?

Burger: Das lässt sich beziffern. Das reiche ich Ihnen sehr gern nach.

Frage: Eine Frage an das Auswärtige Amt, an das Entwicklungs- und das
Verteidigungsministerium. Ich würde gern wissen, ob sich die Proteste auf
den Einsatz der Bundeswehr, auf die Entwicklungsarbeit und die Arbeit der
Konsulate und Botschaften auswirken.

Routsi: Der Beitrag im Irak, den die Bundeswehr leistet, wird unverändert
fortgesetzt. Sie wissen ja, dass das Kabinett die Mandatsverlängerung
beschlossen hat. Ich gehe noch einmal ganz kurz auf die
Unterstützungsleistungen der Bundeswehr im Irak ein.

Zum einen sind wir ja in Taji, im Zentralirak, und führen dort Lehrgänge
durch, beispielsweise Feldlagerbetrieb und Logistik. In Erbil bieten wir
Ausbildung für das Führungspersonal und die Ausbilder an.

Wir nehmen das natürlich alles zur Kenntnis. Aber auf die Ausbildung der
Bundeswehr hat es derzeit keine Implikationen.

Burger: Die Arbeit der deutschen Botschaft in Bagdad und des deutschen
Generalkonsulats in Erbil sind auch nicht unmittelbar von den jüngsten
Ausschreitungen betroffen. Wir haben aber die Reise- und
Sicherheitshinweise auf unserer Website angepasst, um dem Rechnung zu
tragen.

Rock: Für die Entwicklungszusammenarbeit sind mir aktuell auch keine
Auswirkungen auf unsere Projekte bekannt.

Noch einen Nachsatz zu der Frage von dem Kollegen: Das Gesamtvolumen der
Entwicklungszusammenarbeit mit dem Irak beträgt 2,9 Milliarden US-Dollar.

Frage: Eine Frage an Herrn Burger: Sie haben die Verhältnismäßigkeit der
Sicherheitskräfte im Irak angesprochen. Nun werden die Sicherheitskräfte
allgemein für die große Zahl der Todesopfer verantwortlich gehalten. Die
Regierung selber verneint das und sagt, dass nicht scharf geschossen würde.
Es gibt auch Berichte, die von Scharfschützen sprechen, die auf die
Demonstranten schießen. Welche Erkenntnisse liegen denn der Bundesregierung
darüber vor?

Burger: Ich habe keine detaillierten Erkenntnisse, die helfen könnten, Ihre
Frage zu beantworten. Genau aus diesem Grund habe ich in meiner Erklärung
hier eingangs auch gesagt, dass es zur Beruhigung der Lage wichtig ist, die
Vorfälle der letzten Tage lückenlos aufzuklären.

Frage: Es geht um das Thema Türkei/Syrien. Am Wochenende fand ein Telefonat
zwischen den Präsidenten der Türkei und der USA statt. Daraufhin haben
US-Truppen in Nordsyrien ihre Offensivstellungen aufgegeben und mehr oder
weniger den Platz geräumt. Der türkische Außenminister hat davon
gesprochen, dass das Gebiet von Terroristen gesäubert werden müsse, was
auch immer er unter Terroristen versteht. In den letzten Tagen gibt es
Anzeichen dafür, dass da eine Offensive stattfinden soll.

Meine Frage ist dahingehend: Finden zurzeit von der Luftwaffe weiterhin
Aufklärungsflüge statt? Wenn ja, werden diese Erkenntnisse der Türkei zur
Verfügung gestellt, die sie vielleicht auch für diese Offensive nutzen
könnte?

Routsi: Sie wissen, dass - das ist hier schon sehr häufig Thema gewesen -
unser Engagement vor Ort auf den Kampf gegen den IS ausgerichtet ist. Die
Aufklärungsergebnisse, die wir uns im Rahmen dieses Mandats quasi
erfliegen, werden entsprechend eingesteuert und werden von den Partnern
ausschließlich für den Kampf gegen den IS genutzt werden können.

Zusatzfrage: Der türkische Außenminister sagt, dass dieser Kampf oder die
Offensive Terroristen gelten soll. Die Bundeswehr beziehungsweise die
Luftwaffe führt ja primär die Aufklärungsflüge im Kampf gegen den IS.
Verstehe ich das richtig, dass diese Daten auch für diese Offensive genutzt
werden können, die ja Terroristen gelten soll?

Routsi: Dafür müsste man aber annehmen, dass alle Terroristen dieser Welt
dem IS angehören, und das ist nicht der Fall. Noch einmal: Das Engagement
der Bundeswehr ist ausschließlich auf den Kampf gegen den IS ausgerichtet.

SRS'in Demmer: Vielleicht kann ich ganz allgemein etwas zur Situation
sagen.

Die Bundesregierung nimmt die wiederholten Ankündigungen türkischer
Politiker, eine einseitige Militäroperation in Nordsyrien zu starten, sehr
ernst. Ein solches militärisches Eingreifen würde zu einer weiteren
Eskalation in Syrien führen und zu einer fortgesetzten Destabilisierung des
Landes beitragen. Es hätte natürlich auch fatale sicherheitspolitische und
humanitäre Konsequenzen.

Ich möchte auch darauf hinweisen: Uns ist natürlich die besondere
sicherheitspolitische Lage der Türkei an der türkisch-syrischen Grenze sehr
bewusst. Die Türkei ist unmittelbarer Nachbar Syriens und ist deshalb in
besonderer Weise von den gewaltsamen Auseinandersetzungen in Syrien und den
daraus resultierenden Flüchtlingsströmen betroffen.

Gleichwohl darf der Erfolg im Kampf gegen die Terrormiliz IS, der ganz
wesentlich ja durch die syrischen Kurden mit Unterstützung der
internationalen Anti-IS-Koalition erkämpft wurde, nicht gefährdet werden.
Was Syrien jetzt braucht, ist ein Ende der Gewalt und Ansätze für
Stabilisierung.

Frage: Ich würde gern das Innenministerium fragen, ob diese türkischen
Pläne auch Thema bei den Gesprächen von Horst Seehofer in Ankara waren und
ob eine weitere Unterstützung der Türkei durch die Europäer vielleicht auch
dazu genutzt werden kann, die Türken von ihren Plänen in Nordsyrien
abzubringen.

Alter: Dieses Thema war Gegenstand der Gespräche. Die türkische Seite hat
das gegenüber dem Bundesinnenminister angesprochen. Der Bundesinnenminister
hat gegenüber der türkischen Seite signalisiert, dass die Bundesregierung
mit diesen Überlegungen derzeit ihre Probleme hat.

Zusatzfrage: Sind die Hilfen, die besprochen wurden, daran gekoppelt, dass
die Türken von diesen Plänen ablassen?

Alter: Das sind zwei Dinge, die nicht in einem unmittelbaren Zusammenhang
stehen. Denn unabhängig von diesem Aspekt, den Sie in Ihrer Frage
ansprechen, ist ja dennoch das Migrationspotenzial in der Türkei und auch
außerhalb der Türkei in Richtung der Türkei hoch. Deswegen sind diese Dinge
getrennt voneinander zu betrachten.

Frage: Ich habe eine Frage an Frau Demmer, aber auch an das BMI, Herrn
Alter. Nach meiner Kenntnis werden nur sehr vereinzelt IS-Gefangene in die
Bundesrepublik zurückgeholt. In anderen Staaten ist das anders. Sie haben
sich zum Teil umfänglich bereiterklärt, die Leute zurückzuholen. Es gab
jetzt Kritik aus den USA, dass die Bundesrepublik nicht genug helfe, die
Leute dort abzuziehen und hier strafrechtlich zu verfolgen. Warum ist das
so? Was ist da der Stand der Dinge?

Alter: Wir haben diese Position, die wir in diesem Punkt vertreten, hier an
dieser Stelle mehrfach deutlich gemacht. Es gibt keine generelle
Verweigerungshaltung unsererseits, diese Leute zurück nach Deutschland zu
nehmen, wenn sie einen Bezug zu Deutschland haben. Allerdings können wir
das nicht vorbehaltlos machen.

Zunächst einmal ist der Strafverfolgungsanspruch der Staaten zu
berücksichtigen, in denen sich diese Personen derzeit aufhalten. Wenn eine
Übernahme nach Deutschland in Frage kommt, dann kann das nur erfolgen, wenn
die Identität zweifelsfrei geklärt ist und diese Personen keine Gefahr für
die hiesige Bevölkerung darstellen. Das heißt also auch, dass im Vorfeld
klar sein muss, welche Maßnahmen sich hier in Deutschland anschließen. Das
wiederum macht es erforderlich, dass man diese Dinge prüft und jeweils im
Einzelfall entscheidet. Es kann keine pauschale Entscheidung über diese
Fälle geben.

Zusatzfrage: Andere Länder machen das aber offenbar anders oder klären
diese Identitätsfragen dann in Europa. Es entsteht dadurch natürlich eine
erhebliche Verzögerung. Ich stelle mir vor, dass es schwierig ist, diese
Identitäten zu klären.

Alter: Das ist so. Wie gesagt: Ich habe unsere Position gerade vorgetragen.
Ich kann die Position anderer Staaten hier an der Stelle nicht bewerten.

Frage: Herr Alter, Sie sagen, der Minister habe zum Ausdruck gebracht, dass
Deutschland Probleme mit türkischen Angriffsplänen hat. Das ist ja eine
milde Formulierung. Denn schon die Ankündigung eines möglichen
Militäreinsatzes hat Flüchtlingsbewegungen in Syrien und aus Syrien hinaus
verstärkt. Ein Angriff würde das noch einmal verstärken. Das würde
bedeuten, die Türkei schafft genau den Flüchtlingsdruck selbst, wegen dem
sie dann dafür werben, dass mehr europäische Unterstützung kommt. Müssen
Sie nicht doch überlegen, dann zu sagen: Nein, wenn die Türkei selbst
diesen Flüchtlingsdruck durch einen Militäreinsatz verstärkt, dann
finanzieren wir das nicht auch noch?

Alter: Das muss ich noch einmal genau sortieren, damit kein falscher
Eindruck entsteht. Diese Offensive im militärischen Bereich war nicht
Gegenstand der Gespräche mit unserem Bundesinnenminister, sondern die
türkischen Behörden haben - da haben wir uns jetzt möglicherweise
missverstanden - über die Idee der Einrichtung von Schutzzonen in
Nordsyrien gesprochen. Die Antwort des Bundesinnenministers richtete sich
auf dieses Thema.

Zusatzfrage: Gut. Dann frage ich hier nach. Dass die Türkei einen
Militäreinsatz erwägt, war ja an den Tagen der Reise schon bekannt. Warum
wurde das dann nicht thematisiert? Denn der Konnex, dass ein Militäreinsatz
Flüchtlingsströme verstärkt, die letztlich in der Türkei, in Griechenland
und irgendwann auch bei uns ankommen, war ja schon unübersehbar. Warum
wurde das nicht thematisiert?

Alter: Zunächst einmal sind beides Themen - sowohl die Frage einer
militärischen Aktivität als auch die Einrichtung von Schutzzonen -, die
außerhalb der Zuständigkeit des Bundesinnenministers liegen. Deswegen sind
die Themen auch von unserer Seite nicht auf die Tagesordnung gekommen.

Das Thema Schutzzonen ist von türkischer Seite angesprochen worden. Die
Antwort des Ministers habe ich Ihnen gerade mitgeteilt. Unabhängig davon
hat man sich über Migrationsfragen unterhalten und ist gemeinsam zu der
Auffassung gekommen, dass das Potenzial groß ist, dass man sich gemeinsam
mit dieser Frage beschäftigen muss und dass wir dort, wo die Türkei das für
richtig hält, auch Unterstützung prüfen werden. Aber das hat nichts mit
Militäroperationen zu tun. Das ist sozusagen die Perspektive des
Bundesinnenministers gewesen, der die Migration in Richtung Europa und
Deutschland im Blick hat.

SRS'in Demmer: Außerdem würde ich gern noch einmal darauf hinweisen, was
ich eben schon gesagt habe: Die Bundesregierung nimmt die Ankündigungen
sehr ernst. Ich hatte auch auf die humanitären Konsequenzen hingewiesen.
Dennoch würde ich hier gern noch einmal feststellen: Noch ist die Türkei ja
nicht aktiv geworden.

Burger: Wenn ich auch noch kurz ergänzen darf: Die Sorge gegenüber
möglichen einseitigen militärischen Aktivitäten der Türkei, die Frau Demmer
eben zum Ausdruck gebracht hat, bringen wir hier nicht zum ersten Mal zum
Ausdruck, sondern die Position, dass wir solche türkischen Überlegungen mit
großer Sorge betrachten, haben wir in der Vergangenheit sowohl hier als
auch im Gespräch mit der türkischen Seite immer wieder unterstrichen.
Insofern kennt die türkische Seite unsere Haltung dazu gut.

Frage: Eine Frage an Frau Routsi: Die Türkei ist ja Mitglied der
Counter-Daesh-Koalition und hat damit auch operationellen Zugriff auf die
Erkenntnisse dieser Koalition. Würden Sie denn ausschließen, dass die
Türkei bei einer möglichen Militäroperation auch auf Erkenntnisse, etwa von
deutschen Aufklärungsflügen, zurückgreift?

Routsi: Die Aufklärungsergebnisse - das habe ich ja gerade schon gesagt -,
die die Bundeswehr dort leistet, werden quasi in einen Topf der Koalition
eingespeist. Wer darauf zugreifen möchte, ist im Prinzip - -

Da geht es tatsächlich darum, dass man festhält, dass das für den Kampf
gegen den IS genutzt wird. Es gibt auch einen Red Card Holder, der in Katar
sitzt, der im Prinzip noch einmal schaut, dass das alles mandatskonform
abläuft.

Zusatzfrage: Aber das heißt, Sie können es nicht von vornherein
ausschließen?

Routsi: Ich kann Ihnen nur sagen, wozu sich alle verpflichtet haben.

Frage: Herr Alter, Sie haben beschrieben, dass es einer komplizierten
Einzelfallprüfung bedarf, wenn es um die Frage der IS-Gefangenen geht. Wenn
jetzt durch ein Militäreinsatz der Türkei in Nordsyrien ein erhöhter
Handlungsdruck entsteht, wirkt sich das irgendwie aus? Beschleunigt das den
Prozess? Hat das einen grundsätzlichen Einfluss auf den Umgang mit
IS-Kämpfern?

Burger: Frau Demmer hat gerade zu Recht gesagt: Noch ist ja keine Aktivität
festzustellen. Ich will jetzt auch nicht spekulieren. Die Position, die ich
vorgetragen habe, gilt heute. Insofern will ich mich an Spekulationen nicht
beteiligen.

Zusatzfrage: Ein drohender Militäreinsatz wirkt sich also jetzt noch nicht
auf den Umgang mit IS-Kämpfern aus?

Burger: Wir haben unsere Position deutlich gemacht. Es ist wichtig, dass
durch die Übernahme von mutmaßlichen IS-Kämpfern keine Gefahr für die
hiesige Bevölkerung besteht. Das hat oberste Priorität. Das wiederum kann
man aber nur dann einschätzen, wenn man auch die Identität geklärt hat.
Insofern gibt es zum gegenwärtigen Zeitpunkt keinen Bedarf an einer
Änderung dieser Auffassung.

Frage: Zu den Aktivitäten, die stattgefunden haben, gehört ja offenbar die
Inhaftnahme von fünf deutschen Staatsbürgern. Herr Burger, was können Sie
uns darüber sagen? Gibt es da einen inhaltlichen Zusammenhang zu möglichen
Militäraktionen der Türkei?

Burger: Wir haben im Laufe der vergangenen Woche von insgesamt sieben
Festnahmen deutscher Staatsangehöriger in der Türkei erfahren. Vier der
Festgenommenen befinden sich mittlerweile wieder auf freiem Fuß, wurden
aber nach unserer Kenntnis mit einer Ausreisesperre belegt. Das ist
natürlich zahlenmäßig und zeitlich eine Häufung von Verhaftungen in den
letzten Tagen. Allerdings erfolgten diese Festnahmen aufgrund von sehr
unterschiedlichen Tatvorwürfen. Insofern können wir derzeit keinen
allgemeinen Zusammenhang feststellen.

Zusatzfrage: Sie sehen also keinen expliziten Zusammenhang mit dem, was man
die Kurdenfrage nennt?

Burger: Wie gesagt, die Verhaftungen sind aufgrund von sehr
unterschiedlichen Tatvorwürfen erfolgt, und zumindest zum jetzigen
Zeitpunkt ist da aus unserer Sicht noch kein Zusammenhang zu
identifizieren. Wir beobachten die Situation aber weiter aufmerksam, und
für uns steht natürlich erst einmal im Mittelpunkt, jeden Einzelfall nach
den konsularischen Erfordernissen im Interesse der Einzelpersonen zu
betreuen.

Frage: An das BMI: Können Sie zahlenmäßig beziffern, wie viele mutmaßliche
IS-Kämpfer und Angehörige, also auch Frauen und Kinder, bisher überhaupt
nach Deutschland geholt wurden?

Alter: Diese Zahlen würde ich gerne nachreichen, die habe ich hier jetzt
nicht dabei.

Vorsitzende Wefers: Dann kommen wir zum Thema Klimaschutz, weil das auch
von großem Interesse war.

Frage: Nach meiner Kenntnis findet jetzt im Kanzleramt noch einmal ein
Treffen zu den Konditionen des Klimapaketes statt, die noch einmal
nachgeschärft werden. Wer nimmt daran teil und was genau wird da eigentlich
besprochen?

SRS'in Demmer: Das hatten wir hier ja in der vergangenen Woche schon
erläutert. Das ist jetzt ein ganz normaler Abstimmungsprozess. Das
Klimaschutzprogramm wird am Mittwoch im Kabinett sein. Über interne
Arbeitsprozesse geben wir hier ja grundsätzlich keine Auskunft, aber ich
würde, weil es dazu jetzt ja auch viel Berichterstattung gibt, an dieser
Stelle gerne noch einmal sagen: Es gelten nach wie vor die Eckpunkte, die
ja schon im Kabinett waren und die am 25. September dort beschlossen worden
sind. Es geht uns darum, sicherzustellen, dass die Klimaziele 2030
eingehalten werden und dass die im Klimaschutzplan 2050 festgelegten Ziele
umgesetzt werden. Daran halten wir weiterhin fest, und das wird am Mittwoch
im Kabinett sein.

Zusatzfrage: Wenn Sie sagen, es gälten weiter die Eckpunkte: Sind Sie dann
mit den Nachschärfungen, die offenbar auf Wunsch der Union über das
Wochenende erfolgten, aus Sicht des Kanzleramtes nicht einverstanden?

SRS'in Demmer: Ich würde sagen, es handelt sich hier um den ganz normalen
Arbeits- und Abstimmungsprozess und es gelten nach wie vor die Eckpunkte,
die beschlossen worden sind. Die werden am Mittwoch eben in einem auf 200
Seiten ausformulierten Klimaschutzprogramm durch das Kabinett gehen.

Vorsitzende Wefers: Herr Fichtner ergänzt.

Fichtner: Ich habe erst einmal eine Frage: Reden Sie gerade über das
Maßnahmenprogramm mit 200 Seiten oder reden Sie über das Klimaschutzgesetz?

Zusatz: Über das Klimaschutzgesetz.

Fichtner: Ach tatsächlich? Die Antwort bezog sich gerade auf ein anderes
Thema. Es ist wichtig, dass wir noch einmal klarziehen, dass das
unterschiedliche Dinge sind, und oft wird unter "Klimapaket" beides
subsummiert.

SRS'in Demmer: Genau - ich habe zum Klimaschutzprogramm gesprochen.

Vorsitzende Wefers: Vielleicht machen Sie noch einmal ein kurzes Intro und
beschreiben, was was ist?

Fichtner: Ich könnte einfach noch einmal erzählen, was uns zum Thema
Klimaschutzgesetz gerade so durch den Kopf geht. Wir im Umweltministerium
sind ja gerade mit sehr viel Meinung und auch mit sehr vielen
Missverständnissen konfrontiert, deswegen kann ich nur ermutigen: Lesen Sie
den Gesetzentwurf, der auf der Homepage als Referentenentwurf des BMU
verfügbar ist, und fragen Sie nach. Wir haben auch nichts dagegen, wenn man
erst einmal überlegt, ob es vielleicht gute Gründe für Veränderungen gibt.
Nicht alles, was sich von dem unterscheidet, was im Februar einmal
vorgeschlagen worden ist, ist schlechter; manches ist auch besser.

Zum Verfahrensstand: Die Ressortabstimmung zum Klimaschutzgesetz läuft
derzeit. Wir haben am Samstag die Verbändeanhörung eingeleitet und in dem
Zuge auch den Referentenentwurf online auf unsere Webseite gestellt. Das
heißt, alles, was ich Ihnen jetzt erläutere, muss nicht das sein, was dann
demnächst auch im Kabinett beschlossen wird, sondern das ist alles unter
dem Vorbehalt, dass es sich um einen Referentenentwurf und eben nicht um
etwas Fertiges handelt. Das ist halt noch im Gespräch.

Was hat uns bei der Erstellung dieses Entwurfs bewegt? Wir haben uns genau
angesehen, was in der Vergangenheit in der deutschen Klimapolitik falsch
gelaufen ist. Wovon gab es zu wenig, wovon gab es zu viel? Gab es zum
Beispiel zu unkonkrete Fernziele? Ich glaube: Nein. Gab es zu wenige
Expertenkommissionen mit guten Ratschlägen? Das sehe ich auch nicht; wir
haben sehr viele Expertenkommissionen, daran gab es keinen Mangel, und gute
Ideen gibt es auch viele.

Was es zu wenig gab, waren Verbindlichkeit und Klarheit, wer in der
Regierung wann was genau zu tun hat. Genau da setzt das Klimaschutzgesetz
an, und es enthält genau das, was auch die Bundesumweltministerin
angekündigt hat. Der Kern sind jahresscharfe Klimaziele für jeden einzelnen
Sektor von 2020 bis 2030, die dazu führen werden, dass sich beim
Klimaschutz niemand mehr davonstehlen kann. Wir haben eine klare Zuordnung
der Verantwortlichkeit. So wie früher, als sich jeder und niemand
verantwortlich fühlen konnte oder musste, wird es künftig nicht mehr
laufen.

Wir haben auch das klare Ziel der Treibhausgasneutralität 2050. Manche
finden das beim Schnelllesen nicht. Ich kann Ihnen verraten: Es befindet
sich in 1. Da ist von Treibhausgasneutralität bis 2050 als langfristigem
Ziel die Rede - können Sie selber nachlesen. Das hat zur Folge, dass keine
Branche mehr glauben kann, sie wäre nicht betroffen. Auch das ist ein
fundamentaler Unterschied zur Vergangenheit: Wir hatten in der
Vergangenheit das Ziel, um 80 bis 95 Prozent zu mindern, und wenn man
Treibhausgase um 80 bis 95 Prozent mindern will, kann jeder noch glauben,
er wäre vielleicht nicht betroffen, weil ja noch 5 bis 20 Prozent übrig
bleiben. Das ist vorbei, und das hat natürlich auch Folgen für viele
Branchen, die sich langfristig Gedanken machen.

Wenn Sie möchten, gehe ich auf einzelne Punkte ein, oder ich warte auf die
Fragen dazu.

Vorsitzende Wefers: Ich würde sagen, ich mache jetzt noch - -

Fichtner: Sie nehmen auch die einzelnen Punkte, gut.

Vorsitzende Wefers: Ich dachte eher anders herum.

Fichtner: Ich kann vielleicht noch als Fazit sagen: Von einer Abschwächung,
wie hier manche behauptet haben, kann keine Rede sein. Der für die
Klimapolitik entscheidende Kern ist voll wirksam.

Frage: Einfach nur noch einmal zur Klarstellung: Dieses jährliche
Monitoring mit unabhängigen Experten, wo Ministerien für den Fall, dass die
Klimaziele nicht erreicht werden, geradestehen müssen, bleibt wie gehabt,
und es wird dann nicht jährlich nachjustiert, dass sich die Ziele dann
vielleicht jeweils auf ein anderes Ministerium verschieben oder, sagen wir
einmal, ausgeglichen werden?

Fichtner: Genau, das Nachjustieren bleibt. Entscheidend ist die Tabelle mit
den sektorscharfen Zielen. Da finden Sie nicht nur ein Klimaziel am Ende,
sondern Sie finden für jedes Jahr und jeden Sektor einen linearen Pfad.

Jetzt kann es natürlich sein, dass wir in manchen Bereichen schneller einen
technologischen Durchbruch bekommen als in anderen Bereichen. Nehmen wir
als ein Beispiel einmal die Gebäudesanierung - Marktdurchdringung von
klimafreundlichen Heizungen - und als anderes Beispiel die Frage "Wie
schnell verbreitet sich Elektromobilität?". Wenn man jetzt annimmt, dass
die Elektromobilität super läuft und die Marktdurchdringung bei den
klimafreundlichen Heizungen nicht so gut läuft, dann kann der
Verkehrsminister zum Bauminister gehen und sagen: Wollen wir nicht ein
bisschen was tauschen? Das ist aber, ehrlich gesagt, kein Schaden, solange
am Ende das gemeinsame Ziel erreicht wird. Man muss immer den Tauschpartner
finden, der dazu bereit ist, man muss das im Klimakabinett besprechen, aber
das Ziel steht am Ende.

Dann wird gerade behauptet, es würde auf Kosten der Kohlekumpel verschoben
werden können. Auch das stimmt nicht. Wenn Sie sich 4 anschauen, dann
sehen Sie, dass darin steht, dass alles, was hinterher per Rechtsverordnung
geändert werden kann, im Einklang mit der Erreichung der Klimaschutzziele
dieses Gesetzes und mit den unionsrechtlichen Anforderungen stehen muss.
Unionsrechtliche Anforderungen: Das ist Europarecht. Darin steht zum
Beispiel, dass man nicht einfach so zwischen dem Energiesektor, der im
Emissionshandel geregelt wird, und anderen Sektoren hin und her schieben
kann; das ist schon getrennt. Wir haben aus dem Europarecht auch
Obergrenzen für das deutsche Budget, die bei uns dann wiederum auf einzelne
Branchen verteilt werden. Auch daran ist nicht zu rütteln.

Frage: Wieso wird das Etappenziel 2040 dann nicht mehr erwähnt
beziehungsweise thematisiert?

Fichtner: Auch das ist aus unserer Sicht kein Schaden. Warum nicht? Weil
wir endlich das Ziel Treibhausgasneutralität 2050 im Gesetz haben. Das
heißt, wir haben eine ganz klare Zielmarke für 2050 und wir haben eine
Zielmarke für 2030 - 55 Prozent. Jetzt ist denkbar, dass es auf
europäischer Ebene weitere Entwicklungen gibt. Die designierte
Kommissionspräsidentin hat angekündigt, dass sie Vorschläge für ein
angehobenes europäisches Klimaziel machen will. Auch das muss man
berücksichtigen, wenn man dann eines Tages eines Linie zwischen 2030 und
2050 legt. Das bisherige Ziel von 70 Prozent für 2040 kann, muss aber nicht
auf dieser Linie liegen. Es ist in der Tat eine Folgefrage, aber aus
unserer Sicht für die Klimaschutzpolitik kein Verlust, das jetzt nicht
festzuschreiben.

Frage: Herr Fichtner, eigentlich sollte ja der Klimarat einmal im Jahr ein
Gutachten erstellen. Ich lese bei den Kritikern, dass auch das entfallen
soll. Auch das wird unter Abschwächung subsummiert. Wie verhält es sich
damit?

Fichtner: Das ist das, was ich am Anfang meinte mit "Haben wir eigentlich
zu wenige Expertengremien?". Ich glaube nicht. Wir reduzieren oder wir
ändern die Rolle dieses Gremiums auf eine, die sich mit den
Zahlengrundlagen beschäftigt; wir wollen nämlich keine Zeit verlieren. Es
wird so sein, dass jedes Jahr im März das Umweltbundesamt die Daten erhebt
und veröffentlicht, so wie es das bisher auch schon macht. Wenn man dann
feststellt, dass wir nicht auf Kurs sind, haben wir eben nicht die Zeit,
monatelang erst einmal Expertengremien tagen zu lassen, sondern dann ist so
schnell wie möglich die Regierung mit Sofortprogrammen am Zug. Deswegen ist
vorgesehen, dass die Experten zwar zwischengeschaltet sind, aber maximal
einen Monat lang Zeit haben. Diesen Monat sollten sie nutzen, um sich auf
eine gemeinsame Zahlenbasis zu verständigen, damit wir uns den Streit über
Zahlen in der Regierung danach sparen können.

Frage: Herr Fichtner, wie erklären Sie sich dann die massive Kritik, die
heute unisono von den Umweltverbänden kommt? BUND, Naturschutzring,
Deutsche Umwelthilfe: Alle sagen, der Entwurf sei verwässert worden. Sie
sagen genau das Gegenteil. Haben die alle falsch gelesen?

Fichtner: Ich hatte jetzt nicht die Zeit, das im Detail nachzulesen, aber
ich habe viele Beispiele gefunden, wo offenbar die Zeit zum Lesen fehlte.
Zum Beispiel stimmt der Vorwurf nicht, das würde dann in den Energiesektor
übertragen; auch die Vermutung, man würde hinterher das Gesamtziel
aufweichen, wenn man die Aufteilung zwischen den Sektoren ändert, stimmt
nicht. Nennen Sie mir einen Vorwurf, der stimmt, und ich nehme dazu
Stellung.

Zusatzfrage: Na ja, es gab einige Punkte: Das Stichwort Klimarat ist gerade
schon angesprochen worden. Ein weiterer Punkt, der angesprochen wurde, sind
fehlende Sanktionen für den Fall, dass ein Sektor seine Klimaziele nicht
erreicht oder verfehlt. Da waren im Februar in dem ersten Entwurf sehr
scharfe Sanktionen vorgesehen; die fehlen jetzt offenkundig, und das wird
auch moniert.

Fichtner: Es gibt gesetzliche Verbindlichkeit für die einzelnen
Sektorziele, und es gibt darüber die europarechtliche Verpflichtung,
Zertifikate bei anderen Mitgliedstaaten zu kaufen; es kostet also Geld für
den Bundeshaushalt. Auch das ist unverändert. In der Regierungspraxis - so
unsere Prognose - wird das dazu führen, dass es in Zukunft für Minister
eben nicht leicht wird, sich im Umgang mit dem Finanzminister zu behaupten,
wenn man seine Klimaziele nicht erfüllt.

SRS'in Demmer: Ich möchte Herrn Fichtner da noch einmal ausdrücklich
unterstützen: Die Bundesregierung setzt ja bei der Umsetzung des
Klimaschutzprogramms auf größtmögliche Transparenz und Erfolgskontrolle.
Sie wird die Einhaltung dieser Klimaziele insgesamt und die Fortschritte in
den einzelnen Sektoren eben jährlich genau ermitteln und das durch einen
Expertenrat begleiten lassen, und wenn die Ziele nicht erreicht sind, muss
in den einzelnen Sektoren entsprechend nachgesteuert werden.

Zusatzfrage : Herr Fichtner, noch einmal zum Stichwort Sanktionen: Es war
im Februar so kommuniziert worden, dass es, wenn zum Beispiel der
Verkehrssektor nicht liefert und seine Ziele verfehlt, teuer würde, weil
zum Beispiel auf europäischer Ebene Emissionszertifikate zugekauft werden
müssten, und dieser Kauf und diese Milliarden, die da möglicherweise fällig
würden, würden dann auf den Verkehrssektor angelastet werden, sodass sich
ein Verkehrsminister dann im Grunde überlegen muss: Kann ich eine Autobahn
bauen oder kann ich das nicht, weil ich stattdessen CO2-Zertifikate kaufen
muss? So war der Sinn dieses Gesetzes im Februar kommuniziert worden. Jetzt
fehlen solche Sanktionen, und deshalb sagen Umweltverbände, das sei eine
Abschwächung.

Fichtner: Über das Beispiel, das Sie nennen, haben wir auch nachgedacht. Es
besteht ja die Gefahr, dass die Wahl dann nicht die zwischen Autobahn und
Klimaschutz, sondern die zwischen Klimaschutz und Strafzahlungen ist. Man
muss ja damit rechnen, dass gerade die Sektoren, die Schwierigkeiten bei
der Erreichung ihrer Klimaziele haben, tendenziell eher mehr Geld brauchen
als weniger. Deswegen sind solche schematischen Lösungen am Ende nach
unserer Überzeugung nicht unbedingt richtig. Vielmehr ist es da sinnvoller,
im Klimakabinett natürlich auch mit dem Finanzminister zu schauen: Wie
bekommt man es hin, dass man die Klimaziele erreicht und eben nicht das
Geld in Zertifikate aus dem Ausland stecken muss? Dass das
Finanzministerium da zu einem starken Verbündeten geworden ist, und zwar
eben durch diese europarechtliche Zahlungspflicht, die ansonsten droht, ist
auch eine Veränderung des letzten Jahres.

Frage: Herr Fichtner, auch zu den Sanktionen - ich habe es noch nicht ganz
kapiert -: Wer muss denn dann die Sanktionen aussprechen und auch
durchsetzen? Muss das dann das Bundesfinanzministerium machen, wird das
dann von Brüssel gemacht, oder wie darf ich mir das vorstellen? Ganz
konkret: Wird dann beispielsweise aus dem Verkehrsetat - oder dem Etat
eines anderen Ministeriums; ich will den Verkehr hier nicht herausziehen -
eine bestimmte Summe abgezogen, weil die Emissionsziele nicht erreicht
wurden?

Fichtner: Was Sie richtig sehen, ist, dass es hier um ein Gesetz geht, das
die Regierung bindet und nicht die Menschen da draußen. Allerdings schwingt
da immer so eine Selbstverständlichkeit mit, dass Ministerien sich nicht an
Gesetze hielten. Das würde ich jetzt erst einmal zurückweisen. Vielmehr
haben wir gesetzlich verbindliche Sektorziele, und man muss erst einmal
davon ausgehen, dass die auch eingehalten werden.

Sie fragen außerdem: Was passiert, wenn die Ziele trotzdem nicht
eingehalten werden? Die Ministerin hat dazu letzte Woche im
"ZEIT"-Interview Stellung genommen. Da war die Antwort auf diese Frage:

"Sie hätten sichtbar gegen das Klimaschutzgesetz verstoßen, das ist kein
Spaß in der öffentlichen Wahrnehmung. Sie müssten innerhalb von drei
Monaten ein Sofortprogramm vorlegen."

Das ist natürlich das eigentliche Gegenmittel gegen Zielverfehlung. Es geht
ja nicht darum, einfach Geld aufzutreiben, sondern es geht darum, das
Problem zu lösen.

"Und sie bekämen es mit dem Finanzminister zu tun. Denn die Bundesregierung
müsste ja, wenn wir in Deutschland im Verkehr, in Gebäuden, der Kleinen
Industrie oder der Landwirtschaft mehr COsstoßen, als uns zusteht,
Zertifikate von Nachbarländern kaufen, und das kostet richtig Geld."

Zusatzfrage: Die Expertise beziehungsweise die genauen Zahlen für
Unterschreitungen oder vielleicht Einhaltung kommen dann vom Klimarat, oder
woher kommen die? Es geht ja darum, dass die dann unstrittig sind.

Fichtner: Welche Zahlen meinen Sie?

Zusatz: Die Zahlen, die dann jeweils für die einzelnen Sektoren gelten.

Fichtner: Die Zahlen, wie es um die Emissionen in Deutschland bestellt ist,
kommen vom Umweltbundesamt und werden dann von der Expertenkommission - mit
maximal einem Monat Zeit - validiert.

Frage: Herr Fichtner, da Sie am Anfang von jahresscharfen Zahlen sprachen:
Warum verzichten Sie, wenn dieses Instrument sinnvoll, nach 2030 darauf?
Bis Februar war das ja eine sinnvolle Fortsetzung. Warum ist also etwas bis
2030 als Planungs- und Steuerungsinstrument sinnvoll, danach aber nicht
mehr?

Zweitens. Das, was Sie eben beschrieben haben, bedeutet natürlich im
Vergleich zum Februar, dass einzelne Sektoren und ihre politisch
Zuständigen ein Stück weit aus der Verantwortung herausgenommen werden.

Fichtner: Nein.

Frage: Wenn ich versuchen darf zu erläutern, warum ich diesen Eindruck
habe: Im Februar klang es noch so, dass es, wenn beispielsweise der
Verkehrssektor seine Sektorziele nicht erfüllt, Sache des Ressorts Verkehr
ist, Abhilfe zu schaffen. Jetzt klingt es so, als wenn der Verkehrsminister
sozusagen - familiär gesprochen - zu einem anderen Familienangehörigen
gehen und sagen kann: Hilf mir doch einmal ein bisschen, ich kann meine
Schulden nicht bedienen. Das ist doch eine Entlastung dieses Ressorts?

Fichtner: Das war übrigens aber auch nie anders geplant.

Zusatz: Mit Verlaub: Das klang im Februar anders.

Fichtner: Gut, dass Sie fragen, dann können wir dieses Missverständnis
aufklären. Die Tabelle mit den sektorscharfen Zielen kennen Sie vom
Februar. Dass wir Tauschmöglichkeiten zwischen einzelnen Sektoren anbieten -
 was nur sehr eingeschränkt gilt, nämlich zwischen den Sektoren Gebäude,
Verkehr und Landwirtschaft -, halten wir für richtig, eben weil sich die
technologischen Entwicklungen in den nächsten Jahren auch unterscheiden
können und manches anders laufen kann als prognostiziert. Allerdings
funktioniert ja auch das wiederum nur, wenn jemand einen Tauschpartner
findet. Da muss man sich also im Klimakabinett einig werden. Vollkommen
klar ist, dass die Gesamtsumme der Emissionseinsparungen am Ende gleich
bleiben muss.

Sie hatten gerade außerdem gefragt, was 2030 ist. Diesbezüglich waren auch
im Februar keine weitergehenden Zahlen enthalten. Ich glaube, dass auch das
richtig ist, und zwar zum einen, weil wir da die europarechtlichen
Rahmenbedingungen noch nicht kennen, und zum anderen, weil tatsächlich die
Technologieentwicklung über einen so langen Zeitraum so detailliert schwer
vorherzusehen ist.

Frage: Herr Fichtner, garantiert denn Ihrer Einschätzung nach das
Klimaschutzgesetz in dieser Fassung, dass innerhalb der nächsten zehn Jahre
keine Milliardenzahlungen auf Steuerzahler zukommen, weil Sie nach der
europarechtlichen Verpflichtung Zertifikate aus dem Ausland nachkaufen
müssen?

Fichtner: Es organisiert das Verfahren, um genau das zu vermeiden - ich
glaube, so viel kann man sagen -, und zwar vor allem durch die
Verpflichtung, bei Zielverfehlungen in einzelnen Sektoren innerhalb von
drei Monaten ein Sofortprogramm vorzulegen. Das ist die Pflicht, die der
zuständige Ressortminister dann hat. Ziel dieses Sofortprogramms wird dann
natürlich sein, das Ziel zu erreichen und solche Zahlungen zu verhindern;
denn die politische Aussage ist ja ganz klar, dass wir die Investitionen in
eine klimaverträgliche Infrastruktur bei uns stecken und nicht für
Zertifikate aus dem Ausland ausgeben.

Frage: Frau Demmer hat gerade gesagt, es gebe klare Sektorenziele. Wenn die
nicht erreicht werden würden, dann käme es zu Sanktionen. Sie, Herr
Fichtner, haben gerade gesagt, die Minister hätten die Möglichkeit, wie
beim Autoquartett untereinander zu tauschen. Was gilt denn jetzt
eigentlich?

SRS'in Demmer: Das eine schließt das andere ja nicht aus. Meine
Formulierung war einfach eine allgemeinere, würde ich sagen.

Zusatz: Okay, es gilt also das Tauschprinzip. Wenn ein Ministerium das
Sektorziel verfehlt, dann hat es im Prinzip die Möglichkeit, mit einem der
anderen drei Ministerien, die Sie genannt haben, zu tauschen.

SRS'in Demmer: Entscheidend ist doch, dass wir das Ziel am Ende erreichen!

Zusatz: Mir geht es nur darum, auf welchem Weg dieses Ziel möglicherweise
erreicht wird.

Fichtner: Wir können überlegen, wie realistisch das ist und wo eigentlich
der Schaden wäre.

Vorsitzende Wefers: Sie wollten die Frage also nicht beantworten.

Fichtner: Wieso? Wir haben sie doch beantwortet!

Vorsitzende Wefers: Sie sagten "Jetzt können wir fragen, dass". Ich hatte
nur - - -

SRS'in Demmer: Ich hoffe, wir haben hinreichend ausgeräumt, dass es eine
Diskrepanz zwischen unseren beiden Aussagen gibt.

Frage: Meine Frage bezieht sich eigentlich auf die Windenergiepunkte. Ich
weiß nicht, ob das das gleiche Thema ist. Herr Fichtner, mich würde
interessieren: Was sagen Sie zu dem Vorschlag von Herrn Altmaier, dass der
Artenschutz jetzt eingeschränkt werden soll, um den Ausbau der Windenergie
an Land voranzutreiben?

Fichtner: Ich muss gestehen, dass ich heute keine Zeit dafür hatte, das
nachzulesen. Hoffentlich klappt es heute Nachmittag!

Zusatzfrage: Kann man das dann nachreichen oder nicht?

Fichtner: Ja, hoffentlich.

Zusatz: Die "WELT" hat am Sonntag schon darüber berichtet!

Frage: Ich habe eine Frage an das Wirtschaftsministerium, aber vielleicht
auch an das Auswärtige Amt. Sie betrifft die Rüstungsexporte nach
Saudi-Arabien beziehungsweise in den Jemen. Frau Güttler, laut Ihrem
Ministerium wurden Rüstungsexporte im Wert von mehr als 800 Millionen Euro
innerhalb der ersten drei Quartale nach Saudi-Arabien exportiert, und auch
die Vereinigten Arabischen Emirate, die ja auch eine Kriegspartei im
Jemen-Krieg ist, sind unter den Top-10-Empfängerländern. Wie ist das mit
Ihrer restriktiven Rüstungspolitik vereinbar? Welche Garantien haben Sie,
dass diese Waffen nicht im Jemen-Konflikt benutzt werden?

Güttler: Ich möchte das gerne kurz allgemein einordnen. Die Bundesregierung
verfolgt eine restriktive und verantwortungsvolle Rüstungspolitik. Über die
Erteilung von Genehmigungen für Rüstungsexporte entscheidet die
Bundesregierung im Einzelfall und im Lichte der jeweiligen Situation nach
sorgfältiger Prüfung außen- und sicherheitspolitischer Erwägungen.

Zu den rechtlichen Grundlagen: Das war gerade auch am Freitag Thema in der
Regierungspressekonferenz. Insofern werde ich das an dieser Stelle nicht
wiederholen.

Zu den konkret berichteten Zahlen: Ich kann Sie auf unsere Antwort auf die
Parlamentarische Anfrage 469 auf unserer Homepage verweisen.

Ganz konkret, weil Sie Saudi-Arabien genannt haben: Bitte schauen Sie hier
noch einmal genau nach. Möglicherweise haben Sie das mit Ägypten
verwechselt. Saudi-Arabien ist nicht unter den in der Anfrage genannten
Hauptempfängerländern.

Demnächst wird die Bundesregierung auch ihren Halbjahresbericht zu
Rüstungsexporten vorlegen, in dem wir noch einmal ausführlich berichten
werden.

Auch noch einmal allgemein zur Einordnung der Zahlen: Die Summe der
Genehmigungswerte innerhalb eines Berichtszeitraums, wie sie jetzt in der
Antwort auf die Parlamentarische Anfrage genannt wurde, ist allein kein
tauglicher Gradmesser für die Rüstungsexportpolitik der Bundesregierung.
Grund hierfür ist, dass vielmehr auch die Art der Güter und der jeweilige
Verwendungszweck bei der Bewertung zu berücksichtigen sind. Als Beispiel
sei einmal genannt: Rüstungsexporte umfassen beispielsweise auch das
Sicherheitsglas für Botschaftsgebäude oder Fahrzeuge für UN-Missionen.
Zudem muss berücksichtigt werden, dass die Statistik regelmäßig durch die
Genehmigung einzelner oder mehrerer Großprojekte maßgeblich beeinflusst
wird. Deren Genehmigung fällt einmal gerade in den einen oder den anderen
Berichtszeitraum. In diesem Zusammenhang relevant ist auch die
Regierungsbildung im Jahr 2018, die dazu geführt hat, dass Genehmigungen in
das Jahr 2019 verlagert wurden.

Hauptempfängerland war in den ersten Monaten 2019 mit rund 1,77 Milliarden
Euro das EU- und Nato-Land Ungarn. Der Genehmigungswert für Ägypten ist
bereits aus den Halbjahreszahlen bekannt gewesen und hat sich seitdem nicht
verändert. Auf den Plätzen dahinter folgen das Vereinigte Königreich mit
433 Millionen Euro und die Vereinigten Staaten mit 378 Millionen Euro.

Zusatzfrage: Ich stelle noch einmal meine Frage: Welche Garantien haben Sie
dafür, dass deutsche Waffen nicht im Jemen-Krieg benutzt werden?

Güttler: Zu den Post-Shipment-Kontrollen, die wir durchgeführt haben: Hier
gab es eine Pilotphase, über die wir auch bereits berichtet haben. Diese
Pilotphase evaluieren wir jetzt.

Ich kann noch einmal nennen: Bisher gab es sieben Vor-Ort-Kontrollen,
konkret in Südkorea, den Vereinigten Arabischen Emiraten, Indonesien,
Malaysia, Brasilien und Jordanien. Diese Vor-Ort-Kontrollen wurden alle
ohne Beanstandungen durchgeführt.

Zusatzfrage: Herr Burger, Sie betonen immer wieder die Notwendigkeit einer
politischen Lösung des Jemen-Konflikts. Wie förderlich sind diese
Waffenexporte in diese Länder, was gerade das Anstreben einer politischen
Lösung betrifft?

Burger: Ich weiß nicht, ob die Lieferungen nach Ungarn, in das Vereinigte
Königreich usw., über die die Kollegin gerade gesprochen hatte, jetzt in
einem Zusammenhang mit dem Jemen-Konflikt stehen. Ich kann Ihnen sagen,
dass der Konflikt im Jemen und die Bemühungen um eine politische Lösung
auch ein wichtiger Gegenstand der Gespräche war, die der Außenminister am
Rande der Generalversammlung der Vereinten Nationen in New York geführt
hat. Wir unterstützen auf ganz vielen verschiedenen Ebenen die Bemühungen
des Sondergesandten der Vereinten Nationen, hier zu einem Waffenstillstand
und einer Umsetzung der in Stockholm beschlossenen Punkte zu kommen. Das
steht für uns bei allem, was wir im Jemen tun, im Mittelpunkt unserer
Bemühungen.

Frage: Frau Güttler, Sie haben erwähnt, dass die Zahlen allein kein
tauglicher Gradmesser sind. Deshalb wollte ich noch einmal wissen, welche
Rüstungsgüter die Genehmigungen für Ägypten und welche die Genehmigungen
für die Vereinigten Arabischen Emirate betreffen.

Güttler: Wie Sie sicherlich wissen, können wir an dieser Stelle über
Einzelfälle von Genehmigungsbescheiden keine Auskunft geben.

Frage: Frau Güttler, der bisherige Spitzenwert von Rüstungsexporten - Sie
dürfen mich gerne korrigieren - lag 2015 bei 7,8 Milliarden Euro. Es gab
jetzt in den ersten drei Vierteln des Jahres Rüstungsexporte im Wert von
mehr als 6 Milliarden Euro. Das heißt, wir werden den Spitzenwert am Ende
des Jahres wahrscheinlich übertreffen. Selbst wenn man die üblichen
Verzögerungen bei Bestellungen etc. einberechnet, ist das enorm viel. Wie
passt das denn mit der von Ihnen vorgetragenen restriktiven
Rüstungsexportpolitik der Bundesregierung zusammen?

Güttler: Da könnte ich die längeren Ausführungen, die ich bereits gemacht
habe, jetzt nur wiederholen. Ich habe die Zahlen allgemein eingeordnet, und
die Genehmigungswerte allein sind kein tauglicher Gradmesser für die
Rüstungsexportpolitik der Bundesregierung.

Zusatzfrage: Die Exporte für die Vereinigten Arabischen Emirate - dabei
geht es um Technik von Jenoptik - wurden nach einer Neueinschätzung der
Lage und der Rolle der Vereinigten Arabischen Emirate genehmigt. Herr
Burger, was beinhaltet denn die Neueinschätzung der strategischen Rolle der
Vereinigten Arabischen Emirate, sodass man jetzt von der etwas
restriktiveren Politik wieder auf eine etwas offenere Rüstungspolitik
umgeschwenkt ist?

Burger: Ich würde dem Vorhalt, den Sie mir hier machen, widersprechen. Wir
haben über das Thema in der vergangenen Woche - ich glaube, am Freitag in
der Regierungspressekonferenz - gesprochen. Wie die Kollegin gesagt hat:
Über Erwägungsgründe für einzelne Entscheidungen im Bundessicherheitsrat
dürfen wir leider keine Auskunft geben.

Zusatzfrage: Es tut mir leid, dass ich noch einmal ein bisschen hartnäckig
bin. Wenn die Bundesregierung schreibt, man habe das genehmigen können,
weil es eine neue Einschätzung der Rolle der Vereinigten Arabischen Emirate
gebe, dann würde mich schon interessieren, was denn diese neue Einschätzung
begründet.

Burger: Ich weiß nicht, wo die Bundesregierung das geschrieben hat. Hier an
dieser Stelle haben wir das jedenfalls nicht gesagt.

Zuruf: In dem Schreiben an den Ausschuss!

Burger: Was ich Ihnen sagen kann, ist, dass die Vereinigten Arabischen
Emirate in den letzten Monaten ja auch öffentlich zu ihrer Haltung zum
Jemen-Krieg Stellung genommen haben, dass Truppenteile aus dem Jemen
abgezogen wurden und dass man sich für eine politische Lösung im Jemen
engagiert. Ja, das kann ich einfach nur so wiedergeben.

Was ich hier am Freitag zu dieser Frage gesagt habe, ist, dass wir
selbstverständlich zu jedem Zeitpunkt, an dem eine Entscheidung zu treffen
ist, alle Informationen heranziehen, die uns zur Bewertung der Lage zu
diesem Zeitpunkt zur Verfügung stehen.

Vorsitzende Wefers: Sie wollten noch sagen, in welchem Schreiben das steht.

Zusatz: In dem Schreiben an den Wirtschaftsausschuss.

Vorsitzende Wefers: Möchte sich vielleicht noch ein anderes Haus dazu
äußern, weil das vielleicht gar nicht in Ihrer Zuständigkeit liegt?

Güttler: Nein. Wenn noch einmal auf das Schreiben an den
Wirtschaftsausschuss Bezug genommen wird: Sie wissen, dass Entscheidungen
des Bundessicherheitsrates geheim sind. Diese Vertraulichkeit ist gegenüber
der Öffentlichkeit nicht aufgehoben, sondern nur gegenüber dem Bundestag.
Insofern können wir uns hier dazu nicht äußern. Das war auch bereits
Gegenstand der Regierungspressekonferenz am Freitag.

Frage: Frau Güttler, Sie haben erwähnt, dass in den verschiedenen Ländern
Vor-Ort-Kontrollen durchgeführt werden. Meine Frage ist: Werden diese im
Vorfeld angekündigt, oder sind das spontane Vor-Ort-Kontrollen?

Güttler: Zu den Einzelheiten der Post-Shipment-Kontrolle kann ich Ihnen
hier jetzt keine Auskunft geben. Wenn ich dazu noch etwas nachreichen kann,
dann mache ich das gerne.

Frage: Frau Güttler, das Argument, dass Zahlen als alleiniger Maßstab nicht
ausreichend wären, ist nicht neu. Das hören wir hier regelmäßig. Auf der
anderen Seite sind genau diese Zahlen die Währung, in der verglichen wird.
Es ist ja nicht davon auszugehen, dass neue Höchstwerte durch Unmengen an
Sicherheitsglas erreicht werden. Können Sie uns gegebenenfalls nachliefern,
wie sich die Ausgaben sektoral entwickeln, auch im Vergleich zu früheren
Jahren? Was ist also im engeren Sinne als Waffenexport zu bezeichnen, und
was ist reine Sicherheitsleistung wie zum Beispiel Sicherheitsglas?

Güttler: Für alles Weitere und alles, was wir über Rüstungsexporte
kommunizieren können, muss ich Sie auf den Halbjahresbericht zur
Rüstungsexportpolitik verweisen, der im Herbst kommen wird.

Frage: Herr Alter, mit welchen Vorschlägen wird der Innenminister zum
morgigen EU-Innenministertreffen fahren, vor allem nach seinen Erfahrungen
in Athen und in Ankara?

Zweite Frage: Ist die Wunschliste der Türkei inzwischen eingetroffen?

Alter: Ich beginne einmal mit Ihrer zweiten Frage: Wir haben von der Türkei
noch keine Reaktion auf das Unterstützungsangebot an die türkische Seite
erhalten. Wir rechnen damit, dass diese Reaktion innerhalb absehbarer Zeit
erfolgen wird, aber bis zum heutigen Tage ist das nicht der Fall.

Zu Morgen will ich noch einmal sagen: Wir haben uns ja letzte Woche auch
ausführlich dazu geäußert. Zunächst einmal sind wir von den Nachrichten
betroffen, die wir über das Bootsunglück hören, das sich offenbar
vergangene Nacht vor der Insel Lampedusa ereignet hat. Es ist zu
befürchten, dass dort wieder viele Menschen den Tod gefunden haben. Das ist
letztlich das Ergebnis des menschenverachtenden Geschäftsmodells der
Schleuser, und es unterstreicht wieder einmal - leider nicht zum ersten Mal
-, dass das Thema der Migration über das Mittelmeer ein sehr wichtiges ist,
mit dem man sich auf europäischer Ebene dringend beschäftigen muss.

Morgen steht für den Bundesinnenminister zunächst einmal im Vordergrund,
dass er das Thema Seenotrettungsmechanismus bespricht. Er hat ja mit
einigen EU-Innenministern in Malta den Nukleus für eine mögliche
Vereinbarung abgestimmt, und dieses Modell oder diese Überlegungen sollen
morgen den anderen EU-Innenministern zunächst einmal präsentiert und
vorgestellt werden.

Ich will darauf hinweisen, dass das Thema "Seenotrettung und Mechanismus"
kein formeller Punkt auf der Tagesordnung ist. Das heißt, das wird Thema
des Mittagessens sein, bei dem die Pläne vorgestellt werden und bei dem der
Bundesinnenminister gemeinsam mit seinen Kollegen dafür werben wird, dass
man sich hier annähert. Aber es ist schon rein vom Verfahren her so, dass
wir dazu morgen keine Beschlüsse haben können, weil das Thema nicht formell
auf der Tagesordnung steht.

Ansonsten will ich an dieser Stelle noch einmal hervorheben, dass
inhaltlich klar ist, dass es einerseits darum geht, verlässliche Verfahren
abzustimmen und, wenn man so will, das Migrationsgeschehen auch zu ordnen,
soweit man kann - für alle transparent, für alle nachvollziehbar. Aber -
das ist von Anfang an ein ganz wichtiger Punkt gewesen, und daran bestand
auch nie ein Zweifel - das darf nicht dazu führen, dass das
Schleusergeschäft auf dem Mittelmeer in irgendeiner Weise gefördert wird
und dass falsche Anreize gesetzt werden, die im Ergebnis dazu führen, dass
noch mehr Menschen im Mittelmeer sterben. Das ist eine ganz wichtige
Priorität. Darum wird man sich bemühen, die entsprechenden Maßnahmen zu
ergreifen, und auch darum, dass keine falschen Signale von einer solchen
Verständigung ausgehen. Wir hatten bereits gesagt: Der Mechanismus
beinhaltet so, wie er im Moment auf dem Tisch liegt, zum einen eine
Ausstiegsklausel, die dazu führt, dass man die Beteiligung an diesem
Mechanismus einseitig aufkündigen kann, wenn die Zahlen signifikant
ansteigen - denn wenn das so wäre, dann müsste man davon ausgehen, dass es
ein falsches Signal gibt -, und andererseits ist der Mechanismus
zunächst einmal auch für einen zeitlich befristeten Zeitraum vorgesehen.
Das sind also die wichtigen Dinge.

Ordnen und sozusagen politische Verständigung in transparenten und
nachvollziehbaren Verfahren ist das eine. Das soll aber dem dienen, dass
allen Beteiligten sozusagen die Verfahren und die Regeln klar sind und dass
man durch diese Ordnung und Steuerung verhindert, dass es noch mehr Tote im
Mittelmeer gibt. Das ist ein ganz wichtiger Punkt, und darüber wird man
morgen informell sprechen. Wir werden sehen, bei wie vielen Mitgliedstaaten
sozusagen ein grundsätzliches Interesse daran besteht, sich daran zu
beteiligen. Aber noch einmal: Formelle Beschlüsse kann es allein vom
Verfahren her morgen nicht geben.

Zusatzfrage: Haben Sie Signale aus anderen EU-Staaten erhalten, dass man
damit d'accord geht?

Alter: Ich will diesen Gesprächen jetzt nicht vorgreifen. Es wäre jetzt
wirklich einen Tag zu früh dafür, Tendenzen aufzuzeigen. Der Minister wird
morgen dorthin fahren und mit seinen Kollegen darüber sprechen, und im
Nachgang der Gespräche werden wir sicherlich auch darüber informieren, wie
sie verlaufen sind.

Frage: Wird es unabhängig davon, wie viele Länder Flüchtlinge aufnehmen
wollen und wie hoch die Quote der Flüchtlingsaufnahme für Deutschland ist,
eine Obergrenze für die Flüchtlingsaufnahme pro Jahr geben?

Alter: Zunächst einmal will ich noch einmal hervorheben, dass es im Moment
keine Festlegung auf Quoten gibt. Wir sind in einem Stadium, in dem wir im
Kreise der europäischen Innenminister das Modell, das in Malta in einem
Kleinen Kreis entworfen wurde, vorstellen. Ob es am Ende auch Quoten
enthalten wird, ist derzeit offen. Welche Lösungen man dafür findet, muss
man sich in diesem Kreis überlegen.

Zum Thema Obergrenze: Ich habe vorhin schon angedeutet, dass es so ist,
dass wir statistische Erfahrungswerte aus den vergangenen 15 Monaten haben
und sehr genau erkennen können, in welchem quantitativen Umfeld sich die
Seenotrettung bewegt. Wenn es zu einem Mechanismus käme und die Zahlen
signifikant anstiegen, müsste man davon ausgehen, dass hier ein falsches
Signal an Dritte ausgesendet wurde. Dann wird dieser Mechanismus nicht mehr
greifen können.

Für Deutschland kann ich sagen, wobei das jetzt sozusagen von der Thematik
der Seenotrettung losgelöst ist: Es gibt ja im Koalitionsvertrag eine
entsprechende Vereinbarung über einen Zuwanderungskorridor in Höhe von 180
000 bis 220 000. An den fühlen sich natürlich alle Minister auch gebunden,
jedenfalls der Bundesinnenminister. Aber das ist eine Regelung, die nicht
unmittelbar im Zusammenhang mit Seenotrettung als solcher steht.

Zusatzfrage: Was ist die genaue Zahl? Gibt es eine genaue Zahl?

Alter: Ich weiß jetzt nicht genau, worauf Sie hinauswollen. Wir haben in
den vergangenen fünfzehn Monaten 225 Personen in Deutschland aufgenommen.
Das war der Anteil, der sozusagen - ich bin mir nicht hundertprozentig
sicher - aus insgesamt 2000 Personen resultierte, die in den letzten
fünfzehn Monaten aus Seenot gerettet wurden und verteilt werden sollten.
Diese Größenordnung haben wir vor Augen. Das heißt, bei der Seenotrettung
geht es ganz allgemein und grob gesprochen um eine Größenordnung von
Hunderten, aber in keinem Fall um Tausende.

Zusatzfrage: Sie haben gesagt, dass es eine Ausschlussklausel gibt, wenn zu
viele Migranten kommen. Von welcher Zahl sprechen Sie dabei?

Alter: Diese Zahl gibt es nicht. Es gibt keine festgelegte Größenordnung.
Das muss man sich in der Gesamtschau ansehen. Wie steigen die Zahlen an?
Gibt es dafür Erklärungen oder gibt es keine Erklärungen? Im Ergebnis wird
man die Frage beantworten müssen: Müssen wir davon ausgehen, dass wir hier
einen falschen Anreiz gesetzt haben? Dann steigen wir aus. Dazu ist der
Bundesinnenminister fest entschlossen.

Frage: Herr Alter, ich war eben über Ihre Aussage etwas erstaunt, dass
keine konkreten Beschlüsse zu erwarten sind. Das kann an mir liegen. Ich
hatte die Kommunikation schon vor Malta so verstanden, dass konkrete
Beschlüsse angestrebt waren. Im Nachhinein hieß es: Nein, das sei nie
geplant gewesen, aber Anfang Oktober wolle man sich wieder treffen und dann
solle es zu einer genauen Quotenverteilung kommen. Jetzt sagen Sie, dass es
nicht offiziell auf der Tagesordnung steht und dass keine konkreten
Beschlüsse zu erwarten sind.

Erstens. Ist das eine Veränderung? Habe ich das richtig wahrgenommen?

Zweitens. Wann werden die Beschlüsse gefasst?

Alter: Das ist aus unserer Sicht keine Veränderung. Ich glaube, es liegt in
der Natur der Sache, dass man andere Innenminister mit Vorschlägen, die in
einem Kreis von vier, fünf EU-Innenministern vorgelegt worden sind,
sozusagen nicht konfrontieren und sagen kann: Jetzt unterschreibt das aber
bitte. - Dieser Schritt, der morgen stattfindet, ist folgerichtig, dass man
also die Überlegungen zunächst informell vorstellt, dass man darüber
diskutiert, welche Aspekte vielleicht noch berücksichtigt werden müssen und
dass man noch einmal die Interessen der anderen Innenminister abklopft, die
in dem Prozess bisher noch nicht direkt eingebunden waren. Insofern ist
daraus keine Veränderung abzulesen, sondern das ist ein Verfahren, das auch
gegenüber den anderen Innenministerien nur fair ist.

Zusatzfrage: Warum steht es denn nicht offiziell auf der Tagesordnung?

Alter: Das kann ich Ihnen nicht sagen. Was die Gestaltung der Tagesordnung
angeht, habe ich keine vertieften Informationen.

Zusatzfrage: Mit anderen Worten: Liegt das an den Erwartungen?

Alter: Das würde ich da jetzt nicht hineininterpretieren. Wir sollten jetzt
zunächst einmal abwarten, was die Gespräche morgen erbringen. Es gibt
diesen Vorschlag, und der ist dem Minister wichtig.

Ich kann es nur noch einmal wiederholen: Es geht darum, zu werben und
Unterstützung zu finden. Das kann man nicht dadurch erreichen, dass man
sozusagen den Druck so weit erhöht, dass man sich morgen zwischen "Ja" oder
"Nein" entscheiden muss, sondern dabei muss man sich auf den Weg begeben.
Es bleibt nach wie vor das Ziel, eine möglichst große Unterstützung zu
gewinnen.

Frage: Meine Frage geht in die ähnliche Richtung. Ich hatte den Minister
auch so verstanden, dass er auf die Zustimmung von insgesamt einem Dutzend
weiterer Staaten hofft und dass bei diesem Treffen in Luxemburg das, was in
Malta erarbeitet worden ist, als Vorschlag vorgelegt wird, dass die
Minister in Luxemburg zustimmen sollen und das dann dem Europäischen Rat
vorgelegt werden soll, also von Kleiner auf mittelgroße und dann ganz große
Runde. Das ist schon ein Rückzug, wenn jetzt gar keine Beschlüsse mehr
erwartet werden. Der ursprüngliche Fahrplan war nach meinem Verständnis ein
anderer.

Alter: Es ist nach wie vor so: Das, was Sie beschrieben haben, trifft zu.
Es ist so, dass dieser Vorschlag morgen im Kreise der anderen Innenminister
vorgestellt werden soll. Dabei muss man - das ist aber etwas, was überhaupt
nicht überraschend sein kann - natürlich auch noch Beweglichkeit zeigen.
Das heißt, wenn Mitgliedstaaten ihre Beteiligung an einem Mechanismus
signalisieren, aber bestimmte Interessen noch berücksichtigt sehen wollen,
dann ist das etwas, was überhaupt nicht ungewöhnlich ist.

Es ist auch nach wie vor so, dass wir morgen Signale in Bezug auf die
Zustimmung anderer Mitgliedstaaten erhalten werden. Es ist nur so, dass es
keine formellen Beschlüsse geben kann. Insofern sehe ich da keine große
Diskrepanz. Es bleibt dabei: Wir werden morgen darüber sprechen und sehen,
bei wie vielen Mitgliedstaaten dieser Vorschlag auf Unterstützung stößt.
Das kann auch ohne formellen Beschluss der Fall sein.

Zusatzfrage: Haben Sie denn über diese vier hinaus, die in der ersten Runde
dabei waren, aus irgendeinem weiteren Land schon Signale erhalten, dass es
eine Zustimmung gibt oder dass sie mitmachen?

Alter: Die Frage habe ich eben schon beantwortet. Das will ich im Moment
nicht tun. Es gibt natürlich diese Gespräche auch auf den Arbeitsebenen.
Aber das soll nicht heute, einen Tag vor dem Treffen, öffentlich gemacht
werden, weil das Entscheidende ohnehin ist, wie die Gespräche morgen
ausgehen.

Frage: Ich habe noch eine Frage zu dem Zeitplan: Das Inkrafttreten, das
angedacht war, setzte voraus, dass ein Beschluss fällt. Wann soll das denn
in Kraft treten?

Alter: Das wird man dann sehen. Es geht jetzt darum, Zustimmung in einem
möglichst großen Kreis zu erhalten. Wir werden morgen in den Gesprächen in
Erfahrung bringen, ob das wahrscheinlich ist beziehungsweise welche
Interessen hier noch zu berücksichtigen sind. Wenn ein Kreis von
Mitgliedstaaten Zustimmung signalisiert und es zu dieser Vereinbarung
kommen kann, soll sie auch schnellst möglich in Kraft treten. Ich kann
Ihnen aber an dieser Stelle keinen konkreten Termin nennen.

Frage: Ich habe eine Frage zur US-Militärübung "Defender 2020". Es ist die
größte Militärübung in den letzten 25 Jahren, bei der 37.000 Soldaten nach
Polen und ins Baltikum verlegt werden sollen. Frau Demmer, Frau Routsi,
können Sie kurz etwas Einschätzendes dazu sagen, wie die Bundesregierung
dazu steht?

SRS'in Demmer: Ich kann vielleicht einsteigen. Vom Allgemeinen zum
Speziellen ist es immer einfacher.

Ich kann hier noch einmal erklären, dass Deutschlands Sicherheit natürlich
untrennbar mit den Verbündeten und damit auch mit den Vereinigten Staaten
von Amerika verbunden ist. Die Übung ist Ausdruck unserer transatlantischen
Solidarität und fügt sich in ständige Bemühungen, die
Verteidigungsfähigkeit zu stärken. Sie sendet ganz bewusst das Signal, dass
wir in der Lage sind, bedrohte Alliierte schnell unterstützen und
verstärken zu können. Dabei spielt Deutschland als Transitland natürlich
aufgrund seiner Lage in Europa eine entscheidende Rolle.

Routsi: Ich würde etwas zum Zeitraum ergänzen wollen. Die Übung ist für
Januar bis Mai 2020 geplant. Es werden quasi Übungsräume in Polen und im
Baltikum angesteuert. Deutschland ist auch als eines von mehreren
Nato-Länder mit beteiligt. Wir haben, wie Frau Demmer schon angesprochen
hat, eine ganz besondere Rolle: Wir liegen im Herzen Europas und fungieren
entsprechend auch als Drehscheibe.

Wir werden diese Übung sehr umfangreich unterstützen, wie wir das gerade
unseren alliierten Partnern gegenüber immer tun. Im Speziellen werden wir
beispielsweise Tankanlagen bereitstellen, Konvois unterstützen und auch
durch unsere Militärpolizei - die Feldjäger - entsprechend Begleitungen
sicherstellen.

Wir werden nicht nur unterstützen, sondern auch mit unseren eigenen
Soldatinnen und Soldaten teilnehmen.

Burger: Ich würde noch ergänzen, dass uns bei dieser und bei anderen
Übungen das Thema Transparenz gegenüber anderen Staaten sehr wichtig ist.
Wir möchten maximale Transparenz gerade auch mit Blick auf militärische
Übungsaktivitäten praktizieren, um Vertrauen zu bilden und eine
Bedrohungswahrnehmung bei anderen gar nicht erst aufkommen zu lassen.
Deswegen werden die relevanten militärischen Aktivitäten im Zusammenwirken
mit den USA und den anderen teilnehmenden Staaten auch nach dem Wiener
Dokument notifiziert. Falls die dafür vorgesehenen Schwellenwerte bei
Personal oder Material überschritten werden, werden auch internationale
Beobachter eingeladen.

Frage: Eine Frage an das Verkehrsministerium zu 5G-Frequenzen. Woran liegt
es, dass die Industrie immer noch auf die versprochenen lokalen
5G-Frequenzen warten muss? Wann ist es endlich soweit?

Alexandrin: Der Minister hatte ja schon vor zwei Wochen anlässlich einer
Konferenz erklärt, dass das nach unserer Meinung nach so schnell wie
möglich sein sollte. Da aber in diesem Fall die Bundesnetzagentur
federführend ist, würde ich an die Kollegin des BMWi verweisen.

Güttler: Hierzu kann ich Ihnen gerne etwas nachreichen.

Zusatzfrage: Ich hätte eine Nachfrage. Was halten Sie von den Forderungen
aus dem Finanzministerium, die vorgesehenen Gebühren für die lokalen
Frequenzen für Industrie- oder Forschungseinrichtungen deutlich zu erhöhen?

Alexandrin: Wie gesagt, unser Anliegen ist, dass wir der Industrie 5G
schnellst möglich zur Verfügung stellen. Wir hatten ja dafür bestimmte
Frequenzbänder reservieren lassen beziehungsweise haben diese auch
reserviert. Zu den konkreten Anliegen, die momentan noch im Raum stehen,
kann ich nichts sagen.

Vorsitzende Wefers: Dann hat Herr Fichtner das Wort für einen Nachtrag in
Sachen Klimaschutz.

Fichtner: Ich bin von meinen Kollegen mit einer Stellungnahme auf die Frage
von der Kollegin versorgt worden.

Wir werden die von Ihnen benannten Punkte prüfen, sobald sie uns
vollständig vorliegen. Insofern kann ich das jetzt noch nicht abschließend
kommentieren. Ich kann aber grundsätzlich sagen, dass wir zielführende
Maßnahmen begrüßen, die zur Beschleunigung des Ausbaus der erneuerbaren
Energien führen. Dabei sollten Naturschutz und Energiewende immer zusammen
gedacht werden, denn die nachhaltige Energiewende gelingt nur im Einklang
mit der Natur. Wirksamer Klimaschutz wiederum ist Voraussetzung für den
Erhalt der biologischen Vielfalt. Der Ausbau der erneuerbaren Energien muss
dabei umwelt- und naturverträglich und im Einklang mit den europäischen
Vorgaben des Artenschutzes erfolgen.

Montag, 7. Oktober 2019

 * 

Quelle:
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PRESSEKONFERENZ/1928: Regierungspressekonferenz vom 4. Oktober 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 4. Oktober 2019

Regierungspressekonferenz vom 04. Oktober 2019

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Eröffnung der Klima Arena in
Sinsheim, Besuch der Firma Herrenknecht in Schwanau, Gespräch mit dem
Präsidenten des Europäischen Parlaments, Treffen mit dem Präsidenten des
Europäischen Rates, Gespräch mit der Präsidentin von Estland,
Kabinettssitzung, Kabinettsausschuss für Digitalisierung, Treffen mit dem
Präsidenten von Ecuador, 24. Ordentlicher Gewerkschaftstag der IG Metall in
Nürnberg), neu aufgetauchtes Video von Anis Amri, Austritt Großbritanniens
aus der Europäischen Union, Nachfolge für das Kampfflugzeug Tornado,
Rüstungsexport an die Vereinigten Arabischen Emirate, geplante Erhöhung der
Luftverkehrssteuer, US-Sonderbeauftragter für Serbien und Kosovo,
Strafzölle der USA gegenüber der EU aufgrund von Airbus-Subventionen,
Forderung der Listung der Hisbollah als Terrororganisation,
Demokratieförderprogramm "Demokratie leben!", Rechtsextremismus in
Deutschland, Umsetzung der EU-Vorgaben zum Schutz von Versuchstieren, 
EU-Türkei-Erklärung, Klimaschutzprogramm 2030, mögliches Normandie-Treffen auf
Ebene der Staats- und Regierungschefs, Erlass eines Vermummungsverbotes in
Hongkong, Baubeginn für das zukünftige Freiheits- und Einheitsdenkmal in
Berlin, Ankündigung des Irans zur Aussetzung weiterer Verpflichtungen aus
dem JCPOA


Sprecher: StS Seibert, Rock (BMZ), von Plüskow (BMVg), Baron (BMWi),
Burger (AA), Bechtle (BMF), Zimmermann (BMJV), Audretsch (BMFSFJ),
Grünewälder (BMI), Lenz (BMEL), Alexandrin (BMVI)



Vorsitzender Detjen eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Meine Damen und Herren, es gibt den Vorausblick auf die
Termine der Bundeskanzlerin in der kommenden Woche.

Er beginnt am Montag mit zwei Terminen der Bundeskanzlerin in 
Baden-Württemberg. Sie wird zunächst nach Sinsheim reisen und dort an der
Eröffnung der sogenannten Klima Arena teilnehmen. Diese Klima Arena ist ein
Projekt der "Klimastiftung für Bürger". Diese wiederum wurde durch die
"Dietmar Hopp Stiftung" gegründet. In dem Gebäude können sich Bürger über
den Klimawandel und die Energiewende informieren - und vor allem auch
erfahren, was jeder Einzelne zum Klimaschutz beitragen kann. Die Kanzlerin
wird in Sinsheim eine Rede halten. Danach wird sie die Klima Arena
offiziell eröffnen und dort einen Rundgang machen.

Der zweite Termin ist in Schwanau, wo die Kanzlerin am Nachmittag die Firma
Herrenknecht besuchen wird - ein bekanntes Unternehmen für sogenannte
Tunnelvortriebsmaschinen mit etwa 5000 Beschäftigten. Es gibt dort einen
Werksrundgang und gegen 14.45 Uhr eine presseöffentliche Ansprache der
Bundeskanzlerin.

Am Dienstag, 8. Oktober, trifft sie sich mit drei europäischen Besuchern.

Zunächst kommt der neue Präsident des Europäischen Parlaments, David-Maria
Sassoli, zu seinem Antrittsbesuch ins Bundeskanzleramt. Vor dem Gespräch
sind um 11 Uhr Pressestatements geplant.

Dann erscheint ein weiterer Gast aus Brüssel, und zwar der Präsident des
Europäischen Rates, Donald Tusk. Bei dem Meinungsaustausch geht es vor
allem um den Blick auf den kommenden Europäischen Rat am 17. und 18.
Oktober.

Am Abend, gegen 19 Uhr, wird die Bundeskanzlerin dann die Staatspräsidentin
von Estland, Kersti Kaljulaid, im Bundeskanzleramt begrüßen. Es wird ein
Gespräch im Rahmen eines Abendessens sein, bei dem ganz besonders die
Digitalisierung im Mittelpunkt steht. Estland hat ja da schon sehr
Weitgehendes geleistet. Zu Beginn dieses Termins gibt es kurze
Pressestatements gegen 19 Uhr.

Am Mittwoch tagt dann, wie üblich, um 9.30 Uhr das Bundeskabinett unter
Leitung der Bundeskanzlerin.

Im Anschluss daran der Kabinettsausschuss für Digitalisierung. In diesem
Fall stehen im Mittelpunkt der aktuelle Stand der Umsetzungsstrategie
Digitalisierung, der moderne Staat und Datenschutz, Einstieg in eine
digitaltaugliche Rechtssetzung, Ausstieg aus der papierbasierten
Kommunikation zwischen den Bundesbehörden und die Vorstellung des ersten
Maßnahmeberichts der Arbeitsgruppe "Personal in der digitalen Verwaltung".

Um 12.30 Uhr empfängt die Bundeskanzlerin dann den ecuadorianischen
Präsidenten Lenín Moreno mit militärischen Ehren im Bundeskanzleramt. Es
gibt gegen 13.45 Uhr eine gemeinsame Pressekonferenz.

Am Donnerstag, den 10. Oktober, nimmt sie am 24. Ordentlichen
Gewerkschaftstag der IG Metall in Nürnberg teil und hält dort eine Rede.
Das diesjährige Motto des Gewerkschaftstages lautet: "Miteinander für
morgen - solidarisch und gerecht".

Das ist zunächst einmal, was ich Ihnen an öffentlichen Terminen für die
nächste Woche verkünden kann.

Frage: Eine Nachfrage, Herr Seibert: Sie haben keinen Zeitpunkt für das
Treffen mit Donald Tusk genannt. Gehe ich dann richtig in der Annahme, weil
Sie es auch nicht erwähnt haben, dass es kein Pressestatement gibt?

StS Seibert: Ja, das ist so. Das ist ein nichtpresseöffentlicher Termin,
wie er fast jedes Mal vor einem Europäischen Rat stattfindet.

Sie fragten nach dem Zeitpunkt. Da um 11 Uhr Herr Sassoli kommt, wird es
sich um ein Treffen um die Mittagszeit handeln. Aber ich reiche das nach.
Die genaue Ankunftszeit von Donald Tusk weiß ich, ehrlich gesagt, nicht.

Frage (zum Treffen der Bundeskanzlerin mit der Staatspräsidentin von
Estland): Herr Seibert, da in diesem Treffen Digitalisierung ein Thema ist -
 das beschäftigt die Bundesregierung in der nächsten Woche ja auch in
mehrfacher anderer Weise: Gibt es da ein spezielles Erkenntnisinteresse der
Kanzlerin, dass das relativ Kleine Estland in diesem Bereich flächendeckend
viel weiter als Deutschland ist? Ist es ein Lerninteresse? Gibt es
spezifische Fragen, die die Kanzlerin an die estnische Präsidentin hat?

StS Seibert: Ich will diesem Abendessen nicht vorgreifen. Die Kanzlerin ja
schon mehrfach ihre hohe Achtung vor dem ausgedrückt, was Estland im
Bereich der Digitalisierung erreicht und angestoßen hat. Sie war in Tallinn
und hat sich dort sehr intensiv über den Stand der Digitalisierung in allen
Lebensbereichen in Estland informieren lassen.

Ich erinnere mich, dass Estland auch einen informellen Europäischen Rat in
Tallinn ausgerichtet hat, bei dem diese Staatspräsidentin, nämlich Frau
Kaljulaid, den europäischen Staats- und Regierungschefs zu dem Thema einen
sehr interessanten Vortrag gehalten hat. Also das wird der ganze Bereich
sein. Es geht um die Frage, welche Dienstleistungen elektronischer Art die
Regierung eines Landes den Bürgern anbieten kann - Sie wissen, dass auch
wir in Deutschland da große Pläne haben und dabei sind sie umzusetzen - bis
hin zu den Fragen: Wie kann man dafür sorgen oder dazu beitragen, dass die
Bürger eines Landes diese Digitalisierung auch mitgehen, dass sie
akzeptieren, dass ihnen bestimmte Dinge nur noch digital begegnen und nicht
mehr in Form eines Briefes von der Behörde? - Da kann man einen sehr
interessanten Austausch mit Estland haben.

Frage: Ich hätte eine Frage an das BMI und an Herrn Seibert. Es geht mir um
das neu aufgetauchte Video von Anis Amri. Es ist ja bekannt geworden, dass
der BND dieses Video von einem ausländischen Geheimdienst bekommen haben
soll. Wann ist den deutschen Behörden klargeworden, wann ist den deutschen
Behörden wissentlich geworden, dass es sich dort um die Drohungen von Anis
Amri handelt, einen Anschlag in Deutschland zu begehen?

StS Seibert: Vielleicht gebe ich dazu ganz kurz etwas vor. Sie fragen ja
hier nach sehr konkreten Aspekten der nachrichtendienstlichen
Zusammenarbeit, speziell auch der operativen nachrichtendienstlichen
Zusammenarbeit. Deswegen gilt grundsätzlich wie immer, dass die
Bundesregierung zu diesen Themen den zuständigen geheim tagenden Gremien
des Deutschen Bundestages berichtet.

Frage: Es gibt hierzu den Vorwurf von Abgeordneten beziehungsweise
ehemaligen Abgeordneten des Bundestags, dass der BND die Parlamentarier
gezielt hinter das Licht geführt hat, indem er gesagt hat, dass weitere
Informationen wie solche Videos nicht vorliegen würden. Gehen Sie davon
aus, dass der BND den Parlamentariern zu jeder Zeit die Wahrheit gesagt hat
oder gibt es Anzeichen dafür, dass da möglicherweise etwas nicht so
geschehen ist, wie es sollte?

StS Seibert: Es bleibt bei der Antwort, die ich Ihrem Kollegen gegeben
habe. Es geht ja - und danach fragen Sie - um operative konkrete Elemente
der Zusammenarbeit, die die Nachrichtendienste auch mit ausländischen
Partnerorganisationen haben und untereinander pflegen. Darüber berichten
wir dem Deutschen Bundestag in seinen geheim tagenden Gremien.

Dass die Bundesregierung das unbedingte Interesse an der Aufklärung der
schrecklichen Tat am Breitscheidplatz hat, das muss ich hoffentlich nicht
noch einmal wiederholen. Dieses Interesse führt natürlich dazu, dass wir
Untersuchungsausschüsse in Bund und Ländern so umfassend, wie uns das
rechtlich möglich ist, unterstützen.

Zusatzfrage: Darf ich eine Nachfrage stellen, ohne in die Details der
Zusammenarbeit hereinzugehen? Darf denn der BND grundsätzlich, um die
Zusammenarbeit mit ausländischen Geheimdiensten zu schützen, den Bundestag
anlügen oder wissentlich Informationen zurückhalten?

StS Seibert: Das halte ich für eine rhetorische Frage und verweise auf das,
was ich hier gesagt habe.

Zusatz: Das war keine rhetorische Frage.

StS Seibert: Dann bleibt es bei meiner Antwort.

Frage: Es gibt ja die Forderung von Parlamentariern aus dem
Untersuchungsausschuss, jetzt auch dem Untersuchungsausschuss dieses Video
zugänglich zu machen. Wird die Bundesregierung das tun, und warum ist das
bisher nicht geschehen?

StS Seibert: Ich verweise jetzt trotzdem noch einmal auf meine Antwort.

Zum Update, nach dem Sie fragen, kann ich Ihnen nur sagen:

Grundsätzlich bleibt es bei der unbedingten Bereitschaft der
Bundesregierung, die Untersuchungsausschüsse - sei es im Bund, sei es in
den Ländern - so umfassend, wie es ihr rechtlich möglich ist, zu
unterstützen. Denn wir haben natürlich das Interesse, dass diese
schreckliche Tat in allen Aspekten aufgeklärt wird.

Frage: Herr Seibert, wie bewertet die Bundeskanzlerin die jüngsten
Vorschläge von Boris Johnson zum Brexit?

StS Seibert: Die Bundesregierung begrüßt, dass Großbritannien nun konkrete
Vorschläge vorgelegt hat. Das ist ein wichtiger Schritt. Sie wissen, die 
EU-Kommission - und sie ist es ja, die stellvertretend für die Mitgliedstaaten
verhandelt - setzt sich mit aller Kraft dafür ein, dass es zu einer
Einigung mit Großbritannien kommt. Sie führt deshalb intensive Gespräche.
In diesen intensiven Gesprächen hat sie die Unterstützung der
Bundesregierung.

Es bleibt dabei: Ein Austritt Großbritanniens unter No-Deal-Bedingungen,
also ohne Abkommen, ist in niemandes Interesse. Gleichwohl haben wir immer
gesagt, dass wir uns auch für einen solchen Fall, den wir uns nicht
wünschen, entsprechend vorbereiten würden, und diese Vorbereitungen laufen.

Der Premierminister Boris Johnson hat ja selbst unterstrichen, dass es sich
um ein Eröffnungsangebot handelt. Für uns bleibt es dabei: Eine Regelung
muss die Wahrung der Integrität des Binnenmarktes sicherstellen. Eine
Regelung muss operabel sein, und sie muss eine harte Grenze zwischen Irland
und Nordirland vermeiden.

Nun sind wir in dem üblichen Verfahren. Es gibt einen konkreten Vorschlag,
was wir begrüßen. Die Europäische Kommission bewertet diesen Vorschlag.
Diese Bewertung bespricht sie dann mit den EU-Mitgliedstaaten, für die sie
stellvertretend ja die Gespräche führt. Dann verständigt man sich gemeinsam
auf eine Bewertung.

Das ist es, was ich Ihnen heute dazu sagen kann.

Zusatzfrage: Wenn ich richtig informiert bin, spricht oder telefoniert der
britische Premierminister in diesen Tagen mit diversen Regierungschefs.
Plant die Kanzlerin auch ein derartiges Gespräch, oder hat sie es schon
geführt?

StS Seibert: Es hat ein Gespräch am Telefon gegeben, und zwar am Donnerstag
oder Mittwoch. Das müsste ich gleich noch herausfinden. Ich kann
bestätigen, dass es ein Telefonat gegeben hat. Aber das war wie immer
vertraulich.

Es ändert auch nichts an der Tatsache, dass dieser konkrete Vorschlag, den
Großbritannien vorgelegt hat, zu bewerten ist und dass die Gespräche
darüber dann wiederum - wie bisher auch - zwischen den Verhandlungsführern
der britischen Regierung und der Europäischen Kommission geführt werden.

Frage: Aus britischen Kreisen hört man, dass Herr Johnson eventuell auch
nach Berlin kommen könnte, um seinen Vorschlag noch einmal zu untermauern.
Können Sie bestätigen, dass es einen Termin oder ein Terminangebot gibt?

StS Seibert: Nein, ich kann nicht bestätigen, dass es einen Termin gibt.

Frage: Ich habe eine Frage zu der neuen Expertenkommission für
Fluchtursachen. Sie hat ja am Mittwoch unter Federführung des BMZ ihre
Arbeit aufgenommen. Ich wollte wissen, ob es da schon erste Ergebnisse
gibt, und wie die Diskussionen verlaufen sind.

Rock: Die Kommission hat sich zu ihrer Auftaktsitzung am 2. Oktober bei uns
im Haus getroffen. Die erste Sitzung diente jetzt vor allem dazu,
organisatorische Fragen zu klären, etwa Fragen zur Terminplanung oder zur
Geschäftsordnung. Da wurde jetzt noch nicht sehr viel Inhaltliches
besprochen.

Zusatzfrage: Gibt es da eine konkrete Teilnehmerliste? Ist sie öffentlich?

Rock: Das sind die 24 Expertinnen und Experten. Die Liste ist, glaube ich,
öffentlich verfügbar. Wenn nicht, dann reichen wir es noch einmal nach.

Zusatzfrage: Gibt es einen Zeitplan für die Kommission? Welcher wäre das?

Rock: Die Kommission wird sich das nächste Mal im Dezember treffen.

Zusatzfrage: Gibt es dann auch einen Zwischenbericht, irgendwann später?

Rock: Da ist die Kommission relativ unabhängig. Das Ziel ist ja, dass die
Kommission im Dezember des kommenden Jahres ihren Abschlussbericht vorlegt.
Sie fragten, ob vorher irgendwelche Zwischenberichte veröffentlicht werden.
Das ist meines Wissens bislang nicht geplant. Aber da wäre die Kommission
in ihrer Arbeit ja auch unabhängig, wenn sie das für notwendig hielte.

Zusatzfrage: Inhaltlich können Sie noch nichts sagen?

Rock: Nein.

Frage: Ich habe eine Frage an das Verteidigungsministerium zur Nachfolge
vom Tornado. Herr von Plüskow, die "Süddeutsche Zeitung" schreibt, dass
jetzt von der US-Seite das Schreiben angekommen ist, wie lange ein
Zertifizierungsprozess für einen Nachfolger dauern würde. Meine Frage: Wann
ist denn dieser Bericht eingetroffen? Können Sie bestätigen, dass darin
niedergeschrieben ist, dass die Zertifizierung für den Eurofighter länger
dauern würde als für eine F-18?

Plüskow: Sie wissen, dass sich die Ministerin bereits im Zusammenhang mit
dem Treffen mit ihrem amerikanischen Amtskollegen dazu eingelassen hat.
Dazu gibt es bis heute keine weitere Entwicklung, zu der ich Stellung
nehmen kann. Sie sagte, dass wir uns derzeit im Auswahlprozess befinden und
dass der ungebrochene Fähigkeitserhalt hier die erste Priorität hat.

Dieser Entscheidungsprozess ist, wie ich gerade sagte, vertraulich. Dazu
darf ich keine Stellung nehmen. Selbstverständlich stehen wir im Austausch
mit unseren amerikanischen Partnern. Aber auch dazu kann ich nichts weiter
sagen.

Zusatzfrage: Wenn ich Frau Kramp-Karrenbauer richtig im Ohr habe, hat sie
gesagt, dass es darum geht, bruchlos die Fähigkeiten sicherzustellen.
Können Sie noch einmal erläutern, worum es da geht? Ich nehme an, um die
nukleare Teilhabe.

Plüskow: Ja, darum geht es im Wesentlichen.

Zusatzfrage: Können Sie kurz erläutern, was da der Knackpunkt ist?

Plüskow: Wie meinen Sie das jetzt? Ich verstehe nicht, was Sie damit
meinen, was der Knackpunkt ist. Ein ungebrochener Fähigkeitserhalt spricht
ja für sich.

Zusatzfrage: Für mich spricht das für sich - ich glaube, für unsere
normalen Zuhörer und Zuschauer aber eher nicht. Sie verstehen das dann also
nicht.

Plüskow: Das heißt, dass die Fähigkeiten, die der Tornado derzeit hat, eben
mit einem neuen Flugzeugmuster weitergeführt werden sollen.

Frage: Sie erwähnten ein Papier im Verteidigungsministerium, das die
Anschaffung des F-18 gegenüber dem Eurofighter empfiehlt?

Plüskow: Ich sagte ja gerade: Wir stehen im Austausch mit den
amerikanischen Partnern. Zu den Inhalten kann ich hier keine Stellung
nehmen, weil diese vertraulich sind.

StS Seibert: Ich wollte ganz kurz etwas nachreichen. Dann haben wir das vom
Tisch.

Ich wurde gefragt, wann das Telefonat der Bundeskanzlerin mit Boris Johnson
war. Ich war gerade verwirrt wegen des Tags der Deutschen Einheit. Das
Telefonat war am Mittwoch.

Frage : Eine Frage an das Wirtschaftsministerium. Frau Baron, der "Spiegel"
meldet einen Waffendeal, den die Bundesregierung an die Emirate genehmigt
hat. Können Sie den Bericht bestätigen?

Baron: Sie wissen, in dieser Vorabmeldung wird auf Entscheidungen des
Bundessicherheitsrates Bezug genommen. Diese sind, wie Sie der
Geschäftsordnung des Bundessicherheitsrats entnehmen können, geheim.
Deshalb kann ich, wie üblich, zur Einzelfallentscheidung keinerlei Stellung
nehmen. Sie wissen, diese Haltung, die wir hier vertreten, beruht auf der
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, die eine Transparenz gegenüber
dem Bundestag, dem Parlament, verlangt, aber nicht gegenüber der breiten
Öffentlichkeit. Insofern kann ich hier keinerlei Kommentierung vornehmen.

Zusatzfrage: Eine Nachfrage, wenn Sie erlauben: Der Bericht spricht auch
über eine Neubewertung der Bundesregierung gegenüber den Emiraten. Gibt es
da einen neuen Stand? Oder ist es so, wie es immer war? Gibt es jetzt also
eine Neubewertung?

Baron: Die Rechtsgrundlagen für unsere Rüstungsexportentscheidungen gelten
in allen Fällen. Diese sind - die Regelung kennen Sie - das
Außenwirtschaftsgesetz und das Kriegswaffenkontrollgesetz. Wenn es um
außenpolitische Bewertungen der Lage geht, müsste ich eventuell noch einmal
an die Kollegen verweisen.

Burger: Ich kann natürlich zum Einzelfall auch nichts sagen. Ich kann nur
allgemein sagen, dass eine außenpolitische Bewertung bei allen Fragen, bei
denen eine außenpolitische Bewertung vorzunehmen ist, fortlaufend erfolgt
und sie aktuelle Entwicklungen in Betracht zieht.

Zusatzfrage: Sie haben erwähnt, dass sich zum Beispiel die Emirate aus dem
Jemen-Krieg zurückziehen, dass sie sich für eine politische Lösung
einsetzen. Gibt es hier also eine Neubewertung, was die Emirate angeht?

Burger: Es wird zu jedem Zeitpunkt, an dem eine Entscheidung zu treffen
ist, natürlich aufgrund der Bewertungen und der Erkenntnisse entschieden,
die zu diesem Zeitpunkt vorliegen.

Zusatzfrage: Ist dieser Zeitpunkt jetzt schon gekommen oder noch nicht?

Burger: Wie gesagt, zu Einzelfällen beziehungsweise einzelnen
Entscheidungen können wir hier, wie die Kollegin gesagt hat, keine Auskunft
erteilen. Ich habe Ihnen gerade gesagt, dass, wenn Entscheidungen getroffen
werden, selbstverständlich immer die Informationen herangezogen werden, die
zu diesem Zeitpunkt zur Verfügung stehen.

Frage: Gehören für die Bundesregierung aktuell die Vereinigten Arabischen
Emirate zu den direkt beteiligten des Jemen-Krieges?

Burger: Zu dieser Frage haben wir Ihnen hier ja immer wieder versucht zu
erklären, dass die Art und Form der Beteiligung verschiedener Staaten an
der von Saudi-Arabien geführten Koalition aus unserer Sicht differenziert
betrachtet wird, und das gilt natürlich auch für die Vereinigten Arabischen
Emirate.

Zusatzfrage: Ist die Bewertung aktuell so, dass Sie eine Lieferung von
Rüstungsgütern zuließen?

Burger: Wie gesagt, zu einzelnen Entscheidungen des Bundessicherheitsrats
können und dürfen wir, wie die Kollegin gesagt hat, keine Auskunft
erteilen.

Frage: Das heißt, grundsätzlich könnte man momentan Waffen in die
Vereinigten Arabischen Emirate liefern?

StS Seibert: Grundsätzliche Entscheidungen gibt es in diesem Bereich
sowieso nicht, es sei denn, ein Land ist Nato-Mitgliedsland oder so etwas.
Wir haben vielmehr bei unserer Rüstungsexportgenehmigungspolitik den
Grundsatz der Einzelfallprüfung, das heißt, es wird grundsätzlich der
Einzelfall geprüft. Konkret auf den Jemen-Krieg bezogen wird grundsätzlich
auch gefragt, in welcher Form das Engagement eines Landes sich darstellt,
und es wird gefragt, welche Art von Rüstungsgut da ist. Wir machen jetzt
keine Aussagen über Einzelgenehmigungen oder Einzelprojekte, aber so geht
man grundsätzlich an die Sache heran - Einzelfallprüfungen und nicht
pauschal.

Frage: An das Finanzministerium: Sie wollen ja die Luftverkehrssteuer
anheben - wenn ich es richtig weiß, für Kurzstrecken um 3 Euro, für
Mittelstrecken um 9 Euro und für Langstrecken um 16 Euro. Glauben Sie, dass
Sie damit die Leute vom Fliegen abhalten können?

Bechtle: Zunächst einmal: Mit dem Klimaschutzprogramm beschreitet die
Bundesregierung einen neuen Weg. Wir haben ein umfassendes Paket vorgelegt,
das aufeinander abgestimmt und umfassende Investitionen und Förderungen
sowie ordnungsrechtliche Maßnahmen und CO2-Bepreisung beinhaltet. Das
Besondere ist ja, dass wir hier einen Überwachungsmechanismus eingebaut
haben, das heißt, die Ressorts werden sich für jedes Jahr anschauen,
inwieweit die Maßnahmen greifen, und werden gegebenenfalls anpassen.

Zusatzfrage: Wissen Sie schon, wann Sie das ins Kabinett bringen wollen?

Bechtle: Wie immer äußern wir uns zu Kabinettsterminen vorab nicht.

Frage: An Herrn Seibert oder auch an das Auswärtige Amt: Jetzt wurde
bekannt, dass der amerikanische Botschafter in Berlin, Herr Grenell, zum
Sonderbeauftragten für Serbien und Kosovo ernannt wurde. Ich hätte gern
zuerst eine kurze Einschätzung: Wie bewerten Sie diese Ernennung? Welche
Auswirkungen könnte diese Ernennung Ihrer Meinung nach auf den 
serbisch-kosovarischen Dialog haben?

Zweite Frage: In Kosovo beziehungsweise in der Region kursieren immer
wieder Gerüchte, dass auch Deutschland ähnliche Pläne habe, einen
Sonderbeauftragten für diesen Dialog zu ernennen. Können Sie das
bestätigen?

StS Seibert: Zunächst: Es ist natürlich Sache der amerikanischen Regierung,
Sonderbeauftragte zu ernennen. Für uns bleibt es dabei, dass wir uns in dem
ganzen Bereich der Politik auf dem westlichen Balkan, die für uns sehr
wichtig ist, ein wichtiger Teil unserer Außenpolitik ist, natürlich auch
mit den amerikanischen Partnern abstimmen, und das werden wir auch tun,
wenn jetzt Herr Grenell der Sonderbeauftraget ist. Ich kann Ihnen hier
jetzt keine personellen Ernennungen aus deutscher Sicht nennen.

Frage: An das Wirtschaftsministerium und an das Auswärtige Amt: Herr Maas
hat ja - gestern, glaube ich - schon angedeutet, dass man jetzt auf die
Sanktionen der USA nach dem Airbus-Urteil mit eigenen Sanktionen reagieren
wird. Gibt es schon konkrete Pläne, in welcher Größenordnung das geschehen
soll und auf welche Produkte sich solche Sanktionen beziehen sollen? Können
Sie dazu schon irgendetwas sagen?

StS Seibert: Vielleicht kann ich auch ganz kurz etwas für die
Bundesregierung sagen: Wir haben ja die Entscheidung der WTO und die dann
erfolgte Ankündigung der Vereinigten Staaten von Amerika zur Kenntnis
genommen. Nun werden wir uns mit der EU-Kommission sehr eng abstimmen. Die
Kommission hat sich ja bereits geäußert, und die EU-Handelskommissarin,
Frau Malmström, hat wiederholt - und jetzt noch einmal - Bereitschaft
signalisiert, über eine faire Lösung zu verhandeln, und es ist gut, dass
sich - jedenfalls laut Meldungen von heute Vormittag - auch der
amerikanische Außenminister Pompeo gesprächsbereit gezeigt hat.

Unser Ziel bleibt also, eine Einigung mit den USA zu diesen jeweiligen
Förderungen im Luftfahrtsektor zu erzielen. So habe ich den Außenminister
in einem nicht so sehr berichteten Teil seines Statements auch verstanden.

Burger: Genau. - Weil Sie die Äußerungen des Außenministers angesprochen
hatten: Die wurden teilweise etwas verkürzt wiedergegeben, deswegen würde
ich sie gerne noch einmal im Kontext vortragen. Er hat gesagt:

"Die USA haben das Angebot der EU zu einer einvernehmlichen Lösung
ausgeschlagen und gehen stattdessen den Weg der Konfrontation. Wir halten
das für falsch, weil auf beiden Seiten des Atlantiks Arbeitnehmer und
Verbraucher den Preis dafür bezahlen. Die EU wird nun reagieren müssen und
nach der Genehmigung durch die WTO wohl ihrerseits Strafzölle erheben.
Europa steht in dieser Frage geschlossen.

Aber Europa ist auch nach wie vor bereit, mit den USA gemeinsame Regeln für
Subventionen in der Luftfahrtindustrie auszuhandeln. Noch besteht die
Chance, weiteren Schaden von der Weltwirtschaft abzuwenden. Denn von
offenem und fairem Handel profitieren alle."

Insofern, glaube ich, stehen wir da ganz in dem Sinne da, wie Herr Seibert
es gesagt hat. Wir wünschen uns mit den USA eine einvernehmliche Lösung.
Der Außenminister hat auch betont: Noch ist es nicht zu spät, diese
einvernehmliche Lösung zu finden, und darauf arbeiten wir hin.

Baron: Wenn Sie mir noch einen einordnenden Satz erlauben, weil Sie auch
das Wirtschaftsministerium angesprochen hatten: Ich kann nur
unterstreichen, dass der enge Austausch und die enge Abstimmung mit der
Kommission jetzt im Vordergrund stehen. Der Bundeswirtschaftsminister hat
sich zu dem Fall auch schon geäußert und noch einmal deutlich gemacht, dass
höhere Zölle am Ende natürlich allen schaden, nicht zuletzt auch der 
US-Wirtschaft und den US-Verbrauchern.

Vielleicht noch ein Hinweis zur Einordnung: Die WTO-Entscheidung ist ja
veröffentlicht worden. Sie ist aktuell noch nicht rechtskräftig. Für die
Rechtskraft muss noch das sogenannte Dispute Settlement Body der WTO
zustimmen beziehungsweise das noch formal annehmen. Wir rechnen natürlich
damit, dass dieser formale Schritt erfolgt, aber das nur noch einmal als
Hinweis, dass aktuell die Rechtskraft dieser WTO-Entscheidung noch nicht
gegeben ist.

Frage: Nur eine Kleine Verständnisfrage: Die möglichen Zölle, die Europa
einführen könnte, stünden dann im Zusammenhang mit dem Fall Boeing und dem
Rechtsstreits da, und nicht in irgendeinem anderen Zusammenhang, richtig?

Baron: Das kann ich vielleicht kurz beantworten: Es ist korrekt, die
Äußerungen von Frau Malmström beziehen sich auf den Parallelfall Boeing, in
dem in den kommenden Monaten eine Entscheidung ansteht.

Frage: Herr Burger, eine Frage zu Saudi-Arabien: Laut einem deutschen
Pressebericht war vor einiger Zeit eine saudische Delegation hier in Berlin
und habe Gespräche in Ihrem Ministerium geführt und von der deutschen Seite
verlangt, dass die libanesische Hisbollah auf die Terrorliste gesetzt wird.
Können Sie so einen Bericht bestätigen?

Burger: Tut mir leid, den Bericht kenne ich nicht; die Antwort muss ich
Ihnen nachreichen.

Zusatzfrage: Hat sich mit Blick auf die Frage, ob man die Hisbollah auf die
schwarze Liste setzt, irgendetwas verändert?

Burger: Ich kann Ihnen zur Frage einer Listung der Hisbollah als
Terrororganisation von keinen neuen Entscheidungen auf europäischer Ebene -
denn darum geht es ja; das ist ja ein Instrument, das für unseren
Rechtsbereich auf der EU-Ebene stattfindet - berichten.

Frage: An das Familienministerium zum Demokratieförderprogramm "Demokratie
leben!": Dieses Programm wird ja verlängert und entfristet, es gelten jetzt
aber offenbar neue Förderrichtlinien. Es gibt jetzt auch einen gewissen
Aufschrei bei lokalen Initiativen - gerade aus Mitteldeutschland hört man
da Einiges -, dass die Förderrichtlinien in die Richtung verändert wurden,
dass mehr in die Kommunen gesteckt wird und mehr zu politischen
Entscheidungsträgern als zu den freien Initiativen fließen soll. Können Sie
das in der Form bestätigen? Wenn ja, welche Strategie steckt dahinter?

Vorsitzender Detjen: Das war hier auch schon Thema.

Audretsch: Genau, wir hatten das, glaube ich, am Montag schon einmal, aber
ich kann gerne noch einmal ein, zwei Punkte dazu sagen und ergänzen.

Vielleicht vorab: Wir bekommen natürlich auch mit, dass sich viele in der
Trägerlandschaft Gedanken machen über die Frage, wie das mit der Förderung
weitergeht, gerade auch in einer Situation, in der wir sehen, dass in
Deutschland die liberale, freiheitliche Demokratie, wie wir sie haben,
unter Druck geraten ist. Deshalb würde ich gerne vorab sagen, dass die
Arbeit gegen Rechtsextremismus, gegen Rassismus, gegen Antisemitismus und
gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit generell für Ministerin Giffey
natürlich ein sehr, sehr großes, wichtiges Anliegen ist. Nicht umsonst hat
sie im letzten Jahr, im Jahr 2018, das Programm "Demokratie leben!"
entfristet. Dieses Programm war ja ursprünglich auf diese erste
Förderperiode befristet, aber da offensichtlich großer Bedarf besteht, hier
weiter zu fördern und den Menschen in Deutschland unter die Arme zu
greifen, die sich für die Demokratie einsetzen, hat sie bereits im letzten
Jahr dir Entscheidung über die Entfristung getroffen. So sind wir jetzt in
der Vorbereitung der zweiten Förderperiode, die dann ab dem 1. Januar 2020
starten soll.

Ich hatte schon am Montag kurz erläutert - und kann das hier vielleicht
auch noch einmal kurz erwähnen -, dass wir in dem Prozess, in dem wir jetzt
um Interessenbekundungen gebeten haben, eine enorme Nachfrage haben. Uns
freut das grundsätzlich sehr, weil man daran ablesen kann, dass in
Deutschland sehr, sehr viele Menschen sind, die sich für diese liberale
Demokratie einsetzen wollen und die jetzt mit Interessenbekundungen auf uns
zugekommen sind. Sie haben recht, es gibt verschiedene Förderlinien
innerhalb dieser zweiten Förderphase. Das bezieht sich zum einen auf den
Bund: Da gibt es Modellprojekte und Kompetenzwerke. Zweitens gibt es die
Landesebene: Da gibt es die Landesdemokratiezentren. Drittens gibt es die
kommunale Ebene, auf der Partnerschaften für Demokratie gefördert werden.
In all diesen Bereichen versuchen wir die zur Verfügung stehenden Mittel
bestmöglich einzusetzen, um die Arbeit der Zivilgesellschaft in Deutschland
zu unterstützen.

Vielleicht noch kurz zur Einordnung: Bei den Modellprojekten auf
Bundesebene haben wir über tausend Nachfragen im
Interessenbekundungsverfahren gehabt, und wir können am Ende nur rund
hundert Modellprojekte fördern. Das bedeutet also, dass es ungefähr 900
Nachfragen gibt, die wir dann nicht bedienen können. Das erklärt auch,
warum an der Stelle gerade Unruhe vorherrscht. Daher kommt wahrscheinlich
das, was Sie jetzt gerade genannt haben.

Das Zweite sind die Partnerschaften für Demokratie, die tatsächlich direkt
auf kommunaler Ebene ansetzen, und es war uns ein großes Anliegen, genau
diesen Bereich auch stärker zu fördern. In der Vergangenheit konnten für
eine Partnerschaft für Demokratie in einer Kommune 100 000 Euro an
Fördermitteln pro Jahr beantragt werden. Das haben wir aufgestockt auf 125
000 Euro, weil wir der Überzeugung sind, dass am Ende die Frage nach dem
Bestand der liberalen Demokratie und der Einsatz für diese Demokratie vor
Ort ganz explizit geführt werden muss. Deswegen haben wir die
Größenordnung, die beantragt werden kann, tatsächlich aufgestockt.

Nichtsdestotrotz fördern wir natürlich weiter auf Landesebene die
Landesdemokratiezentren und auch auf Bundesebene über die Modellprojekte,
so wie das bislang war, plus auf der zweiten Schiene, auf der Bundesebene,
die Kompetenznetzwerke.

Frage: Weil Sie die Summe für die Kommunen genannt haben: Können Sie noch
einmal sagen, wie viel Geld für das Programm insgesamt zur Verfügung stand -
 das wurde ja, wenn ich mich richtig erinnere, sehr stark aufgestockt - und
wie viel voraussichtlich - der Haushalt ist ja noch nicht durch - ab
nächstem Jahr zur Verfügung stehen wird?

Audretsch: Wir haben insgesamt einen enormen Anstieg der Mittel über die
letzten Jahre gesehen. Das Programm ist einmal mit rund 40 Millionen Euro
gestartet und war dann zwischenzeitlich, im letzten Jahr, bei 115,5
Millionen Euro. Wir haben jetzt, im Regierungsentwurf für 2020, eine Höhe
von 107,5 Millionen Euro vorgesehen. Ich kann dem Haushaltsverfahren
natürlich nicht abschließend vorgreifen; das liegt jetzt im Deutschen
Bundestag. Ich will begleitend dazu sagen, dass man diese Zahl nicht
isoliert betrachten kann, sondern sie immer in einer größeren Breite an
Finanzierung und Förderung für Jugendarbeit und Zivilgesellschaft, die
unser Haus insgesamt leistet, betrachten muss. Der Haushalt des
Bundesfamilienministeriums ist angestiegen, und wir fördern zum Beispiel
auch im Jugendbereich die Mitbestimmung von Jugendlichen, die
Demokratiearbeit von Jugendlichen. Insgesamt kann man deswegen auch
angesichts dessen, was im Haushaltsansatz steht, nicht davon ausgehen, dass
wir die Demokratiearbeit in Deutschland in Zukunft weniger oder schwächer
fördern werden, sondern ganz im Gegenteil.

Frage: In diesem Zusammenhang zum Thema Rechtsextremismus: Gestern fand
hier im Herz von Berlin ein Neonaziaufmarsch statt. Der thüringische
Innenminister sorgt sich in einem "WELT"-Interview um eine wachsende
militante rechte Szene. In Zwickau wurde gestern wohl der Gedenkbaum für
Enver Simsek abgesägt. Laufen Ihre Bemühungen - unter anderem die Förderung
von Demokratieprojekten - ins Leere, oder sehen Sie da irgendwie einen
positiven Trend?

StS Seibert: Weil Sie den Vorfall mit dem Gedenkbaum für Herrn Simsek
erwähnen: Ich möchte für die Bundesregierung sagen, dass das bestürzend ist
- schlicht und einfach bestürzend - und dass man diese Tat wirklich scharf
verurteilen muss und dass sie aufgeklärt werden muss. Denn die lange und
lange unerkannte Mordserie des NSU ist wirklich ein Anlass zur Scham; die
Bundeskanzlerin hat das in der Vergangenheit ja auch ganz klar so
ausgedrückt. An die Opfer dieser Mordserie zu erinnern, das sind wir den
Opfern, das sind wir den Familien, das sind wir aber auch uns selbst und
unserem Kampf für Demokratie und Pluralität in unserem Lande schuldig.

Zimmermann: Weil das zu diesem Thema passt, möchte ich gerne noch darauf
hinweisen, dass das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz
am kommenden Dienstag eine Konferenz veranstaltet, die den Titel "Die Würde
des Menschen ist #unantastbar. Justiz und Gesellschaft gegen rechte Gewalt"
trägt. Damit soll gezeigt werden, dass wir eine wehrhafte Demokratie und
eine weltoffene Gesellschaft sind, und dort wollen wir mit Politik, Justiz
und Zivilgesellschaft diskutieren, wie rassistische und antisemitische
Taten entschieden verfolgt werden können und was insbesondere auch dem Hass
im Netz entgegengehalten werden kann.

Audretsch: Vielleicht erlauben Sie mir noch einen ergänzenden Satz, weil
Sie den Bereich Rechtsextremismus angesprochen haben: Ministerin Giffey hat
sich dazu gerade vor einigen Tagen noch einmal geäußert und gesagt, dass
gerade "in Zeiten, in denen wir beobachten müssen, dass rechtsextreme,
rassistische und antisemitische Gewalt verstärkt zum Problem wird, ... die
Mobile und die Opferberatung sowie die Ausstiegsberatung von großer
Bedeutung" für die Arbeit im Programm "Demokratie leben!" sind und dass wir
mit den Dachverbänden der Mobilen Beratung, der Opferberatung und der
Ausstiegsberatung auch zu dem Punkt gekommen sind, dass das
Bundesfamilienministerium beabsichtigt, diese wichtige Arbeit der
Dachverbände weiter zu fördern, einfach weil sie eine sehr zentrale Rolle
dabei einnehmen, gerade Menschen, die vor Ort von Rechtsextremismus
betroffen sind, in den verschiedensten Belangen zu unterstützen.

Frage: Herr Grünewälder, in dem Interview hat der thüringische
Innenminister auch explizit davon gesprochen, dass Neonazis neue Strukturen
aufbauen würden, die auch für terroristische Aktivitäten genutzt werden
könnten. Hat das Bundesinnenministerium konkrete Kenntnis von solchen neuen
terrorismusverdächtigen Strukturen? Wenn ja, wie gehen Sie dagegen vor?

Grünewälder: Zu der konkreten Äußerung kann ich Ihnen nichts sagen. Ich
kann aber grundsätzlich darauf hinweisen, dass es Bundesinnenminister
Seehofer ein ganz besonderes Anliegen ist, Rechtsextremismus zu bekämpfen
und die Strukturen im Bundeskriminalamt und im Verfassungsschutz
entsprechend aufzustellen und auszustatten, sodass eine noch intensivere
Bekämpfung vorgenommen werden kann.

Dazu hat er Vorschläge erbeten, die jetzt auf dem Tisch liegen und die
jetzt im parlamentarischen Raum beraten werden. Sobald das geschehen ist,
werden wir über Einzelheiten informieren können.

In dem Zusammenhang ist auch darauf hinzuweisen, dass das
Bundesinnenministerium in der Bundesregierung eine Novelle des
Verfassungsschutzgesetzes mit neuen Möglichkeiten und
Ermittlungsbefugnissen gerade auch für die Sicherheitsbehörden und den
Verfassungsschutz in die Diskussion gegeben hat. Dadurch soll dafür gesorgt
werden, dass die Instrumente, die in der analogen Welt schon vorhanden
sind, auch in der digitalen Welt zur Verfügung stehen. Denn es ist zu
beobachten, dass gerade die Absprachen immer stärker in den digitalen
Bereich verlegt und neue Kommunikationsmethoden genutzt werden, deren
Überwachung und Aufklärung funktionieren muss.

Zusatzfrage: Sie sagten, den konkreten Fall, den der Kollege angesprochen
hat, kennen Sie nicht. Aber er hat explizit Strukturen angesprochen. Da der
thüringische Innenminister das gesagt hat, muss es sich um thüringische
Strukturen handeln.

Bedeutet das, dass sich das Bundesinnenministerium mit ihm oder dem
thüringischen Innenministerium über diese konkreten Fälle zusammensetzen
und dass man beraten wird, was man gemeinsam dagegen tun kann?

Grünewälder: Die Sicherheitsbehörden des Bundes stehen in kontinuierlichem,
guten Austausch mit denen der Länder, sowohl auf Ebene des
Verfassungsschutzes als auch auf anderen Ebenen. Insofern stehen wir in
gutem Austausch. Dabei wird sicherlich auch dieser Fall beraten werden,
sofern er noch nicht beraten wurde. Das gilt grundsätzlich. Im Einzelnen
kann ich dazu, wie gesagt, nichts sagen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Landwirtschaftsministerium. Es geht um
den Schutz von Versuchstieren. Die EU-Kommission kritisiert, dass die
Bundesregierung die EU-Regeln dazu nur mangelhaft einhalte. Wie will die
Bundeslandwirtschaftsministerin die fehlenden Punkte umsetzen, und bis wann
soll das geschehen?

Lenz: Es gibt das Vertragsverletzungsverfahren, das Sie angesprochen haben.
Die Bundesregierung hat der EU-Kommission eine entsprechende Stellungnahme
übermittelt. Aufgrund der Vertraulichkeit kann ich allerdings derzeit keine
Auskunft zu Details der Stellungnahme oder des Vertragsverletzungsverfahren
geben.

Grundsätzlich aber ist es ein Anliegen des Bundesministeriums für Ernährung
und Landwirtschaft, dass die Zahl der Versuchstiere auf das absolut
notwendige Mindestmaß reduziert wird. Wir fördern auch die Forschung an
Alternativen zu Tierversuchen. Insofern setzen wir sehr viel daran, das zu
reduzieren. Aber zu den Details kann ich, wie gesagt, derzeit keine
Auskunft geben.

Zusatzfrage: Können Sie etwas zum Zeitplan sagen?

Lenz: Dazu kann ich derzeit nichts sagen.

Zusatzfrage: Auch nicht dazu, bis wann man zu einer Einigung kommen muss?

Lenz: Ich muss schauen, ob ich eine Antwort nachliefern kann. Die
Stellungnahme ist, wie gesagt, übermittelt worden. Der Zeitplan liegt mir
derzeit nicht vor.

Frage: Herr Grünewälder, Ihr Minister ist gerade auf Reisen in Griechenland
und der Türkei. In der Türkei wurde sehr deutlich, dass die türkische Seite
das Flüchtlingsabkommen zwischen der Türkei und der EU nicht mehr mit sehr
positiven Augen anschaut. Es wurde eine Liste darüber, was man sich noch
mehr wünsche, angekündigt. Die Rede ist von einem dritten EU-Paket. Wenn
ich Herrn Seehofer richtig verstanden habe, dann hat er Nachbesserungen
angekündigt.

Gibt es schon eine solche Liste? Gibt es schon konkrete Ansatzpunkte
seitens der türkischen Seite, wo man nachbessern will, zum Beispiel bei der
Hilfe zur Grenzüberwachung?

In welche Richtung denkt Herr Seehofer nach, um deutschlandseitig
beziehungsweise EU-seitig zu helfen?

Grünewälder: Vielen Dank für die Frage. - Ich kann zu den Gesprächen
allgemein sagen, dass sie in einer guten, konstruktiven und kollegialen
Atmosphäre stattgefunden haben. Es gibt ein gemeinsames Interesse, in
Migrationsfragen enger zusammenzuarbeiten und auch zu schauen, wie die 
EU-Türkei-Erklärung noch besser umgesetzt werden kann. Die Türkei wird hierzu
in der Tat eine Übersicht über die Punkte, bei denen sie sich Unterstützung
wünscht, übermitteln. Wir werden sie uns genau anschauen.

Ich kann für den Bundesinnenminister und auch für die Bundesregierung
sagen, dass wir grundsätzlich bereit sind, zu helfen und Unterstützung zu
leisten, und dass wir auch im Gespräch mit der EU-Kommission überlegen
werden, wie man die EU-Türkei-Erklärung noch konkreter und noch besser
umsetzen kann.

Zusatzfrage: Das war sehr vage formuliert. Was ist mit einer Ausweitung der
Grenzüberwachung oder einer Ausweitung der europäischen Beteiligung an der
Grenzüberwachung? Könnte man sich dabei mehr engagieren? In welchem Rahmen
könnte das passieren?

Grünewälder: Wir denken in alle möglichen Richtungen. Dieses Thema war
sicherlich ebenfalls Teil der Gespräche. Ich kann aber zu den internen
Gesprächen keine öffentlichen Äußerungen treffen. Die Türkei hat, wie
gesagt, eine Übersicht über die Wünsche, die dort bestehen, übermittelt.
Wir werden sie uns jetzt ansehen. Es gibt diverse Möglichkeiten, zu helfen.
Wir sind dafür offen.

Zusatzfrage: Sie sagen, diese Übersicht sei schon übermittelt worden. Ist
es eine sehr lange Übersicht? Können Sie sagen, ob es viele Punkte oder
wenige Punkte sind? Sind es eher drei oder eher dreißig?

Grünewälder: Die Liste wird übermittelt werden. Ich habe sie noch nicht
gesehen und hatte sie noch nicht in der Hand. Wir werden uns die Punkte
dann sehr genau anschauen und sie offen prüfen.

Frage: Ich möchte auf die Kabinettssitzung in der nächsten Woche zu
sprechen kommen. Herr Seibert, Sie hatten das Thema der Digitalisierung
angesprochen. Ist dann auch das Klimaschutzprogramm im Kabinett?

StS Seibert: Ja, das ist hier am Mittwoch auch ganz klar gesagt worden. Die
gemeinsame Absicht und das gemeinsame Ziel der Regierung ist, dass das
Klimaschutzprogramm nächste Woche im Kabinett verabschiedet wird.

Wir hatten in dieser Woche den Ergänzungshaushalt zu den Eckpunktmaßnahmen
zum Klimaschutz. Das ist auch sehr wichtig. In der kommenden Woche kommt
das umfassende Klimaschutzprogramm ins Kabinett.

Frage: Meine Frage richtet sich an das Verkehrsministerium. Sie hatten
offenbar noch Prüfbedarf in Ihrem Hause, was das Klimaschutzprogramm
angeht. Sind Sie zuversichtlich, dass sich bis nächsten Mittwoch alle
Fragen bei Ihnen beantwortet und erledigt haben?

Alexandrin: Meine Kollegin hat bereits am Mittwoch gesagt, dass es sich
dabei um ganz normale Arbeitsweisen handelte und dass - da kann ich mich
meinem Vorredner nur anschließen - das Thema am Mittwoch im Kabinett sein
wird.

Frage: Herr Seibert und Herr Burger, gibt es einen neuen Stand in Sachen
des Ukraine-Gipfels? Anfang der Woche hieß es, der Weg für ein
Gipfeltreffen sei frei und man suche jetzt nach einem Termin. Gibt es dazu
schon einen Termin?

StS Seibert: Es stimmt, dass wir in der Einigung innerhalb der trilateralen
Kontaktgruppe einen ganz wichtigen Schritt sehen, um den nächsten Gipfel
auf Ebene der Staats- und Regierungschefs durchzuführen. Ich kann Ihnen
jetzt noch keinen Termin nennen, aber es ist die Absicht aller Seiten, dass
dies sehr bald geschieht.

Frage: Herr Burger, wie beurteilen Sie die aktuelle Situation in Hongkong?
Regierungschefin Carrie Lam hat jetzt ein altes Notstandsgesetz der
ehemaligen britischen Kolonialmacht reaktiviert und ein Vermummungsverbot
erlassen. Erstmals wurde ein Demonstrant mit scharfer Munition
angeschossen.

Wie beurteilen Sie die Lage? Bedeutet das, dass Hoffnungen und Appelle der
Bundesregierung auf Mäßigung an beide Seiten eindeutig nicht fruchten?

Burger: Ich würde Sie dazu gern auf eine Erklärung der Hohen Repräsentantin
der Europäischen Union von Mittwoch verweisen, die sie im Namen der 28
Mitgliedsstaaten abgegeben hat, also auch im Namen der Bundesregierung. In
ihr drücken die Europäische Union und ihre Mitgliedsstaaten noch einmal
ihre Sorge über den Einsatz von Schusswaffen bei den Demonstrationen in
Hongkong aus, bei denen ein Demonstrant schwer verletzt wurde. Beide Seiten
werden darin dazu aufgerufen, jeglichen Einsatz von Gewalt zu unterlassen
und zur Deeskalation beizutragen. Darin wird auch noch einmal
unterstrichen, dass Grundrechte - dazu gehört eben auch das Grundrecht der
Bürgerinnen und Bürger von Hongkong auf Versammlungsfreiheit - geschützt
werden müssen und dass friedliche Demonstrationen möglich bleiben müssen.

Diese Punkte hat die Hohe Vertreterin als Ausdruck eines Konsenses zwischen
den 28 EU-Staaten am Mittwoch unterstrichen.

Zusatzfrage: War der zweite Teil zur Wahrung von Grundrechten inklusive der
Demonstrationsfreiheit im Vorgriff auf die Verhängung des
Vermummungsverbots gedacht? Diese Entscheidung ist ja erst heute nach
Hongkonger Zeit erfolgt. War das also im Vorgriff auf diese sich anbahnende
Regelung, oder sagen Sie jetzt: "Das wird davon abgedeckt"? Denn es ist ja
schon ein ungewöhnlicher Vorgang, wenn ein Gesetz aus der Kolonialzeit
reaktiviert wird.

Burger: Es tut mir leid, aber zur Frage der internen Rechtsordnung möchte
ich mich nicht im Detail einlassen. Aus unserer Sicht muss es in erster
Linie darum gehen, jeglichen Einsatz von Gewalt zu unterlassen und zur
Deeskalation beizutragen. Das gilt für beide Seiten.

Frage: Herr Seibert, ich hoffe, Sie können mir meine Frage beantworten.
Bereits vergangene Woche sollte Baubeginn für das Freiheits- und
Einheitsdenkmal sein. Das fällt unter die Federführung des BKM. Nun ist es
wieder verschoben worden, eventuell auf das Frühjahr. Man weiß nicht, ob es
überhaupt noch irgendwann kommen wird. Ich erinnere daran, dass der
Bundestagsbeschluss aus dem Jahr 2007 stammt. Das heißt, das ist jetzt
zwölf Jahre her, und es ist noch kein einziger Spatenstich erfolgt. Es gibt
ja eine lange Geschichte von Naturschutz- und Denkmalschutzbedenken. Viele
Behörden sind involviert, Berlin, der Bund.

Inwieweit gibt es noch einen politischen Willen für dieses Denkmal?

StS Seibert: Ich würde Ihnen diese Frage gern beantworten und werde es
heute auch noch tun, aber das wird in schriftlicher Form geschehen. Ich
habe den allerletzten Stand dazu nicht dabei. Deswegen ist es sinnvoller,
dass ich Ihnen und natürlich auch allen anderen Interessierten die Antwort
schriftlich zusammengefasst nachreiche.

Frage: Herr Burger, eine Frage zum Thema des Irans: Der Iran hat
angedeutet, dass er die nächste Stufe der Reduzierung seiner
Verpflichtungen im November einleiten werde. Der französische Außenminister
spricht heute von einem einmonatigen Zeitfenster für Verhandlungen zwischen
den USA und dem Iran. Sehen Sie das ähnlich? Wie besorgt sind Sie über die
Situation?

Burger: Ich kann Ihnen dazu sagen, dass wir die Bemühungen des
französischen Präsidenten gegenüber dem Iran und den USA um eine
Deeskalation weiterhin voll und ganz unterstützen. Wenn eine solche
Deeskalation und möglicherweise eine Annäherung zwischen Washington und
Teheran gelingen, dann stehen auch die Chancen auf eine Bewahrung des JCPOA
besser. Deswegen stimmen wir uns dazu und auch zum weiteren Vorgehen im 
E3-Kreis ganz eng ab.

Aus unserer Sicht ist die Krise um das JCPOA nach wie vor noch nicht
gelöst. Der Iran hat dargelegt, dass er weiterhin daran festhält, 
JCPOA-Verpflichtungen auszusetzen. Aus unserer Sicht setzt der Iran damit die
Zukunft der Nuklearvereinbarung aufs Spiel.

Zusatzfrage : Sehen Sie irgendwelche Möglichkeiten, dass der
Handelsmechanismus INSTEX in diesem einen Monat eingeleitet werden kann?
Sie haben gesagt, er sei jetzt operativ. Aber es findet ja kein Handel
statt.

Sehen Sie irgendwelche Möglichkeiten dafür, dass der Handel in diesem einen
Monat doch noch eingeleitet werden kann?

Burger: Dazu haben in den vergangenen Wochen weitere Gespräche
stattgefunden. Ich kann Ihnen aber kein konkretes Datum für erste
Transaktionen dazu nennen.

Freitag, 4. Oktober 2019

 * 

Quelle:
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https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-4-oktober-2019-167890

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FDP





EUROPA/1645: Isolierter Verteilmechanismus führt zu mehr illegaler Migration und mehr Toten


FDP-Pressemitteilung vom 8. Oktober 2019

TEUTEBERG: Isolierter Verteilmechanismus führt zu mehr illegaler
Migration und mehr Toten



Zu den heutigen Beratungen des EU-Innenministerrates über einen
europäischen Verteilmechanismus für aus Seenot gerettete Migranten
erklärt FDP-Generalsekretärin Linda Teuteberg:

"Die Bundesregierung setzt in der europäischen Migrationspolitik die
falschen Prioritäten. In der jetzigen Form wird die von Minister
Seehofer geforderte Migrantenquote nur zu mehr illegaler Migration
und mehr Toten im Mittelmeer führen. Dass die Bundesregierung sich
schwer tut, für diesen Vorschlag in Europa Verbündete zu finden, ist
daher kein Wunder.

Um zu einer vernünftigen und in Europa politisch durchsetzbaren
Lösung zu kommen, braucht es ein Gesamtkonzept, das neben einem
festen Verteilmechanismus auch die konsequente Bekämpfung von
Schleuserkriminalität, illegaler Zuwanderung und Sekundärmigration
vorsieht. Der Schlüssel dazu ist vor allem der von den europäischen
Regierungschefs schon im letzten Jahr angekündigte Aufbau von Zentren
- sogenannten Ausschiffungsplattformen - in Nordafrika, wo gerettete
Migranten aufgenommen und ihre Asylanträge geprüft werden können. Der
Bundesinnenminister wäre gut beraten, seine Energie darauf zu
konzentrieren, dass aus dieser Ankündigung endlich Wirklichkeit
wird."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4894: Landstromversorgung - Verursacher zur Kasse bitten (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 8. Oktober 2019

Landstromversorgung: Verursacher zur Kasse bitten!



Der Hamburger Senat hat heute angekündigt, die Liegeplätze für Schiffe
im Hafen weitgehend mit Landstrom zu versorgen. "Das ist ein gutes
Signal", findet Stephan Jersch, umweltpolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Es ist aber
unverständlich warum hier wieder die Steuerzahlerinnen und
Steuerzahler den Preis aufbringen müssen und nicht die Verursacher
dieser Gesundheits- und Umweltbelastung. 76 Millionen Euro
Investitionskosten, wovon Hamburg ungefähr die Hälfte trägt, sind kein
Pappenstiel für den Haushalt der Stadt."

Ein Problem sei, dass nur ein Teil der Schiffe landstromfähig ist.
"Über eine Quotenrelegung sollten Reedereien verpflichtet werden, ihre
Schiffe anzupassen und Landstrom zu nutzen. Bei kleinen
Dieselfahrzeugen setzt der Senat auf Fahrverbote - bei großen
Reedereien auf Freiwilligkeit. Das macht überhaupt keinen Sinn", so
Jersch.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft
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HAMBURG/4893: CO2-Bilanz - Klimaziele in weiter Ferne (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 8. Oktober 2019

CO2-Bilanz: Klimaziele in weiter Ferne



Das Statistikamt Nord hat Ende letzter Woche die CO2-Bilanz für
Hamburg 2017 veröffentlicht. "Es reicht vorne und hinten nicht",
kritisiert Stephan Jersch, umweltpolitischer Sprecher der Fraktion
DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft.

"Hamburg ist weit davon entfernt, die Klimaziele zu erreichen. Der
zusammengewürfelte Haufen an Maßnahmen in Hamburg bringt keinen
Erfolg", so Jersch. "Die Verkehrsemissionen im Straßen- und
Luftverkehr steigen sogar weiter an - ein Offenbarungseid und ein
Schlag ins Gesicht derer die sich um die Zukunft der Welt sorgen."

DIE LINKE habe den Ernst der Lage erkannt. "Leider war die
Bürgerschaft weder zu nachhaltigen Maßnahmen noch zur Ausrufung eines
Klimanotstands bereit. Wir werden in der Bürgerschaft und auf der
Straße dafür kämpfen, dass sich endlich etwas bewegt", kündigt Jersch
an.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 8. Oktober 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / AUSLAND





LATEINAMERIKA/1910: Präsident Moreno verteidigt IWF-Paket für Ecuador und erklärt Ausnahmezustand (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Ecuador 

Präsident Moreno verteidigt IWF-Paket für Ecuador und erklärt 
Ausnahmezustand

Von Harald Neuber



(Quito, 5. Oktober 2019, amerika21) - Ecuadors Präsident Lenin Moreno
hat angesichts massiver Proteste gegen Preiserhöhungen bei
Treibstoffen und einer schweren sozialen Krise im Land per Dekret den
Ausnahmezustand erklärt. Zuletzt hatten Transportarbeiter aus Protest
gegen stark gestiegene Dieselpreise zahlreiche Fernstraßen blockiert.
An den Aktionen beteiligten sich Fahrer von Lastwagen, Fernbussen,
Kleintransporten, Taxis, Schulbussen und anderen Services. Die
Hauptstraßen wurden besonders von Taxis blockiert. Zwischen dem 3. und
4. Oktober bewegte sich in den Städten und zwischen den Städten
praktisch nichts.

Moreno bestand dennoch auf der am 2. Oktober beschlossenen Abschaffung
von Subventionen für Treibstoff. "Die staatlichen Beihilfen haben dem
Land durch die Manipulation des Wirtschaftssystems heftigen Schaden
zugefügt", sagte Moreno bei einer Fernsehansprache. Die Proteste
gewannen daraufhin noch einmal an Stärke. Mindestens neun Menschen
wurden verletzt, 18 Personen festgenommen.

Die Abschaffung der staatlichen Subventionen steht in Zusammenhang mit
einem sogenannten Strukturanpassungsprogramm, auf das sich die
Regierung Moreno mit dem Internationalen Währungsfonds (IWF) geeinigt
hat.


IWF ordnet Abschaffung von Subventionen an

Der Ausnahmezustand soll nun mindestens 60 Tage gelten, sagte
Innenministerin María Paula Romo. Ziel der Regierung sei es, den
freien Verkehrsfluss und die Wirtschaft aufrechtzuerhalten. Die
Verfassung ermächtigt den Staatschef im Fall eines Ausnahmezustands
zur Einschränkung der Pressefreiheit und zum Einsatz der Streitkräfte.

Der Ausnahmezustand ist in der Verfassung für Ausnahmefälle
aufgeführt. In Artikel 164 heißt es: "Der Präsident der Republik kann
im Falle von Aggressionen, internationalen oder internen bewaffneten
Konflikten, schweren inneren Unruhen, öffentlichen Katastrophen oder
Naturkatastrophen im gesamten oder einem Teil des Staatsgebiets den
Ausnahmezustand ausrufen. Die Verhängung des Notstands darf die
Tätigkeit der Funktionen des Staates nicht behindern."

In Artikel 165 heißt es weiterhin, der Präsident könne im Zuge eines
Notstands das Recht auf Unverletzlichkeit privater Räume, das
Briefgeheimnis, die Transit-, Vereinigungs- und Versammlungs- sowie
Informationsfreiheit nur in einem sehr begrenzten Rahmen und auf Basis
der Regeln der Verfassung aussetzen.

Die Abgeordneten aus dem Lager des ehemaligen Präsidenten Rafael
Correa (2007-2017) forderten am 3. Oktober Neuwahlen und eine
außerordentliche Sitzung in der Nationalversammlung, um die Entlassung
von Präsident Moreno vorzubereiten.

In einer Erklärung an die Medien forderte die Abgeordnete der Fraktion
Revolución Ciudadana (Bürgerrevolution), Gabriela Rivadeneira,
umgehende Maßnahmen des Parlaments. Angesichts der schweren Krise des
Landes müssten die für 2021 geplanten Präsidentschafts- und
Parlamentswahlen vorgezogen werden.

Die Proteste werden indes von Transportarbeitern, Indigenen und
anderen sozialen Gruppen unterstützt. Im historischen Zentrum von
Quito und in Guayaquil kam es zu Plünderungen und schweren
Zusammenstößen mit Sicherheitskräften.

Die Unruhen in Ecuador überschatten einen geplanten Besuch von
Präsident Moreno in Deutschland. Geplant ist ein Auftritt von Moreno
beim Lateinamerika-Tag der Deutschen Wirtschaft am 8. und 9. Oktober
in Frankfurt am Main. Auch in Berlin sind politische Gespräche
geplant. Unklar ist, ob Moreno die Reise antreten kann.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/praesident-moreno-verteidigt-iwf-paket-fuer-ecuador-und-erklaert-ausnahmezustand/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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HOCHSCHULE/2307: Niedersachsen fördert Aufbau eines Portals für freie Bildungsmaterialien für Hochschullehrende (idw)


Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft und Kultur - 07.10.2019

Niedersachsen fördert Aufbau eines Portals für freie Bildungsmaterialien
für Hochschullehrende

Thümler: "Wichtiger Beitrag zur Verbesserung der Qualität von Studium und
Lehre"



Ob einzelne Visualisierungen, Videos, Podcasts, Skripte, Kursmaterialien
oder komplette Vorlesungen - sogenannte Open Educational Resources (OER)
können ganz unterschiedlicher Natur sein. OER sind Bildungsmaterialien
jeglicher Art und in jedem Medium, die unter einer offenen Lizenz
veröffentlicht werden. Sie können geteilt, verändert, nachgenutzt, an
spezifische Lehr- und Lernkontexte angepasst und gemeinschaftlich
weiterentwickelt werden, sodass sie den Zugang zu qualitativ hochwertigen
Bildungsmaterialien und offenem Lernen wesentlich erleichtern. Für den
landesweiten Austausch dieser virtuellen Lehrmaterialien im
Hochschulbereich soll künftig das "OER-Portal Niedersachsen" sorgen. Der
Startschuss für das Projekt, das aus dem "Sondervermögen zur Finanzierung
des Ausbaus von Gigabitnetzen und der Beschleunigung von
Digitalisierungsmaßnahmen" mit Mitteln in Höhe von 5,5 Millionen Euro
finanziert wird, ist jetzt gefallen. Ziel ist es, eine nachhaltige
Infrastruktur für freie Bildungsmaterialien zur Unterstützung von
Hochschullehrenden aufzubauen.

"Ich freue mich, dass wir mit diesem Projekt einen wichtigen Baustein zur
Etablierung digitaler Lern- und Prüfungsformate beitragen können", sagt
Niedersachsens Wissenschaftsminister Björn Thümler. "Wir wollen die
Lehrenden an unseren Hochschulen dabei unterstützen, ihre
Lehrveranstaltungen zu gestalten und zu verbessern, indem sie auf frei
zugängliche und weiter verwendbare Materialien zurückgreifen und diese im
Austausch mit Kolleginnen und Kollegen weiterentwickeln können. Damit ist
das OER-Portal ein wichtiger Beitrag zur Verbesserung der Qualität von
Studium und Lehre." Das Projekt ist Bestandteil des Masterplans
Digitalisierung der Niedersächsischen Landesregierung. Die Projektleitung
liegt bei der TIB - Leibniz-Informationszentrum Technik und
Naturwissenschaften in Hannover. Weitere Projektpartner sind ELAN e. V.
(E-Learning Academic Network Niedersachsen), das HIS-Institut für
Hochschulentwicklung e. V., die Universität Osnabrück, die Hochschule
Emden-Leer und der Verein Stud.IP.

Während beim "OER-Portal Niedersachsen"-Projekt Aufbau und Betrieb der
Infrastruktur sowie Maßnahmen der Unterstützung für Autorinnen und Autoren
im Mittelpunkt stehen, soll es in einer zweiten Säule darum gehen, die
Erstellung von neuen, hochwertigen Inhalten zu fördern. Diese sollen
anschließend im Portal bereitgestellt werden. Hierfür wird das Ministerium
für Wissenschaft und Kultur (MWK) ab 2020 mehr als zwei Millionen Euro aus
dem "Sondervermögen zur Finanzierung des Ausbaus von Gigabitnetzen und der
Beschleunigung von Digitalisierungsmaßnahmen" zur Verfügung stellen.
Darüber hinaus sollen Lernmaterialien, die im Rahmen der MWK-Förderlinien
"Innovation plus" und "Qualität Plus" entstehen, ebenfalls in das neuen
OER-Portal einfließen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution769

 * 
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SICHERHEIT/194: Auswirkungen eines begrenzten Atomkrieges zwischen Indien und Pakistan schlimmer als bisher befürchtet (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 8. Oktober 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Klimawissenschaftler warnen vor globaler humanitärer Katastrophe

Auswirkungen eines begrenzten Atomkrieges zwischen Indien und Pakistan
schlimmer als bisher befürchtet



Die Abrüstungsorganisationen IPPNW und ICAN Deutschland sind äußerst
besorgt über die Ergebnisse einer neuen Studie, die letzte Woche in Science
Advances veröffentlicht wurde. Sie zeigt, dass ein begrenzter Atomkrieg
zwischen Indien und Pakistan noch verheerendere Auswirkungen auf unsere
Atmosphäre, Klima, Gesundheit und Ernährungssicherheit hätte als bisher
angenommen.

Die neue Studie von einer Gruppe Klimatolog*innen, Umwelt- und anderen -
Wissenschaftler*innen aktualisiert die bisherigen Ergebnisse, die noch auf
Grundlage der damals kleineren Atomwaffenarsenale von Indien und Pakistan
kalkuliert wurden. Die aktuelle Studie zeigt, was passieren könnte, wenn es
heute oder in naher Zukunft zu einem Atomkrieg kommt, in dem ein Teil der
mittlerweile größeren Atomarsenale von Indien und Pakistan beteiligt sind.
Die Ergebnisse unterstreichen die dringende Notwendigkeit der Abschaffung
von Atomwaffen.

Das neue Szenario geht davon aus, dass beide Länder 250 Atomwaffen mit
einer Sprengkraft von bis zu 100 Kilotonnen gegen städtische Ziele
einsetzen - Pakistan 150 und Indien 100. Als direkte Folge eines
Schlagabtausches mit relativ kleinen Atomwaffen - 15-Kilotonnen-Atomwaffen -
 würden etwa 50 Millionen Menschen sterben. Bei einem Schlagabtausch mit
der gleichen Zahl von Atomwaffen, die aber 100 Kilotonnen Sprengkraft
hätten, würden in etwa 125 Millionen Menschen umgehend sterben.

Noch katastrophaler wären jedoch die globalen Klimaauswirkungen. Da die
Bekämpfung der Brände bei einem Atomkrieg praktisch unmöglich wäre, würde
sich der Rauch innerhalb von Wochen global über die Stratosphäre ausbreiten
und das Sonnenlicht würde zwischen 20 und 35 Prozent abnehmen. Je nach
eingesetzter Sprengkraft würde ein begrenzter regionaler Atomkrieg die
globale Oberflächenlufttemperatur daher zwischen 3 bis 5,5 Grad Celsius
senken. Diese globale Abkühlung würde zudem zu einem deutlichen Rückgang
der Niederschläge führen (im globalen Durchschnitt 20 bis 30 Prozent mit
regionalen Schwankungen). Durch kältere Temperaturen verdunstet weniger
Wasser aus den Ozeanen und fällt als Regen oder Schnee auf die Erde zurück.

Diese Abkühlung, weniger Sonnenlicht und der Niederschlagsrückgang würden
sich auf die globale Nahrungsmittelversorgung viel gravierender auswirken,
als in früheren Studien über einen begrenzten Atomkrieg vorhergesagt.
Natürliche Ökosysteme und Lebensmittelanbau würden drastisch gestört und
führten zu einer Lebensmittelknappheit, die noch viel mehr Menschen
gefährden würde, als die ursprünglich kalkulierten zwei Milliarden.

Viele Sicherheitsexperten auf der ganzen Welt haben davor gewarnt, dass die
Gefahr eines Atomkriegs wächst. Eine wachsende internationale Bewegung
fordert daher einen grundlegenden Wandel in der Atompolitik. Im Jahr 2017
haben 122 Nationen für den UN-Vertrag über ein Verbot von Atomwaffen
gestimmt. Inzwischen zählt der UN-Vertrag für ein Atomwaffenverbot (TPNW)
79 Unterzeichner und 32 Vertragsstaaten. 50 Ratifikationen sind notwendig.
Zwei Drittel des Weges zum Inkrafttreten des Atomwaffenverbots ist damit
geschafft.

 * 
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LAIRE/1350: Flucht - Ordnung muß sein ... (SB)




Wenn anläßlich des "Tags des Flüchtlings" am 27. September 2019 in
zahlreichen Appellen und auf Demonstrationen wieder und, so der
Eindruck, mit wachsender Verzweiflung ob der allgemeinen Ignoranz
gegenüber diesem Thema (das gewiß kein "Thema" ist ...) für die
Aufnahme von Geflüchteten Parolen wie "Kein Mensch ist illegal!" oder
"Menschen und Rechte sind unteilbar" ausgegeben werden, dann drückt
sich darin ein zutiefst humanitärer Wunsch und die Aufforderung an
die Gesetzgebenden aus, Menschen in Not, die ihre Heimat verlassen
mußten und sich häufig auf eine lebensgefährliche Reise begeben
haben, unterschiedslos aufzunehmen.

Weltweit sind über 70 Millionen Menschen auf der Flucht vor Krieg,
Bürgerkrieg, politischer Verfolgung und gesellschaftlicher
Diskriminierung. Zwei Drittel der Betroffenen leben in Lagern
innerhalb ihres Herkunftslandes. Noch gar nicht eingerechnet ist die
Zahl der Menschen, die aufgrund von Naturkatastrophen, der
allgemeinen Verelendung der Lebensverhältnisse und des wachsenden
Wohlstandsgefälles ihre Heimat verlassen haben.

Begriffe wie Flüchtlinge, Binnenflüchtlinge, Vertriebene, Migrierende
und Asylsuchende sind Ausdruck einer administrativen Zuordnung, die
zwischen legalen Motiven, weswegen Menschen flüchten, und illegalen
Motiven unterscheidet. In dieser Spaltung der Menschen liegt die
eigentliche Funktion der Ausdifferenzierung, darin nehmen selbst
Hilfsorganisationen wie das UN-Flüchtlingshilfswerk (UNHCR) eine
tragende Rolle ein. Ihr "Handbuch über Verfahren und Kriterien zur
Feststellung der Flüchtlingseigenschaft" gilt auch unter staatlichen
Institutionen als maßgeblich. Darin wird auf 155 Seiten juristisch
fein abgewogen, wem Flüchtlingsstatus zugestanden werden sollte,
woraus sich nicht weniger fein abgewogen ergibt, wem nicht.

Die Appelle des UNHCR, mehr gegen die Fluchtursachen zu unternehmen,
wiederholen sich von Jahr zu Jahr wie in einer Endlosschleife. Sie
richten sich nur formal an die Staats- und Regierungschefs, ihre
eigentliche Adresse verweist nach hinten, in Richtung der Menschen,
die flüchten oder in die Lage geraten könnten, flüchten zu müssen
oder Geflüchteten helfen wollen. Sie sollen ihren Glauben an und
Hoffnung auf den Staat als vermeintlichen Garanten der persönlichen
Lebens- und Überlebensvoraussetzungen nicht aufgeben.

Doch erst wenn Menschen das Recht a priori aberkannt wird, von A nach
B zu gehen, kommt das Unrecht in die Welt. Flüchtlinge begehen erst
dann einen Rechtsbruch, wenn sie die gegen sie errichteten
territorialen Grenzen überschreiten. In der grundsätzlichen
Verweigerung der bedingungslosen Freiheit des Menschen und umgekehrt
dem gewährten Einlaß, also dem Heben des Schlagbaums, zeigt sich die
Matrix, in der die gesellschaftliche Ordnung gewoben ist und von der
kein Mensch ausgenommen sein darf. In diesem Sinne läßt sich das oben
genannte Motto treffend umkehren: Alle Menschen sind illegal!

Sie werden erst dann als legal anerkannt, wenn sie sich dem
herrschenden Recht und Gesetz unterworfen haben. Die Initiative vom
UNHCR und anderen Institutionen, staatenlosen Menschen zu einem
Ausweis und somit einer Staatsangehörigkeit zu verhelfen, widerlegt
diese Aussage nicht, sondern bestätigt sie: In dieser Welt sind
Menschen per se illegal, mit allen damit verbundenen Nachteilen, es
sei denn, sie erhalten einen legalen Status. Dann gehören sie (zu)
einem Staat.

Am Ende stellen sich womöglich ganz andere Fragen, als sie mit
"legal", "illegal" und anderen rechtsförmigen Zuweisungen berührt
werden. An die herrschenden Interessen zu appellieren, sie mögen sich
anders verhalten, als sie es tun, bedeutet, ihren Herrschaftsanspruch
anzuerkennen. Und damit in letzter Konsequenz auch ihre Praxis,
selbst wenn das nicht so gemeint sein sollte. Aber: Nicht an sie oder
andere gesellschaftliche Kräfte zu appellieren und statt dessen den
Dingen ihren Lauf zu lassen bildet hierzu keinen Ausweg. Diesen
Widerspruch auszuhalten, ohne das eigene Anliegen preiszugeben,
könnte indes eine Unruhe erzeugen, die sich durch keinerlei
Beschwichtigungsbemühungen fesseln läßt.

8. Oktober 2019
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LEISTUNGEN/644: Bildungs- und Teilhabepaket - Nur jedes siebte Kind profitiert (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 18. Oktober
2019

Bildungs- und Teilhabepaket: 

Nur jedes siebte Kind der 6- bis unter 15-Jährigen profitiert von
Teilhabeleistungen



Die Leistungen für benachteiligte Kinder und Jugendliche seien in ihrer
Höhe unzureichend und in der bestehenden Form schlicht nicht geeignet,
Kinderarmut zu bekämpfen, Teilhabe zu ermöglichen und Bildungsgerechtigkeit
sicherzustellen, kritisiert der Paritätische Wohlfahrtsverband. Nach einer
aktuellen Expertise der Paritätischen Forschungsstelle profitierten zuletzt
weniger als 15 Prozent der Schülerinnen und Schüler unter 15 Jahren im
Hartz-IV-Bezug von den sogenannten "soziokulturellen Teilhabeleistungen",
mindestens 85 Prozent der Leistungsberechtigten wurden in der Praxis
dagegen nicht erreicht. Notwendig sei die Einführung eines Rechtsanspruchs
auf Angebote der Jugendarbeit im Kinder- und Jugendhilfegesetz und die
Einführung einer bedarfsgerechten, einkommensabhängigen
Kindergrundsicherung.

Die bisherigen Reformen im Kampf gegen Kinderarmut bezeichnet der
Paritätische Gesamtverband als "Stückwerk". Die kürzlich mit dem so
genannten "Starke-Familien-Gesetz" in Kraft getretenen Verbesserungen beim
Bildungs- und Teilhabepaket seien allenfalls "Trostpflaster" gewesen, aber
keine zufriedenstellende Lösung. Bisher kamen die soziokulturellen
Teilhabeleistungen laut Expertise bei der großen Mehrheit der grundsätzlich
leistungsberechtigten Kinder und Jugendlichen zwischen sechs und 15 Jahren
nicht an. Die Studie belegt deutliche regionale Unterschiede, insgesamt sei
aber in einem Großteil der Kommunen die durchschnittliche Quote bewilligter
Anträge und festgestellter Ansprüche noch immer "niederschmetternd gering".
"Das Bildungs- und Teilhabepaket ist und bleibt Murks und geht komplett an
der Lebensrealität Heranwachsender und den Strukturen vor Ort vorbei.
Dieses Paket ist durch Reparaturen nicht zu retten. Es ist Zeit, sich von
dem verkorksten Bildungs- und Teilhabepaket endlich zu verabschieden",
fordert Schneider.

Rückenwind bekommt der Paritätische durch das Bundesarbeitsministerium, das
angekündigt hat, die umstrittenen Teilhabe-Gutscheine abschaffen zu wollen
und durch eine pauschale Auszahlung von 15 Euro pro Monat zu ersetzen. Auch
der Vorschlag des Verbandes nach Einführung eines verbindlichen
Rechtsanspruchs auf Teilhabe im Kinder- und Jugendhilfegesetz wird von
Seiten des Ministeriums inzwischen unterstützt und hat Eingang in die
Handlungsempfehlungen des BMAS-Zukunftsdialogs gefunden. "Es geht darum,
Angebote für alle Kinder und Jugendlichen zu schaffen, die sie in ihrer
Entwicklung fördern", so Schneider. "Die bisherigen Teilhabeleistungen sind
davon abhängig, dass es vor Ort überhaupt passende Angebote gibt. Nur ein
Rechtsanspruch sorgt dafür, dass auch wirklich entsprechende Angebote
vorgehalten werden und jedes Kind, unabhängig von seinem Wohnort,
bestmöglich in seiner Entwicklung gefördert wird."

Die vorliegende Expertise des Paritätischen unterstreicht den akuten
Handlungsbedarf. "Wir hoffen, dass die Bundesregierung den Rat der
Expert*innen ernst nimmt und sich nun zügig an die Umsetzung macht", so
Schneider.


Hier finden Sie die Expertise der Paritätischen Forschungsstelle
"Empirische Befunde zum Bildungs- und Teilhabepaket: Teilhabequoten im
Fokus." als pdf zum Download:

http://infothek.paritaet.org/pid/fachinfos.nsf/0/7124f066a479fee4c125848d00278f34/$FILE/expertise-BuT-2019.pdf

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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DISKUSSION/474: Hamburg - Die Kapitalisten des 21. Jahrhunderts, 9.10.2019


Attac Hamburg

Die Kapitalisten des 21. Jahrhunderts

Mittwoch, 9. Oktober 2019 - 19 Uhr

Werkstatt für internationale Kultur und Politik

Saal, Nernstweg 32-34, 22765 Hamburg



Vortrag und Diskussion mit Werner Rügemer, Journalist und Publizist, Autor
des Buchs "Die Kapitalisten des 21. Jahrhunderts", Mitglied im
Wissenschaftlichen Beirat von Attac Deutschland

Mittwoch, 9. Oktober 2019, 19 Uhr, Werkstatt für internationale Kultur und
Politik, Saal, Nernstweg 32-34, 22765 Hamburg

Der mit der Melone hat ausgedient, die neuen Kapitalisten sind keine
Fabrikbesitzer im herkömmlichen Sinne mehr. Und sie erzielen auch nicht
Profit durch Realproduktion. Sie sind Organisatoren des Reichtums der
Gesellschaft zum Zwecke seiner Vermehrung. Die Wachstumsdoktrin wird
reduziert auf Profitwachstum.

Zum neuen Kapitalismus gehören verschiedene Klassen und Gruppen von global
agierenden Finanzakteuren. Die mächtigsten unter ihnen - die erste Liga -
sind Kapitalorganisatoren vom Typ BlackRock. Die zweite Liga besteht bisher
aus Investoren wie Hedgefonds und Wagniskapitalisten. Unterschiedliche
Rollen spielen elitäre Investmentbanken, Privatbanken und die
traditionellen Großbanken. Allen gemeinsam ist, dass sie das Geld ihrer
Klientel in Steueroasen verstecken.

Über ihr Wirken wird Werner Rügemer berichten.

Eine Veranstaltung von Attac Hamburg in Kooperation mit der
Rosa-Luxemburg-Stiftung Hamburg

Gefördert durch die Landeszentrale für politische Bildung Hamburg

 * 

Quelle:

Attac Hamburg

in der Werkstatt 3, Nernstweg 32-34, 22765 Hamburg

E-Mail: hamburg@attac.de

Internet: https://www.attac-netzwerk.de/
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SEMINAR/780: Kiel - "Demokratie lernen mit der Betzavta-Methode" am 18./19.10.2019


RLS-Büro Schleswig-Holstein - Newsletter vom 30. September 2019

Demokratie lernen mit der Betzavta-Methode

Die Methode des ADAM-Institutes kennenlernen



In Zeiten von Rechtsruck und demokratiefeindlichen Einstellungen ist
die Frage, wie junge Menschen Demokratie erfahren können, zentral für
die Bildungsarbeit in Schule und Jugendeinrichtungen. Gemeinsam wollen
wir in zwei Seminartagen Methoden des ADAM Institutes ausprobieren und
reflektieren und Perspektiven für die Demokratieerziehung diskutieren.

Wie wollen wir in einer Gesellschaft Entscheidungen finden, wie
funktioniert Beteiligung und wie gehen wir in strittigen Fragen mit
Mehrheiten und Minderheiten um? Wer darf entscheiden wie lange ich
täglich arbeite? Sind Sitzblockaden gegen Nazi-Aufmärsche
demokratisch? Wie können gesellschaftliche Veränderungen
(demokratisch) erreicht werden? - Diese und andere Fragen, können in
einem Betzavta-Workshop auf teilweise überraschende Art thematisiert
werden.

Dieses Seminar richtet sich an Alle die Lust haben, neue Methoden
kennenzulernen, sich auszuprobieren und Erfahrungen in der
Demokratiebildung zu sammeln. Dabei ist es völlig egal ob ihr
Pädagog*innen, Jugendleiter*innen, Studierende oder einfach
Interessierte seid.

Die Veranstaltung wird durch die Betzavta-Trainerin Wiebke Ilsitz
geleitet.

Das Seminar findet Freitag von 15:00 Uhr s.t. bis 20:00 Uhr und
Samstag von 10:00 Uhr s.t. bis 18:00 Uhr statt. Bitte meldet euch nur
dann an, wenn ihr beide Termine wahrnehmen könnt. Die
Teilnehmer*innenanzahl ist begrenzt! Die Teilnahme ist kostenfrei.
Eine Teilnahmebescheinigung für Arbeitgeber*innen stellen wir auf
Wunsch aus. Anreise, Unterkunft und Verpflegung müssen jedoch selbst
organisiert werden.

Betzavta - Die Methode des israelischen ADAM Institutes bietet einen
Ansatz, um Demokratie, Toleranz und Menschenrechte in der
Bildungsarbeit zu thematisieren und erlebbar zu machen. Insbesondere
für Akteur*innen in der Bildungsarbeit, in Schule und
Jugendeinrichtungen ist eine Auseinandersetzung mit diesen Methoden
eine spannende Erweiterung des eigenen Horizontes.

Bei Betzavta erfahren die Teilnehmenden die Herausforderungen eines
demokratischen Zusammenwirkens in der Gesellschaft durch das eigene
Erleben in der Seminargruppe. »Miteinander« - die deutsche Übersetzung
des hebräischen Wortes »Betzavta« - beschreibt das Ziel dieses
Trainingsprogramms daher sehr genau: Durch meist spielerische Übungen
werden auf sehr eindrucksvolle Weise demokratische Prinzipien für den
Alltag erfahrbar gemacht. Die Methoden von Betzavta beziehen die
Lebenswelt und Individualität der Teilnehmenden mit ein und wirken
trotz ihrer Einfachheit auch immer exemplarisch für die betriebliche
und gesellschaftliche Realität. Die Beschäftigung mit Betzavta kann
einen Beitrag dazu leisten, gesellschaftliche Auseinandersetzungen zu
führen und macht Lust auf demokratische Gestaltung, egal ob im
Betrieb, Schule oder anderen Situationen.

Termin: 18.10.2019, 15:00 - 19.10.2019, 18:00 Uhr

Ort: Christian-Albrechts-Universität Kiel, Ludewig-Meyn-Straße 11a,
24118 Kiel

Anmeldung: betzavta@solidar.li

 * 

Quelle:

RLS-Büro Schleswig-Holstein - Newsletter vom 30. September 2019

Kehdenstr. 5

24103 Kiel

Telefon: +49-(0)431-260 70 43

Internet: www.sh.rosalux.de
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VORTRAG/2351: Brandenburg - "Schulden in Europa - wen kümmert's?", 14.10.2019


Technische Hochschule Brandenburg

Abendvorlesung: Schulden in Europa - wen kümmert's?



"Schulden in Europa - wen kümmert's?" lautet der Titel einer
Abendvorlesung von Prof. Dr. Ulrich Brasche an der Technischen Hochschule
Brandenburg (THB). Sowohl die öffentlichen Kassen als auch private
Haushalte und Unternehmen weisen erhebliche und wachsende Schuldenbestände
auf. Die Finanzkrise seit 2008 habe gezeigt, dass dies nicht ohne Probleme
ist, sagt Prof. Brasche. Am Montag, 14. Oktober 2019 wird er ab 18:00 Uhr
im Audimax darlegen, warum die Schulden ständig wachsen, welche
Konstellationen Schulden kritisch werden lassen können und weshalb wir
dennoch ruhig schlafen sollten.

Die Abendvorlesungen richten sich an die interessierte Öffentlichkeit, an
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, Studierende, Schülerinnen und
Schüler. In dieser Veranstaltungsreihe werden aktuelle Themen
allgemeinverständlich und wissenschaftlich fundiert vorgestellt. Eine
Anmeldung ist nicht erforderlich, die Veranstaltung ist kostenlos.


Technische Hochschule Brandenburg

Die 1992 gegründete Technische Hochschule Brandenburg ist eine moderne
Campushochschule mit Sitz in Brandenburg an der Havel. Das Lehrangebot der
Hochschule erstreckt sich über die Fachbereiche Informatik und Medien,
Technik sowie Wirtschaft - zunehmend auch in berufsbegleitenden und dualen
Formaten. Die THB fördert besonders die Möglichkeit eines Studiums ohne
Abitur. Die rund 2.700 Studierenden werden von etwa 70 Professorinnen und
Professoren betreut. Alle Studiengänge führen zu einem Bachelor- oder
Master-Abschluss.

Mehr Informationen unter:

www.th-brandenburg.de

 * 


Interview mit Prof. Dr. Ulrich Brasche

zu seiner Abendvorlesung "Schulden in Europa - wen kümmert's?"

Wie steht Deutschland im Hinblick auf die Staatsschulden im EU-Vergleich
da?

Prof. Brasche: Deutschland steht im Vergleich hervorragend da. Die
Bundesregierung ist stolz darauf, dass sie den Schuldenstand in den
vergangenen Jahren reduziert hat. Allerdings hält Deutschland auch jetzt
noch nicht die EU-Vorgabe ein, dass die Schuldenquote 60 Prozent der
Wirtschaftsleistung nicht überschreiten soll. In der üblichen Darstellung
fehlen zudem die künftigen Zahlungsverpflichtungen, etwa Rentenzusagen
oder Mittel für den Klimaschutz. Das sind nicht unerhebliche Zahlungen,
die da auf den Staat zukommen.

Sind hohe Staatsschulden gefährlich?

Prof. Brasche: Gefährlich sind Schulden nicht, da gibt es auch keine
Grenze nach oben. Gefährlich wird es aber für einen Staat, wenn seine
Kreditwürdigkeit in Frage steht. Solange ein Staat Vertrauen genießt, ist
alles in Ordnung. Man kann an Argentinien, Griechenland oder Italien
sehen, was geschieht, wenn ein Staat auf dem Finanzmarkt kein Vertrauen
mehr entgegengebracht wird. Aber einfache Formeln, mit denen man einen
gefährlichen Schuldenstand errechnen kann, sind nicht sinnvoll.

In Deutschland und anderen Ländern gibt es immer wieder Kritik an der
"schwarzen Null" des deutschen Finanzministeriums. Kann das Schuldenmachen
auch sinnvoll sein?

Prof. Brasche: Die "schwarze Null" wird gerne als deutsche Obsession
dargestellt. Derzeit könnte es für Deutschland durchaus sinnvoll sein,
Schulden zu machen, da es keine Ereignisse gibt, die eine Gefahr für den
Staatshaushalt darstellen. Notwendige Investitionen oder selbst
Steuersenkungen könnten über Schulden finanziert werden. Allerdings sollte
man das Schuldenmachen nicht als Allheilmittel zum Ankurbeln der
Konjunktur ansehen. In Italien beispielsweise sind neue Schulden nicht
unbedingt sinnvoll, da die Probleme anderswo liegen. Die italienische
Wirtschaft ist nicht wettbewerbsfähig, das Arbeitsrecht ist zu komfortabel
für die Arbeitnehmer und die Gerichte sind nicht sonderlich
funktionsfähig. Hier müsste also auf anderen Gebieten als der
Finanzpolitik eingegriffen werden.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution284

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Brandenburg, 04.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENERGIE/2381: Bundeswirtschaftsministerium legt Arbeitsplan zur Stärkung der Windenergie an Land vor (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 7. Oktober 2019

Bundeswirtschaftsministerium legt Arbeitsplan zur Stärkung der Windenergie an Land vor



Das Bundeswirtschaftsministerium hat im Nachgang zum Wind-Treffen am
5. September 2019 einen Arbeitsplan zur Stärkung der Windenergie an
Land vorgelegt. Beim Treffen des Bundeswirtschaftsministers mit der
Branche, mit Umweltverbänden, Gewerkschaften und Vertretern von
Bürgerinitiativen wurden verschiedene Handlungsfelder und Maßnahmen
diskutiert, die notwendig sind, um einerseits die Akzeptanz beim
Windausbau zu stärken und andererseits die Genehmigungsverfahren zu
beschleunigen.

Der beigefügte Arbeitsplan stellt diese Maßnahmen dar. Er dient als
wichtiger Schritt um Windenergie an Land zu stärken und leistet damit
einen Beitrag, um das Ziel von 65 Prozent Anteil erneuerbarer Energien
am Stromverbrauch im Jahr 2030 zu erreichen.

Das Papier enthält Maßnahmen und benennt die jeweils federführenden
Ressorts der Bundesregierung, die für die Umsetzung der einzelnen
Maßnahmen verantwortlich sind beziehungsweise stellt dar, wo auch die
Länder zu beteiligen sind. Die Vielfalt der Maßnahmen und Akteure
zeigt, dass die Stärkung der Windenergie an Land eine
Gemeinschaftsaufgabe von Bund und Ländern ist. So geht es
beispielsweise um die technische Umsetzung der bedarfsgerechten
Nachtkennzeichnung für Windenergieanlagen, damit das nächtliche
Dauerblinken ein Ende hat. Hierfür ist eine technische Verordnung in
Federführung des Bundesverkehrsministeriums anzupassen, wobei auch die
Länder zustimmen müssen. Zum anderen braucht es mehr Klarheit bei der
behördlichen Anwendung des Arten- und Naturschutzrechts, für das das
Bundesumweltministerium zuständig ist. Das
Bundeswirtschaftsministerium ist zuständig für gesetzliche Anpassungen
zur besseren Synchronisierung des Erneuerbaren-Ausbaus mit dem
Netzausbau. Die Länder sind vor allem bei der Ausweisung von Flächen
und der zügigen Durchführung der Genehmigungsverfahren gefordert.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 7. Oktober 2019

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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ENERGIE/2380: Bundesnetzagentur veröffentlicht zweiten Bericht über die Mindesterzeugung (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 7.10.2019

Bundesnetzagentur veröffentlicht zweiten Bericht über die
Mindesterzeugung

Präsident Homann: "Nur geringer Teil der konventionellen
Erzeugungsleistung ist netztechnisch erforderlich"



Die Bundesnetzagentur hat heute den zweiten Bericht über die
sogenannte Mindesterzeugung veröffentlicht. Im Bericht werden Perioden
mit "negativen Strompreisen" der Jahre 2016 bis 2018 untersucht.
Negative Strompreise bedeuten, dass Betreiber von Kraftwerken dafür
gezahlt haben, dass ihnen Strom abgenommen wurde.


"Viele Kraftwerke reagieren nur eingeschränkt auf
Börsenstrompreise. Dies liegt häufig an fehlender Flexibilität durch
Wärmelieferverpflichtungen, " erklärt Jochen Homann, Präsident der
Bundesnetzagentur.

Mindesterzeugung

In den analysierten Stunden der Jahre 2016 - 2018 wurden 18 bis 26
Gigawatt konventionelle Stromerzeugung eingespeist (sogenannte
konventionelle preisunelastische Erzeugungsleistung). Nur ein
kleinerer Teil dieser Erzeugung ist für den sicheren Netzbetrieb
erforderlich (mindestens 4 bis 8 Gigawatt). Dieser Teil wird als
"Mindesterzeugung" bezeichnet. Damit diese Mindesterzeugung von
konventionellen Kraftwerken bereitgestellt werden konnte, mussten sie
am Netz sein. Die untere Leistungsgrenze dieser Kraftwerke ist
Voraussetzung zur Bereitstellung von Mindesterzeugung. Sie machte 28%
bis 43% der gesamten konventionellen preisunelastischen
Erzeugungsleistung aus.

Konventioneller Erzeugungssockel

Der überwiegende Anteil der konventionellen Stromerzeugung in den
analysierten Perioden mit negativen Strompreisen ist dem
"konventionellen Erzeugungssockel" zuzuordnen (14 bis 19 Gigawatt).
Die am Netz befindlichen Kraftwerke haben ihre Einspeisung zeitweise
bis auf ihr gemeldetes technisches Minimum gesenkt. Die fehlende
Flexibilität dieser Kraftwerke bestimmt maßgeblich die Höhe des
konventionellen Erzeugungssockels. In den zurückliegenden Jahren haben
einige Betreiber bereits in die Flexibilisierung ihrer Anlagen
investiert. Weitere Investitionen der Kraftwerksbetreiber können den
konventionellen Erzeugungssockel weiter verringern.

Wärmelieferverpflichtungen stehen häufig einer flexibleren Fahrweise
entgegen. Eine Befragung der Kraftwerksbetreiber hinsichtlich ihrer
Einsatzentscheidung bei einem hypothetischen Börsenpreis von
-100 ?/MWh zeigte, dass insbesondere Betreiber von KWK-Anlagen auch
bei länger anhaltenden negativen Börsenpreis weiter Strom einspeisen
würden. Anreize aus Regelungen zur Eigenerzeugung wurden ebenfalls als
Grund genannt, negative Börsenpreise in Kauf zu nehmen.

Integration der Erneuerbaren Erzeugung

Die Bundesnetzagentur hat bezogen auf Engpasssituationen den
Zusammenhang zwischen Mindesterzeugung und Einspeisevorrang
Erneuerbarer Erzeugungsanlagen (EE) untersucht. Ein nennenswerter Teil
der EE-Abregelungen (39 - 88%) war auf Engpässe zwischen
Übertragungs- und Verteilernetz zurückzuführen. In diesen Fällen ist
das Abregeln von konventionellen Kraftwerken auf Übertragungsnetzebene
wirkungslos. Daher sollte über spezifische Anreize für eine zügige
Beseitigung von solchen Engpässen diskutiert werden.

Für eine umfassende Integration der Erneuerbaren Erzeugung wird es
darauf ankommen, den konventionellen Erzeugungssockel schrittweise
abzuschmelzen und die Mindesterzeugung zunehmend alternativ - zum
Beispiel aus erneuerbarer Erzeugung - zu erbringen.

Der zweite Bericht über die Mindesterzeugung ist auf der Webseite der 
Bundesnetzagentur veröffentlicht unter:

www.bundesnetzagentur.de/mindesterzeugung

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7.10.2019

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de

Internet: www.bundesnetzagentur.de
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GEWERKSCHAFT/1881: Tarifrunde Postbank - ver.di setzt Gespräche mit der Arbeitgeberseite fort (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
7. Oktober 2019

Tarifrunde Postbank: ver.di setzt Gespräche mit der Arbeitgeberseite
fort



Berlin - Im Tarifkonflikt zwischen der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und der Postbank hat die
ver.di-Tarifkommission am Montag (7. Oktober 2019) über das verbesserte
Angebot der Arbeitgeberseite beraten und beschlossen, die Verhandlungen
fortzusetzen. Als neuer Verhandlungstermin wurde zwischen den
Tarifparteien kurzfristig der kommende Mittwoch (9. Oktober 2019) in
Königswinter abgestimmt. "Dies bietet die Chance, eine weitere
Eskalation des Tarifkonfliktes abzuwenden", sagte
ver.di-Verhandlungsführer Jan Duscheck. Das Ergebnis der Urabstimmung
zeige, dass "die Mitglieder nach wie vor entschlossen und geschlossen
hinter ihren Forderungen stehen und bereit sind, für diese zu
kämpfen".

ver.di hatte in der Tarifauseinandersetzung bei der Postbank vom 16.
September bis 7. Oktober 2019 ihre Mitglieder in den betroffenen
Unternehmen zur Urabstimmung aufgerufen. Dabei haben sich 97,7
Prozent der Mitglieder für unbefristete Streiks ausgesprochen. Mit
Blick auf die nun stattfindenden Verhandlungen werde man jedoch in
dieser Woche bis mindestens Mittwoch auf weitere Streiks verzichten,
so Duscheck.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 07.10.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001
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MELDUNG/884: Ungleichheit bei den Einkommen auf neuem Höchststand (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 07.10.2019

Ungleichheit bei den Einkommen auf neuem Höchststand - Arme Haushalte
zunehmend tiefer unter der Armutsgrenze

Neuer WSI-Verteilungsbericht



Die Schere bei den verfügbaren Einkommen hat sich in Deutschland weiter
geöffnet, die Einkommensungleichheit befindet sich trotz der über Jahre
guten wirtschaftlichen Entwicklung auf einem historischen Höchststand. Das
zeigen übereinstimmend Berechnungen mit unterschiedlichen statistischen
Maßen zur Einkommensverteilung. So lag der Gini-Koeffizient, das
gebräuchlichste Maß für Ungleichheit, Ende 2016 sogar noch um zwei Prozent
höher als 2005 - dem Jahr, das unter Forschern nach einem drastischen
Anstieg der Einkommensspreizung seit Ende der 1990er Jahre als besonders
"ungleich" gilt. Zwei Faktoren haben die materielle Ungleichheit in den
vergangenen Jahren vor allem wachsen lassen: Hohe Einkommensgruppen haben
von sprudelnden Kapital- und Unternehmenseinkommen profitiert und dadurch
die große Mehrheit der Haushalte in Deutschland beim verfügbaren Einkommen
deutlich hinter sich gelassen. Gleichzeitig sind die 40 Prozent der
Haushalte mit den geringsten Einkommen zurückgefallen - auch gegenüber der
Mitte, deren Einkommen wiederum durch die gute Arbeitsmarktlage und
spürbare Lohnsteigerungen real solide zunahm. Dementsprechend liegt die
Armutsquote ebenfalls auf hohem Niveau. Und die Armutslücke, sie
beschreibt das Jahreseinkommen, das armen Haushalten rechnerisch fehlt, um
die Armutsgrenze von 60 Prozent des mittleren Einkommens zu überschreiten,
ist zwischen 2011 und 2016 preisbereinigt um 29 Prozent gewachsen: Um 779
Euro auf mehr als 3400 Euro. Zu diesen Ergebnissen kommt der neue
Verteilungsbericht des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts
(WSI) der Hans-Böckler-Stiftung.* Basis der Studie sind die aktuellsten
vorliegenden Daten aus dem Sozio-oekonomischen Panel (SOEP), der größten
repräsentativen Panel-Befragung in Deutschland, für die jährlich über
25.000 Menschen in Deutschland interviewt werden.

"Die aktuellen Daten zeigen, dass all jene Politiker und Ökonomen falsch
liegen, die Entwarnung geben wollten, weil sich der rasante Anstieg der
Einkommensspreizung nach 2005 zunächst nicht fortgesetzt hat", sagt 
WSI-Expertin Dr. Dorothee Spannagel. "Richtig ist: Die Ungleichheit wächst
aktuell deutlich langsamer, und die Entwicklung unterminiert nicht mehr so
stark die Position der Haushalte mit mittleren Einkommen wie vor
anderthalb Jahrzehnten: Wer eine feste, reguläre Arbeitsstelle hat, der
hat zuletzt auch nach Abzug der Inflation spürbar mehr Einkommen zur
Verfügung, insbesondere, wenn sie oder er nach Tarif bezahlt wird." Trotz
dieses positiven Trends, so die Forscherin "geht die Polarisierung in
Deutschland weiter. Denn die Ränder der Einkommensverteilung streben
auseinander: Der Niedriglohnsektor ist weiterhin sehr groß und ärmere
Haushalte fallen zurück, während sich reiche weiter absetzen. Und dabei
sind Deutschlands Superreiche, also Multimillionäre und Milliardäre, die
vom langjährigen Boom bei Aktien und Immobilien besonders stark profitiert
haben dürften, im SOEP nur schwach erfasst. Alles in allem haben wir den
riskanten Weg zu größerer Ungleichheit immer noch nicht verlassen:
Ausufernde soziale Spaltungen verstärken den Verteilungskampf, reduzieren
soziale und politische Teilhabe und gefährden das Funktionieren der
sozialen Marktwirtschaft."

Schere bei den Einkommen geht wieder auf

Der verbreitetste Indikator zur Einkommensverteilung ist der
Gini-Koeffizient. Je nach Grad der Ungleichheit nimmt er Werte zwischen Null
(alle Haushalte haben das gleiche Einkommen) und eins (ein einziger
Haushalt bezieht das komplette Einkommen im Land; Visualisierung auch in
unserem Video; Link unten) an. Ende 2016 lag der Gini-Koeffizient der
verfügbaren Haushalteinkommen, bereits bereinigt um Effekte
unterschiedlicher Haushaltsgrößen, in Deutschland bei 0,295. Damit zeigte
er im aktuellsten Jahr, für das SOEP-Daten vorliegen, einen um rund 19
Prozent höheren Ungleichheits-Wert an als noch Ende der 1990er Jahre.
Damals lag der Gini knapp unter 0,25. Sehr schnell angestiegen ist die
Ungleichheit in Deutschland Ende der 1990er und in der ersten Hälfte der
2000er Jahre - auf 0,289 im Jahr 2005. Laut der
Industrieländerorganisation OECD nahm sie damals stärker zu als in den
meisten anderen ihrer 30 Mitgliedsländer. War die Bundesrepublik zuvor ein
Land mit relativ ausgeglichener Einkommensverteilung, rutschte sie ins
Mittelfeld von EU und OECD ab.

Unter Fachleuten umstritten ist, was nach 2005 passierte. Einige Ökonomen
kommen auch in jüngeren Studien zu dem Fazit, die Ungleichheit sei seitdem
stabil geblieben oder sogar wieder leicht gesunken.

Der WSI-Verteilungsbericht macht aber auf Basis der neuesten SOEP-Zahlen
deutlich, dass es sich dabei lediglich um eine Momentaufnahme gehandelt
hat. Denn nach einem leichten Rückgang auf 0,279 im Jahr 2009, der
wesentlich darauf beruhte, dass in der Finanz- und Wirtschaftskrise die
zuvor florierenden Kapitaleinkommen kurzfristig einbrachen, geht der
Gini-Wert seit 2011 wieder nach oben. Die so gemessene Ungleichheit wuchs
zwar langsamer als zuvor, aber fast stetig auf den neuen Höchststand. Dabei
entwickeln sich die Einkommen in Ostdeutschland deutlich schneller
auseinander als im Westen. Noch ist die Spreizung in den neuen Ländern
spürbar geringer als in den alten, doch der Abstand zwischen Ost und West
wird kleiner (siehe auch die erste Grafik in der pdf-Version dieser PM;
Link unten).

Armut nimmt zu

Dass sich die Schere bei den Einkommen öffnet, belegt auch der Blick auf
zwei weitere Verteilungsmaße. Der Palma-Index vergleicht den Anteil des
wohlhabendsten Zehntels der Haushalte an den gesamten Einkommen mit dem
Part der unteren 40 Prozent. Dadurch reagiert er statistisch besonders
sensibel auf Veränderungen am oberen Ende der Einkommensverteilung.
Dagegen ist der Theil-Index ein feiner Indikator für Entwicklungen in den
"unteren" Gruppen, die ein niedriges Einkommen haben. An beiden Indizes
lässt sich seit 2005 ein ganz ähnlicher Trend ablesen wie beim
Gini-Koeffizienten: Nach einem Rückgang am Ende des vergangenen Jahrzehnts
sind sie wieder deutlich angestiegen (Grafik 2 in der pdf-Version).

Die Veränderungen "fallen jedoch ausgeprägter aus - ein Hinweis darauf,
dass es die Ränder sind, an denen die entscheidenden Entwicklungen
stattfinden", schreibt WSI-Expertin Spannagel.

Das gilt nach vertiefter Analyse der Verteilungsforscherin insbesondere im
unteren Bereich der Einkommensverteilung. So ist der Anteil der Haushalte,
die weniger als 60 Prozent des mittleren Einkommens zur Verfügung haben
und deshalb nach gängiger wissenschaftlicher Definition als arm gelten, in
den Jahren des wirtschaftlichen Aufschwungs spürbar gewachsen - von 14,2
Prozent 2010 auf 16,7 Prozent 2016 (Grafik 3 in der pdf-Version).

Gleichzeitig wurde auch die so genannte "Armutslücke" beträchtlich größer.
Sie zeigt an, welches jährliche Einkommen einem durchschnittlichen armen
Haushalt fehlt, um es über die 60-Prozent-Hürde zu schaffen: Lag der
Fehlbetrag inflationsbereinigt 2005 bei 2873 und 2011 bei 2673 Euro, stieg
der Rückstand bis 2016 wieder stark an auf 3452 Euro. Der Abstand zur
Armutsgrenze wuchs also um rund 29 Prozent (siehe auch die Tabelle).

Dass die Lücke so viel größer wurde, hat nach Spannagels Analyse auch
damit zu tun, dass im aktuellen Aufschwung - anders als in den 2000er-Jahren
- nicht nur die oberen, sondern auch die mittleren Einkommen
stärker zugelegt haben. Ein positiver Trend, von dem im unteren Bereich
der Einkommensverteilung aber wenig bis nichts ankam: Das unterste Dezil
hat zwischen 2010 und 2016 nach Abzug der Inflation sogar Einkommen
verloren. Im 2., 3. und 4. Dezil waren die Zuwächse unterdurchschnittlich.

Wachstum allein reicht nicht, um Ungleichheit zu reduzieren

Die Entwicklung der vergangenen Jahre mache deutlich, dass eine positive
gesamtwirtschaftliche Entwicklung nicht ausreiche, um Ungleichheit und
Armut zu reduzieren, resümiert Verteilungsexpertin Spannagel. Zumal, wenn
politische Weichenstellungen nachwirkten, welche einen Anstieg der
Einkommensungleichheit begünstigt haben. Dazu zählt die Wissenschaftlerin
auch die Steuerpolitik der vergangenen zwei Jahrzehnte: Während reiche
Haushalte von der Senkung des Spitzensteuersatzes, der pauschalen
Abgeltungssteuer oder der Reform der Erbschaftsteuer mit ihren zahlreichen
Ausnahmen für Betriebsvermögen profitierten, wurden ärmere Haushalte durch
höhere indirekte Steuern zusätzlich belastet.

"Wachsende Ungleichheit ist kein Schicksal", schreibt die
Wissenschaftlerin deshalb. Die Politik habe wirksame Möglichkeiten,
gegenzusteuern. Zu den wichtigsten Ansätzen zählt Spannagel:

• Eine Reduzierung der Lohnungleichheit durch eine Stärkung der
Tarifbindung. Ein wichtiger Beitrag, um auch im Niedriglohnsektor bessere
Arbeitsbedingungen durchzusetzen, sei es, die Allgemeinverbindlichkeit von
Tarifverträgen zu vereinfachen.

• Parallel empfiehlt die Forscherin eine Erhöhung des Mindestlohns.
Zudem müsse besser verhindert werden, dass Arbeitgeber den Mindestlohn
umgehen.

• Stärkere Besteuerung von Spitzeneinkommen. Um den weiteren Anstieg
der Ungleichheit zu bremsen, sei es auch wichtig, "die wachsende
Konzentration der Einkommen am oberen Ende zu dämpfen", schreibt Spannagel.
Dazu sollten sehr hohe Erbschaften stärker besteuert und Ausnahmen bei der
Erbschaftsteuer konsequent abgebaut werden. Zudem sollte der
Spitzensteuersatz der Einkommensteuer angehoben werden. Kapitalerträge
müssten wieder in die Einkommenssteuer eingegliedert werden und somit
progressiv besteuert werden. Auch die Wiederaufnahme der Vermögensteuer
sei relevant, argumentiert die Forscherin.

• Eine deutliche Anhebung der Regelsätze im Arbeitslosengeld II ("Hartz
IV"). Diese lägen häufig weit unter der Armutsgrenze.

• Als wichtige Hilfe zur Selbsthilfe hätten sich unbürokratische
soziale Beratungs- und Hilfsangebote erwiesen, die ausgebaut werden müssten,
um den realen Bedarf abdecken zu können. Dazu zählt die Expertin
psychosoziale Beratung, etwa bei Schulden oder Sucht, ausreichend
Deutschkurse für Migranten, aber auch passgenaue Umschulungen oder
Weiterbildungen für Langzeitarbeitslose.


Terminhinweis:

Gerechter ist besser!? ist der Titel der hochkarätig besetzten
Verteilungskonferenz, die die Hans-Böckler-Stiftung am 17. Oktober in
Kooperation mit dem DGB veranstaltet. Dort diskutieren u.a. 
Unions-Fraktionsvize Hermann Gröhe, der Grünen-Vorsitzende Dr. Robert 
Habeck, Bundesarbeitsminister Hubertus Heil, Katja Kipping, 
Parteivorsitzende Die Linke, der FDP-Vorsitzende Christian Lindner, 
Stefan Körzell, Mitglied im Geschäftsführenden Bundesvorstand des DGB, 
sowie die Ökonomen Prof. Dr. Peter Bofinger (Universität Würzburg) 
und Prof. Dr. Michael Hüther (Institut der deutschen Wirtschaft).

Originalpublikation:

https://www.boeckler.de/pdf/p_wsi_report_53_2019.pdf

Dorothee Spannagel, Katharina Molitor:

Einkommen immer ungleicher verteilt.

WSI-Verteilungsbericht 2019. WSI-Report Nr. 53, Oktober 2019.

https://www.boeckler.de/pdf/pm_wsi_2019_10_07.pdf

- Die Pressemitteilung mit Grafiken

Weitere Informationen unter:

https://youtu.be/v5B4PvBDuwA

- Trends der Ungleichheit im Bild: Unser Video visualisiert die zentralen
Ergebnisse des Verteilungsberichts in 2 Minuten.

https://www.boeckler.de/veranstaltung_121576.htm

- Das Programm zur Verteilungskonferenz

http://presse@boeckler.de

- Anmeldung zur Verteilungskonferenz

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 07.10.2019
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UNTERNEHMEN/2791: Studie - Nicht-börsennotierte Unternehmen versprechen sicherere Erträge (idw)


Freie Universität Bozen - 07.10.2019

Studie zeigt: Nicht-börsennotierte Unternehmen versprechen sicherere
Erträge



Neue Forschungsergebnisse der NYU Stern, der Freien Universität Bozen und
der Università Bocconi zeigen, dass Investitionen in nicht-börsennotierte
Betriebe entgegen bisheriger Annahmen zuverlässigere Erträge bringen als
jene in börsennotierte Unternehmen. Das Ergebnis beruht auf einem
neunjährigen Forschungsprojekt, in dem die Ertragsqualität von fast
400.000 europäischen Unternehmen in elf Ländern untersucht wurde.

Börsennotierte Unternehmen bieten potenziellen Investoren dank
Marktdisziplin und Transparenz zuverlässigere Finanzdaten als nicht
notierte Unternehmen: Diese weit verbreitete Überzeugung wird nun von
einer Studie der NYU Stern School of Business, der Freien Universität
Bozen und der Università Bocconi widerlegt. Ein internationales
Forscherteam zeigt darin auf, dass in Europa Unternehmen, die nicht an der
Börse notiert sind, im Vergleich zu börsennotierten Unternehmen bei
vergleichbaren Organisationsstrukturen eine höhere "Ertragsqualität"
(Earnings Quality oder EQ) erzielen. Diese ist ein wichtiges Maß für die
Zuverlässigkeit von Finanzberichten.

Anhand von Daten, die über einen Zeitraum von neun Jahren (2005-2014)
gesammelt wurden, untersuchten Paul Zarowin, Professor an der NYU Stern,
Massimiliano Bonacchi, Professor an der Freien Universität Bozen und
Gastprofessor an der NYU Stern, sowie Antonio Marra, Professor an der
Università Bocconi, die EQ von fast 400.000 europäischen Unternehmen in
elf Ländern.

Um die Ertragsqualität der beiden Unternehmensformen zu vergleichen, haben
die Autoren nicht-börsennotierte Unternehmen zunächst in zwei Kategorien
eingeteilt: (1) eigenständige Unternehmen und (2) Unternehmensgruppen. Da
alle börsennotierten Unternehmen als Unternehmensgruppen strukturiert
sind, verglichen die Autoren die Jahresabschlüsse von börsennotierten
Unternehmen mit jenen nicht-börsennnotierter Unternehmensgruppen, um so
herauszufiltern, wie nicht markbedingte Größen wie zum Beispiel
Steueranreize oder der Druck der Stakeholder auf die Ertragsqualität von
börsennotierten bzw. nicht-notierten Unternehmen wirken.

Die Co-Autoren kommen zu dem Schluss:

• Beim Vergleich von börsennotierten mit nicht-notierten Unternehmen
(sowohl Einzelunternehmen als auch Unternehmensgruppen) weisen
börsennotierte Unternehmen eine höhere EQ auf. Werden dagegen
börsennotierte Unternehmen mit nicht-notierten Unternehmensgruppen
verglichen, erzielen die nicht-börsennotierten Unternehmensgruppen eine
höhere EQ.

• Eine bemerkenswerte Ausnahme von der Regel ist Großbritannien,
der am weitesten entwickelte Markt in Europa, wo sich auch bei diesem
Vergleich börsennotierte Unternehmen als zuverlässiger erweisen als
nicht-notierte Unternehmen.

"In weniger anspruchsvollen Kapitalmärkten sind die Anreize für das
Erstellen hochwertiger Finanzberichte nicht stark genug", erklärte Prof.
Zarowin. "Unsere Untersuchungen zeigen, dass börsennotierte Unternehmen
oft überhöhte Gewinne ausweisen, um ihre kurzfristige Performance zu
verbessern. Aufgrund dieses Trends sollten Anleger auf vielen europäischen
Märkten diese öffentlich zugänglichen Finanzdaten kritischer
hinterfragen."

"US-Investoren sollten sich stärker für europäische Unternehmen
interessieren, die nicht an der Börse notiert sind", fügte Prof.
Massimiliano Bonacchi hinzu. "Wenn politische Entscheidungsträger diese
relativ niedrige Ertragsqualität von börsennotierten Unternehmen
verbessern wollen, sollten sie für diese Art von Unternehmen mehr Anreize
(und mehr gesetzliche Vorschriften) schaffen, um qualitativ hochwertige
Gewinne auszuweisen, insbesondere in weniger entwickelten Märkten."

"Leider konnten wir die Situation in den Vereinigten Staaten aufgrund
fehlender Daten von nicht-notierten US-Unternehmen nicht untersuchen",
erklärte Prof. Marra. "Die Vereinigten Staaten haben qualitativ
hochwertige Kapitalmärkte, aber aufgrund der dort weit verbreiteten
opportunistischen Berichterstattung ist nicht klar, ob ähnliche Ergebnisse
erzielt werden können."


Das Paper "Organizational Structure and Earnings Quality of Private
and Public Firms" wurde in der Septemberausgabe der Review of Accounting
Studies veröffentlicht.

Originalpublikation:

https://doi.org/10.1007/s11142-019-09495-y

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1890
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Freie Universität Bozen, 07.10.2019
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STANDPUNKT/064: Chile und Deutschland - Gesten statt Gerechtigkeit (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Chile / Deutschland 

Gesten statt Gerechtigkeit

Von Ute Löhning



(Berlin, 3. Oktober 2019, npl) - Colonia Dignidad - die deutsche
Sektensiedlung in Chile war ein Symbol für Folter und Repression
während der Pinochet-Diktatur. Doch sie war auch ein Ort der
Zwangsarbeit und des tausendfachen sexuellen Missbrauchs von Kindern
und Jugendlichen durch den deutschen Chef der Kolonie, Paul Schäfer.
Jahrzehntelang hatte die deutsche Botschaft in Chile die Verbrechen
gedeckt. Nur sehr langsam hat die Bundesregierung begonnen, sich ihrer
Verantwortung zu stellen. Nun wird es zwar Hilfszahlungen für einige
Opfer geben - aber keine Gerechtigkeit.

Sklavenartige Arbeitsverhältnisse, sexualisierte Gewalt und
zwangsweise Verabreichung von Psychopharmaka gehörten - seit der
Gründung durch den deutschen Laienprediger Paul Schäfer 1961 - zum
Alltag der etwa 300 Bewohner*innen der Colonia Dignidad. All das war
spätestens seit 1966 bekannt, als zwei Sektenangehörigen die Flucht
aus der streng abgeriegelten Siedlung gelang und sie der Presse
berichteten. Dennoch unterhielt die deutsche Botschaft gute Kontakte
zur Sektenführung, verlängerte Pässe von Sektenmitgliedern in deren
Abwesenheit per Vorlage von Sammelvollmachten und bot denjenigen, die
aus der deutschen Kolonie flohen, keinen Schutz.


Kooperation mit der Diktatur

Anfang der 1970er Jahre organisierten Führungsfiguren der Colonia
Dignidad mit der rechtsextremen paramilitärisch organisierten Gruppe
"Patria y Libertad" und chilenischen Militärs Nahkampftrainings,
Waffen- und Sprengstoffübungen. Deren Ziel: der Sturz des
sozialistischen Präsidenten Salvador Allende. Während der
Pinochet-Diktatur ab 1973 folterte der chilenische Geheimdienst DINA
(Dirección de Inteligencia Nacional) in der deutschen Siedlung unter
Mitwirkung von Sektenangehörigen Hunderte Oppositionelle. Nach
Aussagen von Bewohner*innen der Siedlung wurden Dutzende ermordet und
in Massengräbern verscharrt. Um Spuren zu verwischen, wurden viele
Leichen 1978 wieder ausgegraben, verbrannt, ihre Asche im nahen Fluss
Perquilauquén verstreut. Bereits 1976 veröffentlichten die Vereinten
Nationen und 1977 Amnesty International Berichte von dort Gefolterten.
Die deutsche Botschaft jedoch verteidigte die Sektenführung: Bei einem
Besuch seien keine Folteranlagen zu sehen gewesen; die dortigen
Verhältnisse seien "ordentlich und sauber - bis zu den
Schweineställen".

Seit 1988 nennt sich die Siedlung offiziell Villa Baviera -
Bayerisches Dorf - und strukturierte sich in eine Firmenholding aus
Aktiengesellschaften um. Zu strafrechtlichen Ermittlungen kam es in
Chile erst ab 1996, als chilenische Familien aus der Region Anzeigen
wegen sexuellen Missbrauchs ihrer Kinder gegen den Sektenchef Paul
Schäfer erstatteten. Der floh nach Argentinien, wo er 2005 verhaftet
und nach Chile ausgeliefert wurde. Nach einer Verurteilung wegen Mord,
sexuellem Missbrauch, Körperverletzung und Verstoß gegen das
Waffengesetz zu 33 Jahren Haft saß er fünf Jahre im Gefängnis in
Santiago und starb dort im Jahr 2010.




[image: Foto: © Ute Löhning]

Früher Prügelorgien, heute Bayerische Kost - im Zippelsaal, heute
Restaurant der Villa Baviera

Foto: © Ute Löhning



Erst seit Mitte der 2000er Jahre können die Bewohner*innen die
Siedlung verlassen. Über hundert Personen sind nach Deutschland
gekommen, etwa fünfzig sind an andere Orte Chiles gezogen. In der
Villa Baviera leben heute noch gut hundert Menschen. Die Angehörigen
der Verschwundenen fordern, auf dem Gelände eine Gedenkstätte
einzurichten und den inzwischen dort etablierten Tourismus im
bayerischen Stil mit Bier- und Oktoberfesten zu stoppen.

2016 räumte der damalige Außenminister und heutige Bundespräsident
Frank-Walter Steinmeier eine moralische Mitverantwortung der
Bundesregierung ein: deutsche Diplomaten hätten "eindeutig zu wenig
für den Schutz ihrer Landsleute in dieser Kolonie getan". 2017
forderte der Bundestag einstimmig die "Aufarbeitung der Verbrechen in
der Colonia Dignidad". Die Bundesregierung solle strafrechtliche
Ermittlungen vorantreiben, historische Aufklärung in die Wege leiten
und ein Hilfskonzept für Opfer der Sekte entwickeln. Mit der
chilenischen Regierung zusammen solle sie die Errichtung eines
Dokumentations- und Gedenkortes angehen und das Vermögen der Sekte
untersuchen.


Straflosigkeit in Deutschland

Zu einer juristischen Aufklärung ist es in Deutschland nie gekommen.
Seit den 1960er Jahren gab es mehrere Ermittlungsverfahren, die jedoch
allesamt eingestellt wurden. Mutmaßliche Täter, die aus Chile nach
Deutschland übersiedelten, bleiben hier straflos.

Zentrale Bedeutung hatten zuletzt die Verfahren gegen den ehemaligen
Leiter des Sektenkrankenhauses, Hartmut Hopp. Er galt als enger
Vertrauter Paul Schäfers und als Verbindungsmann zum Geheimdienst
DINA. In Chile ist Hopp rechtskräftig wegen Beihilfe zu Vergewaltigung
und Missbrauch zu fünf Jahren Haft verurteilt. 2011 entzog er sich
dieser Strafe durch Ausreise nach Deutschland, von wo aus er als
deutscher Staatsangehöriger nicht nach Chile ausgeliefert wird. Das
Oberlandesgericht Düsseldorf lehnte im Herbst 2018 den Antrag Chiles
in letzter Instanz ab, dass Hopp diese Strafe in Deutschland verbüßen
muss.

Eigenständige Ermittlungen der deutschen Justiz gegen Hartmut Hopp -
wegen Beihilfe zu Mord, Körperverletzung und Beihilfe zu sexuellem
Missbrauch - stellte die Staatsanwaltschaft Krefeld im Mai 2019 ein.

Jaime Parra wurde als Kind ab 1995 zwei Jahre lang in der Villa
Baviera festgehalten und vergewaltigt. Er sagt, Hopp habe ihm
Psychopharmaka verschrieben. "Sie sollten mich gefügig machen, und ich
gehorchte ohne jeden Widerstand. Vor dem Einschlafen musste ich immer
die Tabletten nehmen. Dann brachte mich jemand zu Schäfer. Ich
erinnere mich, dass ich erst viel später in Schäfers Zimmer wieder zu
mir kam. Ich hatte Schmerzen am ganzen Körper, wusste aber nicht, was
passiert war."

2018 sagte Parra dazu im Rahmen eines Rechtshilfeersuchens der
Staatsanwaltschaft Krefeld auch vor einem chilenischen Gericht aus.
Sein Anwalt Hernán Fernández erklärt: "Hopp hat die Jungen gezielt auf
Paul Schäfers Missbrauch vorbereitet. Die Psychopharmaka, die er ihnen
persönlich verschrieb und gab, hatten keinen anderen Sinn, als das
Bewusstsein der Jungen zu trüben."

Die Berliner Anwältin Petra Schlagenhauf vertritt Opfer der Sekte. Sie
kritisiert, die in der Colonia Dignidad begangenen Straftaten seien
nicht ausreichend untersucht, von ihr benannte aussagewillige
Betroffene und Zeug*innen nie persönlich vernommen worden. Sie hat
Beschwerde gegen die Einstellung des Verfahrens eingelegt.

Zur historischen Aufarbeitung beitragen soll ein von der
Bundesregierung mit über einer Million Euro finanziertes, digitales
Oral History Archiv, das die FU Berlin mit chilenischen
Partneruniversitäten umsetzt. Sie wollen 50 Interviews mit Opfern und
Tätern aufnehmen und zur pädagogischen Nutzung aufbereiten. Der Anfang
ist gemacht: Mercedes Fernández, die 90-jährige Mutter eines in der
Colonia Dignidad gefolterten, später verschwundenen Studenten, war
glücklich, endlich umfassend Zeugnis über ihre Geschichte abzulegen.


Das Hilfskonzept reicht nicht aus

Im Mai 2019 stellten Bundestagsabgeordnete und
Regierungsvertreter*innen ein Hilfskonzept für Opfer der Sekte vor.
Folteropfer und Angehörige von Verschwundenen sind dabei nicht
eingeschlossen, für die sei der chilenische Staat allein
verantwortlich. Die Bundesregierung sehe sich nicht in einer
politischen Verantwortung für die Verbrechen, wohl aber in einer
moralischen, erklärte Niels Annen (SPD), Staatsminister im Auswärtigen
Amt. Demzufolge wurden auch keine Entschädigungen beschlossen, sondern
"Hilfen". Als Geste der Anerkennung sollen chilenische und deutsche
Opfer von Zwangsarbeit und sexualisierter Gewalt Einmalzahlungen von
bis zu 10.000 Euro bekommen. 3,5 Millionen Euro sind dafür insgesamt
veranschlagt.

Über einen Fonds "Pflege und Alter" sollen Bedürftige ohne Zugang zum
deutschen Sozialsystem auch dauerhafte Hilfsmaßnahmen erhalten. Dabei
geht es um ehemalige Sektenangehörige, die heute an anderen Orten
Chiles leben. Sie bekommen keine staatliche Unterstützung und waren
bei den bisherigen Förderprogrammen der Bundesregierung leer
ausgegangen.




[image: Foto: © Ute Löhning]

Harald Lindemann und Astrid Tymm lebten und arbeiteten 40 Jahre in der
Colonia Dignidad/Villa Baviera ohne Lohn

Foto: © Ute Löhning



Astrid Tymm und Harald Lindemann konnten die Sektensiedlung erst 2006
frei verlassen, sind heute im Rentenalter und müssen immer noch hart
arbeiten. "Was nicht eingezahlt wurde, fehlt uns heute. Und da meine
ich, muss der deutsche Staat für aufkommen (...), weil sie damals
nicht eingegriffen haben", sagt Harald Lindemann. "Dadurch war es auch
möglich, dass wir 30 Jahre gearbeitet haben ohne Lohn und ohne in die
Rentenversicherung einzuzahlen." Ob das Hilfskonzept ihre
existenziellen Bedürfnisse in der Gesundheits- und Altersversorgung
lösen wird, bleibt abzuwarten. Die in Deutschland lebenden ehemaligen
Sektenangehörigen werden keine regelmäßigen Unterstützungsleistungen
erhalten.

Um zu vermeiden, "dass ehemalige Täter oder verantwortliche
Führungsfiguren der ehemaligen Colonia am Ende Mittel aus deutschen
Steuergeldern beziehen", solle ein Kriterienkatalog zur
Differenzierung zwischen Tätern und Opfern erarbeitet werden, an dem
die IOM (International Organisation of Migration), die das
Hilfskonzept umsetzen soll, sich orientieren könne, erklärt
Staatsminister Annen.

Nicht wirklich vorangekommen ist die "Klärung der Besitzverhältnisse
der Villa Baviera". Dabei geht es um Schwarzgeldkonten, Gewinne aus
unbezahlter Arbeit und Waffenhandel, aber auch um undurchsichtige
Strukturen der Firmenholding, die heute das Dasein der Villa Baviera
lenkt und die für eine strukturelle Ungerechtigkeit in der
Besitzverteilung kritisiert wird. Wenigstens ein Teil des Vermögens
könnte den Opfern zugutekommen; aber über eine Machbarkeitsstudie, die
nur die Abgeordneten einsehen dürfen, sind die Untersuchungen nicht
hinausgekommen.


Gedenkstätte, Dokumentations- und Lernort

Beide Regierungen betonen zwar ihren Willen, einen Gedenk-,
Dokumentations- und Lernort zu errichten; und tatsächlich finanziert
das Auswärtige Amt seit mehreren Jahren Seminare von Expert*innen aus
der Gedenkstättenarbeit mit Opfern der Sekte. Doch es geht langsam
voran. Auch deshalb demonstrierten Angehörige von Verschwundenen im
Juni 2019 vor der deutschen Botschaft und vor dem chilenischen
Regierungspalast in Santiago. "Sagt uns, wo sie sind!", riefen sie und
forderten Aufklärung des Schicksals ihrer Liebsten, die mutmaßlich in
der Colonia Dignidad gefoltert und ermordet wurden. "Wir hatten die
Hoffnung, dass Hartmut Hopp mit seinen Informationen dazu beitragen
könnte, sie zu finden. Es hat uns sehr getroffen, dass er in
Deutschland straflos bleiben wird", sagt Myrna Troncoso, die
76-jährige Vorsitzende eines Angehörigenverbandes von verschwundenen
politischen Gefangenen, deren Bruder Ricardo damals verschwunden ist.
"Wir fordern Wahrheit, Gerechtigkeit und auch Erinnerung. Denn wir
haben nichts - nicht einmal die Gewissheit darüber, wer in der Colonia
Dignidad umgebracht wurde."

Die Zeit drängt. Adriana Bórquez, eine der Überlebenden der Folter in
der deutschen Siedlung, deren Berichte entscheidend zur Aufdeckung der
Verbrechen beigetragen haben, ist im Juli 2019 verstorben.


Erstveröffentlichung:

Südlink 189, Ausgabe zu Agrarökologie - Wege in die Landwirtschaft der
Zukunft

https://www.inkota.de/index.php?id=2614
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STANDPUNKT/014: Erneut Festnahmen von Urlauber*innen in der Türkei (Rote Hilfe)


Bundesvorstand Rote Hilfe e.V. - Pressemitteilung vom 07.10.2019

Erneut Festnahmen von Urlauber*innen in der Türkei



In den vergangenen Tagen wurden erneut sechs linke Aktivist*innen mit
deutscher Staatsangehörigkeit in der Türkei aus politischen Gründen
festgenommen. Wie bei Tausenden anderen Oppositionellen werden auch gegen
sie die Standardvorwürfe "Verdacht der Verbreitung von Propaganda" und
"Zugehörigkeit zu einer illegalen Organisation" - gemeint ist wie so oft
die Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) - in Anschlag gebracht. Vermutlich
dienen wieder einmal AKP-kritische Kommentare in sozialen Netzwerken als
Anlass für die Kriminalisierung. Während vier der Betroffenen am heutigen
Tag aus dem Gefängnis entlassen wurden, aber die Türkei nicht verlassen
dürfen, bleiben zwei weiterhin in Haft, darunter die Hamburgerin Nebahat
Yildirim, deren Ehemann Vorsitzender der Kurdischen Gemeinde ist.

Die Verhaftungen ereigneten sich just zu der Zeit, als Innenminister Horst
Seehofer mit dem türkischen AKP-Regime neue Finanzzuschüsse aushandelte, um
die "Festung Europa" gegen Geflüchtete abzusichern. Das zeigt erneut, dass
die bundesdeutsche Regierung jede Menschen- und Grundrechtsverletzung
seitens der Erdo?an-Regierung billigend in Kauf nimmt oder zumindest
stillschweigend ignoriert, um den Despoten milde zu stimmen: weder
protestierte die deutsche Delegation gegen die Tausenden von politischen
Gefangenen noch gegen die vergangenen und die aktuellen Verhaftungen von
deutschen Staatsangehörigen. Stattdessen sondern beschränkte sie sich auf
die Bemerkung, dass einige ohne ausreichende Begründung verfolgt würden.

Tatsächlich ist es durchaus wahrscheinlich, dass die Festnahmen auf die
Zuarbeit deutscher Repressionsorgane zurückzuführen sind: Das
Innenministerium konnte auf Nachfragen der Presse nicht dementieren, dass
die Informationen zu den Betroffenen aus dem regelmäßigen Austausch der
Sicherheitsbehörden der beiden Staaten stammten.

Die in der vergangenen Woche Festgenommenen sind keineswegs Einzelfälle,
und ihnen drohen durchaus Gerichtsprozesse und lange Haftstrafen: Gegen
mehrere politische Aktivist*innen aus der BRD stehen in den kommenden
Wochen Gerichtstermine an. So beginnt am Dienstag der Prozess gegen Aret
Demirci, der aufgrund eines Erdo?an-kritischen Twitter-Kommentars der
"Präsidentenbeleidigung" beschuldigt wird, und am Mittwoch wird gegen den
Menschenrechtsaktivisten Peter Steudtner verhandelt, der mit der türkischen
Allzweckwaffe des "Terrorismusverdachts" dreieinhalb Monate in
Untersuchungshaft festgehalten wurde. Auch der "Welt"-Korrespondent Deniz
Yücel soll sich ab 17. Oktober vor Gericht verantworten, das Verfahren
gegen die Ulmer Journalistin Mesale Tolu dauert weiter an, und gegen
weitere weniger prominente Oppositionelle sind ebenfalls Prozesse in
Vorbereitung. Sie alle sind jedoch eher als Gerichtspossen der
Gesinnungsjustiz denn als juristische Verfahren im rechtsstaatlichen Sinn
zu betrachten.

"Dass die Bundesregierung die brutale Unterdrückung aller linken Kräfte und
die gnadenlose Verfolgung selbst minimaler AKP-kritischer Kommentare
stillschweigend ignoriert, ist ein Skandal. Dass sie die Umtriebe des
menschenverachtenden Erdo?an-Regimes noch durch üppige Geldzahlungen im
Rahmen des "Flüchtlingsdeals" fördert, ist ein noch größerer Skandal. Für
die unsägliche Tatsache, dass sie durch die intensive Zusammenarbeit mit
den türkischen Repressionsorganen bewusst die Verhaftungen von in der
Bundesrepublik lebenden Aktivist*innen ermöglicht, wurde bisher noch kein
Wort erfunden", erklärte Anja Sommerfeld vom Bundesvorstand der Roten Hilfe
e.V. "Doch letzten Endes ist diese Unterstützung durch die Bundesregierung
nur konsequent: Schließlich dient sie sich der faschistischen Regierung in
Ankara schon seit Jahrzehnten als verlängerter Arm an, indem sie die
Verfolgung der kurdischen und türkischen Linken in der BRD mithilfe des so
genannten Antiterrorparagrafen 129b fortsetzt und Dutzende von
fortschrittlichen Menschen in deutschen Gefängnissen inhaftiert. Wir
protestieren erneut gegen die massiven Rechtsverletzungen und die
Kriminalisierung der türkischen und kurdischen Linken durch das AKP-Regime,
die unter Duldung und aktiver Mitarbeit der Bundesregierung stattfinden.
Wir fordern die sofortige Freilassung der politischen Gefangenen und die
Einstellung aller Prozesse."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 07.10.2019

Bundesvorstand Rote Hilfe e.V.

Bundesgeschäftsstelle, Postfach 32 55, 37022 Göttingen

Telefon: 0551/770 80 08; Fax: 0551/770 80 09

E-Mail: bundesvorstand@rote-hilfe.de

Internet: www.rote-hilfe.de
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SCHACH-SPHINX/07052: Geist der Eröffnungen (SB)


Mag der belehrende Tonfall von Siegbert Tarrasch in seinen Schriften
zuweilen auch provokant und intolerant geklungen haben, so bewies er
dennoch hinsichtlich des Lernstoffes und dessen Prioritäten in der
Wahl der Schritte ein äußerstes Feingefühl. Seine Ermahnungen waren
daher wohlbedacht: "Der Schüler, der eifrig und mit vielen
Wiederholungen studiert und sich assimiliert hat, ist bereits ein
guter Schüler. Ausdrücklich warne ich ihn davor, die folgenden
Eröffnungen etwa auswendig lernen zu wollen! Die Prinzipien muß er
sich zu eigen machen und ihre Anwendung in den einzelnen Eröffnungen
gelegentlich, wenn er eine einschlägige Partie gespielt hat,
nachlesen, allenfalls durch Studium in den Geist der einzelnen
Eröffnungen eindringen, das ist das Richtige. Mit dem Gedächtnis kann
man nicht Schach spielen, sondern nur mit Urteilskraft und
Kombinationsgabe. Beides kann geübt und gestärkt werden." Auf
letzteres kommt es auch im heutigen Rätsel der Sphinx an. Der
Nachziehende, der die Gewitterwolken über seiner Stellung nicht
bemerkt hatte, zog zuletzt 1...Lc8-b7? und sah sich nach drei Zügen
genötig, aufzugeben, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07052: Geist der Eröffnungen (SB)]



Doche - Blacher

Fernpartie 1981


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Schwarz besaß ein blindes Vertrauen zum scheinbar gefesselten e5-
Bauern, als er 1...Sg8-f6 zog. Sicher, die weiße Dame auf e2 war nicht
gedeckt, aber sie durfte sehr wohl geopfert werden, wenn dadurch der
Sieg zu erringen war: 2.e5xf6!! De6xe2 3.Ta1-e1 und Schwarz gab auf.
Nicht zu früh, denn nach 3...De2-b5 4.Te1xe7+ Ke8-f8 5.Ld4-c5 oder
4...Ke8-d8 5.Ld4-b6+ Kd8-c8 6.b2-b3! stünde er den zahlreichen weißen
Drohungen völlig hilflos gegenüber.



Erstveröffentlichung am 18. September 2006

8. Oktober 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - OPER/815: Wiesbaden - »Festival der jungen Stimmen«, 14.10.2019


HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

Gastspiel

»Festival der jungen Stimmen« 

Internationale OpernWerkstatt präsentiert internationale Talente

Musikalische Leitung: Michael Güttler

Inszenierung: Vera Nemirova (inszeniert an den Salzburger Festspielen
2020 »Don Carlos«)

Leitung: Verena Keller

14. Oktober 2019, 19.30 Uhr im Foyer des Großen Hauses



Am Montag, den 14. Oktober 2019 um 19.30 Uhr, ist das »Festival der
jungen Stimmen« im Foyer des Großen Hauses des Hessischen
Staatstheaters Wiesbaden zu Gast.

Die Internationale OpernWerkstatt ist ein Treffpunkt für den
hochbegabten Sängernachwuchs aus der ganzen Welt in Sigriswil im
Berner Oberland. Sie fördert hochbegabte junge Stimmen in intensiver
musikalischer, szenischer und gesanglicher Vorbereitung und stellt sie
nicht in einer sterilen Vorsingsituation, sondern in einem modernen,
lebendigen Regiekonzept in Opernszenen vor, die einem Publikum
präsentiert werden, das Intendanten und Agenten einschließt. Das ist
außergewöhnlich und immer wieder konnten Sängerinnen und Sänger
dadurch ihren Weg direkt von hier ins Engagement finden. Nach
intensiver Probenarbeit stellen sich die Sänger in einem szenischen
Theaterabend mit Ensembles und Arien aus allen Epochen vor.

Das Ziel dieses Projektes ist es jungen Menschen beim Einstieg in den
Beruf zu helfen, was jedes Jahr gelingt. Aus diesem Projekt konnten
Karrieren beginnen wie diejenige von Judit Kutasi und von Elena
Sthikina. Das Patronat für dieses international anerkannte Projekt
wurde vom ehemaligen Bundespräsidenten Alain Berset und von der Stadt
Zürich übernommen.

Die internationale Opernwerkstatt arbeitet mit dem Liceu Barcelona,
der Francisco Viñas Competition, der Belvedere Competition, mit Wien
und mit dem Meistersinger Wettbewerb in Nürnberg statt. Diese beliebte
Plattform für den jungen Sängernachwuchs wurde mit einem Kulturpreis
ausgezeichnet.

Die Aufführungen finden in Sigriswil, Bern, Basel und Zürich und
Wiesbaden statt.

Ein großer Dank gilt allen Sponsoren, Stiftungen und Unterstützern die
dazu beitragen, dass dieses Projekt weitergeführt werden kann.


Theaterkasse

Kasse im Großen Haus

Christian-Zais-Str. 3, 65189 Wiesbaden

Telefon: 0611.132 325

Fax: 0611.132 367

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Öffnungszeiten:

Mo - Fr 10.00 - 19.30 Uhr

Sa 10.00 - 14.00 Uhr

So, Feiertag 11.00 - 13.00 Uhr

Die Abendkasse ist jeweils eine Stunde vor Vorstellungsbeginn
geöffnet.


Abonnement-Büro

Theaterkolonnade

Christian-Zais-Str. 3, 65189 Wiesbaden

Telefon 0611.132 340

Fax 0611.132 367

E-Mail abonnement@staatstheater-wiesbaden.de

Öffnungszeiten:

Mo, Mi, Fr 10.00 - 18.00 Uhr

Di, Do 10.00 - 19.00 Uhr

Sa 10.00 - 14.00 Uhr

Karten erhältlich unter: Telefon 0611.132 325

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

www.staatstheater-wiesbaden.de

Zum aktuellen Spielplan: www.staatstheater-wiesbaden.de/programm/

 * 

Quelle:

HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Tel.: +49 (0)611.132 1

Fax: 0611.132 367

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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SCHAUSPIEL - KOMÖDIE/370: Lippstadt -"Die Streiche des Scapin" am 29. Oktober 2019


Stadt Lippstadt

"Die Streiche des Scapin" in einer Inszenierung vom Neuen Globe
Teater Potsdam

Pralle Moliére-Komödie in der Bearbeitung von Peter Lotschak



Lippstadt. Die Inszenierung von Molières "Die Streiche des Scapin" vom
Neuen Globe Theater Potsdam wurde für den INTHEGA-PREIS "Die Neubering
2019" nominiert, d.h. sie wurde von den Mitgliedern unter die 11
besten Produktionen der vergangenen Spielzeit gewählt. Am 29. Oktober
wird die inszenierung in Lippstadt zu sehen sein!

Der langjährige Leiter der Bad Hersfelder-Festspiele Peter Lotschak
stellt in seiner Bearbeitung des Moliére-Stückes diese pralle Komödie
in einen historischen Zusammenhang: Er lässt die Truppe Molières
leibhaftig auftreten und vor unseren Augen "Die Streiche des Scapin"
als Theater auf dem Theater zur Aufführung bringen. Ein Stück also
auch über die Pannen und Anekdoten der Theaterschaffenden zu allen
Zeiten. Ein augenzwinkernder Blick hinter die Kulissen eines fahrenden
Theaters und natürlich ein Fest für die Vollblutkomödianten des
Ensembles vom "Neuen Globe Theater": Wäre nicht der schlaue Diener
Scapin, wäre der Zorn der Väter über die beiden unbesonnenen Söhne
Octave und Léandre in gewaltigem Ausmaß über sie gekommen. Léandre,
Sohn des Géronte, umgarnt die schöne Zerbinetta - ein Mädchen
fraglicher Herkunft. Und Oktave, der Sohn von Argante, heiratet sogar
heimlich die liebliche, aber mittellose Giacinta. Scapin, der
gerissene und schlagfertige Diener, soll den Söhnen helfen. Bis zur
letzten Szene ist es ungewiss, ob es ihm gelingt ein glückliches Ende
herbeizuführen.

Um 19.15 Uhr bietet Linda Keil eine Stückeinführung an

Termin: Dienstag, 29. Oktober 2019, 20 Uhr

Preise: Euro 22,- / 20,- / 18,- / ermäßigt: 11,- / 10,- / 9,-

Ort: Aula des Evangelischen Gymnasiums

Veranstalter: KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH


Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de;
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr und ONLINE über das
VIBUS-Ticketportal

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 8. Oktober 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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TIERVERSUCH/787: Sichere Teststrategien statt Tierversuche (tierrechte)


Magazin tierrechte - Ausgabe 3/2019

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V

Sichere Teststrategien statt Tierversuche

von Carolin Spicher



In dieser Ausgabe stellen wir Ihnen das "Ersatzverfahren des Jahres
2019" vor. Es geht um einen Bereich, in dem viele Tiere eingesetzt
werden: die Entwicklungsneurotoxikologie (ENT). Diese untersucht
Schädigungen der Nervenzellentwicklung des Kindes im Mutterleib.
Aktuelle Studien zeigen, dass die Fälle zunehmen. Umso dringlicher ist
der Bedarf an neuen leistungsfähigen Verfahren.



Wer kennt heute kein Kind, das nicht unter
Aufmerksamkeitsdefizitstörungen oder Autismus leidet? Wissenschaftler
warnen, dass diese Störungen zunehmen. Um schädliche Substanzen
rechtzeitig ausfindig zu machen, schreibt der Gesetzgeber noch immer
Tierversuche vor. Doch diese sind oft nicht auf die Situation beim
Menschen übertragbar. Beim diesjährigen "Ersatzverfahren des Jahres"
geht es darum, eine Lösung für beide Probleme zu finden: das Tierleid
zu beenden und neue Verfahren für sichere Vorhersagen zu finden.


Gesetzlich vorgeschriebene Tierversuche

Ohne Tests am Tier dürfen Produkte wie Chemikalien, Arzneimittel,
Medizinprodukte, Pestizide und Biozide nicht zugelassen und vermarktet
werden. Jährlich fallen in Deutschland ungefähr ein Viertel aller
"Versuchstiere" solch gesetzlich vorgeschriebenen Tierversuchen zum
Opfer. Laut Statistik des Bundesministeriums für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL) waren das 2017 insgesamt 556.946 Tiere, der
Großteil davon Mäuse und Ratten. Knapp die Hälfte davon starb für
Giftigkeits- und Sicherheitsprüfungen.


Tierfreie und bessere Prüfmethoden

Tierversuche erfolgen heutzutage oft mit der Begründung, dass das
Leistungsspektrum der neu entwickelten, tierversuchsfreien Verfahren
noch nicht ausreichend sei. Aus diesem Grund arbeiten Forscher an
leistungsfähigeren tierleidfreien Methoden. Am besten funktioniert das
mit einer Kombination mehrerer Verfahren. Durch die Aufklärungsarbeit
mit dem "Ersatzverfahren des Jahres" wollen wir erreichen, dass das
Leistungsspektrum der tierversuchsfreien Methoden kontinuierlich und
so schnell wie möglich weiterentwickelt wird. In dem konkreten Fall
der Tests auf Entwicklungsneurotoxizität wird eine durchdachte und
flexible Methodenkombination gebraucht, die in die Prüfvorschriften
einfließt. Essenziell ist dabei, dass die neue Test-Strategie
möglichst schnell anerkannt wird. Denn erst dann können die neuen
Tests, die gesetzlich vorgeschriebenen Tests an Ratten ersetzen.


Neue Tests sollen Tierversuche beenden

Nur so kann erreicht werden, dass die neuen Methoden auch
verpflichtend angewendet und nicht weiterhin Tierversuche und
veraltete tierversuchsfreie Verfahren genutzt werden. Der
Bundesverband wird sich dafür einsetzen, dass der Paradigmenwechsel
vom Tierversuch zu tierversuchsfreien Verfahren tatkräftig angepackt
wird. Noch drückt sich die Politik vor dieser Verantwortung. Deswegen
fordern wir zusammen mit einem breiten Bündnis, dass die Politik
endlich eine Gesamtstrategie für eine tierleidfreie Wissenschaft
vorlegt.

 * 

Quelle:

Magazin tierrechte - Ausgabe 3/2019, S. 4

Menschen für Tierrechte

Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de

 

tierrechte erscheint viermal jährlich.

Der Verkaufspreis ist im Mitgliedsbeitrag enthalten.
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FORSCHUNG/304: Nähe zu Wegen und Straßen ist eine Belastung für Seeadler (idw)


Forschungsverbund Berlin e.V. - 07.10.2019

Nähe zu Wegen und Straßen ist eine Belastung für Seeadler



Der Seeadler ist als Vogelart bekannt, die sensibel auf Störungen
reagiert. Jedoch ist bislang nur in Ansätzen erforscht, welche
Faktoren welche Auswirkungen auf die Tiere haben und wie diese
Belastungen den Bruterfolg beeinflussen. Ein Forscherteam unter
Leitung von Dr. Oliver Krone vom Leibniz-Institut für Zoo- und
Wildtierforschung (Leibniz-IZW) hat nun bei Seeadlern in
Norddeutschland Konzentrationen des Hormons Corticosteron und seiner
Stoffwechselprodukte gemessen und diese Werte mit potenziellen
Belastungsursachen korreliert. Sie fanden heraus, dass die Werte des
Hormons im Urin der Vögel höher sind, umso näher der Horst eines
Brutpaares zu Wegen oder Straßen liegt.




[image: Foto: © Oliver Krone, IZW]

Seeadler mit Jungvogel im Horst.

Foto: © Oliver Krone, IZW



Daraus leiten die WissenschaftlerInnen Implikationen für das
Management und den Schutz der Seeadler ab, insbesondere für
Schutzzonen um die Horste. Die Studie ist in der Fachzeitschrift
"General and Comparative Endocrinology" erschienen.

Wichtige Verbreitungsgebiete des Seeadlers in Deutschland - etwa die
Mecklenburgische Seenplatte oder die Ostseeküste - sind zugleich
touristisch attraktive Regionen. Dies hat zur Folge, dass in
Kern-Brutgebieten die Besucherzahlen hoch sind und weiter steigen. Da
sich typische touristische Aktivitäten - Wandern, Radfahren,
Wassersport - auf das Naturerlebnis fokussieren, sehen Forscher darin
einen potenziellen Konflikt zwischen den Besuchern und den sensiblen
Tieren. "Um diese Vermutung entweder zu bestätigen oder zu widerlegen,
haben wir im Frühling und Frühsommer bei 52 Seeadlern im Naturpark
Insel Usedom das Level des Hormons Corticosteron in Urinproben
gemessen", erklärt Dr. Oliver Krone vom Leibniz-IZW, der Leiter der
Studie.

Dazu nutzen sie Exkrementproben von 6 bis 8 Wochen alten
Jung-Seeadlern, die im direkten Umfeld der Horste auf Blättern zu
finden waren. Aus Langzeitdaten des Projekts standen zudem die
Populationsdichte der Seeadler in dem jeweiligen Gebiet, der
Bruterfolg der Standorte sowie die jeweilige Entfernung der Horste zu
nächstgelegenen Straße oder Weg zur Verfügung. "Mittels statistischen
Tests konnten wir Zusammenhänge zwischen diesen Langzeitdaten und den
Hormonlevels prüfen", so Krone. "Wir konnten niedrigere Levels von
Corticosteron in Proben nachweisen, die an Standorten mit größeren
Entfernungen zu Straßen oder Wegen gesammelt wurden." Der Zusammenhang
ist statistisch hoch-signifikant, womit der negative Effekt des
"Stressfaktors" Straße oder Weg belegt ist. Zugleich konnte Krone
keinen negativen Einfluss dieses Faktors auf den Bruterfolg belegen.
"Ob an einem Standort erfolgreich gebrütet wird, hängt offenbar nicht
vom Corticosteron-Level und auch nicht von der Nähe zu Straßen und
Wegen ab", so Krone. Vielmehr ergebe sich ein Zusammenhang zwischen
Seeadlerdichte und Bruterfolg: In bereits dicht besiedelten Regionen
(mehr als zwei Paare pro 121 Quadratkilometer) deutlich geringere
Chancen auf Nachwuchs haben als in dünner mit Seeadlern bewohnten
Regionen.

Um negative Auswirkungen auf das Brutverhalten und den Bruterfolg zu
vermeiden, sehen die WissenschaftlerInnen Anpassungen der
Schutzzonen-Regelungen als notwendig an. Diese Regelungen in
Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern beschränken beispielsweise die
forst- und landwirtschaftliche Nutzung im Umkreis von 300 Metern um
einen Horst. Wanderpfade oder Reitwege seien davon bislang nicht
betroffen, so Krone. Intensive touristische Nutzung, wie es
beispielsweise auf Usedom der Fall ist, erweist sich aber als ebenso
"stressig" für die Seeadler. "Wir regen an, in einem Radius von 100
Metern um die Horste auch touristische Nutzung und Erschließung
auszuschließen und in Brutregionen jegliche Freizeitaktivitäten
abseits von ausgewiesenen Wegen, Pfaden oder Straßen zu unterbinden",
fügt Krone hinzu "Der Autoverkehr auf der Straße spielt für die
Seeadler keine Rolle, daran können sich die Tiere gut gewöhnen.
Allerdings stellen Fußgänger und Fahrradfahrer, die zu nah am Horst
vorbeikommen eine potenzielle Gefahr für die Adler dar."

Intensive Schutzbemühungen in letzten 100 Jahren haben den Seeadler in
Deutschland vor dem Aussterben bewahrt. Sie wurden in den 1920er
Jahren unter Schutz gestellt, nachdem vor allem die Jagd die Bestände
auf ein kritisches Level geschrumpft hatte. Mittlerweile ist die
Seeadlerpopulation wieder auf ein stabiles Maß angewachsen. Allerdings
wirkt sich noch immer die Verwendung von bleihaltige Munition bei der
Jagd negativ auf die Seeadler aus, die im Winter die von Jägern
hinterlassene Aufbrüche erlegter Tiere fressen. Derzeit gibt es rund
800 Brutpaare des Seeadlers in Deutschland, Hochrechnungen gehen von
einem Potenzial von 1200 Brutpaaren für Deutschland aus.

Originalpublikation:

Krone O, Bailey LD, Jähnig S, Lauth T, Dehnhard M (2019) Monitoring
corticoid metabolites in urine of white-tailed sea eagles: Negative
effects of road proximity on breeding pairs. General and Comparative
Endocrinology, 283. DOI: 10.1016/j.ygcen.2019.113223

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news724752

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution245

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Forschungsverbund Berlin e.V. - 07.10.2019 

WWW: http://idw-online.de
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AKTION/690: Zentrale Verkehrsknotenpunkte weiterhin blockiert - "Wir bleiben hier" (Extinction Rebellion)


Extinction Rebellion Deutschland - 8. Oktober 2019

Zentrale Verkehrsknotenpunkte weiterhin blockiert - "Wir bleiben
hier" 



Berlin, 8.10.2019, 8:55 Uhr. Der Große Stern und der Potsdamer Platz
in Berlin sind weiterhin blockiert. Mehrere hundert Menschen haben die
Blockaden über die Nacht gehalten, die Polizei hatte am Abend einen
Räumungsversuch aufgegeben. Am zweiten Tag der "Rebellion Wave" soll
der Alltag in Berlin weiter unterbrochen werden, um die Regierung dazu
zu bringen, den Klimanotstand zu erklären und eine
Bürger*innenversammlung einzuberufen.

"Wir bleiben hier", sagt Cléo Mieulet vom Presseteam von Extinction
Rebellion. "Der gestrige Tag war ein voller Erfolg. Mehrere tausend
Menschen sind in den zivilen Ungehorsam gegangen, um die dramatische
Klimakrise in den Fokus der Aufmerksamkeit zu rücken. Das ist erst der
Anfang der Rebellion Wave hier in Berlin. Wir sind entschlossen und
fordern die Regierung auf, unsere Forderungen umzusetzen."

"Die Klimakatastrophe wird nicht einfach weggehen. Also werden auch
wir bleiben." sagt Tino Pfaff aus dem Extinction Rebellion Presseteam.
"Wir rufen alle unsere Mitmenschen auf: Unterstützt jetzt die Proteste
in Berlin! Wir brauchen jeden und jede. Lasst diesen Moment nicht
verstreichen, werdet jetzt Teil dieser Bewegung. Es ist vielleicht
unsere letzte Chance, die Katastrophe noch abzubremsen."

Was passiert ist:

Die Polizei hat ab 6 Uhr am Potsdamer Platz etwa 300 Menschen geräumt,
die mit Zelten und Schlafsäcken auf dem Platz übernachtet hatten. Seit
etwa 8 Uhr ist die Polizei dabei, zusammen mit der Feuerwehr die
Menschen vom Platz zu entfernen, die sich dort an einem Lastwagen,
einer Badewanne und einem pinken Kutschwagen festgekettet hatten. An
der historischen Ampel geht eine Mahnwache aus mehreren hundert
Menschen weiter. Die Situation ist friedlich.

Die Blockade RebellaArche liegt weiterhin am "Großen Stern" vor Anker.
Über 600 Rebell*innen haben gemeinsam eine ruhige Nacht mit guter
Stimmung und gemeinsamen Singen verbracht. Die Polizei zeigte sich am
Morgen überrascht, wie viele Menschen sich noch vor Ort befinden.
Weiterhin sind alle 5 Zufahrtswege der Kreuzung blockiert durch
fröhliche, friedliche und frühstückende Menschen.



www.extinctionrebellion.de

https://extinctionrebellion.de/berlinblockieren/broadcasts/

Facebook: @ExtinctionRebellionDeutschland

Twitter: ExtinctionR_DE

Foto&Video:
https://drive.google.com/drive/u/1/folders1slWkw_xSv1Sd7kN6ExHrHoHJDu6Wzx8Z


Hashtags:
 #ExtinctionRebellion #BerlinBlockieren #AufstandoderAussterben

 * 

Quelle:

Pressemitteiung, 08.10.2019

Extinction Rebellion Deutschland

Email: presse@extinctionrebellion.de

Internet: www.extinctionrebellion.de
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FORSCHUNG/1548: Neuer Schwerpunkt am Freiburg Institute for Advanced Studies zum Thema Umweltvorhersagen (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 07.10.2019

Neuer Forschungsschwerpunkt am Freiburg Institute for Advanced
Studies zum Thema Umweltvorhersagen



Ob Wetterberichte, Prognosen für Hochwasser und Erdrutsche oder
Modelle zur Berechnung der Kohlenstoffbilanz von Wäldern:
Umweltmodelle gelten als wichtige wissenschaftliche Instrumente, die
es ermöglichen, komplexe und dynamische Mensch-Umwelt-Systeme in
Langzeitperspektive zu analysieren und zu verstehen - und die zugleich
akademisches Fachwissen in die Alltagspraxis übertragen und die Arbeit
von Entscheidungsträgerinnen und -trägern unterstützen sollen. Doch
für wen oder was ein Modell entworfen wurde, kann sich auf die
Vorhersagen und Erklärungen, die es hervorbringt, entscheidend
auswirken.

Mit dieser Problematik befasst sich der neue Forschungsschwerpunkt am
Freiburg Institute for Advanced Studies (FRIAS): Ein Team um Prof. Dr.
Carsten Dormann, Prof. Dr. Stefan Baumgärtner und Prof. Dr. Kerstin
Stahl aus der Fakultät für Umwelt und Natürliche Ressourcen der
Universität Freiburg will in den kommenden zwölf Monaten gemeinsam mit
internationalen Forschenden unterschiedliche methodologische Ansätze
von Modellen in den Umweltwissenschaften untersuchen, deren
wissenschaftliche Glaubwürdigkeit prüfen und der Frage nachgehen, wie
Umweltmodelle als Informationsgrundlage für Nicht-Wissenschaftlerinnen
und -Wissenschaftler funktionieren können.

Das Team wird hierzu Modelle aus Disziplinen wie der
Ökosystemökologie, Ökonomie, Forstwirtschaft, Geologie, Geschichte und
Methodik der Wissenschaft, Hydrologie, Informatik, Industrieökologie
und Meteorologie beleuchten. Das Projekt startet mit einem mehrtägigen
Workshop. Eingeladen sind deutsche und internationale Forschende.
Gemeinsam werden sie diskutieren, welche Aspekte die Erstellung von
Umweltmodellen beeinflussen. Dabei geht unter anderem darum, besser zu
verstehen, welche eigenen Einstellungen und Weltansichten die
Forschenden bei der Erstellung von Modellen bewusst oder unbewusst
einfließen lassen.

Ausgehend von diesem Workshop will das Freiburger Team den
fächerübergreifenden Austausch über Modelle in den
Umweltwissenschaften mithilfe des FRIAS-Forschungsschwerpunkts weiter
voranbringen. Denn die Vielfalt der Traditionen, Methoden und
Techniken, so die Annahme der Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler, könne den Vergleich und die Bewertung von
Modellergebnissen und deren praktische Anwendung über akademische
Disziplinen hinweg erschweren, zu Missverständnissen führen und
Zweifel an der Glaubwürdigkeit von Umweltvorhersagen wecken. Ihr Ziel
ist es daher, im Ergebnis aus verschiedenen disziplinären Erfahrungen
eine "Best Practice" herauszubilden, um glaubwürdige Umweltprognosen
zu ermöglichen und eine Forschungsagenda zur Behebung der bestehenden
Defizite zu formulieren.



Weitere Informationen:

Zum FRIAS-Forschungsschwerpunkt

https://www.frias.uni-freiburg.de/de/aktuelles/mitteilungen-aktuell/focus-environmental-forecasting

Zum Auftaktworkshop

https://www.frias.uni-freiburg.de/de/veranstaltungen/tagungen/workshop-environmental-forecasting

Originalpublikation:

https://www.pr.uni-freiburg.de/pm/2019/wie-umweltvorhersagen-entstehen?set_language=de

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news724765

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution69

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 07.10.2019

WWW: http://idw-online.de
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FORSCHUNG/1547: Ein genetischer Globetrotter schützt Meeresbakterien vor Umweltverschmutzung (idw)


Leibniz-Institut DSMZ-Deutsche Sammlung von Mikroorganismen und
Zellkulturen GmbH - 30.09.2019

Ein genetischer Globetrotter schützt Meeresbakterien vor
Umweltverschmutzung



Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler um Privatdozent Dr. Jörn
Petersen vom Leibniz-Institut DSMZ-Deutsche Sammlung von
Mikroorganismen und Zellkulturen GmbH und dem Karlsruhe Institute of
Technology (KIT) haben ein einzigartiges Plasmid, pLA6_12,
identifiziert, das mit einhundertprozentiger Sequenzidentität in
verschiedenen Arten der Bakteriengruppe Roseobacter vorkommt.

Erste Untersuchungen zeigen, dass das Plasmid die Toleranz der marinen
Bakterien gegenüber Umweltverschmutzungen, in diesem Fall gegen das
hochgiftige und krebsauslösende Chromat (CrO42-), um das Zwanzigfache
erhöht und somit einen wichtigen evolutionären Vorteil bietet. Ihre
Ergebnisse publizierten die Forscher in dem renommierten Fachmagazin
Proceedings of the National Academy of Sciences (PNAS).

Horizontaler Gentransfer durch Plasmide

Plasmide, ringförmige, doppelsträngige DNA-Moleküle, die unabhängig
vom Bakterienchromosom in der Bakterienzelle vorkommen, werden von
Bakterien unter anderem für den horizontalen Gentransfer genutzt.
Dabei werden DNA-Informationen von einer Bakterienzelle an die andere
mittels eines Injektionsmechanismus weitergegeben. Eine große Rolle
spielt dieser Austausch von genetischen Informationen zum Beispiel bei
der Antibiotikaresistenz. Während jedoch über die Verbreitung von
Antibiotikaresistenzen viele Details bekannt sind, ist der natürlich
vorkommende Plasmidtransfer noch weitestgehend unerforscht. "Die hier
entdeckte hundertprozentige Sequenzidentität des Plasmids, das wir in
Isolaten unterschiedlicher geographischer Herkunft und verschiedener
Genera isoliert haben, ist bisher einzigartig", fasst PD Dr. Jörn
Petersen die Ergebnisse zusammen.

Ocean's Thirteen - Ein Proteobakterium mit 13 Replikons

Die komplette Erbgut-Entschlüsselung des neu beschriebenen Bakteriums
Marinibacterium anthonyi La 6 führte zu einer weiteren verblüffenden
Beobachtung. Mit einem Chromosom und zwölf Plasmiden ist der Stamm La
6 der Rekordhalter unter den Proteobakterien, wobei seine
Genomorganisation ähnlich komplex ist wie die der Pflanzen und Tiere.
Mit 6,8 Millionen Bausteinen verfügt Marinibacterium zudem über das
größte Genom innerhalb der Familie der Rhodobacteraceae. Unter den
dutzend Plasmiden entpuppte sich das kleinste Element von gerade
einmal 7.053 Basenpaaren, pLA6_12, als das Spannendste. Es enthält ein
hochkonserviertes Rückgrat und eine austauschbare Kassette von Genen,
die unter bestimmten Umweltbedingungen überlebenswichtig sind.

Einzigartigkeit von pLA6_12

Das neu entdeckte Plasmid pLA6_12 repräsentiert eine bisher nicht
bekannte Klasse mobiler genetischer Elemente in der
Roseobacter-Gruppe. Mikroorganismen nutzen diese Elemente, um mittels
horizontalen Gentransfers schnell und unkompliziert DNA auszutauschen.
Analysen der vorliegenden Studie haben gezeigt, dass der jetzt
identifizierte Plasmid-Typ nur in der marinen Roseobacter-Gruppe
vorkommt. Einzigartig dabei ist, dass das Plasmid pLA6_12 in
identischer Form in drei verschiedenen Arten der Rhodobacteraceae
vorliegt. Obwohl der Austausch von Plasmiden die Grundlage für die
Entstehung multiresistenter Krankenhauskeime ist, wurde der natürliche
Transfer eines hundertprozentig identischen Plasmids über die
Artgrenze hinaus bisher überraschenderweise noch nie
beschrieben.Experimentell wurde in der vorliegenden Publikation
nachgewiesen, dass das Plasmid pLA6_12 die Toleranz gegen das
hochgiftige Chromat um das Zwanzigfache erhöhen kann. Damit ermöglicht
es seinem Träger das Überleben in stark kontaminierten Habitaten.

Unentdeckte Talente: Roseobacter unter der Lupe

Bakterien der Roseobacter-Gruppe gehören zu den Alphaproteobacteria,
genauer der Familie der Rhodobacteraceae. Sie repräsentieren eine der
häufigsten marinen Bakteriengruppen und leben in allen Weltmeeren.
Obwohl sie eine zentrale Rolle im globalen Kohlenstoff- und
Schwefelhaushalt spielen, werden sie erst seit einem knappen Jahrzehnt
intensiv erforscht. Durch ihren ungewöhnlich vielseitigen Stoffwechsel
rücken sie immer mehr in den Fokus der Wissenschaft, da sie großes
Potential für biotechnologische Anwendungen besitzen.

Das Leibniz-Institut DSMZ ist Partner im Sonderforschungsbereich
"Roseobacter (TRR 51)", der von der Deutschen Forschungsgemeinschaft
(DFG) gefördert wird und dessen Ziel es ist, ein systembiologisches
Verständnis dieser bedeutenden Gruppe von Meeresbakterien zu erlangen.
"Durch die Erforschung der Roseobacter-Gruppe haben wir bereits
grundlegende Antworten zu evolutionsbiologischen Fragestellungen
erhalten. Über neue Erkenntnisse zur genetischen Organisation der
Bakterien hinaus erwarten wir, dass auch biotechnologisch nutzbare
Ergebnisse erzielt werden", so PD Dr. Jörn Petersen.

Originalpublikation:

A marine plasmid hitchhiking vast phylogenetic and geographic
distances. Petersen J, Vollmers J, Ringel V, Brinkmann H,
Ellebrandt-Sperling C, Spröer C, Howat AM, Murrell JC, Kaster AK. Proc
Natl Acad Sci U S A. 2019 Sep 23. pii: 201905878. doi:
10.1073/pnas.1905878116. [Epub ahead of print]

Über das Leibniz-Institut DSMZ

Das Leibniz-Institut DSMZ-Deutsche Sammlung von Mikroorganismen und
Zellkulturen GmbH ist die weltweit vielfältigste Sammlung für
biologische Ressourcen (Bakterien, Archaeen, Protisten, Hefen, Pilze,
Bakteriophagen, Pflanzenviren, genomische bakterielle DNA sowie
menschliche und tierische Zellkulturen). An der DSMZ werden
Mikroorganismen sowie Zellkulturen gesammelt, erforscht und
archiviert. Als Einrichtung der Leibniz-Gemeinschaft ist die DSMZ mit
ihren umfangreichen wissenschaftlichen Services und biologischen
Ressourcen seit 1969 globaler Partner für Forschung, Wissenschaft und
Industrie. Die DSMZ ist als gemeinnützig anerkannt, die erste
registrierte Sammlung Europas (Verordnung (EU) Nr. 511/2014) und nach
Qualitätsstandard ISO 9001:2015 zertifiziert. Als
Patenthinterlegungsstelle bietet sie die bundesweit einzige
Möglichkeit, biologisches Material nach den Anforderungen des
Budapester Vertrags zu hinterlegen. Neben dem wissenschaftlichen
Service bildet die Forschung das zweite Standbein der DSMZ. Das
Institut mit Sitz auf dem Science Campus Braunschweig-Süd beherbergt
mehr als 69.701 Kulturen sowie Biomaterialien und hat 198 Mitarbeiter.

 www.dsmz.de

Über die Leibniz-Gemeinschaft

Die Leibniz-Gemeinschaft verbindet 95 selbständige
Forschungseinrichtungen. Ihre Ausrichtung reicht von den Natur-,
Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die Wirtschafts-, Raum- und
Sozialwissenschaften bis zu den Geisteswissenschaften.
Leibniz-Institute widmen sich gesellschaftlich, ökonomisch und
ökologisch relevanten Fragen. Sie betreiben erkenntnis- und
anwendungsorientierte Forschung, auch in den übergreifenden
Leibniz-Forschungsverbünden, sind oder unterhalten wissenschaftliche
Infrastrukturen und bieten forschungsbasierte Dienstleistungen an. Die
Leibniz-Gemeinschaft setzt Schwerpunkte im Wissenstransfer, vor allem
mit den Leibniz-Forschungsmuseen. Sie berät und informiert Politik,
Wissenschaft, Wirtschaft und Öffentlichkeit. Leibniz-Einrichtungen
pflegen enge Kooperationen mit den Hochschulen - u.a. in Form der
Leibniz-WissenschaftsCampi, mit der Industrie und anderen Partnern im
In- und Ausland. Sie unterliegen einem transparenten und unabhängigen
Begutachtungsverfahren. Aufgrund ihrer gesamtstaatlichen Bedeutung
fördern Bund und Länder die Institute der Leibniz-Gemeinschaft
gemeinsam. Die Leibniz-Institute beschäftigen rund 20.000 Personen,
darunter 10.000 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. Der
Gesamtetat der Institute liegt bei mehr als 1,9 Milliarden Euro.

 www.leibniz-gemeinschaft.de

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news724414

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution969

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut DSMZ-Deutsche Sammlung von Mikroorganismen und

Zellkulturen GmbH - 30.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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WALD/186: Neuen Waldschäden richtig vorbeugen (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 02.10.2019

Neuen Waldschäden richtig vorbeugen



Abgestorbene Bäume aus den Wäldern schaffen und in großem Stil
aufforsten: Das ist die Strategie der Bundesregierung gegen das
"Waldsterben 2.0". Ökologen der Universität Würzburg plädieren für
eine andere Lösung.

Borkenkäfer, Hitze, Trockenheit, Stürme und Brände haben den Wäldern
in Deutschland zugesetzt. Wer dort spazieren geht, trifft oft auf
abgestorbene Fichtenbestände und vertrocknete Buchen. "Die Wälder sind
in allen Regionen betroffen und benötigen schnelle Hilfe", heißt es
auf der Webseite des Bundesministeriums für Ernährung und
Landwirtschaft.




[image: Foto: © Simon Thorn / Universität Würzburg]

Durch Borkenkäfer abgetötete Fichten am Lusen im Nationalpark
Bayerischer Wald. Ökologen plädieren dafür, diese Form des Totholzes
vermehrt im Wald zu belassen.

Foto: © Simon Thorn / Universität Würzburg



Aufräumen und Aufforsten: So stellt sich das Ministerium diese Hilfe
vor. Ministerin Julia Klöckner spricht sich für groß angelegte
Aufräumaktionen mit anschließender Wiederaufforstung aus. Für das
Programm und die anschließende Pflege seien mindestens 500 Millionen
Euro nötig.

Forscher sind für radikalen Wandel

Das aber sei nicht die richtige Strategie, schreiben die Waldökologen
Simon Thorn, Jörg Müller und Alexandro Leverkus von der
Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU) im Magazin Science.
"Diese Politik dürfte ausgedehnte, gleichmäßige Waldbestände schaffen,
die für die Auswirkungen des Klimawandels weiterhin besonders anfällig
sind", sagt Simon Thorn.

Deutschland solle darum seine strategischen und finanziellen
Anstrengungen zur Schaffung eines nachhaltigeren Waldsystems
überdenken. Hier sei ein radikaler Wandel nötig: Die Wissenschaftler
schlagen vor, Totholz nicht restlos zu entfernen und nicht im großen
Stil wiederaufzuforsten.

Totholz in Wäldern erhalten

Die Forstwirtschaft verfolge schon seit Jahrhunderten die Praxis des
Aufräumens und Aufforstens. Die Folgen: eine stetige Abnahme der
biologischen Vielfalt bis hin zum Aussterben vieler Pilze und
Insekten, die auf Totholz angewiesen sind.

Ein großflächiges "Aufräumen" im Wald hat laut Thorn erwiesenermaßen
erhebliche negative Auswirkungen auf die Vielfalt der von Totholz
abhängigen Insekten. Das kollidiere mit den Zielen des
Regierungskoalitionsvertrags, dem zufolge das dramatische
Insektensterben gestoppt werden soll. Stattdessen sollten öffentliche
Zuschüsse darauf abzielen, Totholzstrukturen zu erhalten.

Beim Wiederaufforsten für Lichtungen sorgen

Natürliche Störungen wie Stürme, Borkenkäferausbrüche und Dürreschäden
ermöglichen es, dass auf den entstehenden Lichtungen
unterschiedlichste einheimische Baumarten nachwachsen. Den
Wissenschaftlern zufolge erhöht das die Widerstandsfähigkeit eines
Waldes gegen extreme Wetterereignisse.

Im Gegensatz dazu führe eine schnelle Wiederaufforstung zu dichten,
gleichaltrigen Baumgruppen, die sehr anfällig gegenüber
Wetterereignissen und Schädlingen seien. Die Subventionen für die
Forstwirtschaft sollten besser eine vielfältige Baum- und
Altersstruktur sowie zeitweilig existierende Lichtungen fördern. Diese
Strategie komme wirtschaftlich wichtigen Baumarten und stark bedrohten
Insekten gleichzeitig zugute.

Waldsterben 2.0:

In den 1980er-Jahren gab es in Mitteleuropa großflächig Waldschäden.
Im Kern wurde dafür die Luftverschmutzung durch Abgase aus Industrie
und Verkehr verantwortlich gemacht. Damals war vom "Waldsterben" die
Rede. Auf diese Zeit bezieht sich das aktuelle Schlagwort "Waldsterben
2.0". Der Zusatz "2.0" drückt aus, dass die aktuellen Waldschäden
diesmal andere Ursachen haben - nämlich den Klimawandel.

Originalpublikation:

Preventing European forest diebacks. Simon Thorn, Jörg Müller,
Alexandro B. Leverkus. Science, 27. September 2019, DOI:
10.1126/science.aaz3476



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.biozentrum.uni-wuerzburg.de/station/startseite/ 

Ökologische Station der Universität Würzburg

https://www.bmel.de/DE/Wald-Fischerei/Forst-Holzwirtschaft/_texte/Wald-Trockenheit-Klimawandel.html 

Bundeslandwirtschaftsministerium: Nachhaltige Waldwirtschaft

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/insektensterben-stoppen-1138930 

Bundesregierung: Insektensterben stoppen

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news724588

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 02.10.2019
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WALD/254: Zeitenwende im Forst? (Naturschutz heute)


NATURSCHUTZ heute - Sommer 2019

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

Zeitenwende im Forst?

von Helge May



Klimawandel und anhaltende Trockenheit lassen die
Borkenkäfer-Bestände geradezu explodieren. Geht das so weiter, hat die
Fichte als Forstbaum im Flachland keine Zukunft mehr.


In den vergangenen Wochen haben die Waldbrände in Kiefernforsten
für bundesweite Aufmerksamkeit gesorgt. Doch das ist nicht das einzige
Problem, mit dem die Forstwirtschaft zu kämpfen hat. Neben
Sturmschäden und Feuer macht dem Wald auch Insektenfraß zu schaffen.
Vor allem Borkenkäfer richten große Schäden an.

Laut Bundeslandwirtschaftsministerium sind 2018 rund 32 Millionen
Kubikmeter Schadholz angefallen. Das ist fast die Hälfte des in
Deutschland üblichen normalen Holzeinschlags. Das bereits hohe
Stressniveau und Vorschädigungen können dazu führen, dass der Befall
2019 sogar noch höher ausfällt.

Hausgemachte Probleme - Dass von den Bränden und den Insekten
vor allem Kiefern und Fichten betroffen sind, ist kein Zufall. Und bei
allem Verständnis für die daraus folgenden wirtschaftlichen Nöte der
Waldbesitzer muss man feststellen: Die jetzigen Probleme sind
weitgehend hausgemacht. Monotone, naturferne Nadelholzforste sind
wesentlich anfälliger als naturnahe Laubmischwälder.

Die Fichte gehört zum natürlichen Baumartenspektrum in Deutschland.
Allerdings kommt sie von Natur aus nur in den höheren Lagen der
Mittelgebirge und in den Alpen vor. Auf Grund der Nutzungsgeschichte
und der ökonomischen Interessen von Forst- und Holzindustrie hat die
Fichte heute einen völlig überhöhten Waldanteil von 25 Prozent.

Douglasien sind keine Lösung - Dürre und Hitze fördern den
Borkenkäfer-Befall. Zudem haben durch Stürme vorgeschädigte Wälder den
Insekten weniger entgegenzusetzen. Jetzt gilt es, aus den Fehlern der
vergangenen Jahrzehnte zu lernen. Gerade im öffentlichen Wald dürfen
wirtschaftliche Interessen nicht das Maß der Dinge sein.

Kurzfristige Lösungen gibt es nicht. Mittel- bis langfristig hilft nur
der Umbau hin zu Laub- und Mischwäldern. Der Trend der
Forstwirtschaft, Fichten durch amerikanische Douglasien und andere
schnellwachsende Nadelbaumarten zu ersetzen, verhindert dagegen die
Entwicklung naturnaher Waldstrukturen. Hier würden alte Fehler durch
neue Fehler ersetzt. Das heißt auch, dass staatliche Hilfe für
Waldbesitzer an klare ökologische Bedingungen geknüpft werden müssen.

Die Eichen warten schon - Erste Schritte in diese Richtung geht
man nun in Rheinland-Pfalz. "Mischwälder erweisen sich im Klimawandel
als besonders anpassungsfähig und bieten Gewähr für die Erhaltung der
Wälder und ihrer vielfältigen Funktionen, insbesondere der
Artenvielfalt", heißt es in einer gemeinsamen Erklärung von Land,
Waldbesitzern und Umweltverbänden. Kommunen und Privatbesitzer
verpflichten sich, den Wald durch eine nachhaltige Forstwirtschaft
anpassungsfähiger zu machen. Der NABU wird darauf achten, dass
Nachhaltigkeit hier nicht nur in Festmetern Holz gemessen wird. Die
Fichte hat jedenfalls in den niedrigen Lagen keine Zukunft mehr,
Buchen und Eichen werden an ihre Stelle treten.

Von der Katastrophe zur Vielfalt - Dass der Wald sich selbst
von flächendeckenden Borkenkäferbefall rasch erholen kann, zeigen die
Erfahrungen in den Nationalparks Bayerischer Wald und Harz. In Bayern
hatte man schon ab den 1970ern mit tausenden Hektar toter Fichten zu
tun, im Harz wütet der Borkenkäfer aktuell, 2018 waren mindestens 800
Hektar betroffen.

Was folgt - bei absolutem Nichtstun des Menschen - ist eine rasche
Verjüngung des Waldes, bei der die Fichten-Reinbestände durch eine
bunte Baumvielfalt von Eberesche und Zitterpappel bis Buche und Eiche
ersetzt wird.

Für Anwohner und Urlauber ist der Anblick der dahinsterbenden Fichten
zunächst ein Schock. Je mehr der neue Naturwald nachwächst, desto
größer wird aber die Akzeptanz für das Zulassen der scheinbaren
Katastrophe. Die Tierwelt reagiert ohnehin rasch. Am vom Borkenkäfer
besonders betroffenen Achtermann-Gipfel im Harz konnte der NABU
bereits 50 Prozent mehr Vogelarten feststellen.

"In Sturmes Nacht sank des Waldes Pracht.

Willst Du den Wald bestimmt vernichten,

so pflanze nichts als reine Fichten."

Diese bittere Erkenntnis ist fast hundert Jahre alt. 1921 ließ sie
das Forstamt Breitenthal nach einem verheerenden Sturm in Stein
meißeln.


Info

Einer kommt, Tausende folgen - Direkt furchterregend sehen die
beiden nicht aus. Buchdrucker bringen es auf knapp fünf Millimeter,
die kleineren Kupferstecher messen kaum drei Millimeter. Selbst unter
der Lupe haben die häufigsten unserer über hundert heimischen
Borkenkäferarten wenig Bedrohliches.

Fraßgänge im Bast - Die Folgen für von den Borkenkäfern
besiedelte Bäume, vor allem Fichten, können aber verheerend sein. Die
Käfer und ihre Larven haben es auf den Bast zwischen Rinde und Holz
abgesehen. Die erwachsenen Käfer bohren sich durch die Rinde und legen
darunter ihre Eier ab.

Die daraus schlüpfenden Larven fressen sich seitlich weiter durch den
Bast. Vom Erscheinungsbild der dabei entstehenden, fein verästelten
Fraßgänge haben Buchdrucker und Kupferstecher ihren Namen. Wo die
Käferlarven fressen, verlaufen auch die Wasser- und Nährstoffleitungen
der Bäume. Bei starkem Fraß werden diese unterbrochen und der Baum
stirbt.

Klebrige Gegenwehr - Natürlich wehren die Bäume sich. Sie
sondern Harz ab, das die Käfer und ihre Bohrgänge verklebt. Das ist so
lange erfolgreich, wie genügend Harz produziert werden kann und nicht
zu viele Käfer bohren. In Trockenzeiten fehlt den Fichten die
Flüssigkeit zur Harzbildung, die Käfer haben dann leichtes Spiel. Sind
erste Borkenkäfer erfolgreich eingedrungen, locken mit dem Bohrmehl
austretende Duftstoffe rasch weitere Käfer an.

Wer genau hinschaut, kann die Bohrlöcher an den Fichtenstämmen
entdecken, kleine Bohrmehlhäufchen am Stammfuß sind ein weiteres
Zeichen. Stark befallene Fichten verfärben sich in der Krone zunächst
rötlich, bis schließlich der ganze Baum abstirbt.

 * 
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AKTION/091: NABU-Aktive sammeln über 4.600 Kilo Müll an Stränden und Ufern (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 7. Oktober
2019

NABU-Aktive sammeln über 4.600 Kilo Müll an Stränden und Ufern

Küstenputztag zeigt enormes Plastikproblem an unseren Gewässern



Berlin - Neuer Rekord beim diesjährigen Küstenputztag ICCD
(International Coastal Cleanup Day): Hunderte Helfer sammelten am 21.
September 4.604 Kilogramm Müll an Küsten und Ufern vor allem in
Norddeutschland. "Wir freuen uns, dass sich so viele Naturfreundinnen
und Naturfreunde für saubere Gewässer engagieren", so
NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller, der selbst mit angepackt und
in Rheinsberg, Brandenburg, Müll gesammelt hat. 2016 waren gut 4.000
Kilogramm gewogen worden. Die diesjährige Menge von 4.604 Kilo kam bei
insgesamt 35 NABU-Aktionen zusammen. 14 weitere Aktionen haben
ebenfalls Abfälle beseitigt, aber ihre Funde nicht gewogen - die Natur
wurde also von noch mehr Abfall befreit.

Die Aktiven haben bei zwölf Putzaktionen über 10.000 Müll-Fundstücke
gezählt. Die Anzahl der Zigarettenkippen ergab dabei mit knapp 20
Prozent den höchsten Anteil am Müll, gefolgt von Verpackungsmaterial
mit 15 Prozent, kleine Plastikstücke mit zwölf Prozent und
Plastiktüten sowie Lebensmittelverpackungen mit jeweils acht Prozent.

Aufräumaktionen wie der ICCD reichen nicht aus, um das
Plastikmüllproblem an und in unseren Gewässern zu bekämpfen. Der NABU
begrüßt daher den Referentenentwurf zur Ergänzung des
Verpackungsgesetzes um ein Verbot des Inverkehrbringens von
Kunststoff-Tragetaschen, warnt aber auch vor Verlagerungseffekten hin
zu Papier-Einwegtüten.

"Wir müssen ein Umdenken in der Nutzung von Produkten schaffen,
ansonsten wird uns auch ein Verbot von beispielsweise Plastiktüten
nicht davor schützen, dass wir auch zukünftig Müll in unseren Meeren
und an unseren Stränden finden", so Lisann Sander, NABU-Referentin für
"Meere ohne Plastik".

Seit neun Jahren ruft der NABU zum Mitmachen beim "International
Coastal Cleanup Day" auf. Seit 2016 betreibt der NABU gemeinsam mit
dem Verband Deutscher Sporttaucher, dem Deutschen Seglerverband und
dem Deutschen Kanu-Verband die Internet-Plattform
www.gewässerretter.de . Dort können Aktionen geplant und beworben
werden. Die Aktion - zu Deutsch "Internationaler Küstenputztag" -
startete 1986 als Initiative engagierter Meeresschützer in Texas. Sie
hat sich mittlerweile zur weltweit größten ehrenamtlichen Aktion für
den Meeresschutz entwickelt. Allein im Jahr 2017 sammelten weltweit
rund 800.000 Freiwillige etwa 1.700 Tonnen Müll in Form von fast 21
Millionen Fundstücken von den Stränden.

Jeden Tag ist Putztag: www.gewaesserretter.de

mehr Informationen: www.NABU.de/cleanup

 * 
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STANDPUNKT/1132: Weiter geht's! (ROBIN WOOD magazin)


ROBIN WOOD magazin - Nr. 142/3.2019

Weiter geht's!

Der Konflikt um das Ende der Kohle ist noch lange nicht befriedet

von Ronja Heise



Spätestens seit Ende Juni sollten alle verstanden haben: Der
Bundesregierung ist es nicht gelungen mit der Kohlekommission der
Anti-Kohle Bewegung den Wind aus den Segeln zu nehmen. Im Gegenteil,
die Proteste gewinnen weiter an Stärke. Am Wochenende vom 27. bis 23.
Juni 2019 haben so viele Menschen wie noch nie zuvor gemeinsam gegen
Kohle, für Klimagerechtigkeit und für den Erhalt der Dörfer
protestiert.


An dem Wochenende im Juni hat die Anti-Kohle- und Klimabewegung
ein beeindruckendes Zeichen gesetzt. Nicht nur durch die
überwältigende Zahl der Protestierenden - ca. 55.000 - sondern auch
und vor allem durch das breite Spektrum an Akteuren und die Vielfalt
der Aktionsformen. Von den Fridays for Future-Demos über die
gemeinsame Veranstaltung der Umwelt NGOs mit dem 'Alle Dörfer
Bleiben'-Bündnis bis zu den Aktionen Massenhaften Zivilen Ungehorsams
von Ende Gelände: Ende Juni protestierten alle gemeinsam.

Diese wachsende Stärke der Klimabewegung wird auch von Polizei, RWE
und der Politik wahrgenommen. Das zeigt sich eindrucksvoll an dem
enormen Aufwand, mit dem sie versucht haben, im Vorfeld den Protest zu
erschweren und die Protestierenden einzuschüchtern und zu spalten.

Dabei gab es einiges, das eher nach panischer Kurzschlusshandlung als
nach wohlüberlegter Strategie aussah. So verschickte die
Polizeidirektion Köln Anfang Juni Briefe an alle Schulen im Bezirk
Aachen, in denen sie die Schüler*innen warnte, sich von Ende Gelände
'instrumentalisieren' zu lassen. Darin stellte die Polizei
verschiedene falsche Behauptungen über das Protestbündnis und ihre
Aktionsform auf, die sie nach kritischen Rückfragen der Tageszeitung
taz kleinlaut revidieren musste. Wenige Tage später veröffentlichten
sowohl mehrere Umweltschutzorganisationen, als auch Fridays for
Future-Solidaritätserklärungen mit Ende Gelände.

Auch RWE sorgte kurz vor dem Protestwochenende für zusätzliche mediale
Aufmerksamkeit für das Protestbündnis. Der Konzern forderte kurz
hintereinander Katrin Henneberger und Daniel Hofinger, zwei der Ende
Gelände Pressesprecher*innen auf, eine Unterlassungserklärung zu
unterzeichnen bzw. eine Vertragsstrafe in Höhe von 50.000 EUR zu
zahlen. Die Begründung in beiden Fällen: Die Klimaaktivist*innen
hätten das Unternehmen öffentlich kritisiert und zu Aktionen zivilen
Ungehorsams gegen RWE aufgerufen. Ein bisher so nicht dagewesenes
Vorgehen, das von Ende Gelände als Versuch kritisiert wurde, ihre
Pressesprecher*innen mundtot zu machen. Weder Daniel noch Katrin
lassen sich jedoch einschüchtern und machten sowohl vor als auch
während der Aktion weiterhin engagiert Pressearbeit.

Es gibt noch viele Beispiele, wie versucht wurde den Kohlegegner*innen
an diesem Protestwochenende Steine in den Weg zu legen. Von der in
letzter Minute gerichtlich durchgesetzten Genehmigung eines Camp-Ortes
- der dann auch noch mehr als 20 Kilometer von dem Ort des Protestes
entfernt war - bis zur stundenlangen Sperrung des nächstgelegenen
Bahnhofs und der wiederholten Weigerung der Polizei die Aktivist*innen
zu angemeldeten Versammlungen durchzulassen.

Es spricht für die unglaubliche Energie und Entschlossenheit der
Protestierenden, dass dieses Wochenende trotzdem so erfolgreich war.
Die Ende Gelände Aktivist*innen - von denen ein großer Teil dieses
Jahr das erste Mal dabei war - passten ihre Pläne immer wieder spontan
an, liefen dutzende Kilometer zu Fuß, übernachteten zwischendurch auf
freier Fläche und schafften es so in einem Zeitraum von drei Tagen
einen Tagebau und zwei Kohlebahnen zu besetzen. Die symbolische
Sitzblockade zwischen Tagebau und dem Dorf Keyenberg, organisiert von
'Alle Dörfer Bleiben' gemeinsam mit verschiedenen Umwelt NGOs, schuf
eine wichtige zusätzliche Protestmöglichkeit und eine direkte
Verbindung mit dem Widerstand in den von der Braunkohle bedrohten
Dörfern. Und Fridays for Future trugen mit ihrer großen
internationalen Mobilisierung wesentlich dazu bei, dass das Rheinland
an diesem Wochenende zur internationalen Schaubühne des Klimaprotestes
wurde.

Auch wenn unterschiedliche Protestformen gewählt wurden: Allen, die
Ende Juni gemeinsam auf der Straße, der Schiene oder im Tagebau
unterwegs waren ist wohl klar, wie viel gerade auf dem Spiel steht und
wie viel noch zu tun ist. RWE und auch die anderen
Braunkohleunternehmen MIBRAG und LEAG, rücken nicht von ihrem Vorhaben
ab, weiter Dörfer in den Revieren zu zerstören. Laut Anwohner*innen
hat RWE sogar die Umsiedelung und Zerstörung der Dörfer in den letzten
Monaten forciert. Selbst in Orten, die die Bagger nie mehr erreichen
werden, fällte das Unternehmen Bäume und ließ Häuser abreißen.

Auch der Hambacher Forst ist trotz der massenhaften Proteste und des
einstweiligen Rodungsstopps vom letzten Herbst weiterhin bedroht. RWE
hat seine Bagger weiter auf den Hambacher Forst zu rollen lassen - an
einigen Stellen stehen die Ungetüme weniger als 50 Meter vom
Waldanfang entfernt (Mitte 2018 waren es noch knapp 400 Meter). Damit
steigt das Risiko, dass die Wasserversorgung des Waldes gefährdet
wird, massiv. Konträr zu ihren Aussagen vom letzten Jahr, der Wald
könne sowieso nicht mehr überleben, da die Abbruchkante so nah und
steil an ihn herangerückt sei, behauptet RWE jetzt, dass Heranrücken
der Bagger stelle keine Gefahr für den Hambacher Forst dar.

Während im Fall der Dörfer und des Hambacher Forsts der fehlende
politische Wille und die Verbissenheit der beteiligten Unternehmen in
den letzten Monaten quasi greifbar geworden sind, ist die fatale
Gefahr der Klimakatastrophe immer noch deutlich abstrakter. Es gibt
noch keine Bilder, die eindrucksvoll vermitteln können, welchen
Schaden jede weitere Stunde, jeder weitere Tag und jedes zusätzliche
Jahr des Betriebs von Kohlekraftwerken anrichten. Aber klar ist: Wenn
Deutschland, wie von der Kohlekommission vorgeschlagen, den
Klimakiller Nr. 1 für 19 weitere Jahre am Netz lässt, setzt dies die
Lebensgrundlage von Menschen weltweit aufs Spiel. Der schwache
Vorschlag der Kohlekommission schützt weder Klima, noch Dörfer noch
den Hambacher Forst nachhaltig. Und Bundes- und Landesregierung haben
häufig genug unter Beweis gestellt, dass sie nicht die Absicht haben,
die Profitinteressen der Braunkohleunternehmen einzuschränken.

Um so wichtiger ist es, dass die Klimabewegung jetzt weiter Druck
macht, die Entwicklung des Kohleausstiegsgesetz in den kommenden
Monaten kritisch begleitet und dafür sorgt, dass das Thema weiterhin
die Aufmerksamkeit bekommt, die es verdient. Denn der Konflikt um die
Kohle ist noch lange nicht vorbei - wir befinden uns noch mitten drin.

Ronja Heise, ROBIN WOOD Energiereferentin

 * 

Quelle:
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AKTIONSTAGE/1036: Magdeburg - 27. Landschaftstag im Alten Rathaus am 12.10.2019


Landeshauptstadt Magdeburg - Pressemitteilung von Montag, 7. Oktober
2019

27. Landschaftstag am Samstag im Alten Rathaus

Thema "Artenvielfalt und Landwirtschaft - ein Gegensatz?"



Für den kommenden Samstag, 12. Oktober, lädt das Umweltamt der
Landeshauptstadt Magdeburg zum 27. Landschaftstag ein. In diesem Jahr
steht er unter dem Titel "Artenvielfalt und Landwirtschaft - ein
Gegensatz?". Der Beigeordnete für Umwelt, Personal und Allgemeine
Verwaltung, Holger Platz, eröffnet den Landschaftstag um 10.00 Uhr im
Alten Rathaus. Alle Interessierten sind herzlich willkommen.

Auf dem Programm stehen interessante Vorträge über Artenvielfalt,
Vogelwelt, Gehölze im Agrarraum und flächenschonende
Kompensationsaßnahmen sowie eine Exkursion in eine Gärtnerei. Ein
wesentliches Ziel der Referate ist es, die Abhängigkeiten und
Zusammenhänge zwischen Landwirtschaft und Artenvielfalt zu
diskutieren.

Galt die Landwirtschaft lange Zeit als Garant für die Arten- und
Biotopvielfalt in der offenen Kulturlandschaft, hat sich diese
Eigenschaft ins Gegenteil gewandelt. Landwirtschaft gehört zu den
Treibern für den Verlust an biologischer Vielfalt. Zu ausgeräumt, zu
geradlinig, zu intensiv ist die Landschaft in den ackerbaulichen
Regionen, was sich in der Artenvielfalt der Pflanzen- und Tierwelt
bemerkbar macht. Über die Erfassung und Bewertung typischer Vogelarten
wurde festgestellt, dass die Bestandssituation vieler Arten im
Lebensraum Agrarland als kritisch zu bezeichnen ist. Ergänzend zeigen
Langzeitbeobachtungen, dass in den vergangenen 27 Jahren das Aufkommen
von Insekten um rund 76 Prozent gesunken ist. Die Artengruppe der
Ackerwildkräuter ist ebenfalls von Verlusten betroffen.

Deutschland hat sich durch Verträge zum Artenschutz verpflichtet. Die
Landwirtschaft kann einen Teil dazu beitragen, indem auf regionaler
Ebene ökologisch hochwertige Biodiversitätsmaßnahmen umgesetzt werden,
durch die neue Lebensräume geschaffen und der Biotopverbund
wiederhergestellt werden. Positive ökologische Funktionen wie
Bestäuberleistung, Schädlingsregulation und Erosionsschutz führen für
die Landwirtschaft auch zu einem ökonomischen Nutzen. Um die
Artenvielfalt in landwirtschaftlich geprägten Regionen zu fördern,
müssen Maßnahmen umgesetzt werden, die im Einklang mit der
landwirtschaftlichen Produktion wieder vielfältige Lebensräume
schaffen sollen.

Der Landschaftstag findet seit 1993 jährlich statt. Mit der
Veranstaltungsreihe möchte das Umweltamt Anregungen zur
Auseinandersetzung mit der Umwelt und zur Diskussion über ökologische
Probleme geben.

Programm
des 27. Landschaftstages "Artenvielfalt und Landwirtschaft - ein
Gegensatz?"


	10:00 Uhr Eröffnung durch Holger Platz, Beigeordneter für Umwelt, Personal und Allgemeine Verwaltung der Landeshauptstadt Magdeburg

	10:15 Uhr Artenvielfalt versus Landwirtschaft - Biodiversität kontra Ernährungssicherheit, Vortrag von Dr. Franziska Kersten (Landgesellschaft Sachsen-Anhalt)

	11:00 Uhr Gehölze im Agrarraum - multifunktionale Landschaftsräume, Vortrag von Dr. Paul Schenk (Landesanstalt für Landwirtschaft und Gartenbau)

	11:45 Uhr Aus der Magdeburger Vogelwelt, Vortrag von Herbert Bilang (Fachgruppe Ornithologie)

	12:30 Uhr Flächenschonende Kompensationsmaßnahmen, Vortrag von Dr. Jens Birger, Stiftung Kulturlandschaft Sachsen-Anhalt

	13:15 Uhr Pause

	14:00 Uhr Exkursion zur Börde-Gärtnerei Erxleben (Biolandbetrieb) mit Margret Briehm (Umweltamt der Landeshauptstadt Magdeburg)

	17:00 Uhr Rückkehr zum Alten Rathaus



 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 7. Oktober 2019

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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BILDUNG/3399: KlimaLectures #1 - Mikroplastik. Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften, 18.10.


Die Junge Akademie an der Berlin-Brandenburgischen Akademie der
Wissenschaften und der Nationalen Akademie der Wissenschaften
Leopoldina - 07.10.2019

KlimaLectures #1: Mikroplastik



Herzliche Einladung zur Auftaktveranstaltung unserer neuen
Veranstaltungsreihe am 18.10.2019 um 18:00-20:00 Uhr im Einstein-Saal
der Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften

Die neue Veranstaltungsreihe KlimaLectures der Jungen Akademie
beleuchtet das Problem der Erderwärmung und der menschlichen
Einflussnahme auf das Ökosystem Erde. Zum Auftakt spricht Dr.
Thomas Mani über das menschengemachte Phänomen Mikroplastik und
diskutiert mit unseren Mitgliedern Ricarda Winkelmann 
(Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung) und Robert Kretschmer 
(Friedrich-Schiller-Universität Jena/Institut für Anorganische und 
Analytische Chemie).

Längst dominieren Kunststoffe die Materialien unseres Alltags. Der
mehr als 250-fache Zuwachs in der Plastikproduktion innerhalb der
letzten 70 Jahre zeugt von einem überwältigenden Siegeszug auf dem
Weltmarkt. In der Nutzung schätzen wir die enorme Widerstandsfähigkeit
des Plastiks - in der Umwelt wird dies zum großen Problem. So finden
Forschungsteams Makro- und Mikroplastik heute in jedem erdenklichen
Winkel unseres Planeten. Die gesamte Nahrungskette - und damit auch
der Mensch - ist von den Rückständen in Lebewesen und Umwelt
betroffen.

Thomas Mani studierte Geografie und Nachhaltige Entwicklung in Basel
und promovierte zum Thema Plastikverschmutzung in Fluss- und
Meeresumgebungen. Er war unter anderem Gastwissenschaftler am Alfred-
Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung und
war mit dem Forschungsschiff Polarstern auf Expedition in die
Antarktis. Mani berät diverse Umweltorganisationen rund um Fragen zu
Mikroplastik. Er arbeitet aktuell bei der Schweizer Umwelt-NGO Pusch
in Zürich.

Freitag, 18.10.2019, 18:00-20:00 Uhr, Einstein-Saal, 
Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften, Jägerstr. 22/23, 
10117 Berlin

Anmeldung unter

www.anmeldung-klimalecture.diejungeakademie.de

Informationen unter

www.klimalecture.diejungeakademie.de

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news724778

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution829

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Die Junge Akademie an der Berlin-Brandenburgischen Akademie der

Wissenschaften und der Nationalen Akademie der Wissenschaften

Leopoldina - 07.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/3398: "Die Lebensweise der Bienen verstehen" - Biokreis-Imkertag, Nürnberg, 9.11., anmelden bis 31.10.


Biokreis e.V. - 11. September 2019

Die Lebensweise der Bienen verstehen

Biokreis-Imkertag thematisiert neue Ansätze für eine artgerechte
Bienenhaltung



Passau, 11.09.2019: Am 9. November 2019 findet der Biokreis Imkertag
im Naturkundehaus des Tiergartens Nürnberg statt. Hauptreferent ist
der Imker und Biologe Toben Schiffer, der sich kritisch mit der
modernen Bienenhaltung auseinandersetzt. In seinem Vortrag stellt er
alternative Wege der Imkerei vor.

Der ökologische Anbauverband Biokreis zählt zahlreiche Imkerinnen und
Imker zu seinen Mitgliedern und setzt mit seinen Richtlinien zur
Imkerei und Bienenhaltung höchste Standards für Bienengesundheit und
Bienenprodukte.

Der jährlich stattfindende Biokreis-Imkertag hat sich als wichtiger
Treffpunkt der Bio-Imkerei etabliert. Die ganztätige Veranstaltung,
die in diesem Jahr das Thema "Zeitgemäß Imkern. Neue Wege im Sinne der
Biene?" näher beleuchtet, bietet Gelegenheit zum persönlichen
Austausch mit Kollegen, Kolleginnen und mit dem Verband. Berufs- und
Hobby-Imker und -Imkerinnen, die sich für eine Umstellung auf
Bio-Imkerei interessieren, sind ebenfalls eingeladen.


Hauptreferent
Torben Schiffer gibt Impulse für eine "Imkerei(R)evolution"

Torben Schiffer ist Imker und Biologe. Seit Jahren setzt er sich als
Wissenschaftler intensiv mit dem Verhalten der Honigbiene auseinander.
Als Gründer des Unternehmens "Beenature-Project" und des Vereins
Beenature zur Rettung der Honigbienen e.V. lehrt er neue Wege im
Umgang mit der für den Menschen so wichtigen Spezies. Mit seinen
wegweisenden Forschungsergebnissen will er die imkerliche
Bienenhaltung grundlegend erneuern.

In seinem Vortrag "Imkerei(R)evolution: Artenschutz statt Ausbeutung"
will Torben Schiffer beim Imkertag wertvolle Impulse für die
wesensgerechte und behandlungsfreie Haltung von Bienen im Einklang mit
natürlichen Verhaltensweisen geben. Er zeigt, wie Bienen in der Natur
ohne menschliche Eingriffe überleben und stellt eindrücklich die
imkerlichen Haltungs- und Handlungsweisen der natürlichen Lebensweise
gegenüber.

Nach dem 90-minütigen Fachvortrag besteht in der moderierten
Diskussionsrunde die Möglichkeit zum Austausch mit dem Referenten.
Anschließend informieren Biokreis-Imkerberater Marc Schüller und
Henrik Arndt vom Prüfinstitut Lacon interessierte Neueinsteiger über
die Grundlagen der Bio-Imkerei.

Anmeldung und Organisatorisches

Der Biokreis-Imkertag findet am 9. November 2019 ab 9.30 Uhr im
Naturkundehaus des Tiergartens Nürnberg statt. Für die Teilnahme
inklusive Bio-Mittagessen und Getränken wird ein Unkostenbeitrag von
25 Euro erhoben, der vor Ort zu entrichten ist.

Eine verbindliche Anmeldung ist bis zum 31. Oktober 2019 bei Michaela
Mendl möglich: mendl@biokreis.de; Tel.: 08 51 / 7 56 50-12

Der Biokreis-Imkertag wird gefördert von der Zukunftsstiftung BioMarkt
- eine Initiative der BioMarkt Verbundgruppe und der dennree Gruppe:
Mit jedem verkauften Glas des Bayerischen Blütenhonigs wird die
Förderung der heimischen Bio-Imkerei durch den Biokreis mit 10 Cent
unterstützt.



Biokreis - aus Liebe zur Natur, zum Tier, zur Region

Der ökologische Anbauverband Biokreis steht seit 1979 für regionale,
vertrauensvolle Netzwerke, für Tierwohl und handwerkliche
Lebensmittelverarbeitung im Einklang mit der Natur. Gemeinsam mit
Landwirten, Verarbeitern und Verbrauchern gestalten wir kreativ und
konsequent ökologischen Landbau. Mit neuen Ideen, politischer Arbeit
und wirksamer Presse- und Öffentlichkeitsarbeit treten wir für unsere
ganzheitliche Vorstellung von Ökolandbau und dessen Weiterentwicklung
ein.

 * 

Quelle:

Biokreis e.V., 11.09.2019

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Stelzlhof 1, 94034 Passau

T: 0851 / 756 50-17, F: 0851 / 756 50-25

Internet: www.biokreis.de - www.bionachrichten.de
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AKTION/1491: Hanau - Kostümführung im Museum Schloss Steinheim am 20.10.2019


Stadt Hanau

Eintauchen in die Zeit der RömerInnen

Kostümführung für die ganze Familie im Museum Schloss Steinheim am 20.
Oktober



Im Rahmen der Sonderausstellung "Spielsachen-Glücksbringer-Opfergaben.
Ausgewählte Objekte der Antike des Hessischen Puppen- und
Spielzeugmuseums zu Besuch im Museum Schloss Steinheim" berichtet
Museumsführerin Stine Kockrick in antiker Gewandung über das Leben in
der Zeit der Römer. Bei der Kostümführung am Sonntag, 20. Oktober, um
15 Uhr erfahren die Teilnehmenden, wie sich die Römer vor 2.000 Jahren
die Zeit vertrieben haben. Eine spannende Entdeckungsreise in die Welt
der Spiele erwartet die kleinen und großen Gäste - selbstverständlich
dürfen anschließend auch verschiedene Spiele ausprobiert werden!

Die Kosten betragen zwei Euro pro Person zzgl. Museumseintritt.
Maximal 25 Personen können an der rund einstündigen Kostümführung
teilnehmen. Teilnahmebedingung ist die telefonische oder schriftliche
Anmeldung bis donnerstags vor dem Termin unter Telefon 06181 - 295
1799 oder per E-Mail an museen@hanau.de.

Die nächste Kostümführung mit Stine Kockrick findet am Sonntag, 15.
Dezember 2019 um 15 Uhr statt.

Kindergeburtstag mal anders? Wie wäre es mit einem Römergeburtstag im
Museum Schloss Steinheim? Die Museumspädagogik der Städtischen Museen
Hanau bietet viele Kreativkurse auch als Kindergeburtstag zu einem
Wunschtermin an. Alle Informationen zu den Angeboten der Städtischen
Museen Hanau sowie weitere Termine im Rahmen der Sonderausstellung
"Spielsachen-Glückbringer-Opfergaben" finden sich auf
www.museen-hanau.de.

Museum Schloss Steinheim, Regionale Archäologie und Stadtgeschichte
Schlossstraße 9, 63456 Hanau, www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 4. Oktober 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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KURSUS/1303: Unna - Workshop zum Fermentieren von Gemüse am 13. Oktober 2019


Stadt Unna

Sauer macht lustig - Workshop zum Fermentieren im Hellweg-Museum

Workshop für Erwachsene



Kreisstadt Unna. Gemüse zu fermentieren ist eine alte Küchentechnik.
Die Methode zur Haltbarmachung ist recht einfach und schon unsere
Großmütter wussten, dass so zubereitete Speisen einfacher zu verdauen
und gut für Darmflora und Immunsystem sind. Besonders gut eignen sich
feste Gemüsesorten wie Kohl, Möhren, Rettich, Rote Bete oder Gurken.

Der von Andrea Ramke geleitete Workshop "Sauer macht lustig (und hält
gesund)" beginnt mit einem Kurzbesuch der Sonderausstellung "Prost
Mahlzeit! Ein Blick über den Tellerrand" im Hellweg-Museum Unna. Nach
einer anschließenden kurzen theoretischen Einführung zum Fermentieren
können die Teilnehmer*innen dann zum praktischen Teil übergehen.
Mitgebracht werden müssen lediglich ein Schneidebrett und ein scharfes
Messer. Gemüse und Gläser sind im Museum vorhanden. Frisches Gemüse
aus dem eigenen Garten kann natürlich gerne ebenfalls verarbeitet
werden.

Der Workshop findet am Sonntag, 13. Oktober 2019, in der Zeit von 14
bis 17 Uhr im Museum statt. Da die Teilnehmerzahl begrenzt ist, bittet
das Museum um Anmeldung unter der Telefonnummer 02303/256445 oder per
E-Mail unter hellweg-museum@stadt-unna.de. Der Kostenbeitrag für den
Workshop beträgt 8 Euro.

Termine: 13. Oktober 2019 (14 bis 17 Uhr)

Leitung: Andrea Ramke

Kostenbeitrag: 8 Euro

Anmeldung: Tel. 02303-256445 (Hellweg-Museum Unna)

E-Mail: hellweg-museum@stadt-unna.de

Bitte mitbringen: Ein Schneidebrett und ein scharfes Messer, evtl.
frisches Gemüse

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 11. September 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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STANDPUNKT/009: "Fleisch ist freigesprochen"? Studie beruht auf schweren Fehlern (vegan.eu)


vegan.eu - 6. Oktober 2019

"Fleisch ist freigesprochen"? Studie beruht auf schweren Fehlern

Eine Studie behauptete neulich, Fleisch schade nicht. Doch die Studie weist
schwere methodischen Mängel auf. Letztlich zeigen die Ergebnisse das
Gegenteil.



"Esst ruhig weiter Fleisch": Zahlreiche Medien berichten dieser Tage unter
vergleichbaren Titeln über eine Studie, die scheinbar zeigt, dass wir aus
gesundheitlichen Gründen unseren Fleischkonsum nicht reduzieren müssen.
Doch diese Studie weist schwerwiegende methodische Fehler auf, die die
gesamten Ergebnisse obsolet machen.

Für das Informations-Portal www.vegan.eu hat Dr. Guido F. Gebauer die
Studie im Original analysiert und kommt zu folgendem Ergebnis:

"Die Autoren haben Fleischverzicht gar nicht untersucht, sondern sich
ausschließlich auf eine nur sehr moderate Reduktion von Fleisch um drei
Mahlzeiten pro Woche konzentriert. Damit haben die Autoren ihre Studie von
vornherein so angelegt, dass sie mögliche positive Auswirkungen von
Fleischreduktion unterschätzen mussten. Zudem ist der Panel aus 14
Personen, die die Empfehlungen beschlossen haben, gespalten gewesen. In den
Medien wird leider nur die Mehrheitsposition berichtet, obwohl eine
Minderheit für Fleischreduktion als Empfehlung abgestimmt hat. Ergebnis
sind breit publizierte, aber wissenschaftlich wie auch ethisch fragwürdige
Empfehlungen. Die Autoren können in Wirklichkeit Fleisch nicht
freisprechen, weil sie Fleischverzicht überhaupt nicht untersucht haben".

Gebauer empfiehlt folgendes Gedankenexperiment zum Verständnis der Kritik
an der Studie:

• "Nehmen wir an, es wird die Reduktion von Rauchen um 5 Zigaretten
pro Tag untersucht und nur ein moderater Effekt auf die Gesundheit
gefunden. Könnte dies eine Rechtfertigung sein, das Rauchen freizusprechen?
Natürlich nicht. Denn der Vergleichsmaßstab des kompletten Rauchverzichts
ist notwendig, um zu einer sinnvollen Schlussfolgerung zu gelangen. Wie
beim Rauchen so beim Fleisch, der Ausschluss des kompletten
Fleischverzichts aus den Kalkulationen macht die Empfehlungen der Autoren
wissenschaftlich unhaltbar".

Zusammengefasst sind dies die Hauptkritikpunkte an der Studie, die im
Artikel auf vegan.eu ausführlich begründet werden:

• die Wissenschaftler haben die Auswirkungen von Fleischverzicht
(vegetarisch) oder von Verzicht auf alle tierischen Lebensmittel (vegan)
nicht untersucht. Die Wissenschaftler haben sich vielmehr ausschließlich
auf eine Reduktion des Fleischkonsums um drei Mahlzeiten pro Woche
konzentriert. Stärkere Reduktionen habe sie komplett aus ihren Berechnungen
für ihre Empfehlungen ausgeschlossen.

• eine substantielle Minderheit der Panel-Mitglieder von über 20 % (3
von 14) empfiehlt dennoch Fleischreduktion. Dies wird einfach in der
Zusammenfassung des Artikels verschwiegen und die Gründe für diese
Minderheitenposition werden nicht dargelegt.

• die Autoren berufen sich zur Begründung ihrer selektiven Auswertung
auf laienpsychologische Annahmen, denen es an wissenschaftlichem Fundament
fehlt. Sie glauben, dass eine stärkere Fleischreduktion unrealistisch sei,
weshalb sie Fleischverzicht gar nicht erst untersucht haben. Gerade bei
Gewohnheits- und Suchtverhalten kann der komplette Verzicht jedoch leichter
als die reine Reduktion. Denn die Reduktion konfrontiert uns immer wieder
mit den auslösenden Reizen, die unseren Appetit auf den Konsum wieder
wachrufen

• die Autoren geben allgemeine Gesundheitsempfehlungen, obwohl sie nur
drei Zielkriterien untersuchten haben (Todesfälle durch 
Herzkreislauf-Erkrankungen, Krebserkrankungen sowie Auftreten von Diabetes). Es gibt
Studien zu vielen weiteren gesundheitlichen Auswirkungen von Fleischkonsum,
die die Autoren ignorierten. Dies ist aber unzulässig, wenn allgemeine
Empfehlungen für die Gesundheit abgeleitet werden sollen. Selbst wenn ein
Faktor jeweils nur einen kleinen Einfluss auf eine spezifische Erkrankung
hat, dafür aber viele Erkrankungen positiv beeinflusst, kann sich ein
großer Gesamteffekt ergeben. Indem die Autoren andere mögliche Auswirkungen
aus ihren Empfehlungen ausblenden, handeln sie selektiv und unterschätzen
die Auswirkungen von Fleischreduktion auf die Gesundheit

• die Autoren zeigen letztlich, dass Fleischreduktion um drei
Mahlzeiten statistisch signifikant mit weniger Todesfällen aufgrund von
Herzerkrankungen und Krebserkrankungen und weniger Diabetes-Erkrankungen
einhergeht. Die Autoren diskutieren ihre Ergebnisse danach aber weg, indem
sie auf die nur geringe Stärke der Zusammenhänge verweisen. Die
Zusammenhänge sind aber deshalb gering, weil nur eine moderate
Fleischreduktion untersucht wurde. Die Zusammenhänge wären viel stärker
gewesen, wenn die Autoren Fleischverzicht einbezogen hätten

• die Autoren zweifeln die Ursächlichkeit der durch sie selbst
gefundenen positiven Effekte von moderater Fleischreduktion an, weil
Studien, die ganze Ernährungs-Muster untersuchten, stärkere Effekte fänden
als Studien, die sich isoliert auf Fleischreduktion beziehen. Viele 
Diät-Schemata gehen mit einer deutlichen Fleischreduktion einher und zusätzlich
werden als gesund geltende Lebensmittel präferiert (z. B. Olivenöl). Warum
sollte es da erstaunlich sein, dass solche komplexen Muster stärkere
Effekte erzielen als isolierte Fleischreduktionsstudien?

• unter den 14 Panel-Mitgliedern gab es keine einzige vegetarisch oder
vegan lebende Person, obwohl unter Ernährungswissenschaftlern Vegetarismus
häufig ist. Letztlich hat eine Gruppe von 14 fleischessenden Personen
entschieden, dass echter Fleischverzicht unrealistisch sei und man ihn
daher gar nicht erst untersuchen müsse. Trotzdem stellten diese Personen in
den reinen Daten fest, dass selbst eine moderate Fleischreduktion
statistisch mit signifikant positiven Auswirkungen auf die Gesundheit
verbunden ist. Im Anschluss hat der Panel per Mehrheitsbeschluss
beschlossen, dass dieser positive Effekt irrelevant sei und jeder so weiter
Fleisch essen solle, wie er wolle. Derweil berichten Medien, dass der
Hauptautor der Studie vorher für die Lebensmittelindustrie tätig gewesen
sei, dies aber als Interessenskonflikt nicht benannt habe.

Für Gebauer, der alle Studien zu Fleisch und veganer Lebensweise liest, ist
dies eine der schlechtesten und tendenziösesten wissenschaftlich
publizierten Studien, der er begegnet sei. Bedenklich sei aber auch, wie
einfach durch derartige einseitige Studien Stimmungen für Fleischkonsum
geschaffen werden könne. Dies sei in Anbetracht der negativen Auswirkungen
von Fleisch auf Gesundheit, Klima und Tierwohl bedauerlich. Ein bisschen
erinnere ihn diese Studie an Wissenschaftler, die jahrzehntelang mit
ähnlich selektiven Betrachtungsweisen das Rauchen für unschädlich erklärt
hätten.

Vegan.eu veröffentlicht diese Analyse auch als Presseerklärung in der
Hoffnung, dadurch die Aufmerksamkeit von Journalisten auf die tatsächlichen
Studien-Inhalte und deren eigenständige Überprüfung lenken zu können.

Dies geschieht, weil die bisherigen Medienberichte leider ein hochgradig
falsches Bild der Studie und ihrer Ergebnisse geliefert haben und zu
befürchten ist, dass das Klima und die betroffenen Menschen
gesundheitlichen Schaden erleiden könnten, wenn sie sich an den
publizierten Ergebnissen orientieren würden.



Hier ist die gesamte Analyse auf vegan.eu, einschließlich von Zahlen.

https://www.vegan.eu/wissenschaftlich-fragwuerdig-autorengruppe-empfiehlt-fortsetzung-des-fleischkonsums/

 * 

Quelle:

vegan.eu in Kooperation mit gleichklang.de

Gleichklang limited

Marienstr. 38, 30171 Hannover

E-Mail: service@gleichklang.de

Internet: https://www.vegan.eu
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